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0. Vorbericht 

0.1 Ergebnisse der überörtlichen Prüfung der Stadt 

Gelsenkirchen 

0.1.1 Managementübersicht 

Als Ergebnis der überörtlichen Prüfung der Stadt Gelsenkirchen stellt die gpaNRW nachfolgend 

die Haushaltssituation sowie die wesentlichen Handlungsmöglichkeiten der einzelnen Hand-

lungsfelder dar. 

Die Feststellungen und Empfehlungen haben wir tabellarisch in der Anlage 1 aufgeführt. Die 

Reihenfolge ist chronologisch und gibt keine Priorisierung vor. 

Verschiedene Krisen belasten seit einigen Jahren die städtischen Haushalte und beeinflussen 

gegebenenfalls auch die in dieser überörtlichen Prüfung betrachteten Handlungsfelder. Soweit 

möglich, haben wir die Auswirkungen in den Teilberichten thematisiert. 

Die Haushaltssituation der Stadt Gelsenkirchen hat sich im Betrachtungszeitraum 2019 bis 

2023 insgesamt positiv entwickelt. Die Stadt konnte seit 2017 nur mit Ausnahme des Jahres 

2019 Jahresüberschüsse ausweisen. Dadurch hat sich ihre Ausgleichsrücklage und damit auch 

das Eigenkapital erhöht. Interkommunal liegt die Eigenkapitalausstattung jedoch weiterhin auf 

niedrigem Niveau. Da sich in Gelsenkirchen, wie in den meisten Kommunen in NRW, für die 

Folgejahre eine negative Trendwende abzeichnet, sieht die gpaNRW einen steigenden Konsoli-

dierungsbedarf. Begründet ist dieser durch durchgängige Fehlbeträge in der Ergebnisplanung, 

einen hohen Investitionsbedarf und den daraus resultierenden zu erwartenden starken Anstieg 

der aktuell noch durchschnittlichen Gesamtverbindlichkeiten.  

Für ihre Haushaltssteuerung hat die Stadt Gelsenkirchen organisatorische Regelungen getrof-

fen. Aufgrund einer Anpassung der Vorgaben für Ermächtigungsübertragungen hat sich deren 

Volumen ab 2022 bereits reduziert. Gleichwohl konnte die Stadt ihre investiven Ermächtigungen 

konstant nur in geringem Umfang in Anspruch nehmen. Auch für das Kreditmanagement hat sie 

Regelungen festgeschrieben. Diese sollte sie noch konkretisieren und ergänzen. Für das Anla-

genmanagement sollte sie ebenfalls einen Handlungsrahmen erstellen. Für das Fördermittelma-

nagement sieht die gpaNRW noch Optimierungsmöglichkeiten durch standardisierte Prozesse 

sowie ein Controlling an zentraler Stelle.  

Auf der Grundlage ihres Klimakonzeptes 2030/45 verfolgt die Stadt Gelsenkirchen das Ziel, 

entsprechend den gesetzlichen Vorgaben spätestens 2045 die Klimaneutralität zu erreichen. 

Nach Möglichkeit soll die bilanzielle Treibhausgasneutralität in der Verwaltung, den Eigenbetrei-

ben und den städtischen Gesellschaften bereits 2040 erreicht werden. Hierzu hat die Stadt ver-

schiedene Leitlinien und Maßnahmenpläne beschlossen. Eine Verknüpfung der Ziele und Maß-

nahmen mit Kennzahlen zur Nachhaltigkeit gibt es im städtischen Haushalt bisher noch nicht. 

Im Sinne der finanziellen Nachhaltigkeit führt die Stadt vor Investitions- und Beschaffungsent-

scheidungen regelmäßig Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen durch. Da diese dezentral erfolgen, 

sollte sie hierfür Standards und Wertgrenzen definieren. 
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Auf die Mobilität entfallen rund 27 Prozent1 der Treibhausgasemissionen der Stadt. Die Stadt 

als Arbeitgeberin löst täglich selbst Mobilität verschiedenster Art aus und kann in ihrer Vorbild-

funktion viel für den Klimaschutz tun. Die Stadt Gelsenkirchen hat deshalb in ihrem Masterplan 

Mobilität auch Maßnahmen zum kommunalen Mobilitätsmanagement festgelegt. Durch das 

Angebot von Homeoffice und mobilem Arbeiten, bezuschussten ÖPNV-Tickets sowie Fahrrad-

leasing hat sie bereits gute Voraussetzungen dafür geschaffen, den Schadstoffausstoß durch 

Fahrten zur und während der Arbeit zu verringern. Ein hoher Anteil von Fahrzeugen mit alterna-

tiven Antrieben im Fuhrpark der Stadt trägt ebenfalls dazu bei.  

In ihrem Klimakonzept 2030/45 hat die Stadt Gelsenkirchen unter anderem das Handlungsfeld 

„Vorbild Stadt“ festgelegt. Für dieses Handlungsfeld hat sie diverse Maßnahmen für die Gebäu-

dewirtschaft definiert. Diese zeigen auf, dass sie beabsichtigt, ihrer gesetzlich vorgegebenen 

Vorbildfunktion in Bezug auf den Klimaschutz gerecht zu werden. Konkret beziffert hat sie den 

hierfür erforderlichen Finanzbedarf allerdings noch nicht. Eine von der gpaNRW durchgeführte 

überschlägige Modellrechnung kommt zu dem Ergebnis, dass die Stadt ihren Finanzmittelein-

satz für die Sanierung ihrer Gebäude mehr als verdreifachen müsste, um die Treibhausgas-

neutralität für den eigenen Gebäudebestand bis 2045 erreichen zu können. Der bisherige Ver-

lauf der gesamtstädtischen Treibhausgasbilanz zeigt, dass die Treibhausgas-Emissionen auf 

dem Gelsenkirchener Stadtgebiet im Zeitraum von 1990 bis 2020 bereits um mehr als 50 Pro-

zent reduziert werden konnten. Die Stadt sollte regelmäßig anhand des weiteren Verlaufs rea-

listisch bewerten, ob sie das Ziel der Treibhausneutralität bis 2045 erreichen kann und gegebe-

nenfalls weitere Maßnahmen initiieren.  

Eine immens wichtige Voraussetzung für eine effiziente Verwaltung ist eine gut aufgestellte In-

formationstechnik. Auch wenn im operativen Bereich bereits eine gute IT-Unterstützung gege-

ben ist, sieht die gpaNRW bei allen betrachteten Einzelaspekten bei der Stadt Gelsenkirchen 

noch Optimierungspotenzial. Es fehlen insbesondere strategische Vorgaben in nahezu allen 

Bereichen. Der Fortschritt bei der Digitalisierung der Verwaltung ist außerdem noch relativ 

schwach. Durch Sicherheits- und Notfallkonzepte sowie bessere Rahmenbedingungen für Prüf-

handlungen durch die örtliche Rechnungsprüfung könnte sich die Stadt ebenfalls verbessern. 

Diese Ergebnisse korrelieren mit interkommunal niedrigen IT-Kosten je Arbeitsplatz mit IT-Aus-

stattung. 

Bei den ordnungsbehördlichen Bestattungen ist die Stadt Gelsenkirchen durch vergleichs-

weise hohe Fallzahlen und Fehlbeträge belastet. Sie setzt im Vergleichsjahr 2023 mehr Perso-

nal für diese Aufgabe ein als die meisten Vergleichsstädte, um durch Stellenvakanz entstan-

dene Rückstände abzuarbeiten. Zukünftig sollte sie ihre Kostenerstattungsansprüche konse-

quent und zeitnah geltend machen. Die vorliegenden verbindlichen Abläufe und Standards tra-

gen zur rechtssicheren Bearbeitung bei. Diese sind bereits während der Prüfung dahingehend 

angepasst worden, dass jeweils dem Einzelfall angemessene Verwaltungsgebühren zu erheben 

sind.  

Das Krisenmanagement der Stadt Gelsenkirchen ist bereits gut aufgestellt. Es fehlen jedoch 

Konzepte zur Dokumentation und Absicherung. Die Stadt hat die Risiken für ihr Stadtgebiet 

identifiziert. Diese sollte sie hinsichtlich ihrer Eintrittswahrscheinlichkeit und des möglichen 

Schadensausmaßes bewerten. Die getroffenen Vorkehrungen für Szenarien wie Pandemien, 

 

1 Quelle: Klimakonzept 2030/45 für die Stadt Gelsenkirchen 
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länger andauernde Stromausfälle, eine Energiekrise und Extremwetterereignisse zeigen das 

Verantwortungsbewusstsein der Stadt. Durch formelle Konzepte für den Notfallbetrieb, zur Ein-

bindung von Spontanhelfenden, ein tragfähiges Logistikkonzept sowie ein Verpflegungskonzept 

für den Krisenstab könnte sie die Krisenfestigkeit weiter stärken.  

Die Haushaltsbelastung durch die Hilfen zur Erziehung ist bei der Stadt Gelsenkirchen im Be-

trachtungszeitraum stetig gestiegen. Gleichwohl ist sie noch geringer als in den meisten Ver-

gleichsstädten. Durch einen stark präventiven Ansatz gelingt es dem Jugendamt, die Falldichte 

auf einem niedrigen Niveau zu halten. Bei den stationären Hilfen profitiert sie zudem davon, 

dass sie vergleichsweise viele Kinder und Jugendliche in Pflegefamilien unterbringen kann.  

Die Arbeit des Jugendamtes wurde im Betrachtungszeitraum durch eine hohe Personalfluktua-

tion und Stellenvakanzen erschwert. Deshalb sollte die Stadt eine Personalbedarfsplanung er-

arbeiten und eine möglichst schnelle Nachbesetzung anstreben.  

Eine bereits bei der letzten Prüfung aufzeigte Schwachstelle des Gelsenkirchener Jugendamtes 

ist weiterhin das Controlling. Eine im August 2024 für diese Aufgabe etablierte Stelle soll die 

Auswertungs- und Steuerungsmöglichkeiten ab 2025 verbessern. Das Controlling sollte auch 

die Aufgaben der wirtschaftlichen Jugendhilfe (WiJu) einbeziehen. So können die interkommu-

nal geringen Kostenerstattungen besser analysiert werden.  

Optimierungsbedarf sieht die gpaNRW auch hinsichtlich der eingesetzten Softwaremodule für 

den Allgemeinen Sozialen Dienst (ASD) und die WiJu. Diese sind bisher nicht miteinander kom-

patibel und machen die Arbeit dadurch unnötig aufwendig. Außerdem sollte die Stadt die Zu-

ständigkeitsprüfung durch die WiJu frühzeitiger ins Hilfeplanverfahren einbinden. Da es bei der 

Stadt Gelsenkirchen bisher noch keine geregelten Verfahrensstandards für Leistungs-, Quali-

täts- und Entgeltvereinbarungen gibt, befürwortet die gpaNRW die geplante Einrichtung einer 

Entgelt- und Vertragskommission.  

Mithilfe der Fördermittel aus dem Pakt für den Öffentlichen Gesundheitsdienst (ÖGD) konnte 

die Stadt Gelsenkirchen die dortigen Personalressourcen in den letzten Jahren deutlich aufsto-

cken. Die Verstärkung nutzt die Stadt unter anderem, um eine Gesundheitsberichtserstattung 

aufzubauen. Diese kann Grundlage für weitere konkrete Zielsetzungen und Kennzahlen sein. 

Auch im Gesundheitsamt gelingt es nicht, bei planbarer Fluktuation eine nahtlose Wiederbeset-

zung sicherzustellen. Dies erschwert den Wissenstransfer und belastet das vorhandene Perso-

nal. Zur Motivation der Mitarbeitenden soll die starke Einbindung bei den Weiterentwicklungen 

des ÖGD beitragen. Ein wichtiger nächster Schritt ist die geplante Entwicklung einer Digitalisie-

rungsstrategie für den ÖGD. Denn eine fortschreitende Digitalisierung ermöglicht effizientere 

Arbeitsabläufe und mehr digitale Angebote für Bürgerinnen und Bürger. Die Stadt Gelsenkir-

chen erarbeitet derzeit einen örtlichen Infektionsschutzplan. Diesen sollte sie zeitnah fertigstel-

len, um gut auf künftige Krisen im Gesundheitsdienst vorbereitet zu sein. 

Die Bauaufsicht der Stadt Gelsenkirchen ist ebenfalls durch häufige Stellenvakanzen belastet. 

Obwohl die Bauantragszahlen seit 2017 um mehr als die Hälfte zurückgegangen sind, ist der 

Anteil unerledigter Fälle in Gelsenkirchen sehr hoch. Die vorgesehene Einführung der vollstän-

dig digitalen Bearbeitung und die konsequente Umsetzung der gesetzlichen Rücknahmefiktion 

können dazu beitragen, die aktuell durchschnittlichen Gesamtlaufzeiten der Antragsverfahren 

zu verkürzen. Zudem sollte die Stadt die Gründe für den hohen Anteil zurückgenommener Bau-

anträge und Ablehnungen auswerten, um diesen durch bessere Vorabinformationen zu verrin-

gern.  
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0.2 Nachhaltigkeit als Teil der Prüfung  

Die Vereinten Nationen haben am 25. September 2015 auf dem UN-Nachhaltigkeitsgipfel in 

New York das Zielsystem Agenda 2030 mit 17 Nachhaltigkeitszielen (Sustainable Development 

Goals - kurz SDGs) und 169 Unterzielen beschlossen. Diese Ziele sollen weltweit eine nachhal-

tige Entwicklung in ökonomischer, ökologischer und sozialer Hinsicht unterstützen. Die Ziele der 

Agenda 2030 können nur erreicht werden, wenn die Kommunen in die Umsetzung einbezogen 

werden. Viele Städte in NRW sind sich ihrer Verantwortung bewusst und haben sich bereits, in 

unterschiedlicher Ausprägung, mit dem Thema Nachhaltigkeit auseinandergesetzt. Sie haben 

dabei zum Teil ein wirkungsorientiertes kommunales Nachhaltigkeitsmanagement implemen-

tiert. Ein kommunales Nachhaltigkeitsmanagement ist ein Bündel an Prozessen, Maßnahmen 

und Instrumenten, welches die Entwicklung der Nachhaltigkeit in der Stadt fördert. Nachhaltig-

keitsprozesse werden dabei zunehmend nicht als Zusatzaufgabe zum kommunalen Kernge-

schäft verstanden, sondern als integraler Bestandteil jeder kommunalen Tätigkeit. Aus diesem 

Grund greift die gpaNRW das Thema Nachhaltigkeit in dieser Prüfung erstmalig auf.  

Nachhaltigkeit ist ein Querschnittsthema, welches sich über nahezu alle Aufgabenbereiche ei-

ner kreisfreien Stadt erstreckt. 

Im Prüfgebiet Finanzen widmen wir uns dem Ziel der nachhaltigen Haushaltswirtschaft. Zudem 

machen wir eine Bestandsaufnahme zur konkreten Situation und insbesondere zur Einbindung 

von nachhaltigen Zielen und Kennzahlen in den Haushalt der Stadt.  

Im Prüfgebiet Informationstechnik stehen die ökologische Nachhaltigkeit in der IT sowie durch 

den Einsatz von IT im Fokus. Hinter dem großen Potenzial von Digitalisierung und der damit 

verbundenen Technik verbirgt sich ein wachsender Energieverbrauch und ein zunehmendes 

Aufkommen von Elektronikschrott. Die Städte stehen vor der Herausforderung, die Vorteile der 

IT zu nutzen, ohne dabei die natürlichen Ressourcen zu erschöpfen oder negative soziale Aus-

wirkungen zu verstärken.  

In den Prüfgebieten Gebäudewirtschaft – Klimaschutz und Mobilitätsmanagement stellen 

wir dar, welche Maßnahmen die Stadt ergreift, um ihre Ziele zur Nachhaltigkeit und zum Klima-

schutz zu erreichen. 

Dabei sind eine sparsame Mittelverwendung und die Effizienz der Verwaltungsabläufe entschei-

dend für die wirtschaftliche Aufgabenerledigung. 

Es ist der gpaNRW bewusst, dass der Haushaltsplan noch nicht alle konkreten Maßnahmen 

enthalten kann. Das gilt vor allem für finanzwirtschaftliche Auswirkungen, die sich noch nicht 

hinreichend konkretisieren lassen oder über den Planungszeitraum des Haushaltsplans hinaus-

gehen. Aufgrund der voraussichtlich erheblichen Größenordnung sollte die Kommune diese 

Maßnahmen jedoch auch in ihren finanzwirtschaftlichen Planungen außerhalb des Haushalts-

plans im Blick haben. Dadurch kann sie frühzeitig Auswirkungen auf spätere Haushalte zumin-

dest grob schätzen und gegebenenfalls notwendige Prioritätensetzungen einleiten. 

In Anlage 2 haben wir die von den Städten eingesetzten Nachhaltigkeitsinstrumente und im in-

terkommunalen Vergleich die Nachhaltigkeitsindikatoren dargestellt. 
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0.3 Umgang mit Feststellungen und Handlungsemp-

fehlungen aus vergangenen Prüfungen 

Nach der letzten überörtlichen Prüfung haben die kreisfreien Städte aufgrund der geänderten 

Rechtslage erstmals die Stellungnahme zu den im Prüfungsbericht enthaltenen Feststellungen 

und Empfehlungen nach § 105 Abs. 6 und 7 GO NRW abgegeben. 

Die in den Prüfungen der gpaNRW getroffenen Feststellungen und die ausgesprochenen Hand-

lungsempfehlungen sind in den Städten regelmäßig auch Gegenstand der kommunalpolitischen 

Beratungen.  

Über die Ergebnisse der überörtlichen Prüfung sowie die Stellungnahme der Verwaltung hat der 

Rechnungsprüfungsausschuss der Stadt Gelsenkirchen am 02. Februar 2021 beraten. Der Rat 

der Stadt hat in seiner Sitzung am 04. März 2021 die Stellungnahme nach § 105 GO NRW be-

schlossen. 

Ein zentrales Controlling oder eine Berichterstattung hinsichtlich der weiteren Umsetzung der 

Empfehlungen hat es bei der Stadt Gelsenkirchen nicht gegeben. Die Ergebnisse und Hinweise 

aus der Prüfung sind in die Arbeit der zuständigen Organisationseinheiten eingeflossen. Dort ist 

auch die Umsetzung der Empfehlungen geprüft und weiterverfolgt worden. Als Beispiele für um-

gesetzte Maßnahmen hat die Stadt u.a. folgende angeführt: 

 Die Stadt Gelsenkirchen hat im Jugendamt einen eigenständigen Pflegekinderdienst 

(PKD) eingerichtet, um das Anwerben und Begleiten von Pflegestellen auszubauen und 

zu intensivieren. Auch wenn dessen Arbeit in den letzten Jahren durch Stellenvakanzen 

eingeschränkt war, erreicht die Stadt dadurch bei den aktuellen Prüfungsergebnissen ei-

nen hohen Anteil von Vollzeitpflegefällen an den stationären Hilfefällen. 

 Im August 2024 hat die Stadt Gelsenkirchen eine Controlling-Stelle im Jugendamt einge-

richtet, um ein regelmäßiges Controlling zu etablieren und damit die Steuerung der Hilfen 

zur Erziehung zu optimieren. Aufgrund der späten Einrichtung konnte diese Weiterent-

wicklung bei der Datenerhebung für die aktuelle Prüfung noch keine positive Wirkung ent-

falten.  

 Um die Sachbearbeitung bei der Hilfe zur Pflege angesichts der hohen Personalfluktua-

tion zu unterstützen, hat die Stadt dort eine zielgerichtete Einarbeitung durch feste, erfah-

rene Leistungssachbearbeitende eingeführt. Zudem hat die Stadt Maßnahmen zum Auf-

bau eines strukturierten Wissensmanagements getroffen. Die Stadt hat außerdem den 

Internetauftritt für den Pflegebereich verbessert und die digitalen Kommunikationswege 

deutlich ausgeweitet.  

 Um die Erhaltung der Verkehrsflächen zu optimieren, plant die Stadt Gelsenkirchen eine 

neue Straßenmanagementsoftware einzuführen. Diese soll die von der gpaNRW empfoh-

lene Verknüpfung von Anlagenbuchhaltung und technischen Daten ermöglichen. Dane-

ben prüft die Stadt in einem Projekt mit der Westfälischen Hochschule die Möglichkeit der 

Zustandsbewertung (Inventur) über eine KI-basierte Bildauswertung. Aufgrund des aufge-

zeigten kritischen Straßenzustands hat die Stadt zudem ein deutlich ausgeweitetes Bau-

programm aufgestellt.  



  Stadt Gelsenkirchen    Vorbericht    050.010.050_03379 

Seite 12 von 333 

 Im Friedhofswesen konzentriert die Stadt Gelsenkirchen die Bestattungen auf Kernberei-

che. Peripherieflächen werden nach und nach freigezogen. Nicht mehr benötigte Wege 

werden zurückgebaut und bisher pflegeintensive in pflegeextensive, naturnahe Flächen 

umgewandelt. Die Stadt hat die Niederlegung von zwei Trauerhallen beschlossen und 

nicht mehr benötigte Aufbahrungsräume außer Dienst genommen. Sie hat neue Bestat-

tungsangebote wie Friedhaine und Kolumbarien geschaffen und die Öffentlichkeitsarbeit 

für die Friedhöfe ausgeweitet. Dazu hat sie eine eigenständige Internetpräsenz für die 

Friedhöfe eingerichtet sowie Broschüren und Flyer erstellt. In Vorbereitung sind zudem 

Friedhofsführungen und Informationsveranstaltungen für Bürger und Gewerbetreibende. 

 Im Bereich der Zahlungsabwicklung wurde die Bearbeitung der Kontoauszüge wie emp-

fohlen vollständig digitalisiert. Zudem nutzt die Stadt Gelsenkirchen seit Januar 2023 

auch die Möglichkeit der Eintragung in das Schuldnerverzeichnis. Zusätzlich hat sie Maß-

nahmen ergriffen, um den damals niedrigen Anteil an SEPA-Lastschriftmandaten zu er-

höhen. Durch eine technisch geschaffene Möglichkeit, das Mandat digital einzureichen, 

sowie entsprechende Hinweise in den Bescheiden konnte sie den Anteil deutlich erhö-

hen.  

Kennzahlen zur Zahlungsabwicklung und auch zu anderen Handlungsfeldern vorangegangener 

Prüfungen schreibt die gpaNRW im gpa-Kennzahlenset fort. 

0.4 Überörtliche Prüfung 

0.4.1 Grundlagen 

Zu den Aufgaben der gpaNRW gehört es zu prüfen, ob die Kommunen des Landes NRW recht-

mäßig, sachgerecht und wirtschaftlich handeln. Die Prüfung stützt sich auf § 105 der Gemein-

deordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW). Die finanzwirtschaftliche Analyse steht dabei im 

Vordergrund. Grund dafür ist die äußerst schwierige Finanzlage vieler Städte und die gesetzli-

che Vorgabe, den kommunalen Haushalt stets auszugleichen2. Ein Schwerpunkt unserer Prü-

fung sind Vergleiche auf Basis von Kennzahlen.  

Wir wollen mit unserer Prüfung eine wirtschaftliche, krisenfeste, klimaresiliente, nachhaltige und 

digitalisierte Stadtverwaltung sowie die Sicherstellung der Aufgabenerfüllung unterstützen. 

Bei der Auswahl der Prüfungsschwerpunkte lässt sich die gpaNRW von ihren Zielen leiten, ei-

nen Beitrag zur Haushaltskonsolidierung zu leisten, die strategische und operative Steuerung 

zu unterstützen sowie auf Risiken hinzuweisen. Dabei sind wir bestrebt, einerseits die ganze 

Bandbreite der kommunalen Aufgaben und andererseits deren finanzielle Bedeutung zu berück-

sichtigen. Die Auswahl der Prüfungsschwerpunkte stimmt die gpaNRW vor der Prüfung mit 

kommunalen Praktikerinnen und Praktikern ab. 

 

2 § 75 Abs. 2 Satz 1 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
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Der Prüfungsbericht richtet sich an die Verantwortlichen der kreisfreien Städte in Rat und Ver-

waltung. Er zielt darauf ab, diesen Personenkreis - insbesondere in Haushaltskonsolidierungs-

prozessen - zu unterstützen und so einen Beitrag zur Sicherung der Zukunftsfähigkeit der 

Städte zu leisten. 

0.4.2 Prüfungsbericht 

Der Prüfungsbericht besteht aus dem Vorbericht, den Teilberichten und dem gpa-Kennzahlen-

set: 

 Der Vorbericht informiert in der Managementübersicht über die wesentlichen Ergebnisse 

der Prüfung. Zudem enthält er Informationen zum Prüfungsablauf und zur Prüfungsme-

thodik, eine Übersicht über die in der überörtlichen Prüfung getroffenen Feststellungen 

und Empfehlungen sowie eine Übersicht der Nachhaltigkeitsindikatoren im interkommu-

nalen Vergleich der 23 kreisfreien Städte. 

 Die Teilberichte beinhalten die ausführlichen Ergebnisse der einzelnen Prüfgebiete. 

 Das gpa-Kennzahlenset enthält eine Zusammenstellung aller wesentlichen Kennzahlen 

und eine Erläuterung, wie das Kennzahlenset aufgebaut ist.  

Die in dem Bericht genannten Rechtsgrundlagen haben wir in der Fassung angewendet, die 

zum Zeitpunkt des geprüften Sachverhaltes galten. 

In den verschiedenen Handlungsfeldern berechnet die gpaNRW Personalaufwendungen auf 

Basis von KGSt-Durchschnittswerten3. Soweit die gpaNRW in einzelnen Handlungsfeldern da-

von abweicht, weisen wir im Teilbericht darauf hin. Bei der Ist-Erhebung von Vollzeitstellen nut-

zen wir eine einheitliche Definition, die in den Anleitungen zur Datenerhebung enthalten ist. Der 

gpaNRW ist bewusst, dass durch vermehrte Fluktuation je nach Sachgebiet oftmals ein erhöh-

ter Einarbeitungsbedarf besteht. Dies trifft viele Städte gleichermaßen und wird in den Teilbe-

richten individuell durch die Prüfenden erläutert. 

0.4.2.1 Struktur der Berichte 

Der Aufbau unserer Teilberichte folgt grundsätzlich einer festen Struktur: 

Wertung: Einleitend treffen wir eine wertende Aussage zu unserem Prüfungsergebnis innerhalb 

eines Abschnitts. Wertungen, die eine Stellungnahme der Stadt nach § 105 Abs. 6 und 7 GO 

NRW notwendig machen, bezeichnen wir als Feststellung.  

Sollvorstellung: Die Sollvorstellung stellt die Inhalte und das Prüfungsziel im folgenden Ab-

schnitt dar. Sie ist allgemein formuliert und grundsätzlich für alle Städte gültig, z. B. auf Basis 

der aktuell geltenden Gesetzeslage. Die Sollvorstellung ist kursiv gedruckt. 

Analyse: Im Anschluss an die Sollvorstellung analysiert die gpaNRW die individuelle Situation 

in der geprüften Stadt. 

 

3 KGSt-Bericht „Kosten eines Arbeitsplatzes“ in der jeweils aktuellen Fassung. 
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Empfehlung: Letztlich weisen wir dann die bei der Prüfung erkannten Verbesserungspotenziale 

als Empfehlung aus. 

Feststellungen, die eine Stellungnahme der Stadt während des Prüfungsverfahrens erfordern 

(z. B. ein festgestellter Rechtsverstoß) kennzeichnen wir im Prüfungsbericht mit einem Zusatz.  

0.4.2.2 Verfahren nach Prüfungsabschluss 

Die Stadt nimmt zu allen Feststellungen und Empfehlungen des Prüfungsberichts nach  

§ 105 Abs. 6 und 7 GO NRW Stellung. 

Die Berichte der überörtlichen Prüfungen sowie die Stellungnahmen der Städte werden auf der 

Internetseite der gpaNRW veröffentlicht. 

0.5 Prüfungsmethodik 

0.5.1 Kennzahlenvergleich 

Der Kennzahlenvergleich ist eine prägende Prüfungsmethodik der gpaNRW. Dazu errechnen 

wir Kennzahlen in den Städten und vergleichen diese landesweit. Für den Vergleich ist eine ein-

heitliche Ausgangsbasis erforderlich. Es gibt jedoch keine landeseinheitliche Festlegung unter-

halb der Produktbereichsebene, so dass die Produktgruppen häufig unterschiedliche Produkte 

und die Produkte unterschiedliche Leistungen enthalten. Daher ist der Vergleich nicht in allen 

Fällen unmittelbar aus den Daten der Jahresrechnungen heraus möglich. Wir haben deshalb 

Grunddaten einheitlich definiert und erheben diese vor Ort. 

Die Stadt soll ihren Kennzahlenwert gut einordnen können. Deshalb stellen wir folgende Werte 

dar:  

 die Extremwerte, also das Minimum und das Maximum, und 

 drei Viertelwerte.  

Viertelwerte teilen eine nach Größe geordnete statistische Reihe in vier Viertel. Der erste Vier-

telwert teilt die vorgefundenen Werte so, dass 25 Prozent darunter und 75 Prozent darüber lie-

gen. Der zweite Viertelwert entspricht dem Median und liegt in der Mitte der statistischen Reihe, 

d.h. 50 Prozent der Werte liegen unterhalb und 50 Prozent oberhalb dieses Wertes. Der dritte 

Viertelwert teilt die vorgefundenen Werte so, dass 75 Prozent darunter und 25 Prozent darüber 

liegen. 

Ebenfalls nennen wir die Anzahl der Werte, die in den Vergleich eingeflossen sind. In den inter-

kommunalen Vergleich hat die gpaNRW die Werte aller 23 kreisfreien Städte einbezogen.  

Im Prüfgebiet Finanzen erfassen und analysieren wir die wichtigsten materiellen und formellen 

Rahmenbedingungen der Haushaltswirtschaft. Der Schwerpunkt unserer Analyse liegt darin, ob 

die Haushaltswirtschaft nachhaltig ausgerichtet ist. Die Prüfung setzt dabei auf den Ergebnis-

sen der örtlichen Prüfung auf. 
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Nicht immer kann eine Stadt alle Grundzahlen erheben. Ebenso sind aus unterschiedlichsten 

Gründen einzelne Kennzahlen nicht mit den Kennzahlen anderer Städte vergleichbar. In beiden 

Fällen kennzeichnet die gpaNRW in Grafiken und Tabellen den Wert der Stadt mit „k. A.“. Sollte 

die Kennzahl der Stadt nicht mit den Kennzahlen der Vergleichsstädte vergleichbar sein, erläu-

tert die gpaNRW textlich den Grund hierfür. Die Angabe „k. A.“ deutet somit nicht automatisch 

auf eine mangelnde Datenlieferung der Stadt hin. 

0.5.2 Geschäftsprozesse 

In den Prüfgebieten Kommunales Krisenmanagement, Hilfe zur Erziehung und Bauaufsicht 

analysieren wir jeweils einen Geschäftsprozess. Wir bilden die Abläufe in der Modellierungs-

sprache PICTURE.BPMN grafisch ab und verzichten auf textliche Beschreibungen. Wir überge-

ben der geprüften Stadt ihr jeweiliges Prozessmodell in digitaler Form, damit sie den Prozess 

selbst weiterentwickeln und fortschreiben kann. 

0.5.3 Erfüllungsgrad 

Um bei steuerungsrelevanten Themen messen zu können, inwieweit eine Stadt die Anforderun-

gen unserer Sollvorstellung umsetzt, ermittelt die gpaNRW Erfüllungsgrade. Dafür führen wir 

standardisierte Interviews und analysieren Unterlagen. Wir drücken den Erfüllungsgrad in einem 

Prozentwert aus und stellen ihn zur Standortbestimmung auch im interkommunalen Vergleich 

dar. 

0.5.4 Konsolidierungsmöglichkeiten 

Die gpaNRW zeigt den formellen Handlungsrahmen einer Stadt auf, macht den unterschiedli-

chen Ressourceneinsatz durch den Vergleich der Städte transparent und weist dabei auf An-

sätze für Veränderungen hin. 

Der in den Städten festgestellte Ressourceneinsatz ist im interkommunalen Vergleich sehr un-

terschiedlich. Orientierung bietet der Überblick über die Streuung der Werte, insbesondere im 

Vergleich zu den Viertelwerten. In einzelnen Teilberichten zeigen wir Möglichkeiten für einen 

sparsamen Ressourceneinsatz oder zur Verbesserung der Ertragssituation. 

Oftmals ist für eine langfristige Einsparung zunächst ein erhöhter Ressourceneinsatz notwen-

dig. Dies gilt insbesondere bei Maßnahmen des Klimaschutzes. 

Der Prüfung liegt keine vollständige Betrachtung von Kernverwaltung, Sondervermögen und 

Beteiligungen zugrunde. Es ist daher möglich, dass in anderen Bereichen weitere Verbesse-

rungsmöglichkeiten bestehen, die über in diesem Prüfungsbericht beschriebene Handlungs-

möglichkeiten hinausgehen. 

0.5.5 gpa-Kennzahlenset  

Steuerungsrelevante Kennzahlen der von der gpaNRW betrachteten kommunalen Handlungs-

felder stellen wir im gpa-Kennzahlenset dar. Die Übersicht enthält Kennzahlen aus Handlungs-

feldern, die die gpaNRW in vorangegangenen Prüfungen betrachtet hat. Ergänzt wird das gpa-
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Kennzahlenset durch Kennzahlen, die wir erstmalig in der aktuellen Prüfung der kreisfreien 

Städte erhoben haben. 

Die Fortschreibung der örtlichen Kennzahlen sowie der interkommunalen Vergleichswerte er-

möglicht den Städten eine aktuelle Standortbestimmung. Zusammen mit den aus früheren Prü-

fungen bekannten Analysen, Handlungsempfehlungen sowie Hinweisen auf mögliche Konsoli-

dierungsmöglichkeiten können die Städte diese für ihre interne Steuerung nutzen. 

0.6 Prüfungsablauf 

Die Prüfung in Gelsenkirchen hat die gpaNRW von November 2023 bis März 2025 durchge-

führt.  

Zunächst hat die gpaNRW die erforderlichen Daten und Informationen zusammengestellt und 

mit der Stadt Gelsenkirchen hinsichtlich ihrer Vollständigkeit und Richtigkeit abgestimmt. Auf 

dieser Grundlage haben wir die Daten und Sachverhalte analysiert. 

Für den interkommunalen Vergleich verwenden wir in der Stadt Gelsenkirchen überwiegend 

das Vergleichsjahr 2023. Ergänzend haben wir die interkommunalen Vergleiche für 2022 darge-

stellt.  

Basis in der Finanzprüfung sind die festgestellten Jahresabschlüsse 2019 bis 2023 sowie die 

Haushaltsplanung 2024 und 2025 einschließlich der bis 2028 reichenden mittelfristigen Pla-

nung. 

Neben den Daten früherer Jahre haben wir ebenfalls aktuelle Entwicklungen und Besonderhei-

ten der Stadt Gelsenkirchen berücksichtigt, um Aussagen für die Zukunft machen zu können. 

Geprüft haben:  

Leitung der Prüfung   Dirk Hungermann 

Finanzen    Benjamin Traut 

Mobilitätsmanagement   Markus Daschner 

Informationstechnik   Rita Schroer 

Gebäudewirtschaft/Klimaschutz  Robert Pawelczyk 

Ordnungsbehördliche Bestattungen Maike Wendt 

Kommunales Krisenmanagement Maike Wendt 

Hilfe zur Erziehung    Lars Cramer 

Öffentlicher Gesundheitsdienst  Lena Steinkamp 

Bauaufsicht    Andreas Pickhard 
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Das Prüfungsergebnis haben die Prüfenden mit den beteiligten Beschäftigten in den betroffe-

nen Organisationseinheiten erörtert.  

Den Verwaltungsvorstand der Stadt Gelsenkirchen hat die gpaNRW in seiner Sitzung am  

11. März 2025 über die wesentlichen Prüfungsergebnisse informiert. 

 

Herne, den 05. Juni 2025 

 

Im Auftrag 

 

Im Auftrag 

gez. gez. 

Dagmar Klossow Dirk Hungermann 

Abteilungsleitung 

 

Projektleitung 
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0.7 Anlage 1: Ergänzende Tabelle 

Zusammenstellung der Feststellungen und Empfehlungen der gpaNRW zur überörtlichen Prüfung 2024/2025 – Handlungsfelder  

Feststellung Empfehlung 

Haushaltssteuerung 

F1 

Die Stadt Gelsenkirchen führt Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen in den dezentra-

len Organisationseinheiten durch. Festgeschriebene gesamtstädtische Vorgaben, 

Standards und Wertgrenzen für Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen gibt es nicht, al-

lerdings gute Ansätze und Prozesse in einzelnen Bereichen der Verwaltung. 

E1.1 

Die Stadt sollte gesamtstädtische Mindeststandards für die Durchführung von Wirt-

schaftlichkeitsuntersuchungen in einer Dienstanweisung regeln und den dezentra-

len Organisationseinheiten Arbeitshilfen bereitstellen. Sie kann dafür auf gute An-

sätze einzelner dezentraler Organisationseinheiten zurückgreifen. 

  E1.2 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte Wertgrenzen nach § 13 Abs. 1 KomHVO NRW fest-

legen, oberhalb derer ein Wirtschaftlichkeitsvergleich verpflichtend durchzuführen 

ist, um den Verwaltungsaufwand möglichst gering zu halten. 

F2 

Die Stadt Gelsenkirchen hat Regelungen für die Ermächtigungsübertragungen ge-

troffen. Diese Regelungen lassen jedoch Interpretationsspielraum und eröffnen 

Übertragungen, die über den verfolgten Zweck von Ermächtigungsübertragungen 

hinausgehen. 

E2 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die getroffenen Regelungen über Art, Umfang und 

Dauer von Ermächtigungsübertragungen konkretisieren und sich dabei an gesetzli-

chen Vorgaben orientieren. Die Regelungen, das Verfahren und die Zuständigkei-

ten sollte die Stadt in einer Dienstanweisung festschreiben. 

F3 

Die Ermächtigungsübertragungen haben seit der letzten Prüfung insgesamt zuge-

nommen. Gelsenkirchen hat daher 2022 neue Vorgaben für einen noch restriktive-

ren Umgang mit Übertragungen geschaffen. Die Stadt kann einen Großteil der fort-

geschriebenen investiven Ansätze nicht wie geplant verausgaben. 

E3 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte im Sinne der eigenen Zielsetzung bei der zukünfti-

gen Haushaltsplanung verstärkt die Planung der Investitionsauszahlungen anhand 

der Vorgaben des § 13 Abs. 2 KomHVO NRW überprüfen. 

F4 

Die Stadt Gelsenkirchen hat 2014 Regelungen für das Kreditmanagement festge-

schrieben. Darin sind unter anderem die organisatorischen Zuständigkeiten festge-

legt. Optimierungspotenzial besteht hinsichtlich der strategischen Ausrichtung und 

der Konkretisierung des Handlungsrahmens. 

E4 

Die Stadt sollte die strategische Ausrichtung für das Kreditmanagement in den 

Dienstanweisungen ergänzen. Der Handlungsrahmen sollte in diesem Zusammen-

hang im Hinblick auf die zulässigen Finanzinstrumente konkretisiert werden. 

F5 

Die Stadt Gelsenkirchen erstellt kurze Berichte zum Zins- und Schuldenmanage-

ment. Die Regelungen zum Berichtswesen und das Berichtswesen der Stadt Gel-

senkirchen selbst, bieten jedoch Optimierungspotenzial. 

E5 

Zu Steuerungszwecken sollte die Stadt Gelsenkirchen ihr Berichtswesen zum Kre-

ditmanagement erweitern und ein unterjähriges kennzahlengestütztes Controlling 

etablieren. 
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Feststellung Empfehlung 

F6 

Die Stadt Gelsenkirchen verfügt über keine nennenswerten Anlagen. Die Stadt ar-

beitet an der Erstellung eines Handlungsrahmens für ihr Anlagemanagement. Bis-

her sind die gesteckten Vorgaben nicht schriftlich festgehalten. 

E6 

Sofern die Stadt in Zukunft über liquide Mittel verfügt, die sie nicht unmittelbar zur 

Liquiditätssicherung und Rückzahlung von Krediten benötigt, sollte sie vor einer 

Geldanlage Rahmenbedingungen schriftlich festlegen. 

F7 

Das Fördermittelmanagement der Stadt Gelsenkirchen befindet sich im Wandel. 

Die Stadt möchte sich neu aufstellen und strebt eine Optimierung der dezentralen 

Strukturen an. Strategische Vorgaben und Ziele sollen auf Dauer etabliert werden. 

E7 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte ihre Vorhaben weiterverfolgen, grundlegende Vor-

gaben und Ziele zum Umgang mit Fördermitteln sowie deren Akquise aufzustellen. 

Die Prüfung von möglichen Förderfähigkeiten sollte generell festgeschriebener und 

standardisierter Bestandteil in jeder Planung sein. 

F8 

Die Fördermittelbewirtschaftung obliegt in Gelsenkirchen den dezentralen Organi-

sationeinheiten. Ein ganzheitliches und zentrales Fördermittelcontrolling sowie Be-

richtswesen würde zusätzlich unterstützend dazu beitragen, auch künftig Rückfor-

derungen zu vermeiden. 

E8 

Die Stadt sollte an ihrem Vorhaben ein zentrales Controlling zu etablieren, festhal-

ten. Dieses würde eine ordnungsgemäße Abwicklung der Förderbestimmungen er-

leichtern und einen personenunabhängigen Wissensstand zu den Förderprojekten 

schaffen. Darauf aufbauend sollten die Entscheidungsträger regelmäßig über den 

Stand aller wichtigen Förderprojekte informiert werden. 

Mobilitätsmanagement 

F1 

Die Stadt Gelsenkirchen setzt gute Rahmenbedingungen für die flexible Arbeit in 

Form von Homeoffice und mobiler Arbeit. Sie verbindet damit auch das Ziel, die 

Umwelt durch die Verringerung von Fahrtwegen zu entlasten. In welchem Umfang 

diese Maßnahmen die Emission von Treibhausgasen reduzieren, hat die Stadt Gel-

senkirchen noch nicht erhoben. 

E1.1 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte nach Einführung der neuen Zeiterfassungssoftware 

erheben, inwiefern von den guten Rahmenbedingungen der flexiblen Arbeit durch 

die Mitarbeitenden Gebrauch gemacht wird. 

  E1.2 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Bereitschaft zum Desksharing mit der Inan-

spruchnahme der Möglichkeiten zur mobilen Arbeit oder Arbeit im Homeoffice ver-

binden. 

  E1.3 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Auswirkungen der guten Rahmenbedingungen 

zur flexiblen Arbeit auf die Zielerreichung der Treibhausgasneutralität bis 2045 

nachweisen. 

F2 

Die Stadt Gelsenkirchen fördert klimafreundliche Dienstreisen, indem sie die Wahl 

der Verkehrsmittel in ihrer Dienstanweisung priorisiert. Die Verteilung der abge-

rechneten Dienstreisen zeigt jedoch, dass der überwiegende Anteil mit dem priva-

ten PKW durchgeführt wurde. Eine verbesserte Datenlage ist noch ein fehlender 

Ausgangspunkt für eine gezieltere Förderung der Klimafreundlichkeit der Dienstrei-

sen. 

E2 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte anstreben, die Prozesse der Beantragung, Geneh-

migung und Abrechnung der Dienstreisen möglichst digital zu gestalten. Mithilfe ei-

ner besseren Datenbasis kann die Stadt dann gezielt Einfluss für eine klimafreund-

liche Umsetzung der Dienstreisen nehmen. 
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F3 

Mit der Neuzuordnung der Aufgabe an die GELSENDIENSTE ab 2024 verknüpft 

die Stadt die zukünftige Weiterentwicklung des Fuhrparkmanagements. Bei der 

Elektrifizierung und Erneuerung ihrer Fahrzeugflotte ist die Stadt bereits jetzt weiter 

vorangeschritten als die Vergleichsstädte. 

E3 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte den gezielten Einsatz von Fahrzeugpools umset-

zen. Hierdurch sollte die Auslastung der poolingfähigen Fahrzeuge verbessert und 

der Einsatz privateigener PKW reduziert werden. 

F4 

Die Stadt Gelsenkirchen stellt ihren Mitarbeitenden attraktive Rahmenbedingungen 

für die Anreise mit dem ÖPNV zur Verfügung. Hierzu zählen die Bezuschussung 

der Monatstickets und steuerliche Vergünstigungen für die Tarifbeschäftigten sowie 

die günstigen Vertragskonditionen, von denen alle Mitarbeitenden profitieren. Dar-

über hinaus sind die Dienststellen in der Regel mit dem ÖPNV gut erreichbar. 

E4 
Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Bezuschussung der ÖPNV-Tickets für ihre Tarif-

angestellten weiter fortsetzen, um hierüber die Nutzung des ÖPNV zu fördern. 

F5 

Die Stadt Gelsenkirchen verbessert sukzessive die Rahmenbedingungen ihrer Mit-

arbeitenden für die Fahrradnutzung. Hierzu zählen die Bereitstellung sicherer Ab-

stellmöglichkeiten und Diensträder, die Umsetzung des TV-Fahrradleasing und die 

Teilnahme an Mitmach-Aktionen. 

E5.1 
Die Stadt Gelsenkirchen sollte das Angebot der Diensträder für Dienstfahrten auf 

der Basis der Ergebnisse der Auswertung weiter optimieren. 

  E5.2 
Die Stadt Gelsenkirchen sollte weiterhin das Angebot sicherer Abstellmöglichkeiten 

für die Fahrräder ihrer Mitarbeitenden nach Möglichkeit ausweiten. 

Informationstechnik 

F1 

Das IT-Betriebsmodell der Stadt Gelsenkirchen bietet grundsätzlich gute Rahmen-

bedingungen für eine wirtschaftliche und bedarfsgerechte IT-Steuerung. Allerdings 

schöpft die Stadt diese bislang nicht hinreichend aus. Optimierungsspielraum be-

steht bei der IT-Gesamtsteuerung und punktuell im IT-Controlling und dem Lizenz-

management. 

E1.1 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte auf eine höhere Transparenz der Kalkulationsgrund-

lage ihres IT-Dienstleisters hinwirken. Zudem sollte sie die strategische Steuerung 

ihres IT-Betriebsmodells durch eine stärkere inhaltliche und organisatorische Tren-

nung zwischen Auftraggeber- und Auftragnehmerrolle weiter schärfen. Hierzu ge-

hört insbesondere die klare Abgrenzung strategischer Aufgaben sowie die Weiter-

entwicklung der übergeordneten IT-Strategie mit messbaren Zielgrößen. Ergän-

zend sollte die Stadt Aspekte des IT-Controllings, der Personalentwicklung und der 

-qualifizierung systematisch in die Steuerungsinstrumente integrieren. Außerdem 

sollte sie ihre Ausstattungsziele explizit benennen, mit Zeitzielen hinterlegen und 

einen Prozess zur Fortschreibung der IT-Strategie implementieren. 

  E1.2 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Möglichkeit verbessern, Informationen über de-

zentrale IT-Personalressourcen für Steuerungszwecke zentral verfügbar zu ma-

chen. Sie sollte außerdem IT-Kennzahlen definieren und implementieren, um ihr 

IT-Controlling auszubauen. 
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  E1.3 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte ein systematisches Lizenzmanagement einführen, 

um wirtschaftliche Risiken beim Einsatz von Lizenzprodukten weiter zu reduzieren. 

Dies bedingt, dass die Stadt Gelsenkirchen regelmäßig prüft, ob Lizenzen genutzt 

werden und über- oder unterlizenziert sind. 

F2 

Die Stadt Gelsenkirchen verfolgt derzeit einen pragmatischen, projektbezogenen 

Ansatz zur digitalen Transformation der Verwaltung. Allerdings besteht ohne einen 

verbindlichen strategischen Orientierungsrahmen das Risiko, dass Digitalisierungs-

projekte unsystematisch priorisiert, Ressourcen ineffizient eingesetzt und zentrale 

Zeit- und Entwicklungsziele verfehlt werden. 

E2.1 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die geplante Fortschreibung ihrer Digitalisierungs-

strategie mit hoher Priorität abschließen. Dabei sollten verbindliche Kriterien zur 

Projektpriorisierung sowie konkrete Zeitrahmen für die Umsetzung strategischer 

Ziele definiert werden. 

  E2.2 

Zur Stärkung der operativen Steuerung sollte die Stadt Gelsenkirchen ein standar-

disiertes Projektmanagement einführen. Hierzu zählen verbindliche Regelungen zu 

Projektphasen, Managementmethoden, Dokumentationspflichten und einem syste-

matischen Projektcontrolling. Dies schafft Transparenz, erleichtert die Nachverfolg-

barkeit und erhöht die Effizienz bei der Umsetzung der Digitalisierungsprojekte. 

F3 

Im Hinblick auf das ersetzende Scannen hat die Stadt Gelsenkirchen gute organi-

satorische und technische Rahmenbedingungen geschaffen. Optimierungspoten-

zial besteht jedoch im Hinblick auf die Durchführung einer Schutzbedarfsanalyse. 

E3 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte unter Beteiligung der zuständigen Fachdienststellen 

eine strukturierte Schutzbedarfsanalyse für das ersetzende Scannen durchführen 

und dokumentieren, um das Risiko eines Verlusts von beweisrelevanten Daten zu 

verringern. 

F4 

Die Stadt Gelsenkirchen setzt die qualifizierte elektronische Signaturen (qeS) bis-

lang nur in Teilbereichen ein. Ein zentraler Überblick darüber, in welchen Verwal-

tungsverfahren eine qualifizierte elektronische Signatur rechtlich möglich und tat-

sächlich erforderlich ist, liegt derzeit nicht vor. Dadurch bleibt ungenutztes Poten-

zial für die vollständige Digitalisierung von Prozessen bestehen. 

E4 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte einen zentralen Überblick über alle Verwaltungsver-

fahren erstellen, in denen rechtlich auf eine handschriftliche Unterschrift verzichtet 

werden kann. Auf dieser Grundlage sollte sie eine Strategie zur systematischen 

Nutzung qualifizierter elektronischer Signaturen entwickeln. Hierbei sind sowohl die 

Integration in Fachverfahren als auch in das DMS konsequent umzusetzen. Dar-

über hinaus sollte die Stadt prüfen, ob eine einheitliche Lösung mit einem zentral 

ausgewählten Vertrauensdiensteanbieter die Wirtschaftlichkeit und Effizienz stei-

gern kann. 
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F5 

Die Stadt Gelsenkirchen setzt bereits mehrere Pilotprojekte zur Anwendung von 

Künstlicher Intelligenz um. Sie hat allerdings bisher noch keine normativen Grund-

lagen geschaffen, um den Einsatz von KI zu fördern und unter Risikoaspekten zu 

regeln. 

E5 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte eine verwaltungsweite KI-Strategie entwickeln, wel-

che die zentralen Zielstellungen, Einsatzgrenzen, Qualitätsanforderungen sowie 

Risikoabwägungen im Hinblick auf Datenschutz und IT-Sicherheit festlegt. Darüber 

hinaus sollte die Stadt einen strukturierten Regelungsrahmen für die Einführung 

und Nutzung von KI-Anwendungen schaffen, der insbesondere ethische Leitlinien, 

standardisierte Prozesse und Zuständigkeiten definiert. Ergänzend ist ein Schu-

lungs- und Informationskonzept für Mitarbeitende sowie für Bürgerinnen und Bür-

ger zu erarbeiten, um Akzeptanz und Transparenz sicherzustellen. 

F6 

Das Digitalisierungsniveau der Stadt Gelsenkirchen ist bislang unterdurchschnittlich 

ausgeprägt. Wenngleich die Stadt die digitale Transformation ihrer Verwaltung aktiv 

vorantreibt, ist der weitere Fortschritt nicht hinreichend konkret geplant. 

E6 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte einen verbindlichen Projektplan aufstellen, um die 

verwaltungsweite Einführung des DMS sowie der elektronischen Aktenführung zu 

forcieren und mit Priorität umzusetzen. 

F7 

Das Prozessmanagement der Stadt Gelsenkirchen befindet sich weiterhin im Auf-

bau. Es fehlt die strategische Grundlage, um eine verwaltungsweit notwendige Pro-

zessmanagementkultur ausbilden und eine systematische Vorgehensweise ge-

währleisten zu können. 

E7.1 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte dem weiteren Aufbau eines systematischen Pro-

zessmanagements eine hohe Priorität einräumen. Zu diesem Zweck sollte sie eine 

verbindliche Strategie beschließen, die insbesondere die Digitalisierung in den Fo-

kus rückt und klare Kriterien für die Priorisierung und Bearbeitung von Prozessen 

definiert. 

  E7.2 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte ihr Vorhaben, verbindliche Regelungen zu den ein-

gesetzten Erhebungsmethoden sowie zur Durchführung von Prozessanalysen und 

-optimierungen zu implementieren, mit Nachdruck weiterverfolgen. Diese operati-

ven Regelungen sollten eng an den noch zu definierenden strategischen Zielen 

des Prozessmanagements ausgerichtet werden. Darüber hinaus sollte sie die Zu-

sammenarbeit zwischen dem operativen Prozessmanagement und der IT-Steue-

rung weiter intensivieren, um insbesondere im Zuge der fortschreitenden Digitali-

sierung eine konsistente und effiziente Umsetzung des Prozessmanagements si-

cherzustellen. 

  E7.3 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Steuerungspotenziale des Prozessmanage-

ments künftig noch stärker in den Fokus rücken. Sie sollte ein geeignetes Kenn-

zahlensystem entwickeln, um Optimierungspotentiale identifizieren und nachvoll-

ziehbar darstellen kann. Die Stadt sollte außerdem prüfen, inwiefern bestehende 

Prozessmodelle systematisch zur Bewertung des wirtschaftlichen IT-Einsatzes her-

angezogen und zur Formulierung konkreter Anforderungen an IT-Systeme genutzt 

werden können. 
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F8 

Die IT der Stadt Gelsenkirchen trägt grundsätzlich zu einer ökologisch nachhaltigen 

Verwaltung bei. Konkrete Zielvorgaben liegen hierfür bislang jedoch nicht vor. Im 

Bereich einer energieeffizienten IT bleiben bestehende Nachhaltigkeitspotenziale 

derzeit noch ungenutzt. 

E8 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte ihre Ziele zur klimaneutralen Verwaltung konkreti-

sieren und auch Aspekte einer ökologisch nachhaltigen IT einbeziehen. Sie sollte 

Kennzahlen formulieren, um Nachhaltigkeitseffekte in der IT messen und steuern 

zu können. 

F9 

Im Gesamtergebnis ist das IT-Sicherheitsniveau der Stadt Gelsenkirchen seit der 

letzten überörtlichen Prüfung gleichgeblieben. Es besteht weiterhin Optimierungs-

bedarf auf konzeptioneller Ebene. 

E9 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte der Erstellung der fehlenden konzeptionellen Doku-

mentationen zur IT-Sicherheit Priorität einräumen und eine IT-Sicherheitsleitlinie, 

ein IT-Sicherheitskonzept sowie ein IT-Notfallkonzept erarbeiten. Die Stadt sollte 

außerdem Maßnahmen zur Mitarbeitendensensibilisierung realisieren und regel-

mäßig fortführen. 

F10 

Die Stadt Gelsenkirchen hat bislang nur ansatzweise die notwendigen Strukturen 

und Rahmenbedingungen geschaffen, um Prüfungen im Umfeld der IT durchzufüh-

ren und übrige Prüfhandlungen mit IT effizient zu unterstützen. Der Erfolg, um Prüf-

handlungen digital zu unterstützen, ist dadurch gefährdet. 

E10.1 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte ihre Prüfungsziele und -strukturen in einer IT-

Prüfstrategie formalisieren. Darauf aufbauend sollte sie eine Personalbemessung 

durchführen und dem potenziell resultierenden Stellenbedarf mit hoher Priorität 

nachkommen. Nur so kann sie das bisher erreichte Prüfungsniveau absichern und 

perspektivisch weiter ausbauen. 

  E10.2 

Die örtliche Rechnungsprüfung der Stadt Gelsenkirchen sollte ihre Prüfungen nach 

Möglichkeit durch den Einsatz einer Fachsoftware zur Prüfungsdurchführung- und -

dokumentation unterstützen Die Stadt sollte bei der digitalen Transformation ihrer 

Verwaltung außerdem sicherstellen, dass prüfungsrelevante Datensätze auch für 

die örtliche Rechnungsprüfung digital verfügbar sind und damit über Fachverfahren 

ausgewertet werden können. Zur Sicherstellung der dafür erforderlichen fachlichen 

Qualifikation sollte die Stadt Gelsenkirchen außerdem ein Qualifizierungskonzept 

erarbeiten. 

F11 

Die Stadt Gelsenkirchen hat bereits gute Grundlagen für ihre IT-Steuerung etab-

liert. Allerdings fehlt ein schulübergreifender Medienentwicklungsplan. Die Stadt 

Gelsenkirchen punktet besonders bei dem Überblick über ihre Ressourcen und bei 

Informationsprozessen. Konkrete Verbesserungsoptionen zeigen sich insbeson-

dere bei den operativen Ausstattungs- und Supportabläufen. 

E11.1 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte ihre Strategie zur Ausstattung der Schulen auf 

Grundlage der vorliegenden und weiter zu entwickelnden Medienkonzepte der 

Schulen in einem Medienentwicklungsplan verbindlich beschreiben. Hierin sollten 

auch konkrete Projektpläne und Meilensteine sowie ein Soll für die Grundinfra-

struktur und die pädagogische Endgeräteausstattung der Schulen verankert sein. 

Außerdem sollten hierbei perspektivische Planungen für zukünftige Anschlussin-

vestitionen beziehungsweise Ersatzbeschaffungen einfließen. 
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  E11.2 

Um eine dauerhafte Funktionssicherheit der Rechnersysteme in den Schulen zu 

gewährleisten und den Aufwand auf allen Seiten abzugrenzen und Reibungsver-

luste zu verhindern, sollte die Stadt Gelsenkirchen die Rollen für den Support an 

Schulen zwischen Schule und Schulträger klar abgrenzen und mit ihren Schulen 

vereinbaren. 

  E11.3 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte ihre potentiellen Beschaffungsfälle identifizieren und 

beschreiben. Außerdem sollte sie gemeinsam mit ihrem Dienstleister und in Ko-

operation mit den Schulen ein IT-Sicherheitskonzept für die Schulen entwickeln. 

Gebäudewirtschaft - Klimaschutz 

F1 

Die Stadt Gelsenkirchen hat ein umfangreiches Maßnahmenpaket ausgearbeitet. 

Mit einer Ressourcenplanung sind die Maßnahmen bisher noch nicht verbunden 

und werden daher noch nicht in der Haushaltsplanung berücksichtigt. 

E1 
Die Stadt Gelsenkirchen sollte den Finanzmittelbedarf beziffern und die entspre-

chenden Mittel in ihrer Planung berücksichtigen. 

F2 

Die Stadt Gelsenkirchen schaffte durch eigene Klimaschutzbemühungen in den 

letzten Jahren eine Reduzierung der THG-Emissionen. Es stellt sich als sehr ambi-

tioniert dar, die THG-Neutralität bis zum Jahr 2040 bzw. 2045 zu erreichen. 

E2 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte regelmäßig bewerten, ob das ambitionierte Ziel der 

THG-Neutralität 2040 bzw. 2045 erreichbar ist. Ist dies nicht der Fall, sollte sie wei-

tere Maßnahmen initiieren. 

F3 
Die Stadt Gelsenkirchen hat bisher noch keine Grundlagen für ein Bauinvestitions-

controlling geschaffen 
E3 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte sich Regelungen für ein Bauinvestitionscontrolling 

geben und diese in einer Dienstanweisung festschreiben. 

Ordnungsbehördliche Bestattungen 

F1 

Die Stadt Gelsenkirchen konnte ihre Kostenerstattungsansprüche für im Wege der 

Ersatzvornahme durchgeführte ordnungsbehördliche Bestattungen in den geprüf-

ten Jahren nicht immer zeitnah und vollständig geltend machen. Dies wirkt sich ne-

gativ auf die Erträge aus Kostenerstattungen aus und belastet den Fehlbetrag. 

E1 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Schadenshöhe für durchgeführte ordnungsbe-

hördliche Bestattungsfälle ermitteln, bei denen sie die Kosten der Urnenbeisetzung 

nicht von den erstattungspflichtigen Angehörigen einfordern konnte. Sie sollte zu-

dem prüfen, ob dieser Vermögensschaden von ihrer Eigenschadenversicherung 

ersetzt werden kann. 

F2 

Die Stadt Gelsenkirchen erhebt konsequent Verwaltungsgebühren für ordnungsbe-

hördliche Bestattungen als Ersatzvornahme. Die regelhafte Erhebung der Höchst-

gebühr des Verwaltungsgebührenrahmens ist jedoch ermessensfehlerhaft und 

stellt einen Rechtsverstoß gemäß § 40 VwVfG NRW in Verbindung mit § 114 Ver-

waltungsgerichtsordnung (VwGO) dar. Die Stadt hat bisher von ihrem Ermessen in 

einer dem Zweck der Ermächtigung nicht entsprechenden Weise Gebrauch ge-

macht.  

E2 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte weiterhin Verwaltungsgebühren innerhalb des gel-

tenden Verwaltungsgebührenrahmens erheben. Diese müssen im Einzelfall ange-

messen sein, wobei der Normalfall über die hälftige Gebühr des maßgeblichen 

Verwaltungsgebührenrahmens abgebildet werden kann. 
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F3 

Die verbindlich geregelten Standards und Abläufe tragen in Gelsenkirchen maß-

geblich zu einer rechtssicheren Bearbeitung ordnungsbehördlicher Bestattungsfälle 

bei. Durch den geplanten Einsatz eines Dokumentenmanagementsystems (DMS) 

können die Prozessabläufe weiter optimiert werden. 

E3 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte ihren Bearbeitungsprozess der ordnungsbehördli-

chen Bestattungen wie geplant auf eine papierlose Aktenführung umstellen. Um 

die Aufgabenabwicklung der ordnungsbehördlichen Bestattungen optimal zu unter-

stützen, sollte die Stadt Gelsenkirchen dabei auch die Möglichkeit einer Fachver-

fahrensanbindung prüfen. 

F4 

Im Vergleichsjahr 2023 stand in der Stadt Gelsenkirchen mehr Personal zur Bear-

beitung ordnungsbehördlicher Bestattungsfälle zur Verfügung als bei den meisten 

anderen kreisfreien Städten. 

E4 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die erhöhten personellen Ressourcen zur zügigen 

Abarbeitung der Rückstände im Sachgebiet nutzen. Zudem sollte die Stadt ihren 

Personaleinsatz unter Einbeziehung der Fallzahlenentwicklung regelmäßig analy-

sieren und bedarfsorientiert ausrichten. Dabei sollte sie auch temporär personelle 

Ressourcen für die geplante Digitalisierung ihrer Prozesse einplanen. 

F5 

Die Stadt Gelsenkirchen hat 2023 einen sehr hohen Fehlbetrag für ordnungsbe-

hördliche Bestattungen. Dabei wirken sich hohe Fallzahlen in Verbindung mit ho-

hen Friedhofsgebühren sowie nicht vollständig geltend gemachten Erträgen aus 

Kostenerstattungsansprüchen belastend aus. 

E5 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte ihren hohen Fehlbetrag für ordnungsbehördliche 

Bestattungen verringern, indem sie insbesondere ihre Kostenerstattungsansprüche 

aus Ersatzvornahmen konsequent und zeitnah geltend macht. 

Kommunales Krisenmanagement 

F1 
Bei der Krisenprävention und dem Erkennen von Risiken besteht in der Stadt Gel-

senkirchen noch Handlungsbedarf. 
E1.1 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte ihre ermittelten Risiken im Hinblick auf das Scha-

densausmaß und die Eintrittswahrscheinlichkeit bewerten. 

  E1.2 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte einen zusammenfassenden Abschlussbericht erstel-

len, in dem sie die Ergebnisse der Risikoanalyse analysiert und bewertet. In ihrem 

Abschlussbericht sollte die Stadt klare Handlungsempfehlungen und Prioritäten für 

zukünftige Maßnahmen darstellen sowie die Weitergabe des Abschlussberichtes 

dokumentieren. 

  E1.3 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte den Entwurf ihres Katastrophenschutzplans in eine 

endgültige Fassung überführen. Die wesentlichen Risiken sollte die Stadt im Rah-

men der Katastrophenschutzplanung alle fünf Jahre vom Stadtrat beschließen las-

sen. 

F2 

Die Maßnahmen der Stadt Gelsenkirchen zur Krisenbewältigung sind gut geeignet, 

um plötzlich auftretende und herausfordernde Krisensituationen zu meistern und 

die Verwaltungsabläufe möglichst zügig zu einem Normalzustand zurückzuführen. 

Verbesserungsmöglichkeiten sieht die gpaNRW in Bezug auf die Einrichtung eines 

Notfallbetriebes und die Einbindung von Spontanhelfenden. 

E2.1 
Die Stadt Gelsenkirchen sollte ihre Regelungen zum Notfallbetrieb konzeptionell 

absichern. 
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  E2.2 
Die Stadt Gelsenkirchen sollte ein umsetzungsreifes Konzept zur Einbindung von 

Spontanhelfenden für akute Krisensituationen erstellen. 

F3 
Die Stadt Gelsenkirchen bereitet die Krisenstabseinsätze vorangegangener Krisen 

noch nicht vollständig strukturiert nach. 
E3 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Abläufe und Vorgehensweisen innerhalb einer 

akuten Krisenlage strukturiert nachbereiten. 

F4 

Die Stadt Gelsenkirchen hat geeignete Vorkehrungen getroffen, durch die sie im 

Krisenfall eine verlässliche Funktion ihrer benötigten IT-Anwendungen auch unter 

Ausfall der Strom- und Kommunikationsversorgung verlässlich sicherstellt. Ein 

schriftliches IT-Konzept für den Krisenstab hat die Stadt dagegen noch nicht er-

stellt. 

E4 
Die Stadt Gelsenkirchen sollte ein formelles IT-Konzept für ihren Krisenstab erar-

beiten. 

F5 

Die Stadt Gelsenkirchen stellt durch ihre Notstromstrategie sicher, dass der Krisen-

stab auch bei länger anhaltenden Ausfällen der Energieversorgung handlungsfähig 

bleibt und weitere bedeutende Einrichtungen verlässlich mit Notstrom versorgt wer-

den. Optimierungsbedarf sieht die gpaNRW in der Fertigstellung eines tragfähigen 

Logistikkonzeptes. 

E5 

Um eine verlässliche Notstromversorgung im Krisenfall optimal zu unterstützen, 

sollte die Stadt Gelsenkirchen ihr Konzept zur Treibstoffversorgung und der not-

wendigen Logistik wie geplant vollständig erstellen. 

F6 

Die Stadt Gelsenkirchen deckt die Verpflegung des Krisenstabes durch einen 

Löschzug der freiwilligen Feuerwehr ab. Allerdings gibt es kein Verpflegungskon-

zept für den Krisenstab. 

E6 

Damit der Krisenstab der Stadt Gelsenkirchen im Krisenfall verlässlich versorgt und 

ohne sachfremde Unterbrechungen handlungsfähig bleiben kann, sollte die Stadt 

die bedarfsgerechte Versorgung ihres Krisenstabes innerhalb eines Verpflegungs-

konzeptes regeln. 

Hilfe zur Erziehung 

F1 
Die Stadt Gelsenkirchen musste die Kostenerstattungsfälle sehr aufwendig ermit-

teln. Eine Übersicht über alle Kostenerstattungsfälle besteht nicht. 
E1 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte dringend Auswertung zu den Kostenerstattungen 

ermöglichen. Sie dienen insbesondere der effizienten Refinanzierung der Hilfen zur 

Erziehung. Ferner unterstützen sie die Steuerung des Jugendamtes und die Haus-

haltsplanung. 

F2 

Im Jugendamt der Stadt Gelsenkirchen sind insgesamt viele Stellen vakant. Auf-

grund der hohen Fluktuation konnte die Stadt im Rahmen dieser überörtlichen Prü-

fung die Anzahl der besetzten Stellen im ASD nicht zur Verfügung stellen. Dies er-

schwert die Analyse. 

E2 

Vor dem Hintergrund der angespannten personellen Situation sollte das Jugend-

amt der Stadt Gelsenkirchen die Personalausstattung im ASD dringend regelmäßig 

betrachten. Sie sollte die Fallbelastung im Rahmen des regelmäßigen Controllings 

transparent darstellen. Anhand der so gewonnen Erkenntnisse sollte die Stadt 

Maßnahmen zur Akquise von Mitarbeitenden erarbeiten und evaluieren. 
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F3 

Geplante und ungeplante Fluktuation belastet die WiJu im Jugendamt der Stadt 

Gelsenkirchen. Eine aussagekräftige Personalbedarfsplanung für die WiJu konnte 

die Stadt noch nicht etablieren. Positiv bewerten wir die Spezialisierung im Bereich 

der Zuständigkeitsprüfung und Kostenheranziehung. 

E3 
Um frühzeitig auf geplante Fluktuationen reagieren zu können, sollte die Stadt Gel-

senkirchen eine aussagekräftige Personalbedarfsplanung erarbeiten. 

F4 

Die Stadt Gelsenkirchen setzt in ASD und WiJu nicht miteinander kompatible Mo-

dule der Jugendamtssoftware ein. Der sich aus diesem Aspekt ergebende Arbeits-

aufwand bindet personelle Ressourcen. 

E4 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte mit hoher Priorität die Beschaffung miteinander 

kompatibler Software-Module für ASD und WiJu prüfen. Hierdurch könnte sie drin-

gend benötigte personelle Ressourcen in der WiJu schaffen. 

F5 

Im Gegensatz zu vielen anderen Jugendämtern konnte das Jugendamt Gelsenkir-

chen noch keine regelmäßigen Controllingtätigkeiten etablieren. Eine entspre-

chende Stelle konnte die Stadt erst im Herbst 2024 besetzen. 

E5.1 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte den eingeschlagenen Weg konsequent weiterverfol-

gen und zeitnah ein Controlling im Jugendamt etablieren. Mittelfristig sollte sie da-

rin auch die Wirtschaftliche Jugendhilfe betrachten. Dies kann die Refinanzierung 

der Hilfen zur Erziehung unterstützen. 

  E5.2 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte auch die Prozesse in der Wirtschaftlichen Jugend-

hilfe beschreiben und in einem Handbuch zusammenfassend darstellen. Das 

Handbuch sollte möglichst in digitaler Form erarbeitet werden. So lassen sich Än-

derungen im Verfahrensablauf schnell und unkompliziert einarbeiten. 

F6 

Durch die Spezialisierung in den Themenbereichen Zuständigkeitsprüfung und Gel-

tendmachung von Kostenerstattungsansprüchen kann die Stadt Gelsenkirchen 

eine effiziente Fallbearbeitung ermöglichen. Allerdings wird die Wirtschaftliche Ju-

gendhilfe erst spät in das Hilfeplanverfahren eingebunden. 

E6.1 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die WiJu generell frühzeitiger in die Zuständigkeits-

prüfung einbinden. Hieraus können sich auch personelle Ressourcen ergeben. Vo-

raussetzung ist jedoch ein frühzeitiger Informationsaustausch zwischen ASD und 

WiJu. Im Optimalfall sollte er digital über die Jugendamtssoftware erfolgen. Hierzu 

sollte die Stadt Gelsenkirchen die Voraussetzungen schaffen. 

  E6.2 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Durchführung der Zuständigkeitsprüfung und die 

Geltendmachung der Kostenerstattungsansprüche verbindlich in schriftlichen Ver-

fahrensstandards beschreiben. Hierdurch kann sie die Refinanzierung der Hilfen 

zur Erziehung sicherstellen. 

F7 

Die Stadt Gelsenkirchen hat für die Wirtschaftliche Jugendhilfe keine verbindlichen 

Verfahrensstandards für Fallabgaben und Fallübernahmen erarbeitet. Die gpaNRW 

bewertet diesen Aspekt kritisch, da er eine standardisierte Fallbearbeitung er-

schweren kann. 

E7 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte für die Wirtschaftliche Jugendhilfe ein einheitliches 

Verfahren für die Bearbeitungen von Fallabgaben und Fallübernahmen erarbeiten. 

Für die Standardisierung sollte sie Checklisten und Vordrucke nutzen. 

F8 

Das Jugendamt der Stadt Gelsenkirchen hat erkannt, dass Defizite bei den Kon-

trollmechanismen bestehen. Zudem sind in der Wirtschaftlichen Jugendhilfe unter-

schiedliche Wiedervorlagesysteme anzutreffen. Dies kann die Fallbearbeitung im 

Vertretungsfall erschweren. 

E8.1 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte verbindliche Vorgaben für Eingaben in der Jugend-

hilfesoftware treffen. Dabei sollte sie auch die Nutzung von Wiedervorlagen regeln. 

Nur bei einheitlicher und obligatorischer Nutzung kann sie auch zu Kontrollzwe-

cken dienen. 
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  E8.2 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Kontrollmechanismen wie geplant deutlich aus-

weiten. Sie sollte die durchgeführten Kontrollen dokumentieren. Die sich daraus er-

gebenden Erkenntnisse sollte sie zur Weiterentwicklung der Kontrollmechanismen 

nutzen. 

F9 
Die Stadt Gelsenkirchen führt die LQE-Verhandlungen nicht standardisiert durch. 

Aktuell prüft sie die Errichtung einer Entgelt- und Vertragskommission. 
E9 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Einrichtung einer Entgelt- und Vertragskommis-

sion forcieren. Sie sollte Verfahrensstandards für die Verhandlung von LQE-Ver-

einbarungen anpassen und die konkreten Zuständigkeiten festlegen. 

F10 

Die Stadt Gelsenkirchen definiert die Fachleistungsstunde einheitlich. Regelungen 

bestehen zu direkten und indirekten Tätigkeiten, Overhead, Fehlbesuchen und 

Fahrzeiten. Standards für die Inhalte von Leistungsnachweisen hat die Stadt Gel-

senkirchen aber noch nicht erarbeitet. 

E10 
Die Stadt Gelsenkirchen sollte einheitliche Regelungen zu Inhalten von Leistungs-

nachweisen treffen. 

F11 

Aufgrund hoher Fallzahlen und der vermehrten Inanspruchnahme von professionel-

len Pflegefamilien sind in Gelsenkirchen die Aufwendungen für die Vollzeitpflege 

vergleichsweise hoch. 

E11.1 
Die Stadt Gelsenkirchen sollte die inzwischen bessere personelle Ausstattung des 

Pflegekinderdienstes zur vermehrten Akquise von Pflegefamilien nutzen. 

  E11.2 
Die Stadt Gelsenkirchen sollte das Schutzkonzept zeitnah fertigstellen und so den 

Vorgaben des KJSG vollständig nachkommen. 

F12 

Die Stadt Gelsenkirchen konnte im Rahmen dieser überörtlichen Prüfung keine va-

liden Daten zu den Aufwendungen der Eingliederungshilfen liefern. Dieser Aspekt 

erschwert eine tiefergehende Analyse dieser zunehmend an Bedeutung gewinnen-

den Hilfeart. 

E12 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Fallzahlen und Aufwendungen der Eingliede-

rungshilfen differenziert im Rahmen regelmäßiger Controllingtätigkeiten betrach-

ten. Nur so kann sie bei Fehlentwicklungen frühzeitig gegensteuern. 

F13 

Die Hilfen für junge Volljährige belasten den Haushalt der Stadt Gelsenkirchen auf-

grund niedriger hilfefallbezogener Aufwendungen und einer niedrigen Falldichte nur 

gering. Für tiefergehendere Analysen konnte die Stadt keine validen Daten zur Ver-

fügung stellen. 

E13 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Hilfen für junge Volljährige, auch dem Hinter-

grund der Änderungen durch die SGB VIII-Reform, im Rahmen ihrer Controllingtä-

tigkeiten regelmäßig betrachten. Nur so kann sie bei Fehlentwicklungen frühzeitig 

gegensteuern. 

Öffentlicher Gesundheitsdienst 

F1 

Das Gesundheitsamt Gelsenkirchen hat sich intensiv mit der strategischen Ausrich-

tung des ÖGD beschäftigt. Es wurden noch nicht für alle strategischen Beschlüsse 

operative Ziele definiert, deren Zielerreichung mithilfe von Kennzahlen überprüft 

werden könnte. Als Grundlage könnte die Gesundheitsberichterstattung dienen, die 

aktuell erstellt wird. Aktuell ist hier noch Handlungsbedarf. 

E1.1 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die definierten Ziele auf Messbarkeit untersuchen 

und gegebenenfalls anpassen. Gleichzeitig sollten passende Kennzahlen definiert 

werden, um den Grad der Zielerreichung kontrollieren zu können. Sowohl bei Zie-

len als auch bei Kennzahlen sollten langfristige Aspekte mit in den Blick genom-

men werden. 
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  E1.2 
Die Stadt Gelsenkirchen sollte ihren Plan, kurzfristig einen Basisgesundheitsbe-

richt zu veröffentlichen, weiterverfolgen. 

F2 

Die Stadt Gelsenkirchen hat einen vollständigen Überblick über die Prozesse im 

Gesundheitsamt. Hierauf aufbauend sind Arbeitshilfen und Verfahrensstandards 

definiert, die jedoch keinen zentralen Vorgaben unterliegen. Da einige Bereiche 

noch nicht über eine optimale Fachsoftware verfügen, besteht auch hier noch Opti-

mierungspotenzial. 

E2 

Das Gesundheitsamt der Stadt Gelsenkirchen sollte die Verfahrensstandards zent-

ral ablegen. Für die Erstellung sollten Mindeststandards von zentraler Stelle vorge-

geben werden. Hierzu gehört auch eine regelmäßige Überprüfung auf Aktualität. 

F3 

Die Stadt Gelsenkirchen hat einen genauen Überblick über die Haushaltsausfüh-

rung im ÖGD. Der Einsatz von Kennzahlen könnte die Analyse des Finanzcontrol-

lings weiter verbessern. Vor allem durch die Einbindung der Fachdaten aus dem 

Fachcontrolling würde der Erkenntnisgewinn weiter steigen. 

E3 
Das Gesundheitsamt Gelsenkirchen sollte standardmäßig Kennzahlen für die Fi-

nanzauswertungen berechnen. Hierbei sollten auch Fachdaten mit einfließen. 

F4 

Die Stadt Gelsenkirchen setzt für das Gesundheitsamt an vielen Stellen medizini-

sches Fachpersonal ein. Bei allen Berufsgruppen gelingt aber trotz bereits festste-

henden Fluktuationen oft keine nahtlose Wiederbesetzung. 

E4 

Das Gesundheitsamt Gelsenkirchen sollte weiter darauf hinwirken, dass bei plan-

baren Fluktuationen rechtzeitig eine Ausschreibung erfolgt. Dadurch kann ein Wis-

sensverlust sowie die zusätzliche Belastung des bestehenden Personals vermie-

den werden. 

F5 

Die Stadt Gelsenkirchen hat viele Maßnahmen ergriffen, um gute Arbeitsbedingun-

gen für ihre Mitarbeitenden zu schaffen. In der Ermittlung von Schulungsbedarfen 

gibt es noch weitere Optimierungsmöglichkeiten. 

E5.1 

Das Gesundheitsamt der Stadt Gelsenkirchen sollte den Plan weiterverfolgen, ein 

Wissensmanagement aufzubauen. Zur besseren Planung sollten Daten zum Ruhe-

standseintritt der Mitarbeitenden vorliegen. 

  E5.2 

Das Gesundheitsamt Gelsenkirchen sollte Standards zum Schulungsbedarf der 

Mitarbeitenden definieren. Hierbei sollte sie auch festlegen, in welchem Umfang 

mindestens Schulungen wahrgenommen werden sollten. Grundlage für ein Schu-

lungssystem sollte eine regelmäßige Abfrage des Bedarfs sein. 

F6 

Das Gesundheitsamt Gelsenkirchen hat eine Prioritätenliste erarbeitet, um die Digi-

talisierung gesteuert umzusetzen. Es fehlt noch an einer Digitalisierungsstrategie 

für den ÖGD, die strategische Zielrichtungen über die Einzelmaßnahmen hinaus 

trifft. 

E6 

Das Gesundheitsamt Gelsenkirchen sollte seine Pläne, eine Digitalisierungsstrate-

gie für den ÖGD zu entwickeln, weiterverfolgen. Die Maßnahmen sollten weiterhin 

nach der Strategie ausgerichtet werden. 

F7 

Die Bürger der Stadt Gelsenkirchen haben Zugang zu wichtigen Gesundheitsinfor-

mationen. Die Barrieren auf der Internetseite bei fehlenden Deutschkenntnissen 

und Sehbehinderungen sorgen für Problemen bei manchen Gruppen, sich zu infor-

mieren. Eine Rückmeldefunktion auf der Internetseite könnte weitere Optimierungs-

möglichkeiten aufzeigen. 

E7.1 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte den Zugang zu Gesundheitsinformationen nied-

rigschwelliger gestalten. Dies kann mit Einstellungsmöglichkeiten bei Sehbehinde-

rungen sowie in der Seite eingebetteten Übersetzungsmöglichkeiten geschehen. 
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  E7.2 

Das Gesundheitsamt Gelsenkirchen sollte prüfen, ob der online-Service sinnvoll 

weiter ausgebaut werden kann. Um die Wünsche der Bürgerinnen und Bürger mit 

einzubeziehen, sollte eine gesteuerte Feedback-Möglichkeit eingerichtet werden. 

F8 

Die Bearbeitung von Meldungen nach dem Infektionsschutzgesetz erfolgt digital 

nach Maßgabe eines definierten Prozesses und anhand von Checklisten. Der örtli-

che Infektionsschutzplan befindet sich aktuell noch in der Erarbeitung. 

E8 
Das Gesundheitsamt Gelsenkirchen sollte wie geplant einen örtlichen Infektions-

schutzplan erarbeiten. 

Bauaufsicht 

F1 

Häufig schafft es die Bauaufsicht, die gesetzlichen Fristen einzuhalten. Ausnahmen 

entstehen bei Arbeitsspitzen. Die Reduzierung von Beteiligungen auf das notwen-

dige Maß hilft die Verfahren zu beschleunigen. Dazu könnte auch die vorgesehene 

Digitalisierung und die konsequente Anwendung der Rücknahmefiktion beitragen. 

E1.1 
Die Stadt Gelsenkirchen hat die gesetzliche Rücknahmefiktion konsequent anzu-

wenden. 

  E1.2 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte ihre Bearbeitungsfristen regelmäßig auswerten, um 

Fehlentwicklungen frühzeitig zu erkennen und ihnen mit gegensteuernden Maß-

nahmen zu begegnen. 

F2 
Der Prozess des vereinfachten Genehmigungsverfahren ist in Gelsenkirchen gut 

strukturiert, bietet aber Potenzial zur Beschleunigung. 
E2 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Genehmigungsverfahren digital abwickeln. Sie 

sollte Verfahren durch paralleles Bearbeiten beschleunigen und Schnittstellen auf 

ein Minimum reduzieren. 

F3 

Die Stadt Gelsenkirchen nutzt eine Fachsoftware, die die noch hybride Bearbeitung 

der Bauanträge unterstützt. Wesentliche Schritte des Verfahrens führt die Bauauf-

sicht noch analog durch. Aktuell bereitet die Stadt die vollständige digitale Bearbei-

tung vor, die auch die Archivierung der Vorgänge erleichtern wird. 

E3.1 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte eine vollständige digitale Abwicklung des Bauge-

nehmigungsverfahrens einführen. Sie sollte dazu zeitnah alle Voraussetzungen 

schaffen, um so eine digitale Annahme und Bearbeitung von Bauanträgen zu er-

möglichen. 

  E3.2 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die notwendigen Beteiligungen digital durchführen. 

Antragsunterlagen sollten dafür digital vorliegen. Dazu sollten die Unterlagen in 

Papierform zu einem frühen Zeitpunkt des Genehmigungsverfahrens eingescannt 

werden. 

F4 

Bei der Betrachtung des eingesetzten Personals zur Bearbeitung der neuen Fal-

leingänge positioniert sich Gelsenkirchen mit der ermittelten Kennzahl knapp unter-

halb des Medians. Auch Gelsenkirchen ist von einer hohen Personalfluktuation be-

troffen. Offene Stellen sind häufig nicht oder nur verspätet neu zu besetzen. Diese 

Umstände belasten die Bauantragsbearbeitung. 

E4.1 
Die Stadt Gelsenkirchen sollte mit Vorgaben zur Datenpflege einheitliche Vorge-

hensweisen sicherstellen. 
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  E4.2 
Die Stadt Gelsenkirchen sollte durch die Schaffung einer zentralen Datenbank ei-

nen ausreichenden Wissenstransfer sicherstellen. 

  E4.3 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Potenziale für die Beschleunigung der Verfah-

rensabläufe nutzen. Der Trend rückläufiger Fallzahlen kann dazu beitragen, die 

Anzahl unerledigter Fälle zu reduzieren. 

F5 

Die Stadt Gelsenkirchen berät Bauinteressenten im Baubürgerbüro oder über digi-

tale Angebote. Trotz dieses Angebotes ist die Zahl der zurückgenommenen An-

träge und Ablehnungen vergleichsweise hoch. 

E5 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Gründe für die zurückgenommenen Genehmi-

gungsanträge und Ablehnungen erfassen und auswerten. Sie sollte die Anteile der 

zurückgenommenen Anträge möglichst reduzieren. 

F6 

Die Gesamtlaufzeiten besonders bei den vereinfachten Genehmigungsverfahren 

überschreiten die Orientierungsgröße der gpaNRW. Es vergehen durchschnittlich 

mehr als zwei Monate, bevor Antragstellende die Antragsunterlagen vervollständi-

gen. 

E6 
Die Stadt Gelsenkirchen sollte zur Beschleunigung der Genehmigungsverfahren 

die Fristen für die Nachbesserung der Antragsunterlagen möglichst kurzhalten. 
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0.8 Anlage 2: Nachhaltigkeit in der Stadt Gelsenkir-

chen 

Ziel der gpaNRW in dieser Prüfung ist unter anderem aufzuzeigen, wie weit sich die kreisfreien 

Städte in NRW bereits mit dem Thema Nachhaltigkeit auseinandergesetzt haben. Dazu haben 

wir abgefragt, welche Nachhaltigkeitsinstrumente von der Stadt eingesetzt werden oder geplant 

sind.  

Zudem haben wir Nachhaltigkeitsindikatoren im interkommunalen Vergleich der 23 kreisfreien 

Städte dargestellt. 

0.8.1 Nachhaltigkeitsinstrumente 

Instrumente für eine wirkungsorientierte Nachhaltigkeitssteuerung sind eine Nachhaltigkeitsstra-

tegie, Nachhaltigkeitscheck/Nachhaltigkeitsprüfung, Nachhaltigkeitsberichte und ein Nachhaltig-

keitshaushalt4. Auf den Nachhaltigkeitshaushalt gehen wir in der Finanzprüfung detaillierter ein. 

Die Städte befinden sich in einer frühen Phase der Implementierung einer wirkungsorientierten 

Nachhaltigkeitssteuerung. Prozesse zur Nachhaltigkeitssteuerung müssen noch etabliert wer-

den und sich bewähren. Für die gpaNRW steht im Vordergrund, durch die Darstellung unter-

schiedlicher Lösungsansätze und Umsetzungsstände zu einem Ideen- und Erfahrungsaus-

tausch unter den Städten beizutragen. Die Nachhaltigkeitsinstrumente werden in den Städten in 

ihrer Art und Ausprägung unterschiedlich definiert und gelebt. 

0.8.1.1 Nachhaltigkeitsstrategie 

Die kommunale Nachhaltigkeitsstrategie stellt den Ausgangspunkt und den Leitfaden für nach-

haltiges Handeln dar. Sie dient dazu, wesentliche Eckpunkte und Inhalte für eine nachhaltige 

Entwicklung vor Ort zu dokumentieren. Die Strategie wird dabei in Zusammenarbeit zwischen 

Verwaltung und Politik sowie weiteren Beteiligten (Unternehmen, Bürgerschaft) entwickelt und 

von der Politik beschlossen. Inhaltlich werden strategische und operative Ziele, Maßnahmen so-

wie notwendige Ressourcen erarbeitet und Indikatoren bestimmt, um die Ziele messen zu kön-

nen. Einen interkommunalen Vergleich der Nachhaltigkeitsindikatoren stellen wir im Kapitel 

0.8.3 dar. 

Der Rat der Stadt Gelsenkirchen hat am 26. November 2015 einstimmig beschlossen, sich der 

Mustererklärung des Rates der Gemeinden und Regionen Europas zur „Agenda 2030 – Nach-

haltigkeit auf kommunaler Ebene gestalten“ anzuschließen. Damit hat sich die Stadt zur aktiven 

Umsetzung der nachhaltigen Entwicklungsziele verpflichtet. Gleichzeitig wurde beschlossen, ein 

Maßnahmenbündel im Bereich einer nachhaltigen Entwicklung im Rahmen der Beteiligung am 

Wettbewerb „Zukunftsstadt 2030“ des Bundesministeriums für Bildung und Forschung mit dem 

Ansatz einer „Lernenden Stadt“ vorzubereiten. 

 

4 vgl. KGSt B 02/2024 – Kommunales Nachhaltigkeitsmanagement und Bertelsmann Stiftung 27.11.2018 - Wirkungsorientiertes Nachhal-
tigkeitsmanagement in Kommunen, LAG21 
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Über eine gesamtstädtische Nachhaltigkeitsstrategie verfügt die Stadt Gelsenkirchen nicht. Die 

Stadt hat allerdings bereits deutlich vor der Musterresolution über ein integriertes Klimaschutz-

konzept beraten. Der Rat der Stadt hat das „Integrierte Klimaschutzkonzept Gelsenkirchen 

2020“ am 14.07.2011 beschlossen und die Verwaltung beauftragt, die zur Umsetzung erforderli-

chen Maßnahmenbeschlüsse schrittweise vorzubereiten. Mit dem Integrierten Klimaschutzkon-

zept und dem aufgestellten Klimaschutz-Maßnahmenprogramm 2012 bis 2014 ging die Einstel-

lung zweier Klimaschutzmanagerinnen einher. Später erging die Beauftragung an die Verwal-

tung, zwei weitere Klimaschutz-Maßnahmenprogramme für die Jahre 2015 bis 2017 bzw. 2018 

bis 2020 umzusetzen. Daraus resultierten eine Vielzahl von Einzelmaßnahmen. Zuletzt be-

schloss der Rat 2023 ein darauf aufbauendes „Klimakonzept 2030/2045“. Dies hat zum Inhalt, 

dass sich die Stadt verpflichtet, dem Ziel der Bundesregierung zu folgen, bis spätestens 2045 

die Klimaneutralität Deutschlands zu erreichen. Mit dem Klimakonzept wurden neben einem 

weiteren Maßnahmenprogramm 2023 bis 2025 Leitlinien für ein klimagerechtes Verwaltungs-

handeln beschlossen. Analog der fünf Handlungsfelder des Klimakonzepts wurden die Leitlinien 

 Stadt als Vorbild, 

 Stadtgesellschaft sensibilisieren und aktivieren, 

 Industrie, Gewerbe, Handel, Dienstleistung und Wohnungswirtschaft kultursensibel akti-

vieren, 

 Energie klimaneutral erzeugen / mit Energie klimaneutral versorgen sowie 

 grüne und blaue Infrastruktur schützen und ausbauen 

festgeschrieben. 

0.8.1.2 Nachhaltigkeitscheck/Nachhaltigkeitsprüfung 

Der Nachhaltigkeitscheck/eine Nachhaltigkeitsprüfung soll die voraussichtlichen Wirkungen ei-

nes Vorhabens auf die nachhaltige Entwicklung abschätzen. Dazu beurteilt die Verwaltung die 

Ratsvorlagen auf ihre wahrscheinlichen Auswirkungen für eine nachhaltige Entwicklung. So 

können die Vorlagenerstellenden zum Beispiel durch die Beantwortung von Leitfragen kenntlich 

machen, ob das geplante Vorhaben nachhaltigkeitsfördernd, -hemmend oder -neutral ist. Der 

Nachhaltigkeitscheck dient als zusätzliche Entscheidungsgrundlage. Er hat grundsätzlich einen 

themenübergreifenden Charakter und umfasst alle relevanten Handlungsfelder der nachhaltigen 

Entwicklung. 

Einen standardisierten Nachhaltigkeitscheck in dieser Form hat die Stadt Gelsenkirchen nicht 

etabliert. Der Nachhaltigkeitscheck stand zur Diskussion, wurde allerdings aus personellen 

Gründen und wegen des Umfangs nicht etabliert. In den Ausschuss- bzw. Ratsvorlagen wird in 

Gelsenkirchen allerdings die Klimarelevanz dargestellt. Dieser Punkt soll bei der Entschei-

dungsfindung die Auswirkungen der jeweiligen Maßnahme auf das Klima aufzeigen. 

0.8.1.3 Nachhaltigkeitsberichtswesen 

Der Nachhaltigkeitsbericht informiert in der Regel über den aktuellen Stand und die bisherige 

Entwicklung der Nachhaltigkeit. Der Nachhaltigkeitsbericht kann folgende Aspekte beinhalten:  
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 Stand der Instrumente und Prozesse, 

 Umsetzungsstand der im Handlungsprogramm definierten Maßnahmen, 

 quantitative und qualitative Analysen zur operativen und strategischen Zielerreichung, 

 Zielbezug zu Indikatoren, 

 finanzielle und personelle Ressourcen, 

 Empfehlungen zur Strategieanpassung. 

Die Adressaten können Verwaltungsführung, Rat und Bürgerschaft sein. Der Berichtsrhythmus 

wird im Vorfeld festgelegt.  

Die Stadt Gelsenkirchen erstellt keinen Nachhaltigkeitsbericht. Im Zusammenhang mit dem 

Klimakonzept wird allerdings regelmäßig über den Sachstand berichtet. Zweimal jährlich wer-

den entsprechende Ausschussvorlagen erstellt. Einmal im Jahr werden die Ergebnisse dem Rat 

präsentiert. Die Evaluation der laufenden Projekte gehört für die Stadt zur konsequenten Maß-

nahmenabwicklung. 

0.8.2 Nachhaltigkeitsindikatoren 

Nachhaltigkeitsindikatoren dienen dazu, die Wirksamkeit der Maßnahmen und Instrumente zu 

Nachhaltigkeitsaspekten fortlaufend zu messen und zu bewerten. Für eine erste allgemeine 

Einschätzung kann auf bestehende Kennzahlenkonzepte zur nachhaltigen Entwicklung zurück-

gegriffen werden. 

Für die kommunale Ebene in NRW ist insbesondere das Indikatorenset der Landesarbeitsge-

meinschaft Agenda 21 NRW e.V. (LAG 21) von Bedeutung. In ihrem Nachhaltigkeitsbericht 

nrwkommunal5 stellt die LAG 21 neben Befragungsergebnissen regelmäßig Indikatoren zu ver-

schiedenen Themenbereichen für alle nordrhein-westfälischen Kommunen im Zeitverlauf dar.  

Wir haben in unserer Prüfung der kreisfreien Städte dieses Indikatorenset erstmals aufgegriffen 

und die aus vorherigen Prüfungen bekannten Strukturmerkmale ersetzt, weil eine nachhaltige 

Entwicklung und ein nachhaltiges Handeln von zentraler, strategischer Bedeutung sind. Wir 

möchten der Politik und der Verwaltung mit dem Indikatorenset der LAG 21 einen Gesamtüber-

blick zur Nachhaltigkeit geben und einen Vergleich innerhalb der kreisfreien Städte ermögli-

chen. Dazu haben wir die Nachhaltigkeitsindikatoren aus allgemein zugänglichen Datenquellen6 

ermittelt und einen interkommunalen Vergleich erstellt.  

Im Folgenden stellen wir zwei Balkendiagramme mit ergänzenden Tabellen dar, die eine Aus-

wahl von Nachhaltigkeitsindikatoren für die Stadt Gelsenkirchen zeigen. Bei der Auswahl der 

Indikatoren haben wir u. a. berücksichtigt, dass die Indikatoren alle zehn Themenbereiche so-

wie möglichst viele verschiedene SDGs abbilden. Indikatoren mit einer hohen Aussagekraft und 

 

5 vgl. LAG 21, Nachhaltigkeitsbericht nrwkommunal 2022, https://www.lag21.de/files/default/pdf/Themen/nn-transfer-n/lag21-nrwkommu-
nal-2022.pdf.  

6 IT.NRW, Energieatlas NRW vom LANUV NRW u.a. 

https://www.lag21.de/files/default/pdf/Themen/nn-transfer-n/lag21-nrwkommunal-2022.pdf
https://www.lag21.de/files/default/pdf/Themen/nn-transfer-n/lag21-nrwkommunal-2022.pdf
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strategischen Relevanz erhalten den Vorrang. Die in den vorangegangenen überörtlichen Prü-

fungen dargestellten Strukturkennzahlen wurden, soweit möglich, in die Nachhaltigkeitsindikato-

ren überführt. 

Interkommunaler Vergleich 

Nachhaltigkeitsindikatoren Gelsenkirchen 2023 in Prozent 

 

Nachhaltigkeitsindikatoren Gelsenkirchen – Datengrundlagen 

Indikator 2012 2023 
Veränderung 

in Prozent  
Median 2023 

Abhängigenquotient (Abhängige Personen je 100 

Personen im erwerbsfähigen Alter) in Prozent 
52,07 57,73 10,87 56,07 

Schulabgehende allgemeinbildende Schulen 

ohne Abschluss in Prozent 
8,62 13,01 50,93 6,91 

Mindestsicherungsquote in Prozent 19,00 22,10 16,32 13,60 

Anteil erneuerbare Energien am Stromverbrauch 

in Prozent 
k. A. 5,75 k. A. 4,80 

In den interkommunalen Vergleich (Median) sind die Daten der 23 kreisfreien Städte eingeflos-

sen.  

Der Abhängigenquotient ist ein Kontextindikator mit Bezug zur Demografie. Er zeigt das Ver-

hältnis der wirtschaftlich abhängigen Bevölkerung zur Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter. Als 

wirtschaftlich abhängig gelten dabei altersmäßig nicht erwerbsfähige Personen über 65 Jahre 

und unter 15 Jahre. In Gelsenkirchen ist dieser Quotient gegenüber 2012 aufgrund der demo-

grafischen Entwicklung angestiegen. Interkommunal positioniert sich die Stadt oberhalb des 

dritten Viertelwertes. Der Anteil der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter ist in Gelsenkirchen 

demnach geringer als in den meisten Vergleichsstädten. Dies korrespondiert mit der SGB II-



  Stadt Gelsenkirchen    Vorbericht    050.010.050_03379 

Seite 36 von 333 

Quote, bei der die Stadt Gelsenkirchen den Maximalwert aller kreisfreien Städte abbildet. Auf 

dieses Strukturmerkmal gehen wir im Prüfungsbericht Ordnungsbehördliche Bestattungen ein. 

Der Indikator der Schulabgehenden ohne Abschluss bezieht sich auf das SDG 4 „Hochwer-

tige Bildung“. Da ein fehlender Schulabschluss häufig mit schlechteren Zukunftsaussichten für 

die Betroffenen einhergeht, ist ein möglichst geringer Wert anzustreben. Der Kennzahlwert hat 

sich in Gelsenkirchen seit 2012 um fast 51 Prozent erhöht. Mit rund 13 Prozent hat Gelsenkir-

chen im Vergleichsjahr 2023 den höchsten Anteil von Schulabgehenden ohne Abschluss unter 

den Vergleichsstädten. 

Die Mindestsicherungsquote ist ein Indikator für das SDG 1 „Keine Armut“. Sie beschreibt den 

Anteil der Personen an der Gesamtbevölkerung, die selbst nicht in der Lage sind, in ausrei-

chendem Maße für ihren Lebensunterhalt zu sorgen und daher Mindestsicherungsleistungen 

beziehen. Auch hier weist Gelsenkirchen den Maximalwert unter den kreisfreien Städten aus.  

Der Anteil erneuerbarer Energien am Stromverbrauch gibt eine Einordnung zum SDG 7 „Be-

zahlbare und saubere Energie“ sowie zum Unterziel, den Anteil erneuerbarer Energien am glo-

balen Energiemix deutlich zu erhöhen. In Gelsenkirchen wurden im Jahr 2023 5,75 Prozent 

des Stromverbrauchs durch Anlagen zur Stromerzeugung aus regenerativen Energien abge-

deckt. Dieser Anteil liegt unter den Vergleichsstädten oberhalb des Medians. Weitere Ausfüh-

rungen zu den Klimazielen sowie geplanten und bereits umgesetzten Maßnahmen der Stadt 

Gelsenkirchen finden sich im Teilbericht Gebäudewirtschaft - Klimaschutz. 

 

Intrakommunaler Vergleich 

Im intrakommunalen Vergleich stellt die Y-Achse im Diagramm den Wert 0 dar. D.h. es gibt 

keine Veränderungen gegenüber dem Jahr 2012. Die Werte auf der linken Seite des Dia-

gramms zeigen einen Rückgang und die Werte auf der rechten Seite Zunahmen an.  
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Nachhaltigkeitsindikatoren Gelsenkirchen Entwicklung von 2012 bis 2023 in Prozent 

 

Nachhaltigkeitsindikatoren Gelsenkirchen – Datengrundlagen 

Indikator 2012 2023 
Veränderung 

in Prozent  
Median 2023 

Siedlungs- und Verkehrsfläche je EW* in qm 304  285  -6,08 283  

PKW-Dichte (Zugelassene PKW je 1.000 EW) 444  473  6,49 526  

Steuereinnahmekraft je EW in Euro 467  965  106,58 1.487  

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte am 

Wohnort zum 30.06. 
75.719  90.737  19,83 98.400  

* Einwohnerin bzw. Einwohner 

In den interkommunalen Vergleich (Median) sind die Daten der 23 kreisfreien Städte eingeflos-

sen.  

Der Indikator zur Siedlungs- und Verkehrsfläche bezieht sich auf das SDG 11 „Nachhaltige 

Städte und Gemeinden“. Ein nachhaltiger Umgang mit den Flächenressourcen ist eine zentrale 

Herausforderung für die Kommunen. Die Siedlungs- und Verkehrsfläche je Einwohner ist in 

Gelsenkirchen um rund sechs Prozent gesunken. Mit 285 qm je Einwohner positioniert sich die 

Stadt interkommunal knapp oberhalb des Medians. Die rückläufige Tendenz ist bei den meisten 

kreisfreien Städten zu beobachten. Ursächlich ist dabei häufig nicht eine Verringerung bebauter 

Flächen, sondern die Einwohnerentwicklung. Die Gelsenkirchener Bevölkerung ist im gleichen 

Zeitraum allerdings nur um knapp zwei Prozent gewachsen, so dass hier tatsächlich von einem 

leichten Rückgang der bebauten Fläche auszugehen ist.  

Ein weiterer Indikator für das SDG „Nachhaltige Städte und Gemeinden“ ist die PKW-Dichte. 

Diese hat sich in Gelsenkirchen wie in fast allen Vergleichsstädten gegenüber 2012 erhöht. 
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Gleichwohl weisen lediglich vier der kreisfreien Städte eine geringere PKW-Dichte auf. Eine 

nachhaltige Mobilität verfolgt das Ziel, den umweltschädlichen Individualverkehr zu reduzieren. 

Welche Maßnahmen die Stadt Gelsenkirchen ergriffen hat, um die eigene betriebliche Mobilität 

zu verringern bzw. klimafreundlicher zu gestalten, betrachtet die gpaNRW im Teilbericht Mobili-

tätsmanagement. 

Die Steuereinnahmekraft je Einwohner ist ein Indikator für die wirtschaftliche und finanzielle 

Lage einer Stadt. Diese hat sich in Gelsenkirchen im Zeitraum von 2012 bis 2023 mehr als 

verdoppelt. Prozentual ist dies der zweithöchste Anstieg unter den Vergleichsstädten. Mit Steu-

ereinnahmen von 965 Euro je Einwohner bildet Gelsenkirchen dennoch weiterhin den Minimal-

wert unter den kreisfreien Städten ab.  

Die sozialversicherungspflichtig Beschäftigten sind ein Indikator mit Bezug zum SDG 8 

„Menschenwürdige Arbeit und Wirtschaftswachstum“. Deren Anzahl ist in Gelsenkirchen im 

Zeitraum von 2012 bis 2023 um fast 20 Prozent gestiegen. Diese Steigerungsrate liegt inter-

kommunal im Bereich des Medians. Die Beschäftigungsquote beschreibt den Anteil der er-

werbsfähigen Bevölkerung, der einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung nachgeht. 

Diese ist in Gelsenkirchen im gleichen Zeitraum von 44,6 auf 54,4 Prozent angestiegen. Auch 

bei der Beschäftigungsquote weist Gelsenkirchen damit den niedrigsten Wert aller Vergleichs-

städte auf.  

0.8.3 Nachhaltigkeitsindikatoren der Stadt Gelsenkirchen im inter-

kommunalen Vergleich 

Auf den nachfolgenden Seiten bilden wir das Indikatorenset der LAG 21 als interkommunalen 

Vergleich der kreisfreien Städte ab. Detaillierte Informationen zur Aussagekraft und Differenzie-

rung der einzelnen Indikatoren enthält der Nachhaltigkeitsbericht der LAG 217. Wenn wir für 

Kennzahlen keinen Wert ermitteln können, geben wir in der entsprechenden Spalte den Hin-

weis „keine Angabe (k. A.)“. 

 

 

7 vgl. LAG 21, Nachhaltigkeitsbericht nrwkommunal 2022, https://www.lag21.de/files/default/pdf/Themen/nn-transfer-n/lag21-nrwkommu-
nal-2022.pdf. 

https://www.lag21.de/files/default/pdf/Themen/nn-transfer-n/lag21-nrwkommunal-2022.pdf
https://www.lag21.de/files/default/pdf/Themen/nn-transfer-n/lag21-nrwkommunal-2022.pdf
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Nachhaltigkeitsindikatoren8 der Stadt Gelsenkirchen 

Themenbereich / Indikator 
Gelsenkir-

chen 2012 

Gelsen- 

kirchen  

aktuell 

Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert  

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Vergleichs-

jahr 

Kontextindikatoren Demografie9 

Abhängigenquotient in Prozent  

(Abhängige Personen je 100 Personen im erwerbsfähi-

gen Alter) 

52,07 57,96 42,98 53,41 56,25 57,84 62,08 23 2024 

Entwicklung des Abhängigenquotienten seit 2012 in 

Prozent 
k. A. 11,32 0,12 2,74 6,59 8,14 17,26 23 2024 

Bevölkerungsentwicklung seit 2012 in Prozent k. A. 3,06 0,40 2,51 3,66 5,16 10,06 23 2024 

Anteil der EW* 0 bis unter 21 Jahre an der Gesamtbe-

völkerung in Prozent10 
20,04 22,29 18,21 19,47 20,35 20,75 22,29 23 2024 

Anteil der EW* ab 80 Jahre an der Gesamtbevölkerung 

in Prozent11 
5,98 6,35 5,80 6,55 6,95 7,36 8,30 23 2024 

Bevölkerungsentwicklung bis 2050 in Prozent k. A.. -7,26 -7,26 -4,02 -1,47 0,51 7,08 23 2024 

Bildung und Betreuung 

Schulabgehende allgemeinbildende Schulen ohne Ab-

schluss in Prozent 
8,62 13,01 3,46 5,84 6,91 8,42 13,01 23 2023 

 

8 vgl. LAG 21, Nachhaltigkeitsbericht nrwkommunal 2022, https://www.lag21.de/files/default/pdf/Themen/nn-transfer-n/lag21-nrwkommunal-2022.pdf. 

9 Als Vergleichsjahr ist hier das Jahr 2024 ausgewiesen. Die gpaNRW verwendet für das Vergleichsjahr 2024 durchgängig die Einwohnerzahlen am Stichtag 31.12.2023. 

10 Die gpaNRW berücksichtigt beim Jugendanteil die Bevölkerung unter 21 Jahre. Die LAG 21 stellt stattdessen die Bevölkerung unter 15 Jahren dar. 

11 Die gpaNRW berücksichtigt beim Altenanteil die Bevölkerung über 80 Jahre. Die LAG 21 stellt stattdessen die Bevölkerung über 65 Jahren dar. 

https://www.lag21.de/files/default/pdf/Themen/nn-transfer-n/lag21-nrwkommunal-2022.pdf
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Themenbereich / Indikator 
Gelsenkir-

chen 2012 

Gelsen- 

kirchen  

aktuell 

Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert  

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Vergleichs-

jahr 

Entwicklung der Schulabgehenden allgemeinbildende 

Schulen ohne Abschluss seit 2012 in Prozent 
k. A. 50,87 -32,62 7,83 29,31 45,05 81,39 23 2023 

Schulabgehende allgemeinbildende Schulen mit höhe-

rem Schulabschluss12 in Prozent 
34,96 36,38 28,64 39,91 41,46 45,41 55,91 23 2023 

Betreuungsquote der unter 3-Jährigen in Prozent  14,26 16,57 11,28 16,70 18,40 23,71 29,46 23 2024 

Betreuungsquote der 3 bis unter 6-Jährigen in Prozent 90,91 78,52 74,94 83,00 85,77 90,90 94,67 23 2024 

Wahlen 

Wahlbeteiligung Bundestagswahl in Prozent  k. A. 66,66 66,66 71,88 73,80 76,65 83,90 23 2021 

Wahlbeteiligung Europawahl in Prozent k. A. 52,29 52,29 56,65 59,81 63,83 74,34 23 2024 

Wahlbeteiligung Kreistagswahl/Wahl Vertretung kfS in 

Prozent 
k. A. 41,53 39,15 43,53 47,59 51,13 62,96 22 2020 

Fläche 

Entwicklung der Siedlungs- und Verkehrsfläche je EW* 

seit 2012 in Prozent 
k. A. -6,08 -9,27 -5,36 -3,15 -1,81 3,43 23 2023 

Siedlungs- und Verkehrsfläche je EW* in qm13 304 285 213 249 283 311 421 23 2023 

 

12 Als höherer Schulabschluss wird die Allgemeine Hochschulreife sowie die Fachhochschulreife berücksichtigt. 

13 Die Erhebung für die Flächenerhebung nach Art der tatsächlichen Nutzung erfolgt seit dem Jahr 2016 durch das Amtliche Liegenschaftskataster-Informationssystem (ALKIS). Zuvor lagen der Erhebung die Automati-
sierten Liegenschaftsbücher (ALB) zugrunde. Mit dieser Umstellung gingen auch Änderungen und Erweiterungen des Nutzungsartenkatalogs einher, sodass die verwendeten Definitionen und Abgrenzungen nicht in 
vollem Umfang übereinstimmen. Die Vergleichbarkeit der Werte ist daher nicht in vollem Umfang gegeben. 
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Themenbereich / Indikator 
Gelsenkir-

chen 2012 

Gelsen- 

kirchen  

aktuell 

Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert  

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Vergleichs-

jahr 

Flächeninanspruchnahme (Zuwachs der Siedlungs- 

und Verkehrsfläche) seit dem Vorjahr in ha 
2,45 -29,00 -39 -7,50 0,00 4,00 38 23 2023 

Neu erstellte Wohngebäude je 10.000 EW* 8,53 2,81 1,37 2,59 3,74 5,70 9,32 23 2023 

Klima und Energie 

Anteil erneuerbare Energien am Stromverbrauch in 

Prozent  
k. A. 5,75 1,99 3,56 4,80 10,66 20,32 23 2023 

Mobilität 

Entwicklung der PKW-Dichte seit 2012 in Prozent k. A. 6,55 -3,39 6,94 9,91 11,25 15,56 23 2024 

PKW-Dichte 

(Zugelassene PKW je 1.000 EW*) 
444 473 458 503 527 553 592 23 2024 

Pendelndensaldo je 100 EW* -0,14 -2,85 -9,25 -2,24 1,05 9,09 30,27 23 2024 

Veränderung der polizeilich erfassten Straßenverkehrs-

unfälle seit dem Vorjahr in Prozent 
-5,32 12,34 -9,19 1,70 2,91 5,89 12,34 23 2023 

Kommunale Finanzen14 

Entwicklung der Steuereinnahmekraft je EW* seit 2012 

in Prozent 
k. A. 107 24,40 44,08 53,65 69,92 195 23 2023 

 

14 Die gpaNRW analysiert im Teilbericht Finanzen die Schuldenlage der Kommunen. Die Indikatoren der LAG 21 zur Verschuldung nutzen Daten von IT.NRW. Diese Daten beinhalten teilweise andere Beurteilungen / 
Zuordnungen von kommunalen Beteiligungen und Eigenbetrieben als es in unserer Prüfungsdefinition und –darstellung vorgesehen ist. Daher kann es zu erheblichen Abweichungen kommen, sodass wir an dieser 
Stelle auf die Darstellung von Verschuldungsindikatoren verzichten und auf den Teilbericht Finanzen verweisen. 
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Themenbereich / Indikator 
Gelsenkir-

chen 2012 

Gelsen- 

kirchen  

aktuell 

Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert  

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Vergleichs-

jahr 

Steuereinnahmekraft je EW* in Euro 467 965 965 1.333 1.487 1.688 3.581 23 2023 

Gesellschaftliche Teilhabe / Armut 

Mindestsicherungsquote15 in Prozent 19,00 22,10 8,40 11,70 13,60 16,40 22,10 23 2023 

Entwicklung der Mindestsicherungsquote seit 2012 in 

Prozent 
k. A. 16,32 -11,54 1,54 5,65 10,56 22,30 23 2023 

Arbeit und Wirtschaft 

Entwicklung der sozialversicherungspflichtig Beschäf-

tigten am Wohnort seit 2012 in Prozent 
k. A. 21,10 13,78 16,95 20,63 24,14 32,30 23 2024 

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte am Wohnort 

am 30.06. 
75.719 91.692 44.028 68.232 99.770 138.290 447.146 23 2024 

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte am Arbeitsort 

je 1.000 Erwerbsfähige 
445 500 447 546 631 738 1.078 23 2024 

Beschäftigungsquote am Wohnort in Prozent 44,63 54,47 54,47 58,14 59,50 60,73 63,60 23 2024 

Gewerbeanmeldungen für Neugründungen je 1.000 

EW* 
8,74 7,04 5,05 6,75 7,50 8,00 13,53 23 2024 

 

15 Als Mindestsicherungsleistungen werden die Grundsicherung für Arbeitssuchende nach dem SGB II, laufende Hilfen zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen nach dem SGB XII, Grundsicherung im Alter 
und bei Erwerbsminderung nach dem SGB XII und Regelleistungen nach dem AsylbLG verstanden. 
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Themenbereich / Indikator 
Gelsenkir-

chen 2012 

Gelsen- 

kirchen  

aktuell 

Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert  

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Vergleichs-

jahr 

Arbeitslosenanteil in Prozent 

(Verhältnis der nicht erwerbstätigen Personen im er-

werbstätigen Alter zu den sozialversicherungspflichtig 

Beschäftigten) 

18,98 17,87 6,63 9,98 10,96 13,31 17,87 23 2024 

Gesundheit 

Sterbefälle von Personen unter 65 Jahren je 100.000 

EW* 
248 227 122 161 182 203 231 23 2023 
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1. Finanzen 

1.1 Managementübersicht 

Die wesentlichen Ergebnisse der überörtlichen Prüfung der Stadt Gelsenkirchen im Prüfgebiet 

Finanzen stellt die gpaNRW nachfolgend zusammenfassend dar.  

Die Feststellungen und Empfehlungen haben wir tabellarisch in der Anlage aufgeführt. Die Rei-

henfolge ist chronologisch und gibt keine Priorisierung vor. 

Haushaltssituation 

Die Haushaltssituation der Stadt Gelsenkirchen hat sich insgesamt positiv entwickelt. Aus-

genommen 2019 kann die Stadt mittlerweile seit 2017 Überschüsse ausweisen. Damit gelingt 

es, den Anforderungen des Stärkungspaktes Stadtfinanzen gerecht zu werden und die freiwil-

lige Teilnahme 2021 erfolgreich abzuschließen. Die Jahresergebnisse im Betrachtungszeitraum 

2019 bis 2023 sind im interkommunalen Vergleich insgesamt überdurchschnittlich. Gelsenkir-

chen weist zudem nur vergleichsweise geringe außerordentliche Erträge nach dem NKF-CUIG 

aus.  

Im Ergebnis ist das Eigenkapital aufgrund der Jahresüberschüsse angestiegen. Die Aus-

gleichsrücklage hat sich positiv entwickelt. Der vorausgegangene Eigenkapitalverzehr hat je-

doch zur Folge, dass die Eigenkapitalausstattung im interkommunalen Vergleich dennoch un-

terdurchschnittlich ist. 

Nach der Planung erwartet Gelsenkirchen ab 2024 wieder erhebliche Jahresfehlbeträge. Die 

Aufwendungen steigen weiter an. Vor allem steigende Sozialleistungen tragen nach der Pla-

nung zu dieser Verschlechterung bei. Für den Planungszeitraum reichen die Ausgleichsrück-

lage sowie die eingeplanten globalen Minderaufwendungen noch aus, um einen fiktiven Haus-

haltsausgleich über den Zeitraum der mittelfristigen Finanzplanung darstellen zu können. 

Handlungsbedarf besteht weiterhin beim Vermögen sowie den Verbindlichkeiten. Den Wer-

teverzehr im Anlagevermögen konnte Stadt bisher nicht aufhalten. Insbesondere im Bereich 

der Schulen und Verkehrsflächen sind die Bilanzwerte weiterhin rückläufig. Weitere notwendige 

und teils bereits durchgeführte Reinvestitionen sowie steigende Investitionsauszahlungen füh-

ren zu einem hohen Finanzbedarf. Die bisher durchschnittlichen Gesamtverbindlichkeiten 

werden bei Umsetzung der geplanten Maßnahmen in den kommenden Jahren stark ansteigen. 

In Hinblick auf die erwartete Entwicklung der Jahresergebnisse und die notwendigen In-

vestitionen bzw. Reinvestitionen sowie den daraus resultierenden Finanzbedarf sieht die 

gpaNRW einen wieder steigenden Konsolidierungsbedarf. 

Haushaltssteuerung 

Die Stadt Gelsenkirchen hat keine gesamtstädtische Nachhaltigkeitsstrategie verabschiedet. 

Mit Ratsbeschluss vom 26. November 2015 hat sie sich allerdings der Mustererklärung zur 
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„Agenda 2030 – Nachhaltigkeit auf kommunaler Ebene gestalten“ angeschlossen. Daraus resul-

tiert u. a. das „Klimakonzept 2030/2045“. Neben einem weiteren Maßnahmenprogramm wurden 

Leitlinien für ein klimagerechtes Verwaltungshandeln beschlossen. Die beschlossenen Maßnah-

men werden bei der Haushaltsplanung berücksichtigt. Über einen Nachhaltigkeitshaushalt 

verfügt die Stadt nicht. Ziele und Kennzahlen zur Nachhaltigkeitssteuerung werden noch nicht 

dargestellt.  

Eine Dimension von Nachhaltigkeit stellt die finanzielle Nachhaltigkeit der Haushaltswirtschaft 

dar. Jeder Entscheidung sollte grundsätzlich eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung zu 

Grunde liegen. Die Stadt Gelsenkirchen führt regelmäßig Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen in 

den dezentralen Organisationseinheiten durch. Mit gesamtstädtischen Mindeststandards und 

einem standardisierten Prozess könnte die Stadt die dezentralen Organisationseinheiten ergän-

zend unterstützen und der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung noch mehr Bedeutung beimessen. 

Sie kann dabei auf bestehende Erfahrungen einzelner dezentraler Organisationseinheiten zu-

rückgreifen. Mit der Festlegung von Wertgrenzen nach § 13 Abs. 1 KomHVO könnte die Stadt 

den Arbeitsaufwand reduzieren.  

Für Ermächtigungsübertragungen hat die Stadt Gelsenkirchen Regelungen getroffen. Diese 

sollte die Stadt konkretisieren und in einer Dienstanweisung festschreiben. Grundsätzlich sieht 

die Stadt einen restriktiven Umgang mit den Ermächtigungsübertragungen vor. Dennoch sind 

Übertragungen weiter angestiegen. Die Stadt hat daher bereits eine Obergrenze für Übertra-

gungen eingeführt, die erste Auswirkungen zeigt. Steigende Ansätze und Übertragungen führen 

dazu, dass die Stadt die investiven Ermächtigungen konstant nur im geringen Umfang in An-

spruch nimmt. Damit vermittelt die Stadt in der Planung einen falschen Eindruck von ihrer Inves-

titionstätigkeit und läuft Gefahr, dass die ursprünglichen Mittel zur Umsetzung von Maßnahmen 

nicht mehr auskömmlich sind. Gelsenkirchen sollte daher einzelne Planungsparameter verstärkt 

überprüfen. 

Die Stadt Gelsenkirchen hat für das Kreditmanagement Regelungen festgeschrieben. Die er-

stellten Dienstanweisungen enthalten die wesentlichen Regelungen sowie die Zuständigkeiten 

für den Prozess der Kreditaufnahme. Optimierungspotenzial besteht im Hinblick auf die strategi-

sche Ausrichtung und die Konkretisierung des Handlungsrahmens. Ergänzt werden könnten die 

Dienstanweisungen zudem um die bereits etablierte Verfahrensweise im Umgang mit mögli-

chen Kontrahenten. Mit steigendem Kapitalbedarf steigt das Steuerungserfordernis des Kredit-

portfolios weiter an. Damit einhergehende Risiken hat die Stadt im Blick und wirkt diesen grund-

sätzlich entgegen. Zur Sicherung der Kapitalbeschaffung diversifiziert die Stadt die Struktur der 

Kapitalgeber und setzt ergänzend auf Anleihen. Das Controlling und Berichtswesen ist noch 

ausbaufähig. Ein unterjähriges kennzahlengestütztes Controlling könnte die Steuerung im Hin-

blick auf die strategische Ausrichtung unterstützen. Für das Anlagenmanagement gibt es bis-

her in Ermangelung von überschüssiger Liquidität keine festgeschriebenen Vorgaben. Die Stadt 

arbeitet jedoch an der Erstellung eines Handlungsrahmens.  

Im Bereich des Fördermittelmanagements sieht die gpaNRW sowohl für die Prozesse als 

auch das Controlling noch Optimierungsmöglichkeiten. Die Fördermittelakquise und -bewirt-

schaftung erfolgt in Gelsenkirchen vorwiegend dezentral. Gelsenkirchen sollte insbesondere da-

her grundlegende strategische Vorgaben zum Umgang mit Fördermitteln und deren Akquise 

festlegen. Ein förderbezogenes Controlling und Berichtswesen würde zusätzlich dazu beitragen, 

Rückforderungen zu vermeiden.  
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1.2 Aufbau des Teilberichtes 

Die Kapitel dieses Teilberichtes beginnen mit einer wertenden Aussage zu unserem Prüfungs-

ergebnis. Wertungen, die eine Stellungnahme der Stadt nach § 105 Abs. 6 und 7 der Gemein-

deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) notwendig machen, bezeichnen wir 

als Feststellung. 

Anschließend folgt kursiv gedruckt die Sollvorstellung. Die Sollvorstellung stellt die Inhalte und 

das Prüfungsziel im Kapitel dar. Sie ist allgemein formuliert und grundsätzlich für alle Städte 

gültig, z. B. auf Basis der aktuell geltenden Gesetzeslage. 

Ausgehend von diesem Soll analysieren wir die individuelle Situation in der geprüften Stadt und 

weisen dabei erkannte Verbesserungspotenziale als Empfehlung aus. 

Weitere allgemeine Ausführungen zur Struktur der Teilberichte stehen im Vorbericht. 

1.3 Inhalte, Ziele und Methodik 

Im Prüfgebiet Finanzen beantwortet die gpaNRW folgende Fragen: 

 Haushaltssituation: Besteht eine nachhaltig ausgerichtete Haushaltswirtschaft? 

 Haushaltswirtschaftliche Steuerung:  

 Wie geht die Stadt mit Nachhaltigkeitszielen und -kennzahlen im Haushalt um? 

 Führt die Stadt bei Investitions- und Beschaffungsentscheidungen Wirtschaftlich-

keitsuntersuchungen durch? 

 Beschäftigt sich die Stadt mit den relevanten Aspekten und Fragen, die ihr Kredit- 

und Anlageportfolio erfordern? 

 Wie hat die Stadt als Zuwendungsnehmerin ihr Fördermittelmanagement organi-

siert?  

 Wie geht die Stadt mit dem Instrument der Ermächtigungsübertragungen um?  

Methodisch analysiert die gpaNRW die Haushaltspläne, Jahresabschlüsse und Gesamtab-

schlüsse. Zusätzlich beziehen wir die Berichte der örtlichen Prüfung der Jahresabschlüsse und 

Gesamtabschlüsse sowie verwaltungsinterne Dokumente ein. Die gpaNRW hat zudem Daten, 

die für eine Bewertung erforderlich sind, über Interviews, Fragebögen und strukturierte Daten-

abfragen erhoben. 

In der Anlage dieses Teilberichts liefern ergänzende Tabellen zusätzliche Informationen. Diese 

zeigen neben der Zusammenstellung der Feststellungen und Empfehlungen aus der aktuellen 

Prüfung das NKF-Kennzahlenset NRW, die Zusammensetzung und Entwicklung einzelner (Bi-

lanz-) Posten sowie ergänzende Berechnungen. 
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1.4 Haushaltssituation 

 Die Haushaltssituation der Stadt Gelsenkirchen hat sich positiv entwickelt. Damit gingen der 

erfolgreiche Abschluss des Stärkungspaktes Stadtfinanzen sowie ein Anstieg des Eigenkapi-

tals einher. Für künftige Jahre geht die Stadt jedoch von einer schlechter werdenden Haus-

haltslage aus und plant durchgängig hohe Defizite. Noch kann sie fiktive Haushaltsausglei-

che darstellen. 

 Die Gesamtverbindlichkeiten der Stadt Gelsenkirchen sind im Betrachtungszeitraum nur 

leicht angestiegen, aber bereits durchschnittlich. Der Werteverzehr beim Gebäudevermögen 

insbesondere im Bereich der Schulen und bei den Verkehrsflächen hält an. Der nach der 

Planung erwartete Verlust der Selbstfinanzierungskraft und das notwendige sowie steigende 

Investitionsvolumen werden einen Anstieg der Gesamtverbindlichkeiten zur Folge haben.  

Die Haushaltssituation bestimmt den Handlungsspielraum einer Stadt zur Gestaltung ihres Leis-

tungsangebots. Eine nachhaltig ausgerichtete Haushaltswirtschaft erfüllt folgende Kriterien: 

 Die Handlungsfähigkeit einer Stadt sollte nicht durch die Genehmigung eines Haushalts-

sicherungskonzeptes sowie einer Verringerung der allgemeinen Rücklage eingeschränkt 

sein. Dazu muss der Haushalt gemäß § 75 Abs. 2 GO NRW jetzt und zukünftig ausgegli-

chen sein.  

 Das Eigenkapital sollte positiv sein. Eine Stadt darf gemäß § 75 Abs. 7 GO NRW nicht 

überschuldet sein. Je mehr Eigenkapital sie hat, desto weiter ist sie von der gesetzlich 

verbotenen Überschuldung entfernt. Daneben ist eine gute Eigenkapitalausstattung die 

Basis für eine nachhaltig ausgerichtete Haushaltswirtschaft. 

 Um zukünftig Gestaltungsmöglichkeiten zu haben und dem Grundsatz der Generationen-

gerechtigkeit zu entsprechen, sollte eine Stadt hohe Schulden und Reinvestitionsbedarfe 

vermeiden. Je niedriger sie ausfallen, desto größer sind die Handlungsspielräume der 

Haushaltswirtschaft einer Stadt. 

Um den unterschiedlichen Ausgliederungsgraden Rechnung zu tragen, beziehen wir in den in-

terkommunalen Vergleich die Schulden-, Finanz- und Ertragslage der verbundenen Unterneh-

men, Sondervermögen und Mehrheitsbeteiligungen ein. In den jeweiligen Kapiteln zur Haus-

haltssituation vergleicht die gpaNRW daher die Kennzahlen aus den Gesamtabschlüssen, so-

fern diese vorliegen. 

Die gpaNRW hat die Haushaltssituation auf folgenden Grundlagen analysiert: 
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Haushaltspläne, Jahresabschlüsse und Gesamtabschlüsse Gelsenkirchen 2019 bis 2025 

Haushaltsjahr Haushaltsplan (HPl) 
Jahresabschluss 

(JA) 

Gesamtabschluss 

(GA) 

In dieser Prüfung 

berücksichtigt 

2019  bekannt gemacht festgestellt nicht erforderlich  HPl / JA 

2020  bekannt gemacht festgestellt nicht erforderlich  HPl / JA 

2021  bekannt gemacht festgestellt nicht erforderlich  HPl / JA 

2022  bekannt gemacht festgestellt nicht erforderlich  HPl / JA 

2023  bekannt gemacht festgestellt nicht erforderlich  HPl / JA  

2024 bekannt gemacht   HPl 

2025 bekannt gemacht   HPl 

Das Vergleichsjahr der letzten überörtlichen Prüfung war 2018. Daher beginnt die Zeitreihe die-

ser Prüfung mit dem Jahr 2019. Die im Haushaltsplan 2025 enthaltene mittelfristige Ergebnis-

planung bis 2028 hat die gpaNRW ebenfalls berücksichtigt. 

1.4.1 Haushaltsstatus 

 Die Stadt Gelsenkirchen hat den Stärkungspakt Stadtfinanzen erfolgreich abgeschlossen. 

Die Haushaltswirtschaft unterliegt keinen aufsichtsrechtlichen Maßnahmen oder Genehmi-

gungspflichten mehr. 

Haushaltsstatus Gelsenkirchen 2019 bis 2025 

Haushaltsstatus* 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 

Ausgeglichener Haushalt    X X   

Fiktiv ausgeglichener Haushalt      X X 

Genehmigungspflichtige Verringerung der allge-

meinen Rücklage 
       

Haushaltssicherungskonzept genehmigt        

Haushaltssanierungsplan genehmigt X X X     

Haushaltssicherungskonzept nicht genehmigt        

Haushaltssanierungsplan nicht genehmigt        

*Der Haushaltsstatus in den Ist-Jahren bis 2023 bemisst sich am Jahresergebnis, der Haushaltsstatus in den Plan-Jah-

ren ab 2024 am Haushaltsplan. 

Die Stadt Gelsenkirchen hat freiwillig am Stärkungspakt Stadtfinanzen teilgenommen. Sie ist 

eine von 27 Kommunen der zweiten Stufe. Die Bezirksregierung Münster hat den abschließen-

den Haushaltssanierungsplan mit Verfügung vom 08. Juni 2021 genehmigt. Mit den Jahresab-

schlüssen 2022 und 2023 ist es der Stadt gelungen, einen ausgeglichenen Haushalt vorzule-

gen.  

Die Höhe der Ausgleichsrücklage und der allgemeinen Rücklage zeigt, inwieweit die Stadt ne-

gative Jahresergebnisse ausgleichen kann.   
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Jahresergebnisse und Rücklagen Gelsenkirchen 2023 bis 2028 

Kennzahlen 2023 2024 2025 2026 2027 2028 

Jahresergebnis in Mio. Euro 24,45 -53,95 -52,12 -25,87 -13,02 -9,73 

darin enthaltener globaler Minderauf-

wand in Mio. Euro 
./. 14,20 0,00 7,37 7,50 7,62 

Ausgleichsrücklage in Mio. Euro16 155 101 48,83 22,96 9,94 0,21 

Allgemeine Rücklage in Mio. Euro 95,25 95,25 95,25 95,25 95,25 95,25 

Nicht durch Eigenkapital gedeckter 

Fehlbetrag in Mio. Euro 
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

Fehlbetragsquote in Prozent 
positives 

Ergebnis 
21,57 26,56 17,95 11,02 9,25 

2023: IST, ab 2024: PLAN  

Nach dem Haushaltsplan 2024 und 2025 erwartet die Stadt Gelsenkirchen defizitäre Haushalts-

jahre. Aufgrund der positiven Jahresergebnisse in den vorangegangenen Jahren ist es der 

Stadt jedoch gelungen, eine vergleichsweise hohe Ausgleichsrücklage aufzubauen. Diese kann 

sie jetzt zur Erreichung eines fiktiven Haushaltsausgleiches über den gesamten Planungszeit-

raum einsetzen. Die Haushaltswirtschaft unterliegt damit keinen aufsichtsrechtlichen Maßnah-

men oder Genehmigungspflichten nach den §§ 75 oder 76 der GO NRW. 

Wie die weit überwiegende Zahl der kreisfreien Städte in NRW hat die Stadt Gelsenkirchen 

Haushaltsbelastungen infolge der Corona-Pandemie und des Ukraine-Krieges nach dem NKF-

CUIG isoliert. Die isolierten außerordentlichen Erträge in den Jahresabschlüssen 2020 bis 2023 

belaufen sich auf insgesamt 47,4 Mio. Euro. Ohne diese Isolierung könnte die Stadt in der mit-

telfristigen Finanzplanung nicht durchgehend einen fiktiven Haushaltsausgleich darstellen. Nä-

here Ausführungen zu den künftigen Auswirkungen können dem nachstehenden Kapitel ent-

nommen werden. 

1.4.2 Jahresergebnisse 

 Die Haushaltssituation der Stadt Gelsenkirchen hat sich positiv entwickelt. Für künftige Jahre 

geht die Stadt wieder von einer schlechter werdenden Haushaltslage aus und plant durch-

gängig mit hohen Defiziten.  

 

16 Die Verwendungsbeschlüsse zu den Jahresergebnissen werden vorweggenommen und die Ergebnisse direkt der Ausgleichsrücklage 
zugeordnet. 
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Jahresergebnisse sowie Jahresergebnisse ohne außerordentlichen Ertrag nach dem NKF-CUIG 
Gelsenkirchen in Mio. Euro 2019 bis 2028 

 

bis 2023: IST, ab 2024: PLAN  

Nachdem die Stadt Gelsenkirchen seit der Eröffnungsbilanz zunächst immer hohe Jahresfehl-

beträge ausweisen musste, sind die Ergebnisse seit 2017 viel besser und ausgenommen 2019 

positiv ausgefallen. 2019 ist das Ertragsaufkommen deutlich hinter der ursprünglichen Planung 

zurückgeblieben. Insbesondere das Aufkommen der Gewerbesteuer war für die negative Ent-

wicklung verantwortlich. 2022 war hingegen ein ungewöhnlich starker Anstieg der Gewerbe-

steuererträge für den hohen Überschuss verantwortlich. 

Im Betrachtungszeitraum 2019 bis 2023 ergibt sich in den abgeschlossenen Jahren summiert 

ein Jahresüberschuss von 142 Mio. Euro. In den Ergebnissen 2021 und 2023 sind darin außer-

ordentliche Erträge von 47,4 Mio. Euro nach dem NKF-CUIG aufgrund angefallener Haushalts-

belastungen infolge der Corona-Pandemie und des Ukraine-Krieges enthalten. Das Jahreser-

gebnis ohne den außerordentlichen Ertrag zeigt die tatsächliche Belastung der Stadt. Selbst 

nach Abzug der außerordentlichen Erträge ist es der Stadt Gelsenkirchen 2021 gelungen, posi-

tive Ergebnisse auszuweisen. Der Fehlbetrag 2023 ist mit 0,6 Mio. Euro noch vergleichsweise 

gering. Grundsätzlich ist ein kontinuierlicher Anstieg der ordentlichen Aufwendungen zu ver-

zeichnen, den Gelsenkirchen jedoch durch ebenfalls steigende Erträge noch kompensieren 

kann. 

In den Jahren ab 2024 geht die Stadt hingegen von Fehlbeträgen von summiert 155 Mio. Euro 

bis 2028 aus. Darin enthalten sind globale Minderaufwendungen von 36,7 Mio. Euro. In der Pla-

nung wird mit einem deutlich stärkeren Anstieg der ordentlichen Aufwendungen insgesamt ge-

rechnet. Im Ergebnis werden nach der Planung die Steigerungen auf der Seite der Aufwendun-

gen nicht mehr von steigenden Erträgen kompensiert. Die Erkenntnisse aus einer Beratung füh-

ren zudem dazu, dass die Stadt Gelsenkirchen erste unterlassene Instandhaltungsrückstellun-

gen nachgeholt hat und künftig nachholen wird.  
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Jahresergebnis je EW* in Euro 2019 bis 2023 

 

* Einwohnerin bzw. Einwohner 

Der Vergleichskorridor erfasst den Wertebereich der Städte zwischen dem ersten und dritten Viertelwert. Oberhalb und 

unterhalb des Vergleichskorridors liegen jeweils die 25 Prozent der Städte mit den höchsten bzw. niedrigsten Werten. 

Die Tabelle 3 in der Anlage enthält die Werte zur Abbildung. 

Im interkommunalen Vergleich mit den anderen kreisfreien Städten konnte die Stadt Gelsenkir-

chen aufgrund der positiven Entwicklungen mittlerweile insgesamt überdurchschnittliche  

Jahresüberschüsse erzielen. Ausgenommen der Besonderheiten in den Jahren 2019 sowie 

2022 bewegen sich die Jahresergebnisse je EW über dem Median.  

Jahresergebnis ohne außerordentlichen Ertrag NKF-CUIG je EW in Euro 2020 bis 2023 

 

Der Vergleichskorridor erfasst den Wertebereich der Städte zwischen dem ersten und dritten Viertelwert. Oberhalb und 

unterhalb des Vergleichskorridors liegen jeweils die 25 Prozent der Städte mit den höchsten bzw. niedrigsten Werten. 
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Die Tabelle 4 in der Anlage enthält die Werte zur Abbildung. 

Bei den Jahresergebnissen ohne außerordentlichen Ertrag nach dem NKF-CUIG je EW positio-

niert sich Gelsenkirchen im Vergleich zeitweise noch besser. 2020 und 2022 ist aufgrund der 

Tatsache, dass Gelsenkirchen keine Isolierungen vorgenommen hat, die Positionierung besser 

ausgefallen. 2021 sind die Isolierungen zudem vergleichsweise gering. 

Einen Einfluss auf die Höhe der Steuererträge und der Jahresergebnisse haben die festgeleg-

ten Steuerhebesätze. Im Vergleich positioniert sich die Stadt Gelsenkirchen mit ihren gewählten 

Hebesätzen wie folgt: 

Hebesätze Gelsenkirchen in von Hundert 2024  

Steuerart Gelsenkirchen 
Durchschnittswert 

der kreisfreien Städte* 
fiktiver Hebesatz 

Grundsteuer A 337,5 260 243 

Grundsteuer B 675 670 530 

Gewerbesteuer 480 485 436 

* arithmetisches Mittel 

Eine Anpassung der Realsteuerhebesätze der Stadt Gelsenkirchen hat zuletzt 2019 als Konso-

lidierungsmaßnahme im Stärkungspakt stattgefunden. In seiner Sitzung am 12. Dezember 2024 

hat der Rat die aufkommensneutrale Umsetzung der Grundsteuerreform zum 1. Januar 2025 

mit differenzierten Hebesätzen beschlossen. Der Hebesatz der Grundsteuer A wird auf 498 Pro-

zent, der Grundsteuerhebesatz B für Wohngrundstücke auf 696 Prozent und der Grundsteuer-

hebesatz B für Nichtwohngrundstücke auf 1.397 Prozent festgelegt. Diese Hebesätze entspre-

chen den vom Land ermittelten aufkommensneutralen Hebesätzen. Das Gesamtaufkommen 

der Grundsteuer bleibt damit unverändert. Änderungen beim Hebesatz der Gewerbesteuer gab 

es nicht.  

Die fiktiven Hebesätze lagen zuletzt unter denen von der Stadt Gelsenkirchen festgelegten He-

besätzen. Die Ertragsanteile, die aus der Überschreitung der fiktiven Hebesätze resultieren, 

wurden daher nicht bei den Schlüsselzuweisungen angerechnet. Sie verblieben damit vollstän-

dig bei der Stadt zur Deckung ihrer Aufwendungen. 

Die Teilergebnisse der Produktbereiche Soziale Leistungen sowie Kinder-, Jugend- und Famili-

enhilfe und die Landschaftsumlage haben einen maßgeblichen Einfluss auf die Jahresergeb-

nisse. Diese Positionen stehen im Zusammenhang mit der Finanzierung sozialer Leistungen 

und können von der Stadt nur eingeschränkt beeinflusst werden. Die folgende Grafik zeigt, wie 

die Sozialleistungen die Jahresergebnisse ausgehend vom Basisjahr 2019 beeinflussen.  
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Jahresergebnisse und Jahresergebnisse ohne Sozialleistungen Gelsenkirchen in Mio. Euro 2019 
bis 2028 

 

bis 2023: IST, ab 2024: PLAN  

Die Tabelle 5 in der Anlage enthält die Berechnungen hierzu. 

Zu den Sozialleistungen zählt die gpaNRW die Teilergebnisse der Produktbereiche „Soziale 

Leistungen“ und „Kinder-, Jugend- und Familienhilfe“ sowie die Landschaftsumlage. Das Basis-

jahr 2019 wird in der Grafik als Ausgangspunkt mit Null Euro dargestellt. Die weiteren Jahreser-

gebnisse sind als Differenz zum Basisjahr dargestellt. 

Der Trend der bereinigten Ergebnisse ohne „Sozialleistungen“ verläuft in den abgeschlossenen 

Jahren zunächst ähnlich der Jahresergebnisse. Die Grafik zeigt, dass die Belastungen aus den 

Sozialleistungen jedoch insbesondere ab den Planjahren 2024 deutlich zunehmen. Ohne  

Sozialleistungen stellt sich die Entwicklung der Jahresergebnisse besser dar. Bereits 2023 

steigt das Defizit aus den Soziallasten um 38,2 Mio. Euro auf 394 Mio. Euro an. Bis 2028 geht 

die Stadt Gelsenkirchen von einem weiteren Anstieg auf 501 Mio. Euro aus. Die fehlende Kom-

pensation spiegelt sich in den geplanten Jahresergebnissen wider. 

Die Auswirkungen der Jahresergebnisse auf das Eigenkapital beschreibt das folgende Kapitel.  
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1.4.3 Eigenkapital 

 Die Jahresüberschüsse haben im Betrachtungszeitraum 2019 bis 2023 zu einem Anstieg 

des Eigenkapitals und insbesondere der Ausgleichsrücklage geführt. Aufgrund des voraus-

gegangenen Eigenkapitalverzehrs ist die Eigenkapitalausstattung dennoch unterdurch-

schnittlich. Die geplanten Fehlbeträge würden ergänzend zu einem starken Rückgang des 

Eigenkapitals führen. 

Eigenkapital Gelsenkirchen in Mio. Euro 2019 bis 2028 

 

bis 2023: IST, ab 2024: PLAN  

Die einzelnen Positionen des Eigenkapitals stehen in der Tabelle 7 in der Anlage dieses Teilbe-

richts. 

Seit der Eröffnungsbilanz musste die Stadt Gelsenkirchen zunächst einen deutlichen Rückgang 

des Eigenkapitals verzeichnen und stand kurz vor einer Überschuldung. Daraus resultierte die 

freiwillige Teilnahme am Stärkungspakt Stadtfinanzen. 2016 wurde mit 61,6 Mio. Euro der nied-

rigste Wert beim Eigenkapital 1 ausgewiesen. Das sind nur rund 7,5 Prozent des ursprünglich 

ausgewiesenen Eigenkapitals. Mit den seit 2017 erzielten positiven Jahresergebnissen ist es 

Gelsenkirchen gelungen, das Eigenkapital 1 wieder etwas zu steigern. Im Betrachtungszeitraum 

2019 bis 2023 liegt der Anstieg bei 144 Mio. Euro. Im Ergebnis wird damit 2023 ein Eigenkapital 

1 von 250 Mio. Euro ausgewiesen. Zudem ist es der Stadt Gelsenkirchen gelungen, nach eini-

gen Jahren ohne Ausgleichsrücklage wieder eine vergleichsweise hohe Ausgleichsrücklage 

aufzubauen. 

Zu berücksichtigen sind allerdings die außerordentlichen Erträge nach dem NKF-CUIG. Diese 

sind zwar in der Stadt Gelsenkirchen vergleichsweise gering ausgefallen, haben aber dennoch 

zu Ergebnisverbesserungen und damit zu einem Anstieg des Eigenkapitals geführt. Nähere 

Ausführungen dazu werden im Kapitel „1.4.2 Jahresergebnisse“ gemacht. Auf Grundlage der 

Bestimmungen des NKF-CUIG hat die Stadt die vorläufige Entscheidung getroffen, die isolier-
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ten Haushaltsbelastungen von rund 47,4 Mio. Euro beginnend ab dem Jahr 2026 abzuschrei-

ben. Die vorangegangene Grafik zeigt daher ergänzend die Entwicklung des Eigenkapitals 1 

ohne die Bilanzierungshilfe nach dem NKF-CUIG. 

Ab 2024 führen die geplanten Defizite erneut zu einem deutlichen Rückgang der Ausgleichs-

rücklage und damit des Eigenkapitals. Auf die geplanten Ergebnisse wird bereits im Kapitel 

„1.4.2 Jahresergebnisse“ näher eingegangen. Soweit die tatsächlichen Ergebnisse der Planung 

entsprechen werden, wird sich das Eigenkapital um 155 Mio. Euro reduzieren. Damit wäre die 

positive Entwicklung im Betrachtungszeitraum aufgehoben. 

Eigenkapitalquote 1 in Prozent 2023 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 22 eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 

 

Trotz der positiven Entwicklung im Betrachtungszeitraum hat der zuvor stattgefunden starke Ei-

genkapitalverzehr zu einer vergleichsweise geringen Eigenkapitalausstattung geführt. Mit allen 

Eigenkapitalquoten positioniert sich die Stadt Gelsenkirchen unter dem Median.  
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Weitere Eigenkapitalkennzahlen 2023 

Kennzahlen 
Gelsen-

kirchen 

Mini-

mum 

1. Vier-

telwert 

2. Vier-

telwert 

(Median) 

3. Vier-

telwert 

Maxi-

mum 

Anzahl 

Werte 

Eigenkapitalquote 1 ohne Bilan-

zierungshilfe nach dem NKF-

CUIG 

6,73 -39,75 1,87 8,13 22,95 63,27 22 

Eigenkapitalquote 2 25,70 -20,35 19,84 33,46 42,05 76,80 22 

Eigenkapitalquote 2 ohne Bilan-

zierungshilfe nach dem NKF-

CUIG 

24,53 -24,27 16,90 30,21 40,13 76,03 22 

Ausgleichsrücklage je EW in 

Euro 
589 0,00 87,81 367 569 1.673 22 

1.4.4 Verbindlichkeiten und Vermögen 

1.4.4.1 Verbindlichkeiten 

 Die Gesamtverbindlichkeiten der Stadt Gelsenkirchen sind im Betrachtungszeitraum nur 

leicht angestiegen, dennoch durchschnittlich. Insbesondere das notwendige und nach der 

Planung weiter steigende Investitionsvolumen löst künftig jedoch einen hohen Finanzbedarf 

aus. Dieser wird bei Umsetzung der geplanten Maßnahmen zu einem deutlichen Anstieg der 

Gesamtverbindlichkeiten führen. 

Gesamtverbindlichkeiten Konzern Gelsenkirchen in Mio. Euro 2019 bis 2022 

 

Da die Stadt Gelsenkirchen von der Aufstellung von Gesamtabschlüssen befreit ist, hat die 

gpaNRW die Verbindlichkeiten des Kernhaushaltes mit denen der Mehrheitsbeteiligungen und 

Sondervermögen unter Berücksichtigung wesentlicher Verflechtungen saldiert. Im Betrach-

tungszeitraum 2019 bis 2022 sind die Gesamtverbindlichkeiten des Konzernverbunds Stadt 

Gelsenkirchen um 91,2 Mio. Euro auf 1.908 Mio. Euro gestiegen.  
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Die einzelnen Positionen der Gesamtverbindlichkeiten stehen in der Tabelle 8 in der Anlage 

dieses Teilberichts. 

Die hilfsweise ermittelten Gesamtverbindlichkeiten hat die gpaNRW mit den Gesamtverbindlich-

keiten anderer Städte verglichen. Soweit von anderen Städten ebenfalls nur hilfsweise errech-

nete Verbindlichkeiten des Konzerns vorlagen, hat die gpaNRW diese Verbindlichkeiten in den 

Vergleich einbezogen. Im Ergebnis sind die Gesamtverbindlichkeiten Konzern 2022 im Ver-

gleich zu den übrigen kreisfreien Städten durchschnittlich. 

Gesamtverbindlichkeiten Konzern je EW in Euro 2022 

  

In den interkommunalen Vergleich sind 18 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 

 

Einen maßgeblichen Anteil an den Gesamtverbindlichkeiten haben die Verbindlichkeiten des 

Kernhaushalts der Stadt Gelsenkirchen. Rund 83 Prozent der Verbindlichkeiten können direkt 

dem Kernhaushalt entnommen werden. Die Verbindlichkeiten des Kernhaushaltes der Stadt un-

terlagen bereits seit der Eröffnungsbilanz einem deutlichen Anstieg. Insgesamt haben sich die 

Verbindlichkeiten fast verdreifacht. Die nachstehende Grafik zeigt daher die Entwicklung der 

Verbindlichkeiten im Kernhaushalt der Stadt. 
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Investitionskredite, Liquiditätskredite und Liquide Mittel Gelsenkirchen in Mio. Euro 2019 bis 2028 

 

bis 2023: IST, ab 2024: PLAN 

Die einzelnen Positionen der Verbindlichkeiten stehen in der Tabelle 10 in der Anlage dieses 

Teilberichts. 

Bei der Betrachtung der Verbindlichkeiten des Kernhaushaltes der Stadt Gelsenkirchen zeigt 

sich, dass es der Stadt in den abgeschlossenen Jahren gelungen ist, die Liquiditätskredite deut-

lich zu reduzieren. Es ist ein Rückgang von 265 Mio. Euro zu verzeichnen. Die Verbindlichkei-

ten aus Krediten für Investitionen sind hingegen leicht um 67,0 Mio. Euro angestiegen. Darin 

sind allerdings 41,1 Mio. Euro Verbindlichkeiten aus dem Förderprogramm Gute Schule 2020 

enthalten. Für dieses trägt das Land die Zins- und Tilgungsleistungen. Deutlich angestiegen 

sind zudem die erhaltenen Anzahlungen. Mit einem Anstieg von 81,4 Mio. Euro belaufen sich 

diese bereits auf 275 Mio. Euro. Nähere Ausführungen dazu werden im nachstehenden Kapitel 

gemacht. 

Entsprechend der Ergebnisse in den abgeschlossenen Jahren konnte die Stadt bisher positive 

Salden aus laufender Verwaltungstätigkeit ausweisen. Nach der Haushaltsplanung erwartet die 

Stadt künftig hohe Jahresfehlbeträge. Diese sind das Ergebnis aus dem Verlust der Selbstfinan-

zierungskraft und deutlich steigenden Defiziten bei der Investitionstätigkeit. Die Fehlbeträge in 

der Planung belaufen sich auf 1.117 Mio. Euro. Dies hat zur Folge, dass neue Kredite erforder-

lich werden und ein starker Anstieg sowohl der Investitions- als auch Liquiditätskredite bis 2028 

geplant wird. Über ausgewiesene nennenswerte liquide Mittel verfügt die Stadt Gelsenkirchen 

im Betrachtungszeitraum nicht. 

Es bleibt allerdings abzuwarten, wie sich die Ergebnisse entwickeln und welche Investitionen 

tatsächlich umgesetzt werden. Hierzu wird auf die Ausführungen im Kapitel „1.5.2 Ermächti-

gungsübertragungen“ verwiesen. 
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1.4.4.2 Vermögen 

 Der Werteverzehr bei den Bilanzpositionen des Gebäudevermögens, insbesondere der 

Schulen und der Verkehrsflächen, hält an. Geplanten Investitionen kommt die Stadt Gelsen-

kirchen bisher nicht nach. Die Planung berücksichtigt erneut deutlich höhere Auszahlungen 

für Investitionen in das Vermögen. 

Ein schlechter Zustand des Anlagevermögens deutet auf einen Sanierungsbedarf und damit auf 

anstehende Investitionsmaßnahmen hin. Absehbare Reinvestitionen müssen finanziert werden. 

Je schlechter der Zustand des Anlagevermögens ist, umso höher ist das Risiko zukünftiger 

Haushaltsbelastungen. 

Als Indikator für den Zustand des Anlagevermögens zieht die gpaNRW aktuelle Daten zur Al-

tersstruktur für die Straßen bzw. Daten aus der letzten überörtlichen Prüfung für die Gebäude 

heran. Darüber hinaus erörtert die gpaNRW den aktuellen Zustand des kommunalen Vermö-

gens mit den entsprechend zuständigen Facheinheiten. 

Im Rahmen der letzten überörtlichen Prüfungen der Stadt Gelsenkirchen wurden Anlagenab-

nutzungsgrade ermittelt. Auf dieser Basis und der vorausgegangenen Entwicklung der Bilanz-

positionen ist insbesondere auf die Überalterung und den Werteverzehr der Schulen sowie den 

Zustand der Verkehrsflächen hingewiesen worden. Die Schulen wiesen bereits 2017 einen An-

lagenabnutzungsgrad von 73 Prozent auf. Nach den Anlagenabnutzungsgraden wurde zudem 

eine beginnende Überalterung der Straßen festgestellt. Hinzu kam, dass die Zustandseinteilung 

der Verkehrsflächen wesentlich schlechtere Zustände aufzeigte. 70 Prozent der Straßen befan-

den sich in einem schlechten bzw. sogar 62 Prozent in einem sehr schlechten Zustand. Auf-

grund des Konsolidierungsdrucks war es der Stadt Gelsenkirchen nicht möglich, den Substanz-

erhalt zu finanzieren. Trotz Investitionen und Reinvestitionen waren die Bilanzwerte kontinuier-

lich rückläufig. Die Tatsache, dass diese beiden Bereiche die größten Bilanzpositionen des 

Sachanlagevermögens bilden, zeigte den Handlungsdruck auf.  

Den Werteverzehr konnte die Stadt Gelsenkirchen bisher nicht aufhalten. Lediglich vereinzelte 

Investitionen in verschiedenen Bereichen haben in den einzelnen Jahren zu einem Wertezu-

wachs geführt. Ausgenommen bei den Wohngebäuden ist im Betrachtungszeitraum 2019 bis 

2023 weiterhin ein genereller Werteverzehr zu verzeichnen. Insbesondere die Bilanzpositionen 

der Schulen und der Verkehrsflächen sind weiterhin stark rückläufig. Bei der Bilanzposition 

Schulen hat im Betrachtungszeitraum ein Rückgang von 39,8 Mio. Euro stattgefunden. Damit 

beläuft sich der Rückgang seit der Eröffnungsbilanz auf 145 Mio. Euro bzw. 38,2 Prozent. Bei 

den Verkehrsflächen ist der Rückgang noch größer. Mit 67,7 Mio. Euro hat dort der größte Wer-

teverzehr beim Sachanlagevermögen stattgefunden. Seit der Eröffnungsbilanz beläuft sich der 

Werteverzehr schon auf 223 Mio. Euro bzw. 42,7 Prozent.  

Des Handlungsbedarfes ist sich die Stadt Gelsenkirchen bewusst. Die Stadt hat bereits ver-

stärkt in den Bereich der Schulen investiert. Zudem steigen die Auszahlungen für Baumaßnah-

men im Planungszeitraum deutlich an. In den abgeschlossenen Jahren lagen diese im Durch-

schnitt jährlich unter 30 Mio. Euro. Die Planung ab 2024 sieht Auszahlungen von durchschnitt-

lich 165 Mio. Euro jährlich vor. Die steigenden Auszahlungen sind unmittelbare Folge der von 

der Stadtspitze verkündeten Dekade des Stadtumbaus. Doch auch in der Vergangenheit waren 

die Planansätze deutlich höher als die tatsächlich verausgabten Mittel. Der Grad der Ausschöp-
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fung lag im Betrachtungszeitraum 2019 bis 2023 allerdings durchschnittlich nur bei einem Vier-

tel der veranschlagten Mittel. Nähere Ausführungen können dem Kapitel „1.5.2 Ermächtigungs-

übertragungen“ entnommen werden. 

Auffällig hoch ist hingegen der Anstieg der Bilanzposition „Erhaltene Anzahlungen“ (vgl. § 42 

Absatz 4 Nummer 4.8 KomHVO NRW) sowie der aktuelle Bestand. Dabei handelt es sich um 

Zuwendungen für Vermögensgegenstände, die noch nicht aktiviert wurden. Das bedeutet, dass 

die Stadt erhaltenen Vorleistungen zur Finanzierung künftiger Vermögensgegenstände unter 

den Bilanzposten „Erhaltene Anzahlungen“ bilanziert hat, da der Vermögensgegenstand noch 

nicht in Betrieb genommen wurde. Mit diesem Bilanzposten soll offengelegt werden, inwieweit 

die Stadt Vorauszahlungen von Dritten erhalten hat, aber ihre eigene Leistungspflicht noch nicht 

erfüllt oder eine Maßnahme noch nicht durchgeführt hat. Eine Aktivierung der Maßnahmen wird 

zu einem Anstieg der betroffenen Bilanzpositionen führen. 

Seit 2015 ist ein kontinuierlicher Anstieg der Bilanzposition „Erhaltene Anzahlungen“ zu ver-

zeichnen. 2023 belaufen sich die Bilanzierungen auf 275 Mio. Euro. Nur eine kreisfreie Stadt 

weist in ihrer Bilanz eine höhere Summe aus. Auf die Größe bezogen ist Gelsenkirchen die 

Stadt mit den mit Abstand höchsten erhaltenen Anzahlungen je EW.  

Erhaltene Anzahlungen je EW in Euro 2023 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 22 Werte eingeflossen. 

Nach Auskunft der Stadt ist der Anstieg auf fehlende Aktivierungen zurückzuführen. Aufgrund 

von Personalmangel in verschiedenen Bereichen sind entsprechende Vorgänge nicht abge-

schlossen worden. Es hat bereits eine Umstrukturierung in der Anlagenbuchhaltung stattgefun-

den. Das Thema wird derzeit aktiv angegangen. 

1.5 Haushaltssteuerung 

Im folgenden Abschnitt betrachtet die gpaNRW die nachhaltige Haushaltssteuerung der Stadt 

Gelsenkirchen anhand der Themen „Nachhaltigkeitshaushalt“ und „Wirtschaftlichkeitsuntersu-

chungen bei Investitionsentscheidungen“. Des Weiteren prüfen wir, wie die Stadt mit Ermächti-

gungsübertragungen und mit Fördermitteln umgeht und ob sie Regelungen zum Kredit- und An-

lagemanagement getroffen hat. 
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1.5.1 Nachhaltige Haushaltssteuerung 

Ziel der gpaNRW in dieser Prüfung ist unter anderem aufzuzeigen, wie weit sich die kreisfreien 

Städte in NRW bereits mit einer nachhaltigen Haushaltssteuerung auseinandergesetzt haben. 

Nachfolgend stellt die gpaNRW daher fest, ob die Stadt Gelsenkirchen aktiv Instrumente nutzt, 

die eine nachhaltige Steuerung ihrer Haushaltswirtschaft unterstützen. Dazu gehört exempla-

risch, dass Nachhaltigkeitsziele und -kennzahlen im Haushalt verankert werden. Zudem unter-

stützen beispielsweise Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen eine Stadt dabei, effiziente Investiti-

ons- und Beschaffungsentscheidungen zu treffen.  

Die Städte befinden sich in einer frühen Phase der Implementierung einer wirkungsorientierten 

Nachhaltigkeitssteuerung. Prozesse zur Nachhaltigkeitssteuerung müssen noch etabliert wer-

den und sich bewähren. Entsprechend treffen wir in dieser Prüfung keine Feststellungen und 

geben keine Empfehlungen zum Thema Nachhaltigkeitshaushalt. Für die gpaNRW steht im 

Vordergrund, durch die Darstellung unterschiedlicher Lösungsansätze und Umsetzungsstände 

zu einem Ideen- und Erfahrungsaustausch unter den Städten beizutragen.  

1.5.1.1 Nachhaltigkeitshaushalt 

Die Grundlage für einen Nachhaltigkeitshaushalt ist die Entwicklung einer Nachhaltigkeitsstrate-

gie durch die Stadt, in der spezifische Ziele festgelegt werden. Detaillierte Informationen zur 

Strategie und den Zielen sind im Vorbericht zu finden. 

Der Nachhaltigkeitshaushalt baut auf dem produktorientierten bzw. wirkungsorientierten Haus-

halt auf, den die Städte bereits im Rahmen der NKF-Einführung implementiert haben. Zudem 

stellt der Nachhaltigkeitshaushalt dar, welche finanziellen Ressourcen auf Produktebene aufge-

wendet werden müssen, um die Ziele zu erreichen. Da der Nachhaltigkeitshaushalt eine Form 

der wirkungsorientierten Steuerung sein kann, sollte er in bereits vorhandene Strukturen eines 

wirkungsorientierten Haushaltes integriert werden. Dadurch werden Parallelstrukturen vermie-

den. 

Um die Nachhaltigkeitsziele zu erreichen und einen Nachhaltigkeitshaushalt zu implementieren, 

können unterschiedliche Instrumente der Nachhaltigkeitssteuerung eingesetzt werden. Bei der 

Definition der nachstehend genannten Instrumente orientieren wir uns an den von der KGSt 

konkretisierten Begriffen.17 Die Verwendung dieser Begriffsdefinitionen schließt nicht aus, dass 

eine andere Verwendung der Nachhaltigkeitsinstrumente nicht ebenso sinnvoll und zielführend 

sein kann. 

 

17 Vgl. KGSt 2024: Kommunales Nachhaltigkeitsmanagement, Bericht Nr. 02/2024, S. 52ff. abrufbar unter www.KGSt.de. 

http://www.kgst.de/
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 Die Stadt Gelsenkirchen hat ein Klimakonzept sowie Maßnahmenpläne beschlossen. Eine 

Verknüpfung der Ziele und Maßnahmen mit Kennzahlen zur Nachhaltigkeit gibt es im Haus-

halt bisher noch nicht.  

Überblick über Einführung von Elementen eines Nachhaltigkeitshaushalts zum 31. Dezember 2024 

Elemente eines Nachhaltigkeitshaushaltes Gelsenkirchen Kreisfreie Städte 

Allgemein: Ziele und Kennzahlen im Haushalt verankert ja 15 

Nachhaltigkeitsstrategie mit Zielen und Maßnahmen vor-

handen 
nein 22 

Nachhaltigkeitsziele und -kennzahlen in Pilotbereichen 

implementiert und mit finanziellen Mitteln verknüpft 
nein 4 

Gesamtstädtischer Nachhaltigkeitshaushalt durch Ver-

knüpfung finanzieller Mittel mit Nachhaltigkeitszielen und 

-kennzahlen vorhanden 

nein 1 

Die Stadt Gelsenkirchen hat sich am 26. November 2015 der Mustererklärung des Rates der 

Gemeinden und Regionen Europas zur „Agenda 2030 – Nachhaltigkeit auf kommunaler Ebene 

gestalten“ angeschlossen. Damit hat sich die Stadt verpflichtet, ihre Möglichkeiten zu nutzen, 

sich für nachhaltige Entwicklung zu engagieren. Im Zusammenhang mit der „Agenda 2030“, 

aber auch bereits zuvor, hat die Stadt verschiedene Klimakonzepte aufgestellt und im Rat be-

schlossen. Mit diesen Konzepten gingen eine Reihe von Maßnahmenplänen einher. Nähere 

Ausführungen können dem Vorbericht entnommen werden.  

Die erforderlichen Mittel zur Umsetzung sind von den betroffenen Dienststellen bei der jeweili-

gen Haushaltsanmeldung zu berücksichtigen. Die Aufstellung der Maßnahmenpläne stand da-

bei immer unter dem Vorbehalt der Schaffung der haushaltsrechtlichen Voraussetzungen. Die 

Umsetzung ist vor dem Hintergrund der zur Verfügung stehenden Mittel zu prüfen.  

Einen Nachhaltigkeitshaushalt hat die Stadt bisher nicht aufgestellt. Sie hat allerdings allge-

meine Ziele und Kennzahlen zur Messung der Zielerreichung in ihrem Haushalt festgelegt. Auf 

Grundlage der beschlossenen Ziele in den Klimakonzepten und den einzelnen Maßnahmen 

kann sie die vorhandenen Kennzahlen ergänzen. In einem nächsten Schritt könnte die Stadt zu 

einem späteren Zeitpunkt einen Nachhaltigkeitshaushalt entwickeln, der die finanziellen Mittel 

mit den Nachhaltigkeitszielen und Nachhaltigkeitskennzahlen verknüpft. 

Schon heute zeigt sich, dass die finanziellen Mittel der Stadt aller Voraussicht nach nicht ausrei-

chen, die erforderlichen Investitionen im eigenen Gebäudebestand vorzunehmen. Die Haus-

haltsplanung bildet den zur Erreichung der Zielsetzung im eigenen Gebäudebestand benötigten 

Finanzmittelbedarf nicht ab. Nähere Ausführungen werden im Teilbericht „Gebäudewirtschaft – 

Klimaschutz“ gemacht. Einen Zeitplan für die Integration bzw. Umsetzung gibt es bisher nicht. 

1.5.1.2 Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 

Eine Stadt kann durch routinemäßige Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen ein effizientes Verwal-

tungshandeln und eine nachhaltig ausgerichtete Haushaltswirtschaft im Sinne des § 75 Abs. 1 
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GO NRW unterstützen. Insbesondere bei Investitionen, die die Haushaltslage über einen lan-

gen Zeitraum belasten können, sind Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen im Vorfeld der Investiti-

onsentscheidung sinnvoll.  

 Feststellung 

Die Stadt Gelsenkirchen führt Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen in den dezentralen Organi-

sationseinheiten durch. Festgeschriebene gesamtstädtische Vorgaben, Standards und Wert-

grenzen für Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen gibt es nicht, allerdings gute Ansätze und 

Prozesse in einzelnen Bereichen der Verwaltung. 

Eine Stadt sollte routinemäßig Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen durchführen. Dazu sollte sie 

den gesamten Prozess einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung systematisch, transparent, ver-

gleichbar, objektiv, vollständig und nachvollziehbar ausgestalten. Vereinheitlichte Vorgaben in 

einer Dienstanweisung, Richtlinie oder Arbeitshilfe können dabei helfen, Wirtschaftlichkeitsun-

tersuchungen verwaltungsweit nach einheitlichem Standard zu gestalten. Die Ergebnisse der 

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen sollten den politischen Entscheidungstragenden adressaten-

gerecht kommuniziert werden. Nach § 13 Abs. 1 KomHVO NRW sollte der Rat einer Stadt Wert-

grenzen festlegen, ab welcher Investitionshöhe ein Wirtschaftlichkeitsvergleich gefordert wird. 

Unterhalb der Wertgrenze sollten mindestens Kostenberechnungen vorliegen und Folgekosten 

bewertet werden.  

Wirtschaftlichkeit ist das günstigste Verhältnis zwischen dem verfolgten Zweck einer Maßnahme 

und den einzusetzenden Mitteln. Die Stadt sollte sich systematisch und sorgfältig mit den wirt-

schaftlichen Auswirkungen aller Maßnahmen auseinandersetzen. In dieser Prüfung konzentriert 

sich die gpaNRW auf Investitionen, da Investitionsentscheidungen in der Regel nur schwer wie-

der rückgängig gemacht werden können. Dabei sollte nicht außer Acht gelassen werden, dass 

auch alle Alternativen berücksichtigt werden, die anstelle einer Investition getroffen werden 

könnten, zum Beispiel Mieten und Leasing. Aufwand und die Methodik der Wirtschaftlichkeits-

untersuchung sollten in einem angemessenen Verhältnis zur Maßnahme stehen. Der nordrhein-

westfälische Verordnungsgeber sieht daher in § 13 Abs. 1 KomHVO NRW eine Festlegung von 

Wertgrenzen durch den Rat vor. Vor der Veranschlagung von Investitionen oberhalb der Wert-

grenze soll ein Wirtschaftlichkeitsvergleich mehrerer in Frage kommender Möglichkeiten vorlie-

gen.  

Üblicherweise beginnt eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung mit einer Analyse der Ausgangs-

lage und des Handlungsbedarfes. Daraus können konkrete Ziele, Prioritäten und etwaige Ziel-

konflikte erarbeitet und die relevanten Handlungsalternativen abgeleitet werden. Die Hand-

lungsalternativen werden im Rahmen der Wirtschaftlichkeitsberechnung mithilfe geeigneter Me-

thoden miteinander verglichen. Nach Abschluss der Maßnahme können in einer abschließen-

den Erfolgskontrolle Erfahrungen für die Durchführung zukünftiger Wirtschaftlichkeitsuntersu-

chung gewonnen werden. 

Die Stadt Gelsenkirchen hat keine gesamtstädtischen zentralen Vorgaben für Wirtschaftlich-

keitsuntersuchungen getroffen. Über Dienstanweisungen, Richtlinien oder sonstige einheitliche 

Standards hierzu verfügt sie nicht. Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen finden in den dezentralen 

Organisationseinheiten statt.  
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Die Vorlagen im Ratsinformationsdienst der Stadt Gelsenkirchen zeigen sehr unterschiedliche 

Darstellungen bei den finanziellen Auswirkungen. Unter dem Punkt „Finanzielle Belastungen“ 

sollen die Auswirkungen auf den städtischen Haushalt dargelegt werden. Konkrete festge-

schriebene Vorgaben zu den Inhalten und dem Umfang der Darstellung bzw. Wertgrenzen gibt 

es nicht. Die Spanne der Inhalte ist daher sehr groß. Vorlagen enthalten von einer kurzen textli-

chen Darstellung über eine Übersicht der Kosten für das Jahr der Umsetzung bis hin zu um-

fänglicheren Übersichten inklusive etwaiger Folgekosten sehr unterschiedliche Ausführungen. 

Der Finanzbereich erhält jedoch bereits alle Vorlagen zur Durchsicht. Es wird daran gearbeitet, 

die Inhalte zu optimieren und standardisieren. Ein sogenanntes Kostenblatt soll die Vorlagener-

steller anhalten, wesentliche Punkte zu berücksichtigen. Einheitliche Zinssätze für die Berech-

nungen werden bereits zentral vorgegeben. Auch die Personal- und Sachkosten für einen Ar-

beitsplatz werden zentral durch das Referat Personal festgelegt. 

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen gehören in einigen Bereichen zu den regelmäßig wiederkeh-

renden Aufgaben und bilden die Grundlage von zu treffenden Entscheidungen. Daher hat die 

gpaNRW Gespräche mit dem IT-Systemhaus Gelsenkirchen, dem Referat Hochbau und dem 

städtischen Dienstleister „Gelsendienste“ geführt. Im Bereich Hochbau wurde ergänzend eine 

Wirtschaftlichkeitsuntersuchung zur Verfügung gestellt. 

Das IT-Systemhaus versteht sich als Dienstleister für die Stadt Gelsenkirchen. Die Betriebslei-

tung hat erst vor kurzem gewechselt, weswegen sich einige Prozesse noch im Wandel befin-

den. Im Bereich der Informationstechnik und Bereitstellung der IT-Infrastruktur werden nach 

Auskunft routinemäßig Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen durchgeführt. Eine Bedarfsanalyse 

geht jeder Beschaffung bzw. Investitionsentscheidung voraus. Der Bedarf ergibt sich aus der 

Anzahl der Nutzenden sowie den Anforderungen, die an die Lösung geknüpft werden. Dabei 

sieht das IT-Systemhaus die Anforderungen und nicht gezielte Produkte im Mittelpunkt. Lö-

sungsalternativen werden immer in die Betrachtung einbezogen. Je nach Auftragsvolumen und 

Umfang werden verschiedene Methoden der Wirtschaftlichkeitsberechnung herangezogen. Ziel 

ist es, dauerhaft eine bedarfsorientierte Steuerung und Standards zu implementieren. Neue 

Prozesse befinden sich dafür teils noch in der Erprobungsphase. Neben den Anschaffungs- und 

Herstellungskosten und den Folgekosten spielt ergänzend der zeitliche Faktor zur Umsetzung 

eine wesentliche Rolle. So wird u. a. auf Rahmenverträge zurückgegriffen, um Kosten aufgrund 

von Skaleneffekten zu erzielen und zeitnahe Bereitstellungen zu gewährleisten. In der Regel 

folgt auf die Bedarfsermittlung und den Alternativenvergleich ein Ausschreibungsverfahren. Die 

entscheidungsrelevanten Gründe werden in diesem Verfahren festgehalten und dokumentiert. 

Die Gremien werden über den Wirtschaftsplan informiert und ergänzend wird bei Maßnahmen 

über 200.000 Euro gesondert berichtet.  

Im Bereich Hochbau werden Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen für Baumaßnahmen zentral 

durchgeführt. Zuletzt haben jedoch selten Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen stattgefunden. Be-

darfe werden aus den dezentralen Organisationseinheiten gemeldet und ergeben sich bei-

spielsweise aus einer Schulentwicklungsplanung. Grundsätzlich werden in eine Betrachtung 

mehrere Alternativen einbezogen und gegeneinander abgewogen. Insbesondere Folgekosten 

spielen dabei eine Rolle. Die Beurteilung der verschiedenen Angebote erfolgt im Vergabever-

fahren. Die Entscheidung und die Gründe werden in Vermerken dokumentiert. Entscheidungen 

werden zudem für Vorlagen aufbereitet. Die Investitions- sowie Folgekosten und die entschei-

dungsrelevanten Gründe werden dargestellt. Zur Beurteilung von Bewirtschaftungskosten wer-

den die Fachabteilungen eingebunden.  
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Seit dem 01. Januar 2024 werden Fahrzeuge (ausgenommen Spezialfahrzeuge) über das Fuhr-

parkmanagement der Gelsendienste zentral beschafft. Die Bedarfe werden in regelmäßigen Ab-

ständen ermittelt und hinterfragt. Grundsätzlich werden für die Beschaffungen von Fahrzeugen 

Alternativen wie Leasing oder Mieten in die Bewertung mit einbezogen. Allerdings gibt es der-

zeit noch eine Grundsatzentscheidung, die die Alternativen einschränkt bzw. aufgrund der dar-

aus resultierenden wirtschaftlichsten Lösung ausschließt. Die Stadt hat aufgrund von Nachhal-

tigkeitsaspekten entschieden, grundsätzlich elektrische Fahrzeuge zu beschaffen. Da die Stadt 

bis zuletzt eine Förderung beim Kauf von Fahrzeugen in Anspruch nehmen konnte, war der 

Kauf die günstigste Alternative. Die Beschaffung der Fahrzeuge erfolgt im Rahmen von Verga-

beverfahren. In diesem Verfahren wird dann eine ergänzende Wirtschaftlichkeitsberechnung bei 

den in Frage kommenden Fahrzeugen durchgeführt. In der Regel erfolgt eine Lebenszyklusana-

lyse unter Beachtung der Folgekosten u. a. für die Verbräuche. Die Dokumentation erfolgt im 

entsprechenden Verfahren. 

Sowohl im Bereich der Informationstechnik als auch im Bereich Hochbau werden die bestehen-

den Verträge bereits zentral erfasst. Kündigungsmöglichkeiten, Inhalte und Laufzeiten sind be-

kannt. Es gibt Wiedervorlagen, zu denen eine erneute Überprüfung des Bedarfes und der Wirt-

schaftlichkeit angestellt werden. Das Rechnungsprüfungsamt ist bereits teilweise über die 

Vergaben in den Prozess der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung eingebunden und prüft allerdings 

nur im Rahmen der regulären Prüfungen die wirtschaftliche Aufgabenerfüllung. 

 Empfehlung 

Die Stadt sollte gesamtstädtische Mindeststandards für die Durchführung von Wirtschaftlich-

keitsuntersuchungen in einer Dienstanweisung regeln und den dezentralen Organisations-

einheiten Arbeitshilfen bereitstellen. Sie kann dafür auf gute Ansätze einzelner dezentraler 

Organisationseinheiten zurückgreifen. 

Zu den Inhalten einer Dienstanweisung über Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen könnten insbe-

sondere die nachstehenden Punkte gehören: 

 Pflicht zur Durchführung von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen bei der Planung von fi-

nanzwirksamen Maßnahmen, 

 Anlässe von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen, 

 Regelungen zum Prozess und zu standardisierten Verfahrensschritten der Wirtschaftlich-

keitsuntersuchungen, 

 Zuständigkeiten und notwendige Interaktion der Fachbereiche, 

 Methoden der Wirtschaftlichkeitsberechnung und Anwendungsfälle, 

 Wertgrenzen sowie 

 Vorgaben zu Dokumentationspflichten. 

Eine Wertgrenze, ab welcher Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen nach § 13 Abs. 1 KomHVO 

verpflichtend durchzuführen sind, hat der Rat bisher nicht festgelegt. Ohne Beschluss einer 

Wertgrenze muss vor jeder Investitionsmaßnahme ein Wirtschaftlichkeitsvergleich mindestens 
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durch den Vergleich der Anschaffungs- oder Herstellungskosten und der Folgekosten durchge-

führt werden. Um den Verwaltungsaufwand möglichst gering zu halten, empfiehlt es sich daher, 

eine Wertgrenze vom Vertretungsorgan beschließen zu lassen. 

Der Rat kann auch differenzierte Wertgrenzen u. a. für Baumaßnahmen oder die Anschaffung 

beweglicher Vermögensgegenstände durch einfachen Beschluss in der Hauptsatzung oder in 

der Haushaltssatzung festsetzen. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte Wertgrenzen nach § 13 Abs. 1 KomHVO NRW festlegen, 

oberhalb derer ein Wirtschaftlichkeitsvergleich verpflichtend durchzuführen ist, um den Ver-

waltungsaufwand möglichst gering zu halten. 

1.5.2 Ermächtigungsübertragungen 

Eine Stadt kann Aufwendungen im Ergebnisplan und Auszahlungen im Finanzplan unter be-

stimmten Voraussetzungen auf das nachfolgende Haushaltsjahr übertragen (Ermächtigungs-

übertragung). Hierdurch können sich die Haushaltsansätze erhöhen. 

 Feststellung 

Die Stadt Gelsenkirchen hat Regelungen für die Ermächtigungsübertragungen getroffen. 

Diese Regelungen lassen jedoch Interpretationsspielraum und eröffnen Übertragungen, die 

über den verfolgten Zweck von Ermächtigungsübertragungen hinausgehen. 

 Feststellung 

Die Ermächtigungsübertragungen haben seit der letzten Prüfung insgesamt zugenommen. 

Gelsenkirchen hat daher 2022 neue Vorgaben für einen noch restriktiveren Umgang mit 

Übertragungen geschaffen. Die Stadt kann einen Großteil der fortgeschriebenen investiven 

Ansätze nicht wie geplant verausgaben. 

Eine Stadt sollte ihre Haushaltsansätze sorgfältig planen und Investitionsauszahlungen so rea-

listisch wie möglich veranschlagen. Zudem sollte die Stadt nach § 22 Abs. 1 KomHVO NRW die 

Grundsätze über Art, Umfang und Dauer der Ermächtigungsübertragungen geregelt haben. 

Von dieser Regelungsmöglichkeit hat die Stadt Gelsenkirchen grundsätzlich Gebrauch ge-

macht. Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 12. Dezember 2013 Grundsätze über Art, 

Umfang und Dauer der Ermächtigungsübertragungen beschlossen. Mit Ratsbeschluss vom 12. 

Mai 2022 wurde diese Regelungen angepasst.  

Die Neuregelung sieht vor, dass zum einen eine Begrenzung der Höhe der konsumtiven Über-

tagungen eingeführt und zum anderen der Zeitraum der möglichen Übertragungen grundsätz-

lich verlängert wurde. Die maximale Übertragungshöhe liegt bei 1,5 Prozent der veranschlagten 

Gesamtaufwendungen des abgelaufenen Haushaltsjahres. Damit wird der ohnehin geforderte 

restriktive Umgang mit dem Instrument zusätzlich begrenzt. Für die Übertragungen im kon-

sumtiven Bereich regelt die Stadt ergänzend zur bisherigen Regelung, dass Übertragungen mit 

Zustimmung der Stadtkämmerin bzw. des Stadtkämmerers um ein weiteres Jahr möglich sind. 

Damit wird die Übertragung auf zwei Jahre nach Abschluss des Haushaltsjahres ermöglicht. Für 

den investiven Bereich wird die Regelung ebenfalls erweitert. Grundsätzlich soll die Übertra-

gung maximal zwei Jahre betragen. Bei Investitionen mit einer atypisch langen Herstellungs- 
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bzw. Fertigstellungsphasen wird mit Zustimmung der Stadtkämmerin bzw. des Stadtkämmerers 

die Übertragung über einen längeren Zeitraum geregelt. Mit diesen Regelungen beabsichtigte 

die Stadt, die Flexibilität in Einzelfällen auszubauen. Nach Auskunft der Stadt gibt es jedoch le-

diglich einen Sachverhalt, bei dem die Regelung Anwendung fand. Die örtlich getroffenen Re-

gelungen sollen begründeten Ausnahmefällen vorbehalten bleiben. Ziel ist weiterhin die Neu-

veranschlagung. Üblicherweise sind langfristige Übertragungen durch die Zweckbindung abge-

deckt.  

Bei der Haushaltsführung gilt grundsätzlich das Prinzip der Jährlichkeit aus § 78 Abs. 1 GO 

NRW. Danach gelten die Haushaltsermächtigungen für Aufwendungen und Auszahlungen nur 

bis zum Schluss des Haushaltsjahres. Werden die in der Planung des abgelaufenen Haushalts-

jahres vorgesehenen Zahlungsmittel oder Ressourcen nicht vollständig für die damit verbun-

dene Aufgabenerfüllung gebraucht, gelten diese Ermächtigungen als eingespart. Bereits bei der 

Haushaltsplanung sollen daher die geplanten Maßnahmen des laufenden Jahres auf ihre Um-

setzbarkeit überprüft werden. Können diese nicht im laufenden Jahr abgeschlossen werden, 

sollten grundsätzlich neue Mittel eingeplant werden.  

Das Prinzip läuft der wirtschaftlichen Aufgabenerfüllung jedoch regelmäßig zuwider, wenn zum 

Zeitpunkt der Planung nicht absehbar war, dass die Ermächtigungen nicht mehr im aktuellen 

Haushaltsjahr Verwendung finden. Aus diesem Grund hat der Gesetzgeber die Möglichkeit der 

Übertragungen nach § 22 KomHVO NRW geschaffen. Es handelt sich um ein Instrument, wel-

ches auch nach Abschluss der Planung eine flexible Haushaltsführung ermöglichen soll. Der 

Gesetzgeber zielt mit der Regelung auf eine Übertragung von Aufwendungen und Auszahlun-

gen in das Folgejahr ab. Zudem sollte die Kommune aus praktischen Erwägungen grundsätz-

lich bestrebt sein, bereits einmal übertragene Ermächtigungen, die zum Zeitpunkt der nächsten 

Haushaltsplanung noch nicht ausgeschöpft sind, einzusparen oder neu zu veranschlagen. Eine 

Vielzahl von Ermächtigungsübertragungen, die im Haushaltsplan nicht dargestellt, aber zu-

nächst bewirtschaftet werden, führt dazu, dass im Haushaltsplan nicht mehr der für dieses Jahr 

voraussichtliche Ressourcenverbrauch für die Aufgabenerfüllung der Kommune dargestellt wird. 

Explizit ausgenommen von dieser Begrenzung werden nach § 22 Abs. 3 KomHVO NRW Er-

mächtigungen, denen zweckgebundene Einzahlungen und Erträge zu Grunde liegen. In diesen 

Fällen bleiben die entsprechenden Ermächtigungen zur Leistung von Aufwendungen bis zur Er-

füllung des Zwecks und die Ermächtigungen zur Leistung von Auszahlungen bis zur Fälligkeit 

der letzten Zahlung für ihren Zweck verfügbar. Eine mehrjährige Übertragung wird in diesen 

Fällen explizit eröffnet.  

Die Regelung der Stadt Gelsenkirchen lassen Interpretationsspielraum. Die Regelung ermög-

licht die Übertragung konsumtiver Ermächtigung mit Zustimmung der Stadtkämmerin bzw. des 

Stadtkämmerers grundsätzlich für zwei Jahre. Im Bereich der investiven Ermächtigungen be-

zieht sich die Regelung auf die Dauer der Herstellung bzw. Fertigstellung und nicht auf eine et-

waige Zweckbindung, die entstanden sind. 

Der Rat wird über die Ermächtigungsübertragungen informiert. Der jeweilige Jahresabschluss 

enthält eine Übersicht der genehmigten Ermächtigungsübertragungen.  
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 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die getroffenen Regelungen über Art, Umfang und Dauer von 

Ermächtigungsübertragungen konkretisieren und sich dabei an gesetzlichen Vorgaben orien-

tieren. Die Regelungen, das Verfahren und die Zuständigkeiten sollte die Stadt in einer 

Dienstanweisung festschreiben. 

Ordentliche Aufwendungen Gelsenkirchen 2019 bis 2023 

Kennzahlen 2019 2020 2021 2022 2023 

Haushaltsansatz in Mio. Euro 1.065 1.091 1.148 1,166 1.295 

Ermächtigungsübertragungen in 

Mio. Euro 
35,02 32,41 33,96 19,45 16,94 

Ansatzerhöhungsgrad in Prozent 3,29 2,97 2,96 1,67 1,31 

Fortgeschriebener Ansatz in Mio. 

Euro 
1.100 1.124 1.182 1.185 1.311 

Anteil der Ermächtigungsübertra-

gungen am fortgeschriebenen 

Ansatz in Prozent 

3,18 2,88 2,87 1,64 1,29 

Ist-Ergebnis in Mio. Euro 1.042 1.128 1.137 1.239 1.313 

Grad der Inanspruchnahme fort-

geschriebener Ansatz in Prozent 
94,66 100 96,17 105 100 

Im Betrachtungszeitraum 2019 bis 2023 gehen die Ermächtigungsübertragungen für ordentliche 

Aufwendungen trotz steigender Ansätze zurück. Im Durchschnitt überträgt die Stadt dennoch 

27,6 Mio. Euro. Damit sind die Übertragungen seit der letzten überörtlichen Prüfung angestie-

gen. Von 2013 bis 2017 lag die durchschnittliche Übertragung bei rund 16 Mio. Euro. Die 

Gründe sieht die Stadt Gelsenkirchen in der verzögerten Umsetzung des Digitalpaktes während 

der Corona-Pandemie. Die Begrenzung der Übertragungen hat hingegen bereits dazu geführt, 

dass die Übertragungen 2022 und 2023 geringer ausgefallen sind. Im Vergleich zum fortge-

schriebenen Ansatz ist der Anteil der Ermächtigungsübertragungen für ordentliche Aufwendun-

gen gering.  
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Ermächtigungsübertragungen ordentliche Aufwendungen je EW in Euro 2023 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 22 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 

Im interkommunalen Vergleich mit den anderen kreisfreien Städten positioniert sich die Stadt 

Gelsenkirchen im Jahr mit den geringsten Übertragungen dennoch über dem Median. Bereits 

bei der letzten überörtlichen Prüfung hat die gpaNRW festgestellt, dass die übertragenen kon-

sumtiven Ermächtigungen vergleichsweise hoch sind. Dies hat sich nicht geändert. Die Bezirks-

regierung Münster hat in ihren Genehmigungen zum Sanierungsplan auch regelmäßig den rest-

riktiven Umgang mit dem Instrument der Ermächtigungsübertragungen gefordert. 

Investive Auszahlungen Gelsenkirchen 2019 bis 2023 

Kennzahlen 2019 2020 2021 2022 2023 

Haushaltsansatz in Mio. Euro 69,17 101 71,39 78,68 104 

Ermächtigungsübertragungen in Mio. Euro 96,26 97,76 112 77,10 67,60 

Ansatzerhöhungsgrad in Prozent 139 96,32 157 97,99 64,84 

Fortgeschriebener Ansatz in Mio. Euro 165 199 183 156 172 

Anteil der Ermächtigungsübertragungen 

am fortgeschriebenen Ansatz in Prozent 
58,19 49,06 61,08 49,49 39,33 

Ist-Ergebnis in Mio. Euro 44,00 40,27 51,14 41,86 53,78 

Grad der Inanspruchnahme fortge-

schriebener Ansatz in Prozent 
26,60 20,21 27,88 26,87 31,29 

Von größerer Relevanz sind und waren die Ermächtigungsübertragungen für investive Auszah-

lungen. Seit der letzten Prüfung sind diese, aber vor allem auch die Haushaltsansätze deutlich 

angestiegen. Die Stadt überträgt im Betrachtungszeitraum durchschnittlich 90,2 Mio. Euro in 

das neue Haushaltsjahr. Daraus ergibt sich eine durchschnittliche Ansatzerhöhung von 111 

Prozent. Die Übertragungen übertreffen damit die Haushaltsansätze. 2022 und 2023 sind die 

Übertragungen zurückgegangen. 2023 haben die geringsten Übertragungen stattgefunden. Im 
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Ergebnis sind die Ermächtigungsübertragungen für investive Auszahlungen je EW ab 2022 ver-

gleichsweise gering.  

Ermächtigungsübertragungen investive Auszahlungen je EW in Euro 2019 bis 2023 

 

Der Vergleichskorridor erfasst den Wertebereich der Städte zwischen dem ersten und dritten Viertelwert. Oberhalb und 

unterhalb des Vergleichskorridors liegen jeweils die 25 Prozent der Städte mit den höchsten bzw. niedrigsten Werten. 

Die Tabelle 11 in der Anlage enthält die Werte zur Abbildung. 

Hohe Übertragungen sowie geringe Inanspruchnahmen führen dazu, dass der Haushaltsplan 

nur bedingt Auskunft über das Investitionsverhalten der Städte vermittelt. Zudem ist zu beach-

ten, dass verspätete Umsetzungen aufgrund von Preissteigerungen oder einer voranschreiten-

den Investitionsnotwendigkeit zu Mehrbedarfen führen können. Wie viel von dem zur Verfügung 

stehenden Haushaltsansatz tatsächlich verausgabt werden konnte, wird durch den Grad der In-

anspruchnahme angezeigt. Während die Stadt Gelsenkirchen in der letzten Prüfung durch-

schnittlich 38,2 Prozent der fortgeschriebenen Ansätze verausgabt hat, werden im aktuellen Be-

trachtungszeitraum nur noch durchschnittlich 26,6 Prozent der zur Verfügung stehenden Mittel 

tatsächlich verausgabt. Damit gehört Gelsenkirchen ausgenommen 2023 zu dem Viertel der 

Vergleichsstädte, die die geringsten Inanspruchnahmen aufweisen. 
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Grad der Inanspruchnahme fortgeschriebener Ansatz investive Auszahlungen in Prozent 2019 bis 
2023 

 

Der Vergleichskorridor erfasst den Wertebereich der Städte zwischen dem ersten und dritten Viertelwert. Oberhalb und 

unterhalb des Vergleichskorridors liegen jeweils die 25 Prozent der Städte mit den höchsten bzw. niedrigsten Werten. 

Die Tabelle 12 in der Anlage enthält die Werte zur Abbildung. 

Dass die Stadt Gelsenkirchen in den abgeschlossenen Haushaltsjahren nur rund ein Viertel ih-

rer Investitionsansätze verausgaben kann, deutet auf Verbesserungspotenziale hin. Grundsätz-

lich dürfen nach § 13 Abs. 2 KomHVO NRW Ermächtigungen für Baumaßnahmen im Finanz-

plan erst veranschlagt werden, wenn Baupläne, Kostenberechnungen und Erläuterungen vorlie-

gen. Aus denen müssen die Art der Ausführung, die Gesamtkosten der Maßnahme, getrennt 

nach Grunderwerb und Herstellungskosten, einschließlich der Einrichtungskosten sowie der 

Folgekosten ersichtlich sein. Diesen ist ein Bauzeitplan beizufügen. Die Unterlagen müssen 

auch die voraussichtlichen Jahresauszahlungen unter Angabe der Kostenbeteiligung Dritter und 

die für die Dauer der Nutzung entstehenden jährlichen Haushaltsbelastungen ausweisen.  

Die Etatplanung sowie die fortgeschriebenen Ansätze der vergangenen Jahre vermitteln einen 

falschen Eindruck vom Umfang der Investitionstätigkeit. Die Veranschlagung der investiven Mit-

tel im Finanzplan sollte der Bauzeitplanung entsprechen. Die Verschiebung hat ebenfalls Aus-

wirkung auf die Ermittlung des Kreditbedarfes. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte im Sinne der eigenen Zielsetzung bei der zukünftigen Haus-

haltsplanung verstärkt die Planung der Investitionsauszahlungen anhand der Vorgaben des 

§ 13 Abs. 2 KomHVO NRW überprüfen. 

1.5.3 Kredit- und Anlagemanagement 

In den nachfolgenden Kapiteln betrachtet die gpaNRW die Ausrichtung und Steuerung im Be-

reich des Kredit- und Anlagemanagements durch die Stadt Gelsenkirchen. Wir nehmen in der 
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Prüfung keine vollständige Risikoanalyse der in der Stadt Gelsenkirchen getroffenen Regelun-

gen vor. Die konkreten Vorgaben, Maßnahmen und internen Kontrollmechanismen, die für ein 

adäquates Kredit-und Anlagemanagement erforderlich sind, muss die Stadt Gelsenkirchen 

selbst eruieren und festlegen. 

1.5.3.1 Kreditmanagement 

Die Finanzspielräume der Städte und Gemeinden werden zunehmend kleiner. Um den Haus-

halt zu entlasten, steigt gleichermaßen der Handlungsbedarf einer strategischen Auseinander-

setzung mit dem Kreditmanagement. Die Optimierung der Portfoliostruktur ist dabei zu einer be-

sonderen Aufgabe kommunaler Finanzpolitik geworden. Grundlage für ein ausgewogenes Kre-

ditmanagement ist eine breitgefächerte Gläubigerstruktur, um strategiekonforme Kreditange-

bote aus dem gesamten Kapitalmarktbereich zu günstigen Konditionen zu erhalten. Ein zielori-

entiertes Kreditmanagement basiert dabei auf folgenden Grundsätzen: 

 Entwicklung einer strategischen Ausrichtung im Spannungsfeld von Zinssicherheit und 

Zinsoptimierung, 

 Ständiges Beobachten des Kapitalmarktes, 

 Analyse der möglichen Einflussfaktoren auf die Zinssätze, 

 Zielorientierte Steuerung des Kreditportfolios, 

 Auswahl und Anwendung geeigneter Finanzierungsinstrumente, 

 Analyse des derzeitigen Schuldenbestandes und Risikomonitoring, 

 Analyse zukünftiger Kreditbedarfe, 

 regelmäßige Schulung der Mitarbeitenden mit dem Umgang der Kapitalmarktinstrumente. 

Nach dem Runderlass „Kredite und kreditähnliche Rechtsgeschäfte der Gemeinden und Ge-

meindeverbände“18 sind die Städte verpflichtet, eine örtliche Dienstanweisung, die den Ab-

schluss und die Abwicklung von Krediten und kreditähnlichen Rechtsgeschäften regelt, zu er-

lassen. Daneben ist eine abgestimmte strategische Grundausrichtung notwendig, um den Ent-

scheidungsträgern einen Handlungsrahmen vorzugeben.  

1.5.3.1.1 Organisationsstrukturen und strategische Ausrichtung des Kreditma-

nagements 

 Feststellung 

Die Stadt Gelsenkirchen hat 2014 Regelungen für das Kreditmanagement festgeschrieben. 

Darin sind unter anderem die organisatorischen Zuständigkeiten festgelegt. Optimierungspo-

tenzial besteht hinsichtlich der strategischen Ausrichtung und der Konkretisierung des Hand-

lungsrahmens.  

 

18 Runderlass des Ministeriums für Inneres und Kommunales „Kredite und kreditähnliche Rechtsgeschäfte der Gemeinden und Gemein-
deverbände“ vom 16. Dezember 2014 
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Eine Stadt sollte den Handlungsrahmen und die strategische Ausrichtung für ihr Kreditportfolio 

festlegen, zum Beispiel in einer Dienstanweisung oder Richtlinie. Insbesondere Zinsänderungs-

risiken und Klumpenrisiken sollte sie dabei im Blick behalten. Die Regelungen sollten unter Be-

teiligung der politischen Gremien getroffen werden. Das erhöht die Rechtssicherheit für die Be-

teiligten und führt zu mehr Transparenz und Verbindlichkeit.  

Das Zins- und Schuldenmanagement ist in der Stadt Gelsenkirchen zentralisiert und im Refe-

rat Stadtkämmerei und Finanzen angesiedelt. Neben den Aufgaben für den Kernhaushalt nimmt 

die Stadt Gelsenkirchen Aufgaben für die Beteiligungen wahr. Es gibt ein zentrales Cash-Poo-

ling für den Konzern auf Grundlage einer Servicevereinbarung. Das Referat Stadtkämmerei und 

Finanzen vereinbart zudem mit den Eigenbetrieben und Eigengesellschaften Regelungen, nach 

denen die Aufnahme und Verwaltung von Krediten unter Einbeziehung alternativer Finanzie-

rungsinstrumente zu erfolgen hat. Die Aufgabe ist in der Abteilung „Finanzbuchhaltung und 

Zahlungsverkehr“ angesiedelt. 

Hierfür hat die Stadt drei Dienstanweisungen aufgestellt. Für das Kreditmanagement sind die 

Regelungen in der 

 Dienstanweisung für die Neuaufnahme und Umschuldung von Investitionskrediten unter 

Einbeziehung alternativer Finanzierungsinstrumente der Stadtverwaltung Gelsenkirchen 

vom 21.02.2014, 

 Dienstanweisung zur Sicherung der Liquidität der Stadtverwaltung Gelsenkirchen vom 

21.02.2014 und 

 Dienstanweisung für den Einsatz von derivativen Finanzinstrumenten im kommunalen 

Zins- und Schuldenmanagement der Stadtverwaltung Gelsenkirchen vom 21.02.2014 

zu finden. Diese Dienstanweisungen finden gleichermaßen Anwendung auf die Kernverwaltung, 

die Eigenbetriebe und Eigengesellschaften. Neben der generellen organisatorischen Zuordnung 

der Aufgabe sind vor allem der Prozess der Neuaufnahme und der Umschuldung geregelt. Da-

rauf wird im nachstehenden Kapitel näher eingegangen.  

Ziele und Grundsätze zum Zins- und Schuldenmanagement sind nur in der Dienstanweisung für 

den Einsatz von derivaten Finanzinstrumenten niedergeschrieben. Dies sind beispielhaft die 

Einhaltung oder Unterschreitung des geplanten Zinsaufwands oder die Begrenzung und Steue-

rung von Liquiditäts- und Zinsänderungsrisiken. Übergreifende allgemeinen Ziele könnten zum 

Beispiel sein: Gewährleistung der Liquidität, Minimierung von Zinsleistungen oder die möglichst 

weitreichende Reduzierung von Zinsänderungsrisiken. Bei Zielkonflikten sollten zudem Prioritä-

ten festgelegt werden. Strategische Ausrichtungen im Hinblick auf Risiken und die Gläubi-

gerstruktur können den Dienstanweisungen nicht entnommen werden.  

Strategische Ziele könnten zum Beispiel sein:  

 langfristige Minimierung von Zinsleistungen (Wirtschaftlichkeit) oder  

 möglichst weitreichende Reduzierung von Zinsänderungsrisiken (Erhöhung der Pla-

nungssicherheit) oder  
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 ein ausgewogenes Verhältnis der vorgenannten und ggf. weiterer (Unter-)Ziele. Diese 

Ziele stehen in der Regel in einem Spannungsverhältnis. Hohe Planungssicherheit er-

reicht eine Kommune in der Regel durch eine langfristige Bindung fester Zinssätze. Je 

länger der Zeitraum der Zinsbindung ist, desto höher sind tendenziell die geforderten Ka-

pitalkosten.19 Die Kommune sollte daher Prioritäten formulieren. 

In der Praxis orientiert sich die Stadt zunächst an dem Ziel der Sicherstellung der Liquidität und 

stellt die Risikominimierung in den Fokus.  

Der Einsatz von Finanzinstrumenten wird nur in Bezug auf spezifische Anforderungen ange-

sprochen. Beispielhaft werden Schuldscheindarlehen genannt. Eine Festlegung zulässiger oder 

ausgeschlossener Finanzinstrumente enthalten die Dienstanweisungen nicht. Bei den Derivaten 

wird die Stadt Gelsenkirchen konkreter und legt zulässige Finanzderivate fest. Zudem hat sie 

Regelungen für Fremdwährungskredite getroffen. Danach besteht u. a. die Vorgabe, maximal 

20 Prozent des Gesamtportfolios über Kredite in fremder Währung abzudecken. 

Im Rahmen der Kreditaufnahme sollen die Informationen aus der Beobachtung der Kreditmarkt-

situation und -entwicklung bei der Risikosteuerung berücksichtigt werden. Klumpenrisiken sol-

len vermieden werden. Risiken sollen transparent gemacht, analysiert, gemessen und bewertet 

werden.  

 Empfehlung 

Die Stadt sollte die strategische Ausrichtung für das Kreditmanagement in den Dienstanwei-

sungen ergänzen. Der Handlungsrahmen sollte in diesem Zusammenhang im Hinblick auf 

die zulässigen Finanzinstrumente konkretisiert werden. 

1.5.3.1.2 Prozess der Kreditaufnahme und Zuständigkeiten 

 Die Stadt Gelsenkirchen hat wesentliche Regelungen und die Zuständigkeiten für den Pro-

zess der Kreditaufnahme etabliert sowie in den Dienstanweisungen festgelegt. Erweitert 

werden könnten die Dienstanweisungen bei einer Überarbeitung um Regelungen zum Um-

gang mit möglichen Kontrahenten. Die Beweggründe für Entscheidungen werden dokumen-

tiert. 

Eine Stadt sollte für Kreditaufnahmen verbindliche Verfahrensvorgaben haben.  

 Für die Angebotseinholung und -auswertung sollte geregelt werden, dass nach Möglich-

keit mehrere Angebote einzuholen sind.  

 Zudem sollte geregelt sein, welche Informationen die Angebote mindestens enthalten 

müssen. Die Dokumentation der Angebotseinholung und der Entscheidungsfindung sollte 

schriftlich erfolgen.  

 Die wesentlichen entscheidungserheblichen Umstände sollten dokumentiert werden. 

 

19 Für die Struktur des Portfolios bedeutet dies bei einem hohen Fix-Anteil eine bessere Planbarkeit bei geringem Zinsänderungsrisiko 
jedoch höherer Zinsaufwendungen (im langfristigen Mittel). Ein hoher Variabel-Anteil impliziert eine geringere Planbarkeit und ein höhe-
res Zinsänderungsrisiko geht aber mit (im langfristigen Mittel) geringerem Zinsaufwand einher. 
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Die Stadt Gelsenkirchen hat die Prozesse und Zuständigkeiten der Kreditaufnahme, der Um-

schuldung und für den Einsatz von derivativen Finanzinstrumenten grundsätzlich in Dienstan-

weisungen klar geregelt und festgelegt. In den Grundsätzen sind die Dienstanweisungen ähn-

lich ausgestaltet. Auf einige wesentliche Aspekte geht die gpaNRW nachfolgend ein. 

Kreditaufnahmen sind grundsätzlich nur im Rahmen der Haushaltssatzung festgelegten Kredit-

ermächtigungen zulässig. Zudem wird auf gesetzliche Vorgaben im Zusammenhang mit dem 

Runderlass des Ministeriums für Inneres und Kommunales NRW zu Krediten und kreditähnli-

chen Rechtsgeschäften der Gemeinden hingewiesen.  

Bei Eintreten eines Liquiditätsbedarfes ist vorrangig die Deckung innerhalb des Konzernes zu 

prüfen. Der Umfang und der Zeitpunkt einer Kreditaufnahme werden insbesondere am konkre-

ten Bedarf ausgerichtet. Die Laufzeiten orientieren sich an den gesetzten Vorgaben bzw. an ei-

ner vorausgegangenen Marktanalyse und möglicher Entwicklungen. Dabei soll auf die Vermei-

dung von Klumpenrisiken hingewirkt werden. 

Bei Kreditvergaben sowie dem Einsatz von alternativen Finanzierungsmöglichen ist vorgege-

ben, dass mindestens drei Angebote einzuholen sind. Die Anforderungen und Mindestinhalte 

sind festlegt. Bezüglich des Umganges mit möglichen Bietern bzw. Kontrahenten könnten die 

Dienstanweisungen bei einer Anpassung noch erweitert werden. So sollten diese Regelung 

dazu enthalten, wer die Bieterlisten führt, unter welchen Umständen Bieter aufgenommen oder 

künftig nicht mehr berücksichtigt werden. In der Praxis erfolgen regelmäßig Anpassungen an 

der Bieterliste. Ebenso regeln die Dienstanweisungen die Form und Fristen der Angebotseinho-

lung. Die Angebotsvergabe erfolgt an den wirtschaftlichsten Anbieter und die Entscheidung ist 

revisionssicher zu dokumentieren. Nachfragen und Antworten sind in diesem Zusammenhang 

ebenfalls zu dokumentieren. Nachverhandlungen sind untersagt. Für die Gesamtdokumentation 

und Aktenführung werden Mindestinhalte vorgeschrieben. 

Die Auswertung der Angebote und die Entscheidung über deren Annahme erfolgt durch die für 

das Konzern-Cash-Management zuständige Stelle. Entscheidungen sind der nächsthöheren 

Ebene vorzulegen. Für die Unterzeichnung von Handelsbestätigungen für Kredite sind die 

Stadtkämmerin bzw. der Stadtkämmerer und/oder die Kämmereileitung durch die Oberbürger-

meisterin bzw. den Oberbürgermeister zu bevollmächtigen. Weitere Dienstkräfte können zudem 

von der Oberbürgermeisterin bzw. dem Oberbürgermeister bevollmächtigt werden. 

1.5.3.1.3 Kreditportfolio 

 Der steigende Kapitalbedarf der Stadt Gelsenkirchen sorgt für einen Anstieg der Zinslast. 

Die Laufzeitensteuerung der Stadt bewirkt, dass Gelsenkirchen vom Anstieg des Zinsni-

veaus bei laufenden Krediten teils erst mit zeitlicher Verzögerung betroffen ist. Zur Siche-

rung der Kapitalbeschaffung diversifiziert die Stadt die Struktur der Kapitalgeber und setzt 

ergänzend auf Anleihen.  

Eine Stadt sollte ihr Kreditportfolio zielorientiert steuern. Bei der Aufnahme von Krediten müs-

sen neben der Höhe des Zinssatzes weitere Aspekte berücksichtigt werden. Hierzu gehören 

Laufzeiten von Festzinsvereinbarungen, Darlehensarten sowie Tilgungsmodalitäten. Zinsände-

rungs- oder Klumpenrisiken sollte die Stadt dabei im Blick behalten 
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Kreditportfolio Gelsenkirchen zum 31. Dezember 2023 

Kennzahlen 2023 

Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen in Mio. Euro* 610 

Anleihen für Investitionen in Mio. Euro 0,00 

Verbindlichkeiten aus Krediten zur Liquiditätssicherung in Mio. Euro 408 

Anleihen zur Liquiditätssicherung in Mio. Euro 75,00 

Anteil der Kreditverbindlichkeiten in fremder Währung an Kreditverbindlichkeiten in Prozent 0,00 

Anzahl der Derivate 3 

Anzahl der Kreditverträge 99 

Anzahl der Kreditgeber 14 

* davon Investitionskredite aus dem Landesprogramm Gute Schule 2020: 41,1 Mio. Euro 

Die Stadt Gelsenkirchen setzt bei der Kapitalbeschaffung neben klassischen Darlehen bei 

Kreditinstituten auch auf Anleihen am Kapitalmarkt. Die Verbindlichkeiten aus Krediten zur In-

vestitionsfinanzierung und zur Liquiditätssicherung sowie die Anleihen summieren sich 2023 auf 

1.093 Mio. Euro. Zur Zinssicherung hat die Stadt aktuell noch drei Darlehen mit Derivaten be-

legt. Fremdwährungsgeschäfte hat die Stadt hingegen nicht im Portfolio. 

Das Volumen des Kreditportfolios sowie die Kreditverbindlichkeiten je EW sind im interkommu-

nalen Vergleich durchschnittlich. Die Stadt geht davon aus, dass sich die Verbindlichkeiten im 

Planungszeitraum deutlich erhöhen werden. Zur Entwicklung der Kreditverbindlichkeiten wird 

auf das Kapitel „1.4.4.1. Verbindlichkeiten“ verwiesen. In Verbindung mit den breitgefächerten 

Kapitalgebern besitzt das Portfolio daher eine gesteigerte Steuerungsrelevanz. 

Soweit das Portfolio überwiegend langfristige zinsgebundene Darlehen enthält, wirkt sich das 

gestiegene Zinsniveau erst bei neuen Kreditaufnahmen oder einer Prolongation (Verlängerung 

von Laufzeiten) auslaufender Kredite aus. Weisen hingegen viele Kredite einen variablen Zins-

satz auf oder laufen die Zinsbindungsfristen kürzer als die Dauer der Kapitalbereitstellung, kön-

nen sich Zinsänderungen kurzfristig auswirken. In diesen Fällen verlagert sich das Zinsände-

rungsrisiko in zeitlicher Hinsicht nach vorne. 

Einen Überblick über die Sensitivität für Zinsveränderungen des städtischen Portfolios bietet die 

nachfolgende Darstellung. Stehen große Teile des Portfolios zum selben Zeitpunkt zur Um-

schuldung an oder laufen Zinsbindungen aus, erhöht das die Anfälligkeit für steigende Zinsen. 

Hinzu kommen unter Umständen weitere Kreditaufnahmen für nicht aufzuschiebende Investitio-

nen oder zur Finanzierung des laufenden Verwaltungsgeschäftes. Abhängig von der gewählten 

Strategie der Stadt kann es daher sinnvoll sein, Fälligkeiten und Zinsbindungen gleichmäßig zu 

verteilen und auf absehbar erforderliche Finanzierungsbedarfe abzustimmen. 
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Laufzeiten und Zinsbindungsfristen der Verbindlichkeiten aus Krediten und Anleihen Gelsenkir-
chen nach Jahren in Prozent 2023 
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Kredite und Anleihen nach Restlaufzeiten und Zinsbindungsfristen Gelsenkirchen in Mio. Euro 
2023 

Grund- und Kennzahlen 
Gesamtbe-

trag 

bis zu einem 

Jahr 

ein bis fünf 

Jahre 

mehr als fünf 

Jahre 

Verbindlichkeiten aus Krediten und Anleihen zur Liquiditätssicherung 

Verbindlichkeiten aus Krediten und Anleihen zur 

Liquiditätssicherung 
483 245 238 0,00 

Wegen kürzerer Zinsbindung neu zugeordnete 

Verbindlichkeiten 
./. 0,00 0,00 0,00 

Verbindlichkeiten aus Krediten und Anleihen 

zur Liquiditätssicherung - modifiziert 
483 245 238 0,00 

Verbindlichkeiten aus Krediten und Anleihen für Investitionen 

Verbindlichkeiten aus Krediten und Anleihen für 

Investitionen 
610 34,82 120 455 

Wegen kürzerer Zinsbindung neu zugeordnete 

Verbindlichkeiten  
./. 10,59 112 -123 

Verbindlichkeiten aus Krediten und Anleihen 

für Investitionen - modifiziert 
610 45,41 233 332 

Verbindlichkeiten aus Krediten und Anleihen - gesamt 

Verbindlichkeiten aus Krediten und Anleihen - 

modifiziert 
1.093 290 471 332 

Zur Vereinfachung der Darstellung hat die gpaNRW auf eine exakte Zuordnung der Tilgungen von Annuitätendarlehen 

verzichtet. Durch den sich ändernden Tilgungs- und Zinsanteil der Annuitäten können sich daher kleinere Ungenauig-

keiten ergeben.  

Bei den Liquiditätskrediten und -anleihen endet die Zinsbindung grundsätzlich mit der Laufzeit. 

Zinsbindungsfristen, die von den Laufzeiten abweichen, hat die Stadt Gelsenkirchen nicht ver-

einbart. 2024 steht mit 245 Mio. Euro rund die Hälfte der Verbindlichkeiten zur Liquiditätssiche-

rung zur Refinanzierung an. Nach der aktuellen Planung wird die zweite Hälfte der Liquiditäts-

kredite in den Jahren bis 2028 refinanziert werden müssen. Die Verteilung der Zinsbindung der 

Investitionskredite in Gelsenkirchen ist über einen längeren Zeitraum verteilt. 2024 müssen nur 

knapp acht Prozent der Kredite refinanziert werden. Bei mehr als der Hälfte der Kreditverbind-

lichkeiten beträgt die Restlaufzeit mehr als fünf Jahre.  

Insgesamt muss die Stadt Gelsenkirchen jedoch für über 62 Prozent der Kredite eine Refinan-

zierung bis 2028 sicherstellen. Zu den 680 Mio. Euro kommen geplante Defizite aus den Salden 

der laufenden Verwaltungstätigkeit und vor allem der Investitionstätigkeit. Der Finanzmittelfehl-

betrag von 1.117 Mio. Euro von 2024 bis 2028 soll ebenfalls vorwiegend durch Kredite gedeckt 

werden. Ergänzende Ausführungen zur Entwicklung der Salden der Finanzrechnung werden im 

Kapitel „1.4.4.1 Verbindlichkeiten“ gemacht.  

Die hohen Kredite, die zur Refinanzierung anstehen, und der erwartete Finanzbedarf im Pla-

nungszeitraum führen zu einem hohen kurz- bis mittelfristigen Kapitalbedarf. Diesen gilt es zu 

decken und zu steuern. Nach den internen Vorgaben der Stadt Gelsenkirchen sollen Klumpenri-

siken vermieden werden. Zudem muss insbesondere die Liquidität generell sichergestellt wer-



  Stadt Gelsenkirchen    Finanzen    050.010.050_03379 

Seite 79 von 333 

den. Die Anforderungen an die Deckung des Kapitalbedarfes und die Steuerung des Kreditport-

folios nehmen in Gelsenkirchen vor dem Hintergrund der beschriebenen Entwicklung merklich 

zu. Das wieder deutlich gestiegene Zinsniveau und der große Kapitalbedarf werden den Haus-

halt zunehmend belasten. Das zeigt eine auch die steigende Zinslastquote in den Haushaltsplä-

nen. Vor allem die erwartete veränderte Haushaltssituation wird auf das Zins- und Schuldenma-

nagement Auswirkungen haben. 

Eine Stadt ist zwar hinsichtlich ihrer Gläubigerstruktur im Regelfall zunächst keinen diversifikati-

onsbedürftigen Bonitäts- oder Kontrahenten-Risiken ausgesetzt. Aufgrund bankinterner Rege-

lungen kann die Kreditvergabe je Geschäftspartner und insgesamt jedoch begrenzt sein (Kredit-

rahmen bzw. Kreditlinie). Um eine ausreichende Deckung des städtischen Kapitalbedarfes auch 

bei steigenden Kreditbedarf zu sichern, kann es daher vorteilhaft sein, Geschäftsbeziehungen 

zu verschiedenen Kreditinstituten zu unterhalten und das Kreditportfolio hinsichtlich der Gläubi-

gerstruktur zu diversifizieren. 

Die nachstehende Grafik zeigt die Anteile der größten Kreditgeber am Portfolio der Stadt Gel-

senkirchen im Verhältnis zu den Gesamtkreditverbindlichkeiten. 

Kapitalgeber Gelsenkirchen 2023 in Prozent 

 

Die Stadt Gelsenkirchen hat ihr Kreditportfolio auch hinsichtlich der Gläubigerstruktur auf insge-

samt 14 Kreditgeber diversifiziert. Der Anteil der beiden größten Gläubiger beträgt 52 Prozent. 
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1.5.3.1.4 Berichtswesen Kreditmanagement 

 Feststellung 

Die Stadt Gelsenkirchen erstellt kurze Berichte zum Zins- und Schuldenmanagement. Die 

Regelungen zum Berichtswesen und das Berichtswesen der Stadt Gelsenkirchen selbst, bie-

ten jedoch Optimierungspotenzial.  

Ein Berichtswesen zum Kreditmanagement hat die Aufgabe, die kommunalen Entscheidungs-

tragenden rechtzeitig und ausreichend über die Entwicklung des Portfolios zu informieren und 

bei der Entscheidungsfindung zu unterstützen. Eine Stadt sollte hierfür einen zeitnahen und 

ausreichenden Informationsfluss zwischen den Verantwortlichen des Kreditmanagements und 

den betreffenden Entscheidungstragenden im Verwaltungsvorstand sicherstellen. Daneben 

sollte der Informationsfluss von der Verwaltung zur Politik gewährleistet werden. 

Die Stadt Gelsenkirchen hat einige allgemeine Regelungen für die Berichterstattung zum Zins- 

und Schuldenmanagement festgeschrieben. Die Regelungen umfassen eine Berichterstattung 

an den Haupt-, Finanz-, Beteiligungs- und Personalausschuss über die Kreditaufnahmen bzw. 

Umschuldungen von Investitionskrediten sowie über getätigte Derivate. Über eine Mitteilungs-

vorlage soll informiert werden. Konkrete Vorgaben zum Inhalt und der Häufigkeit der Berichter-

stattung sehen die Regelungen nicht vor.  

Der Bericht über das Schuldenmanagement wird jährlich erstellt. Er enthält die Entwicklung der 

Kredite im Vergleich zum Vorjahr. Zudem wird erläutert, wie die Kredite sich zusammensetzen.  

Ergänzend ist die Berichterstattung an die Stadtkämmerin bzw. den Stadtkämmerer festge-

schrieben. Danach ist ein Bestandsbericht zu erstellen, der den Bestand und die Bestandsent-

wicklung der im Portfolio enthaltenen Kredite und Finanzderivate widerspiegelt. Zudem wird 

eine sofortige Unterrichtung vorgeschrieben, sofern die Bestandsentwicklung erheblich von den 

Zielvorgaben bei Abschluss abweicht. Neben dem Bestandsbericht soll ein Risikoreport erstellt 

werden. Dieser soll die im Portfolio enthaltenen und sich entwickelnden Risikopositionen dar-

stellen sowie Vorschläge zu ihrer Steuerung unterbreiten. Ergänzt werden soll die Berichterstat-

tung durch eine Analyse der Finanzmärkte. Bezogen auf Finanzderivate ist vorgesehen, dass 

diese monatlich einer Risikokontrolle unterzogen werden sollen. 

Zuständig für die Erstellung der Berichte ist das Referat Stadtkämmerei und Finanzen. Die Be-

richterstattung erfolgt zum 30. Juni, 30. September und 31. Dezember. Diese enthält eine Dar-

stellung der Prognose im Vergleich zum Plan. Ergänzt wird diese Darstellung um Bemerkungen 

zum Umgang mit den Abweichungen. Kennzahlen werden zur Steuerung nicht dargestellt. Ins-

gesamt ist das Berichtswesen überschaubar. Die zusammengestellten Informationen werden 

nach Auskunft der Stadt der Führungsebene sowie dem Haupt-, Finanz-, Beteiligungs- und Per-

sonalausschuss zugeleitet. 

Die Kontroll- und Berichtspflichten sollten grundsätzlich angepasst an die örtlichen Verhältnisse 

festgelegt werden. Dies ist besonders von der Komplexität und dem Risikopotenzial des Portfo-

lios abhängig. Geregelt werden sollte, wer an wen in welchem Turnus und mit welchen Inhalten 

berichtet. U. a. können zu den verfolgten Zielen passende Kennzahlen definiert werden. Auf-

grund des Kreditvolumens der Stadt Gelsenkirchen sind die Anforderungen an die Steuerung 

des Kreditportfolios hoch. Durch die sich kontinuierlich verändernden Rahmenbedingungen am 

Finanzmarkt erachtet die gpaNRW ein unterjähriges kennzahlengestütztes Controlling als sinn-
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voll. Risiken aus dem Kreditportfolio sowie aus der Entwicklung des Finanzmarktes sollten früh-

zeitig erkannt werden, damit entsprechende Gegensteuerungsmaßnahmen ergriffen werden 

können. 

 Empfehlung 

Zu Steuerungszwecken sollte die Stadt Gelsenkirchen ihr Berichtswesen zum Kreditma-

nagement erweitern und ein unterjähriges kennzahlengestütztes Controlling etablieren. 

1.5.3.2 Anlagemanagement 

Sofern eine Stadt über einen längeren Zeitraum oder temporär über erhebliche liquide Mittel 

verfügt, kann sie diese Mittel anlegen. Bei der Anlage der verfügbaren Mittel ist auf den Drei-

klang  

 einer ausreichenden Sicherheit, 

  der Verpflichtung zur Sicherstellung der Liquidität, 

 eines angemessenen Ertrags  

zu achten. Die individuelle Ausrichtung und Gewichtung dieser Ziele ist abhängig von der stra-

tegischen Ausrichtung einer Stadt. Daneben spielt für viele Städte die Nachhaltigkeit eine zu-

nehmend stärkere Rolle bei der Entscheidung zum Abschluss von Finanzanlagen.  

Neben kurz- und mittelfristigen Anlagezeiträumen verfolgen Städte auch langfristige Anlage-

ziele. So steigt der Anteil der Pensionsrückstellungen in allen Städten und Gemeinden spürbar 

an. Hierfür ist nach Möglichkeit Vorsorge zur langfristigen Sicherung der Ansprüche zu treffen. 

Dies kann beispielsweise durch Einzahlungen in die entsprechenden Versorgungsfonds gelin-

gen. 

 Feststellung 

Die Stadt Gelsenkirchen verfügt über keine nennenswerten Anlagen. Die Stadt arbeitet an 

der Erstellung eines Handlungsrahmens für ihr Anlagemanagement. Bisher sind die gesteck-

ten Vorgaben nicht schriftlich festgehalten. 

Eine Stadt sollte einen Handlungsrahmen für ihr Anlageportfolio schriftlich festlegen, zum Bei-

spiel in einer Dienstanweisung oder Richtlinie. Die Stadt sollte insbesondere regeln, welche An-

lageinstrumente die Verwaltung nutzen und welche Risiken sie gegebenenfalls eingehen darf. 

Die Regelungen sollten unter politischer Beteiligung beschlossen werden. Das erhöht die 

Rechtssicherheit für die Beteiligten und führt zu mehr Transparenz und Verbindlichkeit. 

Die Stadt Gelsenkirchen arbeitet an der Erstellung einer Dienstanweisung für das Anlagema-

nagement. Aus den Gesprächen ging hervor, dass die Risikominimierung einer möglichen Ren-

dite Vorrang gewährt wird. Daraus resultiert, dass Anlagen zuletzt ausschließlich in Form von 

Tagesgeld oder Festgeld erfolgen. 
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Anlageportfolio Gelsenkirchen zum 31. Dezember 2023 in Mio. Euro 

Kennzahlen 2023 

Liquide Mittel  30,06 

Wertpapiere des Umlaufvermögens  0,00 

Wertpapiere des Anlagevermögens  12,15 

Ausleihungen 370 

Das Anlagemanagement hat für die Stadt Gelsenkirchen im Vergleich zum Kreditmanagement 

nur eine untergeordnete Bedeutung. In Ermangelung überschüssiger Liquidität hat die Stadt 

bisher keine Richtlinien für ihr Anlagemanagement erlassen. Die Stadt muss bereits seit 2009 

hohe Liquiditätskredite ausweisen. Der Bestand an liquiden Mitteln ist entsprechend gering. 

Grundsätzlich geht die Schuldentilgung der Anlage von Geldern vor. Die Stadt verfügte daher 

im Berichtszeitraum nicht über überschüssige Liquidität. Überschüsse aus der laufenden Ver-

waltungstätigkeit werden für die unmittelbare Rückführung der Verbindlichkeiten benötigt. Le-

diglich die Ausleihungen an verbundene Unternehmen weisen einen nennenswerten Bilanzwert 

aus. Dies sind im Wesentlichen Forderungen aus Darlehnsverträgen sowie gewährte Woh-

nungsbaudarlehen. Es handelt sich um Darlehensverträge im Rahmen des Zentralen Schulden-

managements. Dementsprechend sind Verbindlichkeiten aus Investitionskrediten ausgewiesen. 

Bei den Wertpapieren des Anlagevermögens handelt es sich um Mittel, die seinerzeit in die Zu-

satzversorgungskasse eingezahlt wurden sowie Aktien der RWE AG.  

 Empfehlung 

Sofern die Stadt in Zukunft über liquide Mittel verfügt, die sie nicht unmittelbar zur Liquidi-

tätssicherung und Rückzahlung von Krediten benötigt, sollte sie vor einer Geldanlage Rah-

menbedingungen schriftlich festlegen. 

1.5.4 Fördermittelmanagement 

Fördermittel erweitern den Handlungs- und Entscheidungsspielraum einer Stadt. Ein gezielter 

Einsatz von Fördermitteln leistet einen positiven Beitrag zur Haushaltssituation. Eine Stadt kann 

mit Fördermitteln Investitionen auch bei einer angespannten Haushaltslage realisieren und ih-

ren Eigenanteil mindern. 

Dazu muss sie erfolgreich Fördermittel akquirieren und Rückforderungen von Fördermitteln ver-

meiden. 

1.5.4.1 Fördermittelakquise 

 Feststellung 

Das Fördermittelmanagement der Stadt Gelsenkirchen befindet sich im Wandel. Die Stadt 

möchte sich neu aufstellen und strebt eine Optimierung der dezentralen Strukturen an. Stra-

tegische Vorgaben und Ziele sollen auf Dauer etabliert werden. 

Eine Stadt sollte strategische Festlegungen haben, die eine erfolgreiche Fördermittelakquise 

unterstützen. Dazu sollte sie die Fördermittelrecherche standardisiert im Prozess der Planung 

von Unterhaltungs- und Investitionsmaßnahmen vorsehen. Sie sollte einen Überblick über mög-

liche Förderungen haben und verschiedene Quellen zur Fördermittelrecherche nutzen. Zudem 
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sollte sie einen Überblick über die förderfähigen Maßnahmen der eigenen Verwaltung haben, 

um diese bei Bedarf zu kombinieren. 

Die Stadt Gelsenkirchen verfügt bisher nicht über festgelegte strategische Vorgaben bei der 

Akquise von Fördermitteln. Richtlinien oder Dienstanweisungen existieren nicht. Die Fördermit-

telbeantragung obliegt grundsätzlich den dezentralen Organisationseinheiten. Die jeweiligen 

Mitarbeitenden sind selbst dafür verantwortlich, entsprechende Förderprogramme ausfindig zu 

machen. In den dezentralen Organisationseinheiten wird bei anstehenden Maßnahmen aktiv 

recherchiert. Eine zentrale Erfassung und Dokumentation von anstehenden sowie laufenden 

bzw. abgeschlossenen Projekten erfolgte bisher nur partiell. Größere und referatsübergreifende 

Förderprojekte, wie beispielsweise Gute Schule 2020 wurden bereits zentral begleitet. 

Die Notwendigkeit einer zentralen Unterstützung einzelner Bereiche wird als sinnvoll erachtet. 

Auf Dauer ist es das Ziel, an zentraler Stelle eine Unterstützung für die dezentralen Organisati-

onseinheiten anzubieten. Der konkrete Umfang ist noch nicht festgelegt. Der Umfang der Unter-

stützung soll in der praktischen Ausübung festgelegt werden. In diesem Zusammenhang sollen 

entsprechende interne Vorgaben erarbeitet und festgeschrieben werden.  

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte ihre Vorhaben weiterverfolgen, grundlegende Vorgaben und 

Ziele zum Umgang mit Fördermitteln sowie deren Akquise aufzustellen. Die Prüfung von 

möglichen Förderfähigkeiten sollte generell festgeschriebener und standardisierter Bestand-

teil in jeder Planung sein. 

Eine schriftliche Regelung zur Fördermittelakquise könnte folgende Punkte beinhalten:  

 Die Pflicht zur Fördermittelrecherche bei der Planung sowohl investiver als auch kon-

sumtiver Maßnahmen mit entsprechender Dokumentation. 

 Eine vorgeschriebene Interaktion mit anderen Abteilungen zwecks Austausch über mögli-

che Förderprojekte (um z. B. eine Kombination verschiedener Maßnahmen zu prüfen). 

 Regelungen zu standardisierten Verfahrensschritten bei der Fördermittelbewirtschaftung 

und -beantragung, um das Ablehnungs- und Rückforderungsrisiko zu reduzieren. 

 Strategische Vorgaben, wonach Maßnahmen nicht oder nur deshalb geplant und umge-

setzt werden sollten, weil Fördermittel rekrutiert werden können. 

1.5.4.2 Fördermittelbewirtschaftung und förderbezogenes Controlling 

 Feststellung 

Die Fördermittelbewirtschaftung obliegt in Gelsenkirchen den dezentralen Organisationein-

heiten. Ein ganzheitliches und zentrales Fördermittelcontrolling sowie Berichtswesen würde 

zusätzlich unterstützend dazu beitragen, auch künftig Rückforderungen zu vermeiden.  

Die Rückforderung von Fördermitteln sollte eine Stadt vermeiden, indem sie die Förderbestim-

mungen und Auflagen aus dem Förderbescheid umsetzt. Dazu sollte sie ein Fördercontrolling 

etablieren, das auch nach Projektabschluss die Einhaltung der Förderbedingungen gewährleis-

tet und die Entscheidungsträger und Entscheidungsträgerinnen anlassbezogen über die Förder-

projekte informiert. 



  Stadt Gelsenkirchen    Finanzen    050.010.050_03379 

Seite 84 von 333 

In der Stadt Gelsenkirchen liegt aufgrund der stark ausgeprägten dezentralen Ressourcenver-

antwortung die Bewirtschaftung und Verantwortung für Fördergelder gänzlich in der Hand der 

dezentralen Organisationseinheiten. Die Bewirtschaftung sowie das Controlling und Berichtswe-

sen erfolgen dezentral. Die Berichterstattung erfolgt im Rahmen der Umsetzung in den jeweili-

gen Fachausschüssen.  

Die angestrebte zentrale Unterstützung soll künftig auch die Bündelung von Informationen zu 

Fördermöglichkeiten und den Maßnahmen enthalten. Die Bewirtschaftung soll bei den dezent-

ralen Organisationseinheiten verbleiben. In die Überlegungen zur Ausgestaltung der Aufgaben-

wahrnehmung des zentralen Fördermittelmanagements wird daher ein zentrales Controlling und 

Berichtswesen einbezogen. Ziel sollte es sein, einen zentralen Überblick zu erhalten und die 

zentralen Informationen zu nutzen, um ein gesamtstädtisches Controlling und Berichtswesen zu 

etablieren. Insbesondere vor dem Hintergrund des hohen Bestandes an erhaltenen Anzahlun-

gen sollte die Stadt einen guten Überblick über laufende Projekte haben, um Rückforderungen 

zu vermeiden. Nähere Ausführungen zu den erhaltenen Anzahlungen werden in den Kapiteln 

„1.4.4.1 Verbindlichkeiten“ und „1.4.4.2 Vermögen“ gemacht. 

 Empfehlung 

Die Stadt sollte an ihrem Vorhaben ein zentrales Controlling zu etablieren, festhalten. Dieses 

würde eine ordnungsgemäße Abwicklung der Förderbestimmungen erleichtern und einen 

personenunabhängigen Wissensstand zu den Förderprojekten schaffen. Darauf aufbauend 

sollten die Entscheidungsträger regelmäßig über den Stand aller wichtigen Förderprojekte 

informiert werden. 
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1.6 Anlage: Ergänzende Tabellen 

Tabelle 1: Zusammenstellung der Feststellungen und Empfehlungen der gpaNRW zur überörtlichen Prüfung 2024/2025 - Haushaltssteuerung 

Feststellung Seite Empfehlung Seite 

Haushaltssteuerung 

F1 

Die Stadt Gelsenkirchen führt Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen in den de-

zentralen Organisationseinheiten durch. Festgeschriebene gesamtstädtische 

Vorgaben, Standards und Wertgrenzen für Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 

gibt es nicht, allerdings gute Ansätze und Prozesse in einzelnen Bereichen der 

Verwaltung. 

63 E1.1 

Die Stadt sollte gesamtstädtische Mindeststandards für die Durchführung 

von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen in einer Dienstanweisung regeln 

und den dezentralen Organisationseinheiten Arbeitshilfen bereitstellen. 

Sie kann dafür auf gute Ansätze einzelner dezentraler Organisationsein-

heiten zurückgreifen. 

65 

   E1.2 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte Wertgrenzen nach § 13 Abs. 1 KomHVO 

NRW festlegen, oberhalb derer ein Wirtschaftlichkeitsvergleich verpflich-

tend durchzuführen ist, um den Verwaltungsaufwand möglichst gering zu 

halten. 

66 

F2 

Die Stadt Gelsenkirchen hat Regelungen für die Ermächtigungsübertragungen 

getroffen. Diese Regelungen lassen jedoch Interpretationsspielraum und eröff-

nen Übertragungen, die über den verfolgten Zweck von Ermächtigungsübertra-

gungen hinausgehen. 

66 E2 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die getroffenen Regelungen über Art, Um-

fang und Dauer von Ermächtigungsübertragungen konkretisieren und 

sich dabei an gesetzlichen Vorgaben orientieren. Die Regelungen, das 

Verfahren und die Zuständigkeiten sollte die Stadt in einer Dienstanwei-

sung festschreiben. 

68 

F3 

Die Ermächtigungsübertragungen haben seit der letzten Prüfung insgesamt 

zugenommen. Gelsenkirchen hat daher 2022 neue Vorgaben für einen noch 

restriktiveren Umgang mit Übertragungen geschaffen. Die Stadt kann einen 

Großteil der fortgeschriebenen investiven Ansätze nicht wie geplant verausga-

ben. 

66 E3 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte im Sinne der eigenen Zielsetzung bei der 

zukünftigen Haushaltsplanung verstärkt die Planung der Investitionsaus-

zahlungen anhand der Vorgaben des § 13 Abs. 2 KomHVO NRW über-

prüfen. 

71 

F4 

Die Stadt Gelsenkirchen hat 2014 Regelungen für das Kreditmanagement fest-

geschrieben. Darin sind unter anderem die organisatorischen Zuständigkeiten 

festgelegt. Optimierungspotenzial besteht hinsichtlich der strategischen Aus-

richtung und der Konkretisierung des Handlungsrahmens. 

72 E4 

Die Stadt sollte die strategische Ausrichtung für das Kreditmanagement in 

den Dienstanweisungen ergänzen. Der Handlungsrahmen sollte in die-

sem Zusammenhang im Hinblick auf die zulässigen Finanzinstrumente 

konkretisiert werden. 

74 
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Feststellung Seite Empfehlung Seite 

F5 

Die Stadt Gelsenkirchen erstellt kurze Berichte zum Zins- und Schuldenma-

nagement. Die Regelungen zum Berichtswesen und das Berichtswesen der 

Stadt Gelsenkirchen selbst, bieten jedoch Optimierungspotenzial. 

80 E5 

Zu Steuerungszwecken sollte die Stadt Gelsenkirchen ihr Berichtswesen 

zum Kreditmanagement erweitern und ein unterjähriges kennzahlenge-

stütztes Controlling etablieren. 

81 

F6 

Die Stadt Gelsenkirchen verfügt über keine nennenswerten Anlagen. Die Stadt 

arbeitet an der Erstellung eines Handlungsrahmens für ihr Anlagemanage-

ment. Bisher sind die gesteckten Vorgaben nicht schriftlich festgehalten. 

81 E6 

Sofern die Stadt in Zukunft über liquide Mittel verfügt, die sie nicht unmit-

telbar zur Liquiditätssicherung und Rückzahlung von Krediten benötigt, 

sollte sie vor einer Geldanlage Rahmenbedingungen schriftlich festlegen. 

82 

F7 

Das Fördermittelmanagement der Stadt Gelsenkirchen befindet sich im Wan-

del. Die Stadt möchte sich neu aufstellen und strebt eine Optimierung der de-

zentralen Strukturen an. Strategische Vorgaben und Ziele sollen auf Dauer 

etabliert werden. 

82 E7 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte ihre Vorhaben weiterverfolgen, grundle-

gende Vorgaben und Ziele zum Umgang mit Fördermitteln sowie deren 

Akquise aufzustellen. Die Prüfung von möglichen Förderfähigkeiten sollte 

generell festgeschriebener und standardisierter Bestandteil in jeder Pla-

nung sein. 

83 

F8 

Die Fördermittelbewirtschaftung obliegt in Gelsenkirchen den dezentralen Or-

ganisationeinheiten. Ein ganzheitliches und zentrales Fördermittelcontrolling 

sowie Berichtswesen würde zusätzlich unterstützend dazu beitragen, auch 

künftig Rückforderungen zu vermeiden. 

83 E8 

Die Stadt sollte an ihrem Vorhaben ein zentrales Controlling zu etablie-

ren, festhalten. Dieses würde eine ordnungsgemäße Abwicklung der För-

derbestimmungen erleichtern und einen personenunabhängigen Wis-

sensstand zu den Förderprojekten schaffen. Darauf aufbauend sollten die 

Entscheidungsträger regelmäßig über den Stand aller wichtigen Förder-

projekte informiert werden. 

84 

 

Tabelle 2: NKF-Kennzahlenset NRW in Prozent 2023 

Kennzahlen 
Gelsenkirchen 

2018 

Gelsenkirchen 

aktuell 
Minimum 1. Viertelwert 

2. Viertelwert 

(Median) 
3. Viertelwert Maximum Anzahl Werte 

Haushaltswirtschaftliche Gesamtsituation 

Aufwandsdeckungsgrad 102 100 89,45 99,12 101 102 106 22 

Eigenkapitalquote 1 4,11 8,18 -35,34 2,61 14,76 26,26 64,44 22 

Eigenkapitalquote 2 19,03 25,70 -20,35 19,84 33,46 42,05 76,80 22 

Fehlbetragsquote k. A. k. A. Siehe Anmerkung im Tabellenfuß 
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Kennzahlen 
Gelsenkirchen 

2018 

Gelsenkirchen 

aktuell 
Minimum 1. Viertelwert 

2. Viertelwert 

(Median) 
3. Viertelwert Maximum Anzahl Werte 

Vermögenslage 

Infrastrukturquote 21,83 24,21 14,00 20,64 24,35 28,44 39,03 22 

Abschreibungsintensität 4,20 4,10 2,50 3,19 4,41 5,09 7,92 22 

Drittfinanzierungsquote 81,68 67,05 30,88 44,43 52,40 64,96 91,20 22 

Investitionsquote 172 55,03 44,83 84,10 135 163 318 22 

Finanzlage 

Anlagendeckungsgrad 2 72,21 69,30 41,25 69,94 78,11 86,12 108 22 

Liquidität 2. Grades 38,21 37,03 10,85 22,16 32,57 43,20 357 22 

Dynamischer Verschuldungsgrad 

(Angabe in Jahren) 
41,36 148 Siehe Anmerkung im Tabellenfuß 

Kurzfristige Verbindlichkeitsquote 13,16 15,77 1,06 8,19 11,27 16,96 26,06 22 

Zinslastquote 1,90 1,46 0,23 1,39 1,53 1,95 3,24 22 

Ertragslage 

Netto-Steuerquote 26,55 23,79 23,79 33,22 34,73 42,39 61,75 22 

Zuwendungsquote 43,13 40,88 11,50 25,53 32,36 36,69 41,75 21 

Personalintensität 18,42 16,42 15,70 19,85 21,22 23,50 27,20 22 

Sach- und Dienstleistungsintensität 21,43 23,64 9,69 12,83 14,44 16,97 23,64 22 

Transferaufwandsquote 44,97 47,14 35,91 39,97 45,88 50,24 58,33 22 

Die Fehlbetragsquote berechnet die gpaNRW nur, wenn eine Stadt tatsächlich einen Fehlbetrag ausweist. Weist sie einen Überschuss aus, lässt sich die Kennzahl nicht sinnvoll be-

rechnen. 

Dynamischer Verschuldungsgrad: Bei Städten, die einen negativen Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit ausweisen oder die keine Effektivverschuldung haben, lässt sich die 

Kennzahl nicht sinnvoll berechnen.  

Die Aussagekraft des Vergleichs beider Kennzahlen ist insofern eingeschränkt und führt zu Fehlinterpretationen. Aus diesem Grund weist die gpaNRW keinen Vergleich bei diesen 

beiden Kennzahlen aus. 
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Tabelle 3: Jahresergebnis je EW in Euro 2019 bis 2023 

Jahr Gelsenkirchen Minimum 1. Viertelwert 
2. Viertelwert 

(Median) 
3. Viertelwert Maximum Anzahl Werte 

2019 -109 -109 10,92 19,13 57,40 169 23 

2020 86,81 -74,76 16,42 75,04 150 298 23 

2021 104 -8,45 18,05 61,58 176 340 23 

2022 370 -22,21 17,15 95,76 186 390 23 

2023 92,97 -115 30,61 88,74 230 468 22 

Tabelle 4: Jahresergebnis ohne außerordentlichen Ertrag NKF-CUIG je EW in Euro 2020 bis 2023 

Jahr Gelsenkirchen Minimum 1. Viertelwert 
2. Viertelwert 

(Median) 
3. Viertelwert Maximum Anzahl Werte 

2020 86,81 -224 -91,02 -15,79 79,75 295 23 

2021 17,35 -300 -171 -40,00 54,33 167 23 

2022 370 -204 -35,71 43,35 94,32 370 23 

2023 -2,10 -561 -81,02 0,58 97,77 335 22 
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Tabelle 5: Berechnung „Sozialleistungen“ Gelsenkirchen in Mio. Euro 2019 bis 2028 

Kennzahlen 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 

Jahresergebnis nach Abzug globaler Minderaufwand -28,42 22,54 26,90 96,30 24,45 -53,95 -52,12 -25,87 -13,02 -9,73 

Abweichung vom Basisjahr 0,00 50,96 55,31 125 52,87 -25,54 -23,70 2,55 15,39 18,68 

Teilergebnis Produktbereich Soziale Leistungen -134 -109 -106 -107 -107 -133 -131 -130 -131 -132 

Teilergebnis Produktbereich Kinder-, Jugend- und Familienhilfe -109 -116 -131 -145 -169 -178 -190 -200 -203 -206 

Landschaftsumlage 88,77 92,49 95,79 103 118 128 134 146 156 163 

Saldo aus Sozialleistungen -332 -318 -333 -355 -394 -439 -456 -475 -490 -501 

Abweichung vom Basisjahr ohne „Sozialleistungen“ 0,00 36,54 55,91 148 114 67,07 100 139 166 180 

Tabelle 6: Eigenkapital Gelsenkirchen in Mio. Euro 2019 bis 2023  

Kennzahlen 2019 2020 2021 2022 2023 

Eigenkapital 83,14 106 134 226 250 

Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

Eigenkapital 1 83,14 106 134 226 250 

Aufwendungen zum Erhalt der gemeindlichen Leistungsfähigkeit 0,00 0,00 22,40 22,40 47,40 

Eigenkapital 1 ohne Bilanzierungshilfe NKF-CUIG 83,14 106 112 204 203 

Sonderposten für Zuwendungen 522 503 492 486 479 

Sonderposten für Beiträge 65,37 63,56 61,69 59,14 56,98 

Eigenkapital 2 670 672 688 771 786 

Eigenkapital 2 ohne Bilanzierungshilfe NKF-CUIG 670 672 666 749 739 

Bilanzsumme 2933 3105 3051 3184 3058 
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Tabelle 7: Eigenkapital 1 und Eigenkapital 1 ohne außerordentliche Erträge nach dem NKF-CUIG Gelsenkirchen in Mio. Euro 2019 bis 2028 

Kennzahlen 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 

Eigenkapital 1 83,14 106 134 226 250 196 144 118 105 95,46 

Aufwendungen zum Erhalt der gemeindlichen Leistungsfähigkeit 0,00 0,00 22,40 22,40 47,40 47,40 47,40 46,50 45,60 44,69 

Eigenkapital 1 ohne Bilanzierungshilfe NKF-CUIG 83,14 106 112 204 203 149 96,67 71,71 59,58 50,76 

Tabelle 8: Gesamtverbindlichkeiten Konzern Gelsenkirchen in Mio. Euro 2019 bis 2022 

Grunddaten Kernhaushalt  2019 2020 2021 2022 

Grunddaten Kernhaushalt 

Verbindlichkeiten Kernhaushalt 1516 1610 1547 1582 

./. Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen von verbundenen Unternehmen 0,00 0,00 0,00 0,00 

./. Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen von Sondervermögen 0,00 0,00 0,00 0,00 

./. Sonstige Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen 14,14 19,77 19,13 46,60 

./. Sonstige Verbindlichkeiten gegenüber Sondervermögen 20,14 22,87 16,61 27,27 

./. Ausleihungen an verbundene Unternehmen 268 288 335 389 

./. Ausleihungen an Sondervermögen 0,00 0,00 0,00 0,00 

./. Forderungen gegenüber verbundenen Unternehmen 3,26 5,92 20,85 16,53 

./. Forderungen gegenüber Sondervermögen 7,04 15,43 11,79 14,50 

Grunddaten Beteiligungen* 

+ Verbindlichkeiten Mehrheitsbeteiligungen und Sondervermögen 673 723 758 824 

./. Zu eliminierende Verbindlichkeiten der Beteiligungen untereinander 0,00 2,93 4,06 4,29 

Verbindlichkeiten Konzern Stadt 1876 1978 1898 1908 

* Stadtwerke Gelsenkirchen GmbH, GELSEN-NET Kommunikationsgesellschaft mbH, emschertainment GmbH, Stadtwerke Gelsenkirchen Netz GmbH, Nordsternpark Pflege GmbH, 

ELE - GEW Photovoltaikgesellschaft mbH, Gelsenkirchener Gemeinnützige Wohnungsbaugesellschaft mbH, Stadterneuerungsgesellschaft Gelsenkirchen Verwaltungs-GmbH, Musik-

theater im Revier GmbH, Stadterneuerungsgesellschaft Gelsenkirchen mbH & Co. KG, Verkehrsgesellschaft Stadt Gelsenkirchen mbH, Wissenschaftspark Gelsenkirchen GmbH, 

Stadtmarketing Gesellschaft Gelsenkirchen mbH, Akademie im Revier Projektgesellschaft Gelsenkirchen mbH, Nordsternpark Gesellschaft für Immobilienentwicklung und Liegen-
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schaftsverwaltung mbH, Gelsendienste, Gelsenkanal, Senioren- und Pflegeheime der Stadt Gelsenkirchen, Gelsenkirchener Kommunale Datenzentrale Emscher-Lippe, Gelsenkirche-

ner Kindertagesbetreuung – Gekita und Neue Philharmonie Westfalen e. V. 

Tabelle 9: Schulden Gelsenkirchen in Mio. Euro 2019 bis 2023 

Kennzahlen 2019 2020 2021 2022 2023 

Anleihen 135 135 135 75,00 75,00 

Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen 584 606 636 678 610 

Verbindlichkeiten aus Krediten zur Liquiditätssicherung 543 553 438 448 408 

Verbindlichkeiten aus Vorgängen, die Kreditaufnahmen wirtschaft-

lich gleichkommen 
0,41 0,40 0,39 0,35 0,34 

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 10,84 10,81 22,67 18,78 24,14 

Verbindlichkeiten aus Transferleistungen 0,68 0,88 1,47 2,21 2,36 

Sonstige Verbindlichkeiten 52,00 62,79 59,46 92,57 54,78 

Erhaltene Anzahlungen 190 241 254 267 275 

Verbindlichkeiten 1516 1610 1547 1582 1450 

Rückstellungen 674 733 727 749 742 

Sonderposten für den Gebührenausgleich 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

Schulden 2190 2343 2274 2331 2192 

Forderungen 169 236 231 237 225 

Liquide Mittel 18,36 126 35,70 101 30,06 

Effektive Schulden  2003 1980 2007 1993 1937 

Ausleihungen 284 303 349 404 370 

Wertpapiere des Anlagevermögens 12,15 12,15 12,15 12,15 12,15 

Wertpapiere des Umlaufvermögens 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

Sonstige Vermögensgegenstände 26,30 24,40 13,76 44,13 15,35 

Erweiterte Effektivverschuldung 1680 1641 1632 1533 1539 
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Tabelle 10: Anleihen, Investitionskredite, Liquiditätskredite und liquide Mittel Gelsenkirchen in Mio. Euro 2019 bis 2028 

Kennzahlen 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 

Liquide Mittel  18,36 126 35,70 101 30,06 -131 0,00 0,00 0,00 0,00 

Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen 584 606 636 678 610 726 916 1127 1300 1447 

Verbindlichkeiten aus Anleihen und Krediten zur Liquiditätssiche-

rung 
678 688 573 523 483 437 632 678 716 747 

Tabelle 11: Ermächtigungsübertragungen investive Auszahlungen je EW in Euro 2019 bis 2023 

Jahr Gelsenkirchen Minimum 1. Viertelwert 
2. Viertelwert 

(Median) 
3. Viertelwert Maximum Anzahl Werte 

2019 369 0,00 193 266 413 626 23 

2020 377 0,00 198 268 460 691 23 

2021 432 0,00 222 332 554 748 23 

2022 296 0,00 198 325 497 818 23 

2023 257 0,00 250 413 530 958 22 

Tabelle 12: Grad der Inanspruchnahme fortgeschriebener Ansatz investive Auszahlungen in Prozent 2019 bis 2023 

Jahr Gelsenkirchen Minimum 1. Viertelwert 
2. Viertelwert 

(Median) 
3. Viertelwert Maximum Anzahl Werte 

2019 26,60 24,74 30,81 33,69 43,45 64,30 23 

2020 20,21 20,21 28,90 35,42 47,12 66,69 23 

2021 27,88 21,59 30,48 37,81 43,45 66,17 23 

2022 26,87 20,56 28,82 39,25 49,00 67,67 23 

2023 31,29 18,26 30,29 38,28 50,35 66,35 22 
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2. Mobilitätsmanagement 

2.1 Managementübersicht 

Die wesentlichen Ergebnisse der überörtlichen Prüfung der Stadt Gelsenkirchen im Prüfgebiet 

Mobilitätsmanagement stellt die gpaNRW nachfolgend zusammenfassend dar.  

Die Feststellungen und Empfehlungen haben wir tabellarisch in der Anlage aufgeführt. Die Rei-

henfolge ist chronologisch und gibt keine Priorisierung vor. 

Mobilitätsmanagement 

Die Stadt Gelsenkirchen setzt seit einigen Jahren Maßnahmen zum Klimaschutz um und strebt 

an, bis spätestens 2045 treibhausgasneutral zu wirtschaften. Die strategischen Zielsetzungen 

für eine klimafreundliche Mobilität definiert die Stadt in dem im Februar 2022 aufgestellten Mas-

terplan Mobilität. Zu den darin festgelegten Maßnahmen gehört auch das kommunale Mobili-

tätsmanagement. Die Aufgaben sind nicht zentralisiert, sondern werden in verschiedenen Orga-

nisationseinheiten der Stadt Gelsenkirchen verantwortet. In der Koordinierungsstelle Mobilität 

des Referates Verkehr führt die Stadt jedoch die Informationen zusammen und plant, einen ers-

ten Evaluationsbericht zur Umsetzung des Masterplans Mobilität zu erstellen. 

Gelsenkirchen setzt in ihrer Dienstvereinbarung gute Rahmenbedingungen für die flexible Ar-

beit. Hierzu zählt das Homeoffice und die Mobile Arbeit. Die Stadt verknüpft hiermit auch das 

Ziel, die Umwelt durch die Verringerung von Fahrtwegen zu entlasten. Die damit verbundenen 

Auswirkungen auf die Treibhausgas-Emissionen hat die Stadt jedoch noch nicht ermittelt. Im 

Produktbereich Innere Verwaltung ist nahezu bei allen Arbeitsplätzen die flexible Arbeit möglich. 

Die tatsächliche Inanspruchnahme sollte die Stadt jedoch noch differenzierter auswerten. Dies 

bietet dann auch eine gute Datengrundlage für Desksharing, welches sich zunehmend bei der 

Stadt Gelsenkirchen etabliert. Dabei erprobt die Stadt zunächst in allen Verwaltungsbereichen 

das Desksharing, um von den unterschiedlichen Erfahrungen zu lernen. Inwiefern sich hier-

durch Einsparungen bei den Büroflächen realisieren lassen, ermittelt die Stadt in der Arbeits-

gruppe „Optimierung von Verwaltungsflächen“. Die Erklärung der Bereitschaft zur Teilnahme an 

dem Desksharing könnte die Stadt noch mit der Beantragung von Homeoffice oder der Mobilen 

Arbeit verknüpfen. 

Vorgaben und Planungshilfen für klimafreundliche Dienstreisen stellt die Stadt Gelsenkirchen im 

Intranet zur Verfügung. Nicht alle durchgeführten Dienstreisen führen zu einer Abrechnung. Es 

fehlt daher ein Überblick an zentraler Stelle über die durch Dienstreisen verursachte Mobilität. 

Die Digitalisierung der Genehmigungs- und Abrechnungsprozesse könnte die Datengrundlagen 

verbessern. Auch könnte die Stadt die gewählten Verkehrsmittel bei allen Dienstreisen erheben, 

um so weitere gezielte Anreize für klimafreundliche Dienstreisen zu setzen. 

Das Fuhrparkmanagement hat die Stadt seit 2024 der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung 

GELSENDIENSTE zugeordnet. Im Jahr 2023 ist die Stadt Gelsenkirchen bereits bei der Elektri-
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sierung der PKW und leichten Nutzfahrzeuge weiter vorangeschritten als die meisten Ver-

gleichsstädte. Auch ist die Fahrzeugflotte der Stadt Gelsenkirchen vergleichsweise jung. Damit 

realisiert sie tendenziell höhere Anforderungen an den Schadstoffausstoß und die Energieeffizi-

enz. 

Die Stadt Gelsenkirchen setzt durch günstige und bezuschusste Firmentickets und der Bezu-

schussung des Deutschlandtickets-Job für die Tarifangestellten gute Rahmenbedingungen zur 

Förderung der ÖPNV-Nutzung. Auch sind die kommunalen Einrichtungen gut mit dem ÖPNV zu 

erreichen.  

Weiter unterstützt die Stadt ihre Mitarbeitenden bei der Fahrradnutzung für die Anreise zum Ar-

beitsplatz. Für die Tarifangestellten setzt sie den TV-Fahrradleasing um. Sichere Abstellplätze 

stehen nach Möglichkeit zur Verfügung und werden sukzessive erweitert. Für die Anreise mit 

dem PKW stehen den Dienstkräften wenige kostenfreie Parkplätze zur Verfügung. Die Verfüg-

barkeit ist jedoch stark standortabhängig.  

Die Stadt Gelsenkirchen berücksichtigt bei der Planung neuer Einrichtungen die klimafreundli-

che Erreichbarkeit. Am Beispiel des wiedereröffneten Hans-Sachs-Hauses haben wir aufge-

zeigt, dass für alle Verkehrsmittel gute Rahmenbedingungen bestehen. 

2.2 Aufbau des Teilberichtes 

Die Kapitel dieses Teilberichtes beginnen mit einer wertenden Aussage zu unserem Prüfungs-

ergebnis. Wertungen, die eine Stellungnahme der Stadt nach § 105 Abs. 6 und 7 der Gemein-

deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) notwendig machen, bezeichnen wir 

als Feststellung. 

Anschließend folgt kursiv gedruckt die Sollvorstellung. Die Sollvorstellung stellt die Inhalte und 

das Prüfungsziel im Kapitel dar. Sie ist allgemein formuliert und grundsätzlich für alle Städte 

gültig, z. B. auf Basis der aktuell geltenden Gesetzeslage. 

Ausgehend von diesem Soll analysieren wir die individuelle Situation in der geprüften Stadt und 

weisen dabei erkannte Verbesserungspotenziale als Empfehlung aus. 

Weitere allgemeine Ausführungen zur Struktur der Teilberichte stehen im Vorbericht. 

2.3 Inhalte, Ziele und Methodik 

Das Klima zu schützen, ist eine der drängendsten Aufgaben unserer Zeit. Daher hat die Lan-

desregierung Klimaschutzziele festgelegt, um damit einen Beitrag zur Einhaltung der nationalen 

Klimaschutzziele sowie der europäischen Klimaschutzvorgaben zu erbringen. Die Städte sind 

öffentliche Stellen im Sinne des Gesetzes zur Neufassung des Klimaschutzgesetzes des Lan-

des Nordrhein-Westfalen und haben eine Vorbildfunktion beim Klimaschutz. Hierzu zählt insbe-

sondere die Minderung der Treibhausgase. 

Das Prüfgebiet Mobilitätsmanagement umfasst das Handlungsfeld der betrieblichen Mobilität. 

Damit steht der Bereich im Fokus, der von den Städten am deutlichsten beeinflusst werden 
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kann. Zusätzlich zeigen wir exemplarisch die Erreichbarkeit einer städtischen Einrichtung für die 

Kunden auf. 

Die gpaNRW untersucht in diesem Prüfgebiet, wie die Städte ihrer Vorbildfunktion nachkom-

men. Dabei stehen die durch die Städte beeinflussbaren Faktoren und gesetzten Rahmenbe-

dingungen im Vordergrund. 

Ziel der gpaNRW ist es, Handlungsmöglichkeiten bei der Organisation und Durchführung der 

Aufgabe Mobilitätsmanagement aufzuzeigen. Die gpaNRW hat die Daten, die für eine Bewer-

tung erforderlich sind, über Interviews, Fragebögen und strukturierte Datenabfragen erhoben. 

Die Analyse unterstützen wir dabei durch standardisierte Fragenkataloge und ausgewählte 

Kennzahlen. Die Darstellung dieser Kennzahlen schafft Transparenz. Bei der Kennzahlenbil-

dung konzentrieren wir uns in dieser Prüfrunde auf die Mobilität innerhalb der Kernverwaltung. 

Eine Ausnahme gilt für das Kapitel Klimafreundliche Arbeitsorganisation. Hierbei bilden wir die 

Kennzahlen bezogen auf den Produktbereich Innere Verwaltung ab, weil bei diesem ein großes 

Potenzial für flexibles Arbeiten besteht. 

2.4 Betriebliche Mobilität 

Die Städte in NRW sind große Arbeitgeber und haben eine umfangreiche Gebietsfläche mit 

zahlreichen Einrichtungen. Diese Struktur löst viel Mobilität bei den Beschäftigten aus. Bei einer 

angenommenen einfachen Fahrstrecke von zehn Kilometern zur Arbeitsstätte umrunden alle 

Bediensteten zusammen bei der kleinsten kreisfreien Stadt mit ca. 2.000 Mitarbeitenden pro 

Tag rund einmal die Welt und bei der größten kreisfreien Stadt mit rund 22.000 Mitarbeitenden 

pro Tag rund elfmal die Welt. Damit werden bei der kleinsten kreisfreien Stadt rund 5,7 Tonnen 

und bei der größten kreisfreien Stadt pro Tag rund 62,7 Tonnen CO2 ausgestoßen, wenn man 

einen Verbrauch von rund sechs Liter Benzin pro 100 km Fahrstrecke unterstellt. Unter der An-

nahme, dass ein Hektar Wald rund sechs Tonnen CO2 pro Jahr speichert, benötigt die Kompen-

sation bei der kleinsten kreisfreien Stadt rund 209 Hektar Wald und bei der größten kreisfreien 

Stadt rund 2.300 Hektar Wald. Dies zeigt die Bedeutung der Mobilität und deren Potenzial zur 

Vermeidung des Treibhausgasausstoßes. 

2.4.1 Steuerung der Mobilität 

Erfolgsfaktoren für die Förderung klimafreundlicher Mobilität sind verbindliche und strategische 

Vorgaben. Ein Mobilitätskonzept konkretisiert diese mit geeigneten Maßnahmen. Kennzahlen 

dienen als Indikator für die Zielerreichung und ermöglichen frühzeitige Steuerungsentscheidun-

gen. 

 Die Stadt Gelsenkirchen definiert die strategischen Zielsetzungen für eine klimafreundliche 

kommunale Mobilität in dem Masterplan Mobilität und setzt die darin festgelegten Maßnah-

men sukzessive um. Die Aufgaben hat die Stadt nicht zentralisiert, behält aber in der Koordi-

nierungsstelle Mobilität im Referat Verkehr einen zentralen Überblick. 

Eine Stadt sollte zum Thema Mobilität strategische Ziele verbindlich festlegen. Diese sollte sie 

in einem Mobilitätskonzept mit konkreten Maßnahmen hinterlegen. Über Indikatoren sollte sie 
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den Erfolg der ergriffenen Maßnahmen bewerten und hierüber berichten. Das betriebliche Mobi-

litätsmanagement sollte sie fest in ihrer Organisationsstruktur verankern. 

Die Stadt Gelsenkirchen realisiert bereits seit mehreren Jahrzehnten Maßnahmen zum Klima-

schutz. Damit einhergehend existieren auch viele Konzepte mit diversen Maßnahmen und Um-

setzungszielen zum Klimaschutz. Wir haben in dem Teilbericht Gebäudewirtschaft/Klimaschutz 

die Konzepte und Beschlüsse hierzu weitergehend aufgeführt. In diesem Teilbericht stehen die 

Maßnahmen zur betrieblichen Mobilität der Stadtverwaltung Gelsenkirchen im Fokus. 

Das Themenfeld Mobilität greift die Stadt Gelsenkirchen vor allem im Masterplan Mobilität auf. 

Dieser im Februar 2022 aufgestellte Masterplan Mobilität enthält ein Zielsystem, die zu den Zie-

len zugeordneten Indikatoren und Maßnahmen, mit denen die Ziele erreicht werden sollen. We-

sentliche Ziele für die Mobilität sind hierbei: 

 ein starker vernetzter Umweltverbund für die Mobilitätswende, 

 die Mobilität als Teil einer sozialen und gesunden Stadt,  

 die Schaffung lebendiger Quartiere mit hohen Aufenthaltsqualitäten, 

 ein leistungsstarker stadt- und klimaverträglicher Wirtschaftsverkehr und 

 die Mobile Stadt vernetzt in der Metropole Ruhr. 

Zielsetzungen und Maßnahmen für das betriebliche Mobilitätsmanagement befinden sich unter 

der Bezeichnung H4 – kommunales Mobilitätsmanagement in dem Masterplan. Hierbei will die 

Stadt aktuell ein Handlungskonzept zum Kommunalen Mobilitätsmanagement umsetzen und 

damit Vorbild für private Arbeitgeber sein. Die Zielgruppe der privaten Arbeitgeber findet sich in 

dem Handlungsfeld H5 – Betriebliches Mobilitätsmanagement - wieder.  

In dem Handlungsfeld kommunales Mobilitätsmanagement (H4) hat die Stadt zunächst die Mit-

arbeitenden der Kernverwaltung in dem Zeitraum vom 01. Juni bis 30. Juni 2021 zur eigenen 

Mobilität befragt. Dabei standen die Fahrtwege zur Arbeitsstelle und die betriebsbedingte Mobi-

lität innerhalb der Dienstzeit im Fokus. An den Ergebnissen dieser Befragung richtet die Stadt 

die weiteren Aktivitäten aus. 

Die bisherigen Aktivitäten, wie zum Beispiel die Stärkung des Radverkehrs für den Weg zur Ar-

beitsstätte, die Integration der Arbeitswege in ein betriebliches Gesundheitsmanagement, die 

Schnuppertage für alternative Mobilität und weitere Maßnahmen will die Stadt weiter fortführen. 

Dies beinhaltet auch die weitere Etablierung der Kommunikationsstrukturen, um die Mitarbeiten-

den für das Themenfeld der klimafreundlichen betrieblichen Mobilität zu sensibilisieren. Die 

Stadt Gelsenkirchen fördert auch die Bildung von Fahrgemeinschaften ihrer Mitarbeitenden, in 

dem sie ein entsprechendes Internetportal auf den städtischen Intranetseiten zur Verfügung 

stellt. 

Ein weiteres Ziel der Stadt Gelsenkirchen im Handlungsfeld kommunales Mobilitätsmanage-

ment ist der Aufbau eines Flottenmanagements. So will die Stadt prüfen, ob innerhalb des Kon-

zerns Stadt Gelsenkirchen Carsharing möglich ist. Dabei sollen die Fahrzeugpools vorwiegend 

aus elektrisch angetriebenen PKW bestehen. Hierzu will die Stadt die Beschaffungsrichtlinie 

überarbeiten und die Elektro-Fahrzeuge anschaffen. Zukünftig sollen dann in einem Mobilitäts-

portal alle Angebote für die betriebliche Mobilität zur Verfügung stehen. 
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Die Stadt Gelsenkirchen schätzt das Einsparpotenzial im kommunalen Mobilitätsmanagement 

auf rund zehn Tonnen CO2 bis zum Jahr 2035 ein. Hierbei ist vorwiegend die Mobilität innerhalb 

der Dienstzeit erfasst. Unsere Vergleichsberechnung in Kapitel 2.3. verdeutlicht jedoch, dass 

die Anfahrtswege der Mitarbeitenden zum Arbeitsplatz ebenfalls ein hohes Einsparpotenzial 

entfalten. 

Die berechnete Einsparung gliedert sich in weiteren Maßnahmen zum Klimaschutz bei der 

Stadt Gelsenkirchen ein. So hat die Stadt im Januar 2023 ein „Klimakonzept 2030/2045 für die 

Stadt Gelsenkirchen“ erstellt. Dabei definiert die Stadt Gelsenkirchen das Ziel, im Jahr 2045 kli-

maneutral zu wirtschaften. 

Die Aufgaben des betrieblichen Mobilitätsmanagements werden bei der Stadt Gelsenkirchen an 

vielen Stellen wahrgenommen. So definiert das Referat 10 – Personal und Organisation Rege-

lungen zur flexiblen Arbeit, zu den Dienstreisen, Jobtickets und dem Fahrradleasing. Das Fuhr-

parkmanagement hat die Stadt in der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung GELSENDIENSTE 

verortet. Die Koordinierungsstelle Mobilität im Referat Verkehr koordiniert die Zusammenarbeit 

mit diversen Organisationseinheiten und führt die Ergebnisse zukünftig in dem geplanten ersten 

Evaluationsbericht zum Masterplan Mobilität zusammen.  

Kennzahlen zum Nachweis der Auswirkungen auf die Treibhausgas-Emissionen der jeweiligen 

Handlungsfelder des betrieblichen Mobilitätsmanagements hat die Stadt Gelsenkirchen noch 

nicht definiert. Wir gehen daher in den nachfolgenden Kapiteln auf einen gezielten Einsatz von 

Kennzahlen als Wirkungsnachweis ein. 

2.4.2 Klimafreundliche Arbeitsorganisation 

Das flexible Arbeiten von zuhause (Homeoffice) oder von anderen Orten aus (mobiles Arbeiten) 

hat Einfluss auf die individuelle Mobilität. Hierdurch entfällt das tägliche Pendeln zu einem be-

stimmten Arbeitsort. Die vermeidbaren Fahrten haben so einen positiven Effekt auf die Redu-

zierung der Treibhausgase und führen zudem zu mehr persönlicher Zeitsouveränität. Ressour-

censchonend ist auch der Einsatz von Informationstechnik z. B. ein Austausch per Videokonfe-

renz.  

 Feststellung 

Die Stadt Gelsenkirchen setzt gute Rahmenbedingungen für die flexible Arbeit in Form von 

Homeoffice und mobiler Arbeit. Sie verbindet damit auch das Ziel, die Umwelt durch die Ver-

ringerung von Fahrtwegen zu entlasten. In welchem Umfang diese Maßnahmen die Emis-

sion von Treibhausgasen reduzieren, hat die Stadt Gelsenkirchen noch nicht erhoben. 

Eine Stadt sollte verbindliche Regelungen zu Arbeitsbedingungen treffen, die eine klimafreundli-

che Mobilität fördern bzw. Mobilität reduzieren. Sie sollte Ziele für die Umsetzung festlegen. Die 

tatsächliche Nutzung der geschaffenen Möglichkeiten sollte sie erheben, um bei Bedarf steu-

ernd eingreifen zu können. 

Die Stadt Gelsenkirchen ermöglicht ihren Mitarbeitenden das mobile Arbeiten bereits seit eini-

gen Jahren. Hierfür legt sie in der „Dienstvereinbarung mobiles Arbeiten/Homeoffice“ aus Mai 

2021 gute Rahmenbedingungen fest. Mit den Möglichkeiten, die diese Dienstvereinbarung ein-

räumt, verknüpft die Stadt die Ziele: 
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 das Beruf- und Privatleben unter Berücksichtigung betrieblicher Belange besser zu ver-

einbaren, 

 die Arbeitszufriedenheit der Dienstkräfte zu fördern,  

 die Attraktivität der Stadt Gelsenkirchen als moderne Arbeitgeberin zu stärken sowie 

 die Umwelt durch die Verringerung von Fahrtwegen zu entlasten. 

Dabei unterscheidet die Stadt Gelsenkirchen anders als viele andere Städte nicht zwischen ei-

ner fest vereinbarten alternierender Telearbeit und dem spontanen mobilen Arbeiten. Vielmehr 

setzt die Stadt den Fokus auf den Ort der Leistungserbringung. Wird die Arbeitsleistung in ei-

nem hierfür eingerichteten Homeoffice erledigt, so spricht die Dienstvereinbarung von Home-

office. Erledigt die Dienstkraft die Aufgaben mobil – also auch an anderen Orten, definiert die 

Stadt dies als mobiles Arbeiten. Dabei kann das mobile Arbeiten oder Arbeiten im Homeoffice 

zunächst nur erfolgen, wenn ein entsprechender Antrag der Dienstkraft positiv beschieden 

wurde. Gelegentliches Arbeiten im Homeoffice oder mobil ist dagegen in Absprache mit der un-

mittelbaren Führungskraft möglich. Die Stadt setzt keine prozentuale Grenze für den Anteil der 

Arbeitszeit im Homeoffice. Der Umfang des mobilen Arbeitens oder Arbeiten im Homeoffice fin-

det dort seine Grenze, wenn der soziale Kontakt zu den Dienstkräften innerhalb der Dienststelle 

nicht mehr aufrecht gehalten werden kann. 

Für einen Vergleich subsumieren wir alle Formen der mobilen Arbeit, alternierenden Telearbeit 

oder dem mobilen Arbeiten nach vorherige Absprache unter der flexiblen Arbeit. Nicht in jedem 

Aufgabenbereich einer Stadtverwaltung ist die flexible Arbeit in gleichem Umfang möglich. Für 

einen interkommunalen Vergleich fokussieren wir daher auf den Produktbereich Innere Verwal-

tung, in dem überwiegend klassische Bürotätigkeiten verortet sind. 

Grundsätzlich ist es bei der Stadt Gelsenkirchen allen Mitarbeitenden im Produktbereich Innere 

Verwaltung möglich, flexibel zu arbeiten. Eine Ausnahme stellen sieben Mitarbeitende im Pro-

dukt Innerbetriebliche Dienste dar. Sie nehmen Tätigkeiten wahr, die für die flexible Arbeit nicht 

geeignet sind. 
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Anteil flexible Arbeitsplätze im Produktbereich Innere Verwaltung in Prozent 2023 

 

In den interkommunalen Vergleich sind bislang 18 Werte eingeflossen, die sich wie folgt vertei-

len: 

 

Alle 23 kreisfreie Städte konnten die Zahl der Mitarbeitenden im Produktbereich Innere Verwal-

tung benennen. Von 18 kreisfreien Städten liegen die möglichen flexiblen Arbeitsplätze im Pro-

duktbereich Innere Verwaltung vor. Dabei zählt die Stadt Gelsenkirchen zur Gruppe der Städte, 

die bereits flexible Regelungen hierzu getroffen haben. Daher ergibt sich ein hoher Anteil der 

möglichen flexiblen Arbeit. 

Die Stadt Gelsenkirchen konnte noch nicht ermitteln, in welchem Umfang die Mitarbeitenden 

auch tatsächlich von den guten Rahmenbedingungen zur flexiblen Arbeit Gebrauch machen. 

Derzeit haben 409 Mitarbeitende des Produktbereichs Innere Verwaltung einen Homeoffice-An-

trag gestellt. Dies entspräche einem Anteil von rund 40 Prozent. Der Anteil der Mitarbeitenden, 

die ohne einen entsprechenden Antrag nach individueller Absprache mit der jeweiligen Füh-

rungskraft gelegentlich mobil arbeiten, ist jedoch wahrscheinlich viel höher. Die Stadt Gelsenkir-

chen erwartet, dass zukünftig nach dem Rollout einer verbesserten Zeiterfassungssoftware, die-

ser Anteil ebenfalls ermittelt werden kann. Unsere Vergleichswerte zeigen, dass die Mitarbei-

tenden die Möglichkeiten der flexiblen Arbeit intensiv nutzen. Hierbei konnten wir die Nutzung 

von zehn kreisfreien Städten in einen Vergleich stellen. Der Median beträgt 66,84 Prozent. 
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 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte nach Einführung der neuen Zeiterfassungssoftware erheben, 

inwiefern von den guten Rahmenbedingungen der flexiblen Arbeit durch die Mitarbeitenden 

Gebrauch gemacht wird. 

Die Stadt Gelsenkirchen erwartet, dass sich das Thema der Arbeit im Homeoffice und der mobi-

len Arbeit weiter etabliert. 

Die flexible Arbeit führt zu zeitweise ungenutzten Büroflächen und ermöglicht die Teilung der 

Arbeitsplätze. Daher sieht die Stadt Gelsenkirchen die Chance durch Desksharing Büroflächen 

einzusparen bzw. einen weiteren Anstieg des Flächenbedarfs zu verhindern.  

Neben den technischen Voraussetzungen erfordert das Desk-Sharing auch die Bereitschaft der 

Mitarbeitenden. In der oben genannten Dienstvereinbarung hat die Stadt Gelsenkirchen die Be-

reitschaft zum Desksharing als eine der Teilnahmevoraussetzungen für das Homeoffice oder 

die mobile Arbeit noch nicht definiert. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Bereitschaft zum Desksharing mit der Inanspruchnahme 

der Möglichkeiten zur mobilen Arbeit oder Arbeit im Homeoffice verbinden. 

Aktuell erprobt die Stadt Gelsenkirchen Desksharing in ihrer Verwaltung in den Referaten 10 – 

Personal und Organisation – und 60 – Umwelt –. Auch die weiteren Vorstandsbereiche der 

Stadt Gelsenkirchen erproben Desksharing in ihren Verantwortungsbereichen. Die Stadt verbin-

det damit das Ziel, die erforderlichen Anforderungen und Regelungen auf die Praxistauglichkeit 

hin zu überprüfen. Hierzu zählen die festgelegten Anforderungen an die Organisation des 

Desksharing innerhalb der teilnehmenden Organisationseinheiten, die Standards für die persön-

liche Ausstattung der Arbeitsplätze und die Ausstattung der Räumlichkeiten. Beispielsweise ge-

hören hierzu Ausstattungen wie höhenverstellbare Schreibtische, Netzwerkdrucker sowie Abla-

gesysteme für persönliche Gegenstände.  

Die Stadt Gelsenkirchen konnte durch den Einsatz von Desksharing im Referat 10 bereits Büro-

flächen reduzieren und einen Teilbereich abmieten. Zur Haushaltskonsolidierung bildete die 

Stadt Gelsenkirchen eine Arbeitsgruppe zur Optimierung der Verwaltungsflächen (Konsolidie-

rungsmaßnahme 17-02), die weiterhin besteht. Zielsetzung dieser Arbeitsgruppe ist es, Potenzi-

ale zur Kostenoptimierung zu ermitteln. Dies soll durch die Reduktion des Raumbedarfs, der 

Verhinderung von zusätzlichen Anmietungen und der Abmietung von Bestandsgebäuden reali-

siert werden. Im Fokus der Arbeitsgruppe steht auch, welche zukünftigen Raumbedarfe beste-

hen und welche Nutzungskonzepte zukünftig umgesetzt werden können. Hierbei berücksichtigt 

die Arbeitsgruppe die Umsetzung von „New Work“ bei der Stadtverwaltung, die Implementie-

rung eines standardisierten Ansatzes zur adäquaten und bedarfsgerechten Berücksichtigung 

von flexibler Arbeit und Co-Working Spaces bei der Bedarfsplanung und der Ausgestaltung der 

eigenen und angemieteten Räumlichkeiten. 

Die Stadt Gelsenkirchen setzt seit der Corona-Pandemie intensiv auch auf Videokonferenzen 

als Alternative zu persönlichen Besprechungen. Die Nutzung dieses Werkzeuges ist aus Sicht 

der gpaNRW durchaus ein adäquates Mittel, um den dienstlichen Verkehr zwischen den Ver-

waltungsstandorten zu reduzieren. Dies soll aber nicht bedeuten, dass Videokonferenzen aus-

schließlich zum Einsatz kommen sollen. Sie sind nicht immer die beste Option für alle Situatio-

nen. In einigen Fällen, wie beispielsweise bei komplexen Verhandlungen, kann eine physische 
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Präsenz von Vorteil sein. Es kommt daher auf eine ausgewogene Durchmischung von Video-

konferenzen und persönlichen Treffen an. Nur so sind die Vorteile beider Ansätze zu nutzen 

und gleichzeitig die negativen Auswirkungen auf die Umwelt zu minimieren.  

Ein Angebot von Webinaren für Fortbildungsmaßnahmen bietet aus Sicht der gpaNRW eine 

weitere Möglichkeit, erforderlichen Fahraufwand zu reduzieren. Neben den geringeren Umwelt-

auswirkungen, z. B. durch eingesparte Mobilität, entstehen weitere Vorteile sowohl für Teilneh-

mende als auch für die Veranstaltenden durch Einsparung von Zeit und Kosten. Die Stadt Gel-

senkirchen setzt zu diesem Zweck E-Learning ein. Auch das Studieninstitut Emscher-Lippe, an 

welchem die Stadt Gelsenkirchen beteiligt ist, bietet Online-Seminare an. 

Die Stadt Gelsenkirchen erhebt für den Bereich der klimafreundlichen Arbeitsorganisation noch 

keine Daten, mit denen sie die hierdurch erzielten Erfolge auf dem Weg zur Treibhausgasneu-

tralität nachweisen könnte. Zum Beispiel könnte die Stadt die Treibhausgasminderungen erhe-

ben, indem sie: 

 die tatsächliche Nutzung von mobiler Arbeit erhebt und die dadurch entfallenen Pendel-

fahrten zur Arbeitsstätte auswertet, 

 die Einsparungen von Büro-Flächen durch Desksharing und damit verbundene Reduzie-

rung von Energieverbräuchen erhebt und 

 den mit der Nutzung von Videokonferenzen, Webinaren und E-Learning verbundenen 

Wegfall von Fahrten erfasst. 

Eine Einzelerfassung dieser Fahrten und Einsparungen würde sicherlich zu einem erheblichen 

Aufwand führen. Daher sollte die Stadt die Wirtschaftlichkeit bei der Erfassung der CO2-Emissi-

onen in dem Blick behalten und möglichst auf bereits bestehende Daten zurückgreifen. So bie-

tet es sich zum Beispiel an, eine durchschnittliche Fahrstrecke anzusetzen und auch bei den 

Emissionen auf Durchschnittswerte zurückzugreifen. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Auswirkungen der guten Rahmenbedingungen zur flexib-

len Arbeit auf die Zielerreichung der Treibhausgasneutralität bis 2045 nachweisen. 

2.4.3 Dienstreisemanagement 

Bei der Wahl der Beförderungsmittel für die Durchführung einer Dienstreise sind neben wirt-

schaftlichen Gesichtspunkten insbesondere Aspekte des Klimaschutzes zu berücksichtigen 

(vgl. § 2 Abs. 3 Satz 3 des Reisekostengesetzes Nordrhein-Westfalen). Deshalb untersucht die 

gpaNRW, wie die Städte ihre Gestaltungsmöglichkeiten hier nutzen. 

 Feststellung 

Die Stadt Gelsenkirchen fördert klimafreundliche Dienstreisen, indem sie die Wahl der Ver-

kehrsmittel in ihrer Dienstanweisung priorisiert. Die Verteilung der abgerechneten Dienstrei-

sen zeigt jedoch, dass der überwiegende Anteil mit dem privaten PKW durchgeführt wurde. 

Eine verbesserte Datenlage ist noch ein fehlender Ausgangspunkt für eine gezieltere Förde-

rung der Klimafreundlichkeit der Dienstreisen.  
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Eine Stadt sollte Regelungen treffen, damit notwendige Dienstreisen möglichst klimafreundlich 

erfolgen. Den Mitarbeitenden sollten alle Informationen zur Abwicklung der Dienstreisen an ei-

ner zentralen Stelle digital zur Verfügung stehen. Weiterhin sollte eine Stadt die gewählten Ver-

kehrsmittel regelmäßig erheben und auswerten. Eine Stadt sollte die Bildung von Fahrgemein-

schaften unterstützen.  

Bei der Stadt Gelsenkirchen erfolgt die Genehmigung der Dienstreisen und Erstattung der 

Reisekosten im Referat 10 Personal und Organisation. Regelungen zu den Dienstreisen defi-

niert die Stadt in der Dienstanweisung „Dienstreisen und Dienstgänge der Stadt Gelsenkirchen“ 

vom 01. Mai 2022. Darin legt die Stadt fest, dass Dienstreisen nur dann erfolgen sollen, wenn 

andere kostengünstigere Erledigungen des Dienstgeschäfts insbesondere durch Nutzung digi-

taler Kommunikationsmöglichkeiten nicht gegeben oder nicht sinnvoll sind. Die Dienstanwei-

sung fordert bei der Wahl des Beförderungsmittels auch die Aspekte des Klimaschutzes zu be-

rücksichtigen. Hierzu gibt die Dienstanweisung auch eine Priorität bei der Wahl der Beförde-

rungsmittel vor. So sollen private PKW erst eingesetzt werden, wenn ein Dienstwagen nicht zur 

Verfügung steht. Die Nutzung dieser Fahrzeuge ist aber nur dann freigegeben, wenn zwin-

gende persönliche Gründe hierfür sprechen. Diese liegen vor, wenn die Benutzung der regel-

mäßig verkehrenden Beförderungsmittel nicht zugemutet werden kann. Dies ist z. B. bei einer 

besonderen Schwerbehinderung mit entsprechenden Merkmalen oder weiteren Erkrankungen 

gegeben. Hiermit setzt die Stadt enge Voraussetzungen für den Einsatz privater PKW als Beför-

derungsmittel. Diese Regelungen gelten für Dienstreisen innerhalb und außerhalb des Stadtge-

bietes. 

Die Stadt Gelsenkirchen verfügt aufgrund der zentralen Bearbeitung über eine gute Datenlage 

zu den abgerechneten Dienstreisen. Im Jahr 2023 haben die Mitarbeitenden 2.941 Dienstreisen 

abgerechnet. Dies sind 666 Dienstreisen mehr als im Vorjahr. In 2022 gab es jedoch noch Rest-

riktionen aufgrund der Corona-Pandemie, die einen Einfluss auf die Zahl der Dienstreisen ha-

ben dürften.  

Bei nicht allen durchgeführten Dienstreisen erfolgt eine Abrechnung. Kurze Dienstreisen, zum 

Beispiel mit dem Dienstfahrrad zur nahegelegenen Dienststelle, zu Fuß oder mit dem eigenen 

Deutschland- oder Job-Ticket sind davon vorwiegend nicht erfasst. Diese ehemalig als Dienst-

gänge bezeichneten Fahrten dürften in der Regel keine Kostenerstattungen auslösen. Insbe-

sondere Dienstreisen mit dem ÖPNV und einem Firmen- oder Deutschlandticket treten häufig 

auf. In diesem Fall erfolgt ebenfalls keine Erstattung der Fahrtkosten, weil die Stadt Gelsenkir-

chen festgelegt hat, dass die Fahrtkostenerstattung unter Berücksichtigung unentgeltlicher Be-

förderungsmöglichkeiten zu erfolgen hat. Hierzu zählen die bezuschussten Job-Tickets, die wir 

im Kapitel 2.4.5 darstellen. Auch sind die zurückgelegten Kilometer häufig so gering, dass eine 

einzelne Abrechnung der Dienstreise durch die Mitarbeitenden nicht in Anspruch genommen 

wird. 

Finden Dienstreisen mit einem städtischen Fahrzeug statt, ist eine Abrechnung auch dann erst 

vorteilhaft, wenn ein Anspruch auf Erstattung der Verpflegungsmehraufwendungen besteht. 

Dies ist erst bei einer Abwesenheit von mehr als acht Stunden der Fall. 

Aufgrund der vielfältigen Einflussfaktoren setzen wir die Zahl der erfassten und abgerechneten 

Dienstreisen nur Vergleichsweise in ein Verhältnis zur Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner 

(EW). Mit abgerechneten Dienstreisen von 11,18 je 1.000 EW liegt der Kennzahlenwert der 
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Stadt Gelsenkirchen in 2023 über dem Median der 18 Vergleichsstädte mit 7,67 abgerechneten 

Dienstreisen je 1.000 EW. 

Die Stadt Gelsenkirchen konnte für diese überörtliche Prüfung auch ermitteln, zu welchen Antei-

len die Dienstreisen ausschließlich mit dem ÖPNV oder eigenen PKW durchgeführt und abge-

rechnet wurden. Fahrten, bei denen beide Verkehrsmittel verwendet wurden, sind hierbei nicht 

berücksichtigt. 

Anteile der verwendeten Verkehrsmittel bei der Stadt Gelsenkirchen in Prozent 

 2022  2023 

Anteil ausschließlich mit dem ÖPNV abgerechnete Dienstreisen in Prozent 2,33 1,73 

Anteil ausschließlich mit dem PKW abgerechnete Dienstreisen in Prozent 92,70 93,57 

Die Verteilung zeigt, dass im Falle einer Abrechnung zu einem überwiegenden Anteil der ei-

gene PKW für die Dienstreisen eingesetzt wird. Bei den 14 Vergleichsstädten, die über diese 

Datengrundlagen ebenfalls verfügen, ergab sich im Median eine stärkere Tendenz zur Nutzung 

des ÖPNV bei Dienstreisen. 

Anteil ausschließlich mit dem ÖPNV abgerechnete Dienstreisen in Prozent 2023 

 

Anteil ausschließlich mit dem PKW abgerechnete Dienstreisen in Prozent 2023 

 

Auch bei der Bewertung dieser Kennzahlen ist zu berücksichtigen, dass bei dem Einsatz von 

Monatstickets, Dienstfahrscheinen oder Dienstfahrzeugen eine Abrechnung nur erfolgt, wenn 

eine Kostenerstattung zu erwarten ist.  

Die Stadt Gelsenkirchen wirbt für die Nutzung des ÖPNV im Intranet und stellt Diensttickets be-

reit. In der Dienstanweisung für Dienstreisen und Dienstgänge legt die Stadt enge Grenzen für 

den Einsatz des privaten PKW. Zunächst sollen regelmäßig verkehrende Beförderungsmittel für 

die Dienstfahrten verwendet werden. Darüber hinaus müssen zwingende persönliche Gründe 
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dafür vorliegen, dass ein Dienstwagen nicht in Anspruch genommen werden kann. Die Verglei-

che zeigen, dass die Stadt hier noch einen gezielteren Einfluss auf die Wahl klimafreundlicher 

Verkehrsmittel ausüben muss.  

Die Beantragung, Genehmigung und Abrechnung der Dienstreisen erfolgt in Papierform. Dies 

erschwert die Auswertung und Analyse der Dienstreisen zum Beispiel hinsichtlich der gewähl-

ten Verkehrsmittel. Wir haben bei dieser überörtlichen Prüfung kreisfreie Städte gefunden, bei 

denen die Beantragung, Genehmigung und spätere Abrechnung der Dienstreisen weitestge-

hend elektronisch z. B. in einer App durchgeführt werden. Dies bietet den Vorteil, dass auswert-

bare Daten zu den Dienstreisen und genutzten Verkehrsmitteln vorliegen. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte anstreben, die Prozesse der Beantragung, Genehmigung und 

Abrechnung der Dienstreisen möglichst digital zu gestalten. Mithilfe einer besseren Datenba-

sis kann die Stadt dann gezielt Einfluss für eine klimafreundliche Umsetzung der Dienstrei-

sen nehmen. 

In einem regelmäßigen Monitoring sollte die Stadt die Reduzierung des CO2-Ausstosses bilan-

zieren. Mit Blick auf das von ihr gesetzte Ziel, 2045 treibhausgasneutral zu sein, kann die Stadt 

den Anteil dieses Bereiches somit derzeit nicht ermitteln und etwaige Erfolge zu einer Verbes-

serung der Treibhausgasbilanz noch nicht nachweisen. 

2.4.4 Fuhrparkmanagement 

Ein steuerbarer Anteil des CO2-Ausstoßes der Städte umfasst den Einsatz des motorisierten 

Fuhrparks. Dabei sind die steuerbaren Größen zum Beispiel die Anzahl, Art und Benutzung der 

eingesetzten Kraftfahrzeuge, die Antriebsarten und die jeweilige Auslastung. 

 Feststellung 

Mit der Neuzuordnung der Aufgabe an die GELSENDIENSTE ab 2024 verknüpft die Stadt 

die zukünftige Weiterentwicklung des Fuhrparkmanagements. Bei der Elektrifizierung und 

Erneuerung ihrer Fahrzeugflotte ist die Stadt bereits jetzt weiter vorangeschritten als die Ver-

gleichsstädte. 

Eine Stadt sollte den notwendigen Bedarf des eigenen Fuhrparks ermitteln. Dafür sollte sie die 

erforderlichen grundsätzlichen Daten regelmäßig erheben und analysieren. Mit alternativen An-

triebsarten sollte sie den CO2-Ausstoß reduzieren. Die Maßnahmen sollten in einem angemes-

senen Verhältnis zur Wirtschaftlichkeit stehen. 

Die Aufgabe des Fuhrparkmanagements hat die Stadt Gelsenkirchen in 2024 neu zugeordnet. 

Die eigenbetriebsähnliche Einrichtung GELSENDIENSTE war bereits für die Spezialfahrzeuge 

ihrer zugeordneten Aufgaben wie zum Bespiel die Abfallentsorgung, die Grünpflege und die Un-

terhaltung der Friedhöfe zuständig. Seit Beginn des Jahres 2024 koordinieren die GELSEN-

DIENSTE nun auch den städtischen Fuhrpark. Hierzu haben sich die GELSENDIENSTE zuerst 

einen Überblick über den Fahrzeugbestand verschafft. In 2024 erfolgte dann zunächst die Er-

satzbeschaffung von den Fahrzeugen, deren Leasingzeitraum ablief.  
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Der Fahrzeugbedarf wird von den jeweiligen Dienststellen auf unterschiedliche Art und Weise 

selbst ermittelt. Bei der oben aufgeführten Ersatzbeschaffung berücksichtigten die GELSEN-

DIENSTE den Fahrzeugbedarf ebenfalls anhand der Bedarfsmeldungen der jeweiligen Refe-

rate. Zukünftig wollen die GELSENDIENSTE Kriterien für eine Ermittlung des Fahrzeugbedarfs 

gezielter einsetzen. 

Die Stadt Gelsenkirchen wurde im Jahr 2019 im Rahmen des Stärkungspaktes Stadtfinanzen 

hinsichtlich eines ganzheitlichen städtischen Fahrzeugmanagements beraten. Die Untersu-

chung ergab, dass die Einsparung von Fahrzeugen möglich ist, Fahrzeugpools gebildet werden 

können und die Steuerung durch Einführung einer zentralen Buchungs- und Verwaltungsplatt-

form sowie eines Auslastungsmonitorings verbessert werden könne. Auch stellt die Analyse 

dar, dass die Verlagerung der Nutzung von Privat-PKW für Dienstreisen auf den städtischen 

Fuhrpark wirtschaftlich sein kann.  

Die GELSENDIENSTE setzen die Ergebnisse dieser Beratung unter Berücksichtigung der aktu-

ellen Rahmenbedingungen sukzessive um. Hierbei werden die GELSENDIENSTE zunächst die 

Auslastung der Fahrzeuge analysieren, um später bedarfsorientierte Fahrzeugpools zu etablie-

ren. Die Fahrzeugpools sollen dann standortbezogen und referatsübergreifend den Mitarbeiten-

den für dienstliche Fahrten zur Verfügung stehen. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte den gezielten Einsatz von Fahrzeugpools umsetzen. Hier-

durch sollte die Auslastung der poolingfähigen Fahrzeuge verbessert und der Einsatz privat-

eigener PKW reduziert werden.  

Bereits jetzt verfügt die Stadt Gelsenkirchen über eine gute Datenlage zum städtischen Fuhr-

park. Hierbei haben wir im Rahmen dieser überörtlichen Prüfung ausschließlich die Daten der 

PKW und leichten Nutzfahrzeuge erhoben. So stehen bei der Stadt in 2023 für die dienstlich be-

dingte Mobilität 253 PKW zur Verfügung, von denen 129 mit alternativen Antrieben ausgestattet 

sind. Weitere 102 leichte Nutzfahrzeuge sind ebenfalls Bestandteil des kommunalen Fuhrparks. 

Neben diesen Fahrzeugen werden bei der Stadt Gelsenkirchen eine Reihe von Spezialfahrzeu-

gen eingesetzt, die wir im Rahmen dieser Prüfung nicht berücksichtigen. Die Elektrifizierung 

und das Fahrzeugalter dienen als Indizien im Hinblick für die Klimafreundlichkeit der Fahrzeug-

flotte. Hierbei bieten sich bei den PKW und leichten Nutzfahrzeuge höhere Gestaltungsspiel-

räume. 
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Anteil PKW mit alternativen Antrieben am Bestand in Prozent 2023 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 20 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 

 

Der Stadt Gelsenkirchen ist es bereits gelungen, einen vergleichbar höheren Anteil der dienstli-

chen PKW mit alternativen Antrieben einzusetzen. Rund 78 Prozent der von den GELSEN-

DIENSTEN im Jahr 2024 neu beschaffenen Fahrzeuge sind mit alternativen Antrieben ausge-

stattet. Damit wird sich der Anteil der PKW mit alternativen Antrieben in 2024 noch weiter erhö-

hen. 

Die für den Betrieb der Fahrzeuge erforderlichen Lademöglichkeiten hat die Stadt Gelsenkir-

chen aufgebaut, beziehungsweise bereits bestehende Lademöglichkeiten ergänzt. Insgesamt 

setzt die Stadt Gelsenkirchen bei der Beschaffung verstärkt auf Elektrofahrzeuge. Hierzu legt 

sie die Prioritäten auf Elektrofahrzeuge, Hybridfahrzeuge und dann erst auf Verbrenner-Fahr-

zeuge. Nur im Ausnahmefall sollen dieselbetriebene Fahrzeuge beschafft werden. 

Wir gehen davon aus, dass für die neueren Fahrzeuge höhere Anforderungen an einen gerin-

geren Schadstoffausstoß bestehen und sie in der Regel mit einer höheren Energieeffizienz fah-

ren. Aus diesem Grund hat die gpaNRW das Durchschnittsalter der Fahrzeuge erfragt. Die 18 

Vergleichswerte aus den anderen Städten verteilen sich wie folgt: 
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Durchschnittsalter der PKW in Jahren 2023 

 

Das Durchschnittsalter der PKW im Fuhrpark der Stadt Gelsenkirchen beträgt 3,83 Jahre und 

ist damit das niedrigste innerhalb der Vergleichsgruppe. Insgesamt zeigt sich somit, dass die 

PKW der Stadt Gelsenkirchen nicht nur bereits zu einem hohen Anteil auf alternative Antriebe 

umgestellt sind, sondern die Stadt auch relativ junge Fahrzeuge für die Dienstreisen ihrer Mitar-

beitenden einsetzt. 

Bei den leichten Nutzfahrzeugen hat sich die Verfügbarkeit auf dem Markt für Elektrofahrzeuge 

mittlerweile verbessert. Bei der Stadt Gelsenkirchen sind bereits 19 der 102 eingesetzten leich-

ten Nutzfahrzeugen im Jahr 2023 mit alternativen Antrieben ausgestattet.  

Anteil leichte Nutzfahrzeuge mit alternativen Antrieben am Bestand in Prozent 2023 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 19 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 
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Der Vergleich zeigt, dass die Stadt Gelsenkirchen bei der Elektrifizierung ihrer Fahrzeugflotte 

durchschnittlich weit vorangeschritten ist. Unter der Prämisse einer verbesserten Klimafreund-

lichkeit haben wir auch bei den leichten Nutzfahrzeugen das Durchschnittsalter erhoben. Dieses 

beträgt bei der Stadt Gelsenkirchen 6,52 Jahre. Bei den 18 Vergleichskommunen ergibt sich ein 

Median von 7,16 Jahren. Die Vergleichswerte für das Durchschnittsalter verteilen sich dabei wie 

folgt: 

Durchschnittsalter der leichten Nutzfahrzeuge in Jahren 2023 

 

Die Stadt Gelsenkirchen kann auch bei den leichten Nutzfahrzeugen eine vergleichsweise 

junge Fahrzeugflotte aufweisen. 

Insgesamt zeigen die erhobenen Daten, dass die Stadt Gelsenkirchen im Vergleich zu den an-

deren kreisfreien Städten bei der Elektrifizierung der Fahrzeugflotte weit vorangeschritten ist. 

Zusätzlich setzt die Stadt vergleichsweise junge Fahrzeuge ein und stellt so sicher, dass aktu-

elle Anforderungen an den Schadstoffausstoß eingehalten werden. 

2.4.5 ÖP(N)V-Nutzung 

Der Verzicht auf Individualverkehr ist nur mit einem attraktiven öffentlichen Personen(nah)ver-

kehr möglich. Hierfür sind ausreichende Informationen, eine gute Erreichbarkeit und attraktive 

Angebote förderlich. 

 Feststellung 

Die Stadt Gelsenkirchen stellt ihren Mitarbeitenden attraktive Rahmenbedingungen für die 

Anreise mit dem ÖPNV zur Verfügung. Hierzu zählen die Bezuschussung der Monatstickets 

und steuerliche Vergünstigungen für die Tarifbeschäftigten sowie die günstigen Vertragskon-

ditionen, von denen alle Mitarbeitenden profitieren. Darüber hinaus sind die Dienststellen in 

der Regel mit dem ÖPNV gut erreichbar. 

Eine Stadt sollte ihre Mitarbeitenden motivieren, den öffentlichen Personen(nah)verkehr 

(ÖP(N)V) für ihre Mobilität zu nutzen. Dafür sollte eine Stadt Anreize wie beispielsweise die 

Weitergabe vergünstigter Firmen-/Job-Tickets im Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten schaf-

fen. 

Die Stadt Gelsenkirchen ermöglicht den Mitarbeitenden ein vergünstigtes Firmen-/Jobticket zu 

erwerben und fördert auf diese Weise die Nutzung des ÖPNV für die Anreise zum Arbeitsplatz. 

Die Vereinbarungen mit der Bogestra AG bestehen bereits seit einem langen Zeitraum, sodass 

die Stadt die günstigen Konditionen für die Tickets des Verkehrsverbundes an ihre Mitarbeiten-

den weitergeben kann. So kann zum Beispiel das Ticket der Preisstufe A2 in 2024 für 51,30 
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Euro anstelle von 99,40 Euro durch die Mitarbeitenden bezogen werden. Die Stadt Gelsenkir-

chen fördert zusätzlich den Ticketbezug durch ihre Tarifangestellten durch einen preisstufenab-

hängigen Zuschuss. Am Beispiel der Preisstufe A2 wird das Monatsticket mit 41,30 Euro bezu-

schusst. Im Ergebnis ermöglicht die Stadt den Ticketbezug für die tariflich beschäftigten Mitar-

beitenden für zehn Euro. 

Bundesweit ist zum 01. Mai 2023 das Deutschlandticket eingeführt worden. Dies ermöglicht 

deutschlandweit die Fahrt mit dem ÖPNV und stellt damit eine attraktive Alternative zu den bis-

herigen Jobtickets dar. In der Variante des Deutschlandtickets-Job erfolgt eine Rabattierung 

durch das Verkehrsunternehmen von fünf Prozent auf den Ausgabepreis, wenn der Arbeitgeber 

das Ticket mit 25 Prozent des Ausgabepreises bezuschusst. Für die Tarifbeschäftigten der 

Stadt Gelsenkirchen besteht die Möglichkeit, das Deutschland-Ticket Job zu erwerben. Dabei 

bezuschusst die Stadt das Ticket mit 36,55 Euro und der Ticketpreis wird um weitere 2,49 Euro 

durch die Bogestra AG rabattiert. Damit steht das Deutschlandticket-Job ebenfalls für den Preis 

von zehn Euro den Mitarbeitenden zur Verfügung. 

Neben den Zuschüssen zu den Ticketpreisen übernimmt die Stadt Gelsenkirchen auch die pau-

schale Versteuerung des geldwerten Vorteils. So entfällt für die Mitarbeitenden die Erforderlich-

keit, in der eigenen Einkommenssteuererklärung die Aufwendungen für die Fahrt zum Arbeits-

platz (Pendlerpauschale) zu reduzieren. 

Eine derartige Bezuschussung können Tarifbeschäftige im Rahmen der Budgets für die leis-

tungsorientierte Bezahlung gemäß § 18a TVÖD VKA erhalten. Weitergehende außertarifliche 

Möglichkeiten bietet hierzu der § 4 Abs. 3 des Tarifvertragsgesetzes (TVG), da eine derartige 

Bezuschussung zugunsten der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ausfällt. Allerdings stellt 

die Bezuschussung dann eine freiwillige Leistung dar, die haushaltsrechtlich einzuordnen ist. 

Die Stadt Gelsenkirchen befindet sich aktuell nicht mehr in der Haushaltssicherung, sodass sie 

derzeit über einen höheren Spielraum für freiwillige Leistungen verfügt. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Bezuschussung der ÖPNV-Tickets für ihre Tarifangestell-

ten weiter fortsetzen, um hierüber die Nutzung des ÖPNV zu fördern. 

Verbeamtete Beschäftigte erhalten bei der Stadt Gelsenkirchen keinen Zuschuss zum Deutsch-

landticket, da hierfür im Besoldungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (LBesG NRW) 

keine Rechtsgrundlage existiert. Da der Arbeitgeberzuschuss die Voraussetzung für den Aus-

gaberabatt ist, verbleibt es derzeit für diese Personengruppe bis 2024 bei dem Einführungspreis 

von 49,00 Euro. 

Für die Bestellung, Kündigung und Änderung des Ticketbezugs hat die Stadt Gelsenkirchen auf 

ihrer Intranetseite ein Bestelltool bereitgestellt. Hierüber können alle Bestellprozesse abgewi-

ckelt werden. Die Bestelldaten werden dabei digital an die Bogestra AG weitergeleitet und von 

dort die entsprechenden Tickets versandt.  

Das alleinige Angebot eines Job-Tickets schafft jedoch noch nicht den tatsächlichen Umstieg 

auf den öffentlichen Verkehr. Für eine Fahrt mit öffentlichen Verkehrsmitteln entscheiden sich 

Personen, wenn die benötigten Verbindungen: 

 kostengünstig sind, 
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 eine einfache Erreichbarkeit der Abfahrt-Haltestelle vom Ausgangspunkt haben, 

 einen kurzen Weg von der Ankunfts-Haltestelle zum Zielort haben und 

 über ihre Taktung eine gewisse Flexibilität ermöglichen. 

Erst wenn alle vier Faktoren positiv bewertet werden, entsteht die Präferenz für die Nutzung ei-

nes öffentlichen Verkehrsmittels gegenüber z. B. dem motorisierten Individualverkehr (MIV). 

Alle Einrichtungen der Stadt Gelsenkirchen sind mindestens über Nebenlinien mit dem ÖPNV 

erreichbar. Die Abstände zu den jeweiligen Bahn- und Bushaltestellen sind verhältnismäßig 

kurz. Weiterhin besteht für die Mitarbeitenden mit Ticketbezug für die „letzte Meile“ das Ange-

bot, Fahrräder des Anbieter Metropolradruhr20 kostenfrei anzumieten. 

Die Stadt kann jedoch auf die Abfahrt-Haltestelle ihrer Mitarbeitenden im Regelfall keinen Ein-

fluss nehmen. Mittelbar kann sie aber eine einfachere Erreichbarkeit z. B. durch Schaffung von 

Möglichkeiten zum Austausch zu Fahrgemeinschaften oder einem Angebot an die Tarifbeschäf-

tigten im Rahmen des TV-Fahrradleasing unterstützen. Auf die Fahrradnutzung bzw. das Fahr-

radleasingangebot der Stadt als Arbeitgeberin gehen wir im nachfolgenden Kapitel detaillierter 

ein. 

2.4.6 Fahrradnutzung 

Mitarbeitende, die mit dem Fahrrad statt mit dem Auto zur Arbeit fahren, benötigen weniger 

Parkraum, tun etwas für ihre Gesundheit, sind klimafreundlich mobil und sparen Kosten. 

 Feststellung 

Die Stadt Gelsenkirchen verbessert sukzessive die Rahmenbedingungen ihrer Mitarbeiten-

den für die Fahrradnutzung. Hierzu zählen die Bereitstellung sicherer Abstellmöglichkeiten 

und Diensträder, die Umsetzung des TV-Fahrradleasing und die Teilnahme an Mitmach-Akti-

onen. 

Eine Stadt sollte durch gute Rahmenbedingungen die Fahrradnutzung ihrer Mitarbeitenden för-

dern. Sie sollte auch die Möglichkeiten des Tarifvertrags zur Entgeltumwandlung zum Zwecke 

des Leasings von Fahrrädern im kommunalen öffentlichen Dienst (TV Fahrradleasing) nutzen. 

Die Stadt Gelsenkirchen setzt gute Rahmenbedingungen, damit die Mitarbeitenden mit dem 

Fahrrad zur Dienststelle anreisen können. Hierzu zählen zum Beispiel die Möglichkeit im Rah-

men der Entgeltumwandlung Fahrräder zu leasen, sichere Abstellmöglichkeiten bei den größe-

ren Verwaltungsstandorten, die im Stadtgebiet verteilten Service-Stationen und die Teilnahme 

an Mit-Mach-Aktionen. 

Zum 01. März 2021 ist der Tarifvertrag zur Entgeltumwandlung zum Zwecke des Leasings von 

Fahrrädern im kommunalen öffentlichen Dienst (TV-Fahrradleasing) in Kraft getreten. Seit die-

sem Zeitpunkt besteht die Möglichkeit für Personen in einem Arbeitsverhältnis nach dem TVÖD 

oder TV-V, ein Fahrrad zu leasen. Die Leasingrate wird dann im Zuge der Entgeltumwandlung 

von dem Arbeitgeber direkt an den Leasinggeber geleistet. Am 9. Oktober 2024 hat der Landtag 

 

20 Gemeindeübergreifendes Angebot an Leihfahrrädern www.metropolradruhr.de für die Orte Bochum, Bottrop, Dortmund, Essen, Gel-
senkirchen, Hamm, Herne, Lünen, Mülheim an der Ruhr, Oberhausen und Witten.  

http://www.metropolradruhr.de/
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das Gesetz zur Anpassung der Dienst- und Versorgungsbezüge in den Jahren 2024 und 2025 

sowie zur Änderung weiterer dienstrechtlicher Vorschriften im Land Nordrhein-Westfalen be-

schlossen. Dieses lässt nun auch einen Besoldungsverzicht für vom Dienstherrn geleaste 

Dienstfahrräder zu. Dadurch eröffnen sich nun auch Möglichkeiten für die Städte, die verbeam-

teten Kräfte in das Dienstradleasing einzubeziehen.  

Wir haben daher erhoben, inwiefern die Städte von den tarifrechtlichen Möglichkeiten bislang 

Gebrauch machen. 

Anteil bestehender Dienstrad-Leasingverträge an Anzahl der Berechtigten in Prozent 2023 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 23 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 

 

Bislang haben 13 der 21 Städte noch keine Vertragsvereinbarungen mit Leasing-Unternehmen 

für das in den Tarifverhandlungen vereinbarte Fahrradleasing getroffen. Da wir erhoben haben, 

wie viele Verträge zum Zeitpunkt Ende 2023 bestehen, beeinflusst der Zeitpunkt der Bereitstel-

lung des Angebots die Vergleichswerte. Steht das Angebot zum Beispiel erst im Herbst des 

Jahres 2023 erstmalig zur Verfügung, kann eine geringe Inanspruchnahme jahreszeitlich be-

gründet sein. Dies erklärt die niedrigen Prozentanteile im interkommunalen Vergleich.  

Die Stadt Gelsenkirchen stellt erst seit Oktober 2023 ein derartiges Angebot ihren Tarifbeschäf-

tigten zur Verfügung. Daher wurden bis Ende 2023 noch nicht allzu viele Verträge vereinbart. 

Insgesamt rechnet die Stadt Gelsenkirchen mit einer Annahmequote von fünf bis zehn Prozent. 

Hierzu hat die Stadt zunächst ein Kontingent von bis zu 400 Verträgen vereinbart. Eine Erweite-
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rung des Kontingents ist möglich. Die Stadt hat das Angebot bis 2023 zunächst über Newslet-

ter, im Intranet, auf Plakaten und über Infoveranstaltungen für ihre Mitarbeitenden bekannt ge-

macht. Weitere Informationsveranstaltungen führte die Stadt im Jahr 2024 durch. Die Stadt Gel-

senkirchen plant das Angebot in 2025 auch für ihre verbeamteten Beschäftigten auszuweiten. 

Die Mitarbeitenden haben darüber hinaus auch die Möglichkeit, für Dienstfahrten bereitgestellte 

Diensträder auszuleihen. Insgesamt stellt die Stadt Gelsenkirchen im Jahr 2023 20 Fahrräder 

für diese Zwecke zur Verfügung. Das Angebot wird durch weitere zehn E-Bikes und zehn Las-

tenräder ergänzt. Die Bedingungen für die Nutzung dieser Räder regelt die Stadt Gelsenkirchen 

in einer Dienstanweisung. Sie enthält Aussagen zur Sicherheit, Nutzung, Rückgabe, dem Ver-

halten bei Unfällen und beschränkt die Nutzung auf dienstliche Zwecke. Die Räder können ein-

fach über eine App gebucht werden. Die Stadt Gelsenkirchen ist in der Lage die Auslastung der 

Fahrräder über die App auszuwerten. Eine derartige Auswertung hat die Stadt Gelsenkirchen 

vorgenommen. Dabei zeigen die Ergebnisse, dass für die Nutzung dieser Möglichkeit noch Op-

timierungsbedarf besteht. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte das Angebot der Diensträder für Dienstfahrten auf der Basis 

der Ergebnisse der Auswertung weiter optimieren. 

Die Nutzung des TV-Fahrradleasing ist nur einer der vielen Bausteine, mit denen die Stadt die 

Fahrradnutzung ihrer Mitarbeitenden fördern kann. Durch gute Rahmenbedingungen kann sie 

ebenfalls dazu beitragen, dass die Fahrradnutzung zur tatsächlichen Alternative für den Weg 

zur Arbeit wird.  

Insbesondere die Bereitstellung von Fahrradstellplätzen an den jeweiligen Dienststellen zählt zu 

den guten Rahmenbedingungen. Eine fehlende sichere Abstellmöglichkeit kann ein entschei-

dender Grund sein, die Anreise zum Dienstort nicht mit dem Fahrrad vorzunehmen. Es ist der 

gpaNRW bewusst, dass z. B. im Falle von angemieteten Gebäuden hierzu die Bereitschaft der 

Vermieter erforderlich ist. Bei der Planung guter Abstellmöglichkeiten sollte die Stadt folgende 

Kriterien beachten: 

 bedarfsorientierte Anzahl verfügbarer Abstellmöglichkeiten, 

 ausschließlicher Zutritt für Mitarbeitende, 

 Rahmenanschlussmöglichkeit zur Erfüllung etwaiger Versicherungsbedingungen der Lea-

singanbieter sowie 

 überdachte Abstellmöglichkeiten, sofern diese im Freien realisiert werden. 

Die Stadt Gelsenkirchen verfügt an den größeren Verwaltungsstandorten über Fahrradkeller, in 

denen ausschließlich die Mitarbeitenden ihre privaten Fahrräder sicher abstellen können. Die 

Anzahl dieser sicheren und wettergeschützten Abstellplätze will die Stadt bei bestehenden 

Möglichkeiten weiter bedarfsgerecht ausbauen. Insbesondere im Hinblick auf die erwartete Zahl 

der Dienstrad-Leasing-Verträge ist eine Erweiterung der Abstellmöglichkeiten erforderlich. 

Die Mitarbeitenden können aber auch öffentliche Abstellanlagen wie zum Beispiel die Rad-

schlossanlage an dem Rathaus in Gelsenkirchen-Buer nutzen. Diese hat die Stadt in 2023 neu 
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eröffnet und sie bietet Platz für 32 Fahrräder sowie Lademöglichkeiten für E-Bikes. Weitere Ab-

stellmöglichkeiten erwägt die Stadt an den Standorten Musiktheater im Revier und Flora. Zu-

sätzlich existieren sichere öffentliche Abstellmöglichkeiten an den wesentlichen Verkehrskno-

tenpunkten, wie zum Beispiel am Hauptbahnhof Gelsenkirchen oder am Bahnhof in Gelsenkir-

chen-Buer. 

Zu guten Rahmenbedingungen zählen aber z. B. auch Umkleidekabinen, um sich umzuziehen 

und gegebenenfalls Duschmöglichkeiten. Diese existieren bei der Stadt Gelsenkirchen nur ver-

einzelt.  

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte weiterhin das Angebot sicherer Abstellmöglichkeiten für die 

Fahrräder ihrer Mitarbeitenden nach Möglichkeit ausweiten. 

Genauso wichtig wie die Rahmenbedingungen am Zielort selbst sind sichere Radwege, um zum 

Zielort zu gelangen. Die Stadt Gelsenkirchen unternimmt vielfältige Maßnahmen zur Verbesse-

rung des Radverkehrs. Hierzu zählt zum Beispiel der Radwegebau, die Ausweisung von Fahr-

radstraßen, die Verbesserung des Anschlusses an den Radschnellweg 1 und die Ausrüstung 

der Fahrradwege und –trassen mit Beleuchtung.  

Die Stadt Gelsenkirchen motiviert ihre Mitarbeitenden zusätzlich durch die Teilnahme an den 

Projekten „Stadtradeln“ und „Mit dem Rad zur Arbeit“ zu einem Umstieg auf das Fahrrad.  

2.4.7 Parkraummanagement 

Das geänderte Mobilitätsverhalten der Mitarbeitenden erfordert ein angepasstes Parkraumma-

nagement. Die Neuverteilung der Parkflächen ist hierfür eine entscheidende Steuerungsmög-

lichkeit. 

 Die Stadt Gelsenkirchen stehen kommunale Parkflächen für ihre Mitarbeitenden stark objekt-

abhängig zur Verfügung. Für eine gezielte Vergabe von Parkplätzen bestehen nachvollzieh-

bare Zugangsregeln.  

Durch die gezielte Bewirtschaftung (wie zum Beispiel Definition von Anspruchsvoraussetzun-

gen, Parktarife und Umgestaltung von Pkw-Stellflächen zu Fahrradstellplätzen) der eigenen 

Parkflächen sollte eine Stadt die klimafreundliche Mobilität fördern. 

Ein generelles Konzept zur Bewirtschaftung der kommunalen Verwaltungsparkflächen gibt es 

bei der Stadt Gelsenkirchen bislang nicht. Dies ist auch darin begründet, dass Parkplätze 

stark objektabhängig zur Verfügung stehen. Zum Beispiel existieren an dem Verwaltungsstand-

ort Gabelsberger Straße vereinzelte Parkflächen für die Mitarbeitenden. Daneben nutzen die 

Mitarbeitenden in der Regel jedoch die bestehenden öffentlichen Parkflächen. Grundsätzlich 

stehen dabei mehr öffentliche Parkflächen zur Verfügung, je weiter sich die Dienststellen außer-

halb der Stadtzentren befinden. Daneben vergibt die Stadt gezielt Einstellplätze für schwerbe-

hinderte Dienstkräfte und Vielfahrer (über 2.000 km jährlich) oder bei einem anderweitig nach-

gewiesenen Bedarf. 
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Ladestationen für die Mitarbeitenden, die mit einem Elektrofahrzeug anreisen, hat die Stadt Gel-

senkirchen nicht eingerichtet. Dagegen weist die Stadt Gelsenkirchen auf ihrer Intranetseite da-

rauf hin, dass im Stadtgebiet öffentliche Parkflächen mit Ladestationen für Elektro-Fahrzeuge 

bis zu drei Stunden kostenfrei genutzt werden können.  

Die vorhandenen kommunalen Lademöglichkeiten stehen in ausreichender Stückzahl aus-

schließlich für die kommunalen Elektrofahrzeuge zur Verfügung. 

2.5 Erreichbarkeit der städtischen Einrichtungen 

Die Städte in NRW stellen eine Vielzahl von städtischen Einrichtungen für ihre Bürgerinnen und 

Bürger zur Verfügung. Für diese müssen die Einrichtungen gut erreichbar sein. Auch die Fahrt 

zu den städtischen Einrichtungen zählt zur gestaltbaren Mobilität der Städte, sodass sich auch 

hier ein Potenzial zur Vermeidung des Treibhausgasausstoßes ergeben kann. 

Eine Analyse aller städtischen Einrichtungen würde den Rahmen einer überörtlichen Prüfung 

sprengen. Wir konzentrieren uns daher in dieser Prüfrunde auf die Erreichbarkeit einer Einrich-

tung. Dabei ist diese Auswahl von dem Gedanken geprägt, dass bei dieser Einrichtung die Er-

reichbarkeit auch unter dem Gedanken der Klimafreundlichkeit geplant und gesteuert werden 

konnte. 

2.5.1 Klimafreundliche Erreichbarkeit 

 Die Stadt Gelsenkirchen berücksichtigt bei der Errichtung ihrer Einrichtungen die klima-

freundliche Erreichbarkeit. 

Eine Stadt sollte bei der Schaffung einer öffentlichen Einrichtung die klimafreundliche Erreich-

barkeit berücksichtigen. Dazu sollte eine gute Anbindung an das ÖPNV-Netz, Rad- und Geh-

wegenetz bestehen. Die Öffnungszeiten sollten mit der Anbindung des ÖPNV in Einklang ste-

hen. Es sollten auch Stellplätze mit Ladeinfrastruktur vorhanden sein. Mobilitätseingeschränkte 

Personen sollten die Einrichtungen ebenfalls erreichen können. Die Stadt sollte über die Er-

reichbarkeit der Einrichtungen ohne motorisierten Individualverkehr umfassend informieren. 

Die Stadt Gelsenkirchen setzt sich das Ziel, dass alle öffentlichen Einrichtungen klimafreund-

lich erreichbar sind. Dabei beschränkt die Stadt sich nicht nur auf die kommunalen Einrichtun-

gen, sondern zählt hierzu auch Einrichtungen anderer öffentlicher Träger. 

Bei der Planung von Einrichtungen wird das Referat 69 – Verkehr – beteiligt. Basierend auf dem 

Straßen- und Wegekonzept sowie dem Masterplans Mobilität plant die Stadt dann die Erreich-

barkeit. Je nach Größe des Bauvorhabens erstellt die Stadt ein entsprechendes Verkehrsgut-

achten. Dabei wird erhoben, wie die Besucher die Einrichtungen erreichen. Das Ergebnis wird 

bei allen weiteren Berechnungen innerhalb der Verkehrsgutachten berücksichtigt. 

Die Erreichbarkeit mit dem ÖPNV ist ein weiteres wichtiges Ziel der Stadt Gelsenkirchen. Dazu 

überprüft die Stadt, wie die Bestandsgebäude durch den ÖPNV erreichbar sind. Ergeben sich 

hierbei Handlungsbedarfe, berücksichtigt die Stadt diese im Rahmen der Fortschreibung des 

Nahverkehrsplanes. Der barrierefreie Umbau bestehender Haltestellen erfolgt sukzessive. 
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Die in der Verordnung über notwendige Stellplätze für Kraftfahrzeuge und Fahrräder definierten 

Anforderungen an verfügbare Stellplätze berücksichtigt die Stadt bei ihren Planungen. Die Be-

bauungspläne enthalten die Anbindung an die öffentlichen Verkehrsflächen, wie zum Beispiel 

Geh- und Radwege. Teilweise sind auf den Stellplätzen Ladeinfrastruktur sowohl für Elektroau-

tos als auch für E-Bikes eingerichtet. Die Ladeinfrastruktur befindet sich im weiteren Aufbau. 

Die Stadt Gelsenkirchen informiert ihre Kunden über die klimafreundliche Erreichbarkeit ihrer 

Einrichtungen auf den jeweiligen Anschreiben und im Internet. 

2.5.2 Darstellung der klimafreundlichen Erreichbarkeit an einem Bei-

spiel 

Ein Beispiel für die gute Erreichbarkeit der kommunalen Einrichtungen der Stadt Gelsenkirchen 

ist das Hans-Sachs-Haus, Ebertstr. 11 in 44879 Gelsenkirchen. Es wurde ab 2002 umfassend 

saniert und im Jahr 2013 wiedereröffnet. Das Gebäude wird als Verwaltungsstandort, Bürger-

center, Stadt- und Touristeninformationsstelle genutzt und bietet mit dem Bürgerforum und sei-

nem Atrium Platz für Veranstaltungen. 

Eine gute Erreichbarkeit mit dem ÖPNV ist durch mehrere Bushaltestellen der Bogestra AG ge-

geben. Alle Haltestellen sind fußläufig erreichbar. Beispiele für Haltestellen in der unmittelbaren 

Nähe sind Haltestellen „Heinrich-König-Platz“, „Musiktheater“ und „Gelsenkirchen Ev. Kliniken“. 

Der Hauptbahnhof Gelsenkirchen ist fußläufig über das Innenstadtzentrum in einer Entfernung 

von rund einem Kilometer zu erreichen. 

Eine Anreise mit dem Fahrrad ist aufgrund der Innenstadtlage leicht möglich. Eine Anbindung 

an besondere Radfahrtrassen ist dafür nicht erforderlich. Abstellmöglichkeiten für Fahrräder be-

finden sich direkt am Gebäude an der Vattmannstraße.  

Für die Anreise mit dem PKW stehen in unmittelbarer Nähe zum Hans-Sachs-Haus Parkplätze 

auf den Parkplätzen Vattmannstraße, Robert-Koch-Straße oder in der Von-Oven-Straße zur 

Verfügung. 

Insgesamt zeigt sich an dem Beispiel des Hans-Sachs-Hauses, dass die Stadt für alle Ver-

kehrsmittel eine gute Erreichbarkeit plant und umsetzt.



  Stadt Gelsenkirchen    Mobilitätsmanagement    050.010.050_03379 

Seite 116 von 333 

2.6 Anlage: Ergänzende Tabelle  

Zusammenstellung der Feststellungen und Empfehlungen der gpaNRW zur überörtlichen Prüfung 2024/2025 - Mobilitätsmanagement 

Feststellung Seite Empfehlung Seite 

Betriebliche Mobilität 

F1 

Die Stadt Gelsenkirchen setzt gute Rahmenbedingungen für die flexible Arbeit 

in Form von Homeoffice und mobiler Arbeit. Sie verbindet damit auch das Ziel, 

die Umwelt durch die Verringerung von Fahrtwegen zu entlasten. In welchem 

Umfang diese Maßnahmen die Emission von Treibhausgasen reduzieren, hat 

die Stadt Gelsenkirchen noch nicht erhoben. 

97 E1.1 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte nach Einführung der neuen Zeiterfas-

sungssoftware erheben, inwiefern von den guten Rahmenbedingungen 

der flexiblen Arbeit durch die Mitarbeitenden Gebrauch gemacht wird. 

100 

   E1.2 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Bereitschaft zum Desksharing mit der 

Inanspruchnahme der Möglichkeiten zur mobilen Arbeit oder Arbeit im 

Homeoffice verbinden. 

100 

   E1.3 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Auswirkungen der guten Rahmenbe-

dingungen zur flexiblen Arbeit auf die Zielerreichung der Treibhausgas-

neutralität bis 2045 nachweisen. 

101 

F2 

Die Stadt Gelsenkirchen fördert klimafreundliche Dienstreisen, indem sie die 

Wahl der Verkehrsmittel in ihrer Dienstanweisung priorisiert. Die Verteilung der 

abgerechneten Dienstreisen zeigt jedoch, dass der überwiegende Anteil mit 

dem privaten PKW durchgeführt wurde. Eine verbesserte Datenlage ist noch 

ein fehlender Ausgangspunkt für eine gezieltere Förderung der Klimafreund-

lichkeit der Dienstreisen. 

101 E2 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte anstreben, die Prozesse der Beantragung, 

Genehmigung und Abrechnung der Dienstreisen möglichst digital zu ge-

stalten. Mithilfe einer besseren Datenbasis kann die Stadt dann gezielt 

Einfluss für eine klimafreundliche Umsetzung der Dienstreisen nehmen. 

104 

F3 

Mit der Neuzuordnung der Aufgabe an die GELSENDIENSTE ab 2024 ver-

knüpft die Stadt die zukünftige Weiterentwicklung des Fuhrparkmanagements. 

Bei der Elektrifizierung und Erneuerung ihrer Fahrzeugflotte ist die Stadt be-

reits jetzt weiter vorangeschritten als die Vergleichsstädte. 

104 E3 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte den gezielten Einsatz von Fahrzeugpools 

umsetzen. Hierdurch sollte die Auslastung der poolingfähigen Fahrzeuge 

verbessert und der Einsatz privateigener PKW reduziert werden. 

105 
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Feststellung Seite Empfehlung Seite 

F4 

Die Stadt Gelsenkirchen stellt ihren Mitarbeitenden attraktive Rahmenbedin-

gungen für die Anreise mit dem ÖPNV zur Verfügung. Hierzu zählen die Bezu-

schussung der Monatstickets und steuerliche Vergünstigungen für die Tarifbe-

schäftigten sowie die günstigen Vertragskonditionen, von denen alle Mitarbei-

tenden profitieren. Darüber hinaus sind die Dienststellen in der Regel mit dem 

ÖPNV gut erreichbar. 

108 E4 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Bezuschussung der ÖPNV-Tickets für 

ihre Tarifangestellten weiter fortsetzen, um hierüber die Nutzung des 

ÖPNV zu fördern. 

109 

F5 

Die Stadt Gelsenkirchen verbessert sukzessive die Rahmenbedingungen ihrer 

Mitarbeitenden für die Fahrradnutzung. Hierzu zählen die Bereitstellung siche-

rer Abstellmöglichkeiten und Diensträder, die Umsetzung des TV-Fahrradlea-

sing und die Teilnahme an Mitmach-Aktionen. 

110 E5.1 
Die Stadt Gelsenkirchen sollte das Angebot der Diensträder für Dienst-

fahrten auf der Basis der Ergebnisse der Auswertung weiter optimieren. 
112 

   E5.2 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte weiterhin das Angebot sicherer Abstell-

möglichkeiten für die Fahrräder ihrer Mitarbeitenden nach Möglichkeit 

ausweiten. 

113 
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3. Informationstechnik 

3.1 Managementübersicht 

Die wesentlichen Ergebnisse der überörtlichen Prüfung der Stadt Gelsenkirchen im Prüfgebiet 

Informationstechnik (IT) stellt die gpaNRW nachfolgend zusammenfassend dar.  

Die Feststellungen und Empfehlungen haben wir tabellarisch in der Anlage aufgeführt. Die Rei-

henfolge ist chronologisch und gibt keine Priorisierung vor. 

Informationstechnik 

Die Stadt Gelsenkirchen weist im Vergleich zu anderen kreisfreien Städten ein unterdurch-

schnittlich ausgeprägtes IT-Profil auf. Dies äußert sich in mehreren negativen Abweichungen 

vom allgemeinen Durchschnittsniveau. Dennoch bestehen grundsätzlich in allen Kommunen 

unterschiedliche Potenziale zur Weiterentwicklung ihrer jeweiligen IT-Strukturen. Im Fall der 

Stadt Gelsenkirchen liegen die wesentlichen Optimierungsansätze insbesondere in der stärke-

ren Konkretisierung strategischer und konzeptioneller Steuerungsvorgaben. Aktuell werden 

zentrale Steuerungsaufgaben weitgehend an die eigenbetriebsähnliche Einrichtung der Stadt 

gkd-el (Gelsenkirchener Kommunale Datenzentrale Emscher-Lippe) delegiert, wodurch wesent-

liche Gestaltungsspielräume auf Seiten der Stadt nicht ausgeschöpft werden. Diese Problema-

tik zeigt sich konsistent über sämtliche geprüften Handlungsfelder hinweg. Trotz einzelner, 

durchaus erkennbarer Fortschritte vermittelt die aktuelle Prüfung somit ein ähnliches Gesamt-

bild wie bei der letzten IT-Prüfung im Jahr 2021. 

Das etablierte IT-Betriebsmodell der Stadt Gelsenkirchen bietet zwar grundsätzlich eine solide 

Grundlage für eine bedarfsgerechte Bereitstellung von IT-Leistungen. In der praktischen Umset-

zung bleiben jedoch zentrale Steuerungspotenziale ungenutzt. Insbesondere die IT-Gesamt-

steuerung sollte weiter gestärkt werden, um strategische Zielsetzungen wirksamer umzuset-

zen. Ergänzend bestehen punktuelle Optimierungsmöglichkeiten im IT-Controlling und im Li-

zenzmanagement. 

Die Stadt Gelsenkirchen verfolgt einen pragmatischen, projektbezogenen Ansatz zur Digitali-

sierung der Verwaltung. Eine übergreifende Digitalstrategie liegt seit 2020 vor und wird aktuell 

überarbeitet und konkretisiert. Allerdings fehlt ein verbindliches Projektmanagement zur struktu-

rierten Umsetzung. Einzelne Digitalisierungsvorhaben werden umgesetzt, jedoch ohne durch-

gängige strategische und organisatorische Rahmensetzung. Dies erschwert eine konsistente, 

effiziente und rechtssichere Digitalisierung. Um die digitale Transformation zielgerichtet und zu-

kunftsfähig zu gestalten, sind strategische Klarheit, verbindliche Steuerungsmechanismen so-

wie klare Zuständigkeiten erforderlich. 

Bei den von der gpaNRW exemplarisch ausgewählten Verwaltungsleistungen erreicht die Stadt 

Gelsenkirchen ein eher schwaches Digitalisierungsniveau. Wie bei allen kreisfreien Städten 

bestehen bei der medienbruchfreien Bearbeitung Verbesserungsmöglichkeiten. Die digitale Ab-

wicklung von Verwaltungsprozessen ist bisher nur eingeschränkt möglich. Besonders deutlich 
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wird dies an der elektronischen Aktenführung. Die meisten Vergleichsstädte erreichen hier ei-

nen höheren Einführungsgrad. Die Umsetzung wird durch das Fehlen eines detaillierter Projekt-

planes mit klaren Meilensteinen gehemmt. 

Hinsichtlich der operativen Ausgestaltung ihres Prozessmanagements hat die Stadt Gelsenkir-

chen bereits tragfähige Grundlagen geschaffen und zentrale Zuständigkeiten sowie Aufgaben 

klar geregelt. Die strategische Verankerung hingegen ist bislang unzureichend ausgeprägt, 

wodurch eine verwaltungsweite, systematische Steuerung noch nicht möglich ist. Die Stadt 

könnte die Potenziale des Prozessmanagements – insbesondere im Kontext der Digitalisierung 

– besser nutzen. Dazu könnte sie eine verbindliche Strategie mit klaren Priorisierungskriterien, 

ein strukturiertes Kennzahlensystem sowie abgestimmte operative Regelungen entwickeln und 

die Zusammenarbeit zwischen Prozessmanagement und IT-Steuerung weiter intensivieren. 

Die Stadt Gelsenkirchen hat bereits wichtige Schritte unternommen, um durch Digitalisierung 

die ökologische Nachhaltigkeit in der Verwaltung zu fördern – etwa durch mobiles Arbeiten, 

gemeinsame Drucklösungen und den Einsatz energieeffizienter IT-Infrastruktur. Während der 

Betrieb des Rechenzentrums bereits auf Ökostrom basiert und Sensibilisierungsmaßnahmen 

für Mitarbeitende etabliert sind, fehlen bislang verbindliche Zielvorgaben und systematische Er-

folgskontrollen. Insgesamt aber zeigt sich ein solides Fundament mit klaren Ausbaupotenzialen. 

Ihr IT-Sicherheitsniveau konnte die Stadt Gelsenkirchen gegenüber der letzten überörtlichen 

Prüfung nicht wesentlich verbessern. Optimierungsansätze ergeben sich auch hier in konzeptio-

neller Hinsicht. Dabei geht es vor allem um die Entwicklung eines IT-Sicherheitskonzeptes so-

wie einer umfassenden IT-Notfallkonzeption. 

Die Rahmenbedingungen für örtliche IT-Prüfungen haben sich im Vergleich zur letzten Prü-

fung kaum verbessert, Die Stadt Gelsenkirchen verfügt bislang nur über eingeschränkt geeig-

nete Strukturen, um IT-Prüfungen wirksam durchzuführen und digitale Prüfunterstützung effi-

zient zu nutzen. Die Leistungsfähigkeit der örtlichen Rechnungsprüfung ist dadurch gefährdet. 

Positiv hervorzuheben ist, dass die Stadt Gelsenkirchen über gute Grundlagen für die Steue-

rung der Schul-IT verfügt und durch transparente Ressourcenübersichten sowie funktionie-

rende Informationsprozesse überzeugt. Allerdings fehlt bislang ein schulübergreifender, strate-

gisch fundierter Medienentwicklungsplan, der Ausstattung, Support und IT-Sicherheit systema-

tisch abbildet. Verbesserungspotenzial besteht insbesondere bei der klaren Rollentrennung im 

Support sowie bei der Dokumentation und Planung zukünftiger Beschaffungen und IT-Sicher-

heitsmaßnahmen. 

3.2 Aufbau des Teilberichtes 

Die Kapitel dieses Teilberichtes beginnen mit einer wertenden Aussage zu unserem Prüfungs-

ergebnis. Wertungen, die eine Stellungnahme der Stadt nach § 105 Abs. 6 und 7 der Gemein-

deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) notwendig machen, bezeichnen wir 

als Feststellung. 

Anschließend folgt kursiv gedruckt die Sollvorstellung. Die Sollvorstellung stellt die Inhalte und 

das Prüfungsziel im Kapitel dar. Sie ist allgemein formuliert und grundsätzlich für alle Städte 

gültig, z. B. auf Basis der aktuell geltenden Gesetzeslage. 
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Ausgehend von diesem Soll analysieren wir die individuelle Situation in der geprüften Stadt und 

weisen dabei erkannte Verbesserungspotenziale als Empfehlung aus. 

Weitere allgemeine Ausführungen zur Struktur der Teilberichte stehen im Vorbericht. 

3.3 Inhalte, Ziele und Methodik 

Die gpaNRW betrachtet in der Prüfung der Informationstechnik (IT) zwei Bereiche der Verwal-

tung und stellt diese in unterschiedlichen Kapiteln dar: 

Im Kapitel „IT der Kernverwaltung“ liegt der Fokus auf der IT als Grundlage für das digitale 

Verwaltungshandeln. Dabei geht die Prüfung über die technologische Sicht hinaus. So stehen 

neben technischen Sicherheitsmaßnahmen insbesondere auch der organisatorische und kon-

zeptionelle Rahmen im Fokus, der für einen sachgerechten, nachhaltigen, sicheren und wirt-

schaftlichen IT-Betrieb sowie eine erfolgreiche Digitalisierung erforderlich ist. Dies schließt auch 

die Rahmenbedingungen mit ein, die der örtlichen Rechnungsprüfung für eine IT-Revision ge-

geben sind. Darüber hinaus ermittelt die gpaNRW die eingesetzten IT-Personal- und Sachres-

sourcen sowie das bislang erreichte Digitalisierungsniveau. Alle vorgenannten Prüfaspekte be-

werten wir sowohl im Einzelnen, als auch im Zusammenspiel.  

Im Kapitel „Steuerung der Schul-IT“ stellt die gpaNRW dar, inwieweit der Schulträger die Aus-

gestaltung der IT an den städtischen Schulen systematisch steuert. 

Die gpaNRW bezieht in ihre Prüfung alle städtischen Strukturen und Aufgaben mit ein, die den 

IT-Betrieb und die digitale Transformation sicherstellen und/ oder koordinieren. Daher sind ge-

gebenenfalls auch dezentral wahrgenommene oder ausgelagerte IT-Aufgaben Gegenstand die-

ser Prüfung.  

Wir bewerten diese Aspekte vorrangig im Hinblick auf ihre Zweckmäßigkeit und zeigen gegebe-

nenfalls bestehende Risiken auf. Die IT-Prüfung der gpaNRW verfolgt speziell die Ziele,  

 durch vergleichende Darstellungen zur Standardisierung von IT-Leistungen beizutragen, 

 eine zielgerichtete digitale Transformation zu unterstützen, um die Handlungsfähigkeit 

der Verwaltung aufrecht zu erhalten und deren Effizienz zu steigern sowie 

 dazu beizutragen, das IT-Sicherheitsrisiko zu minimieren. 

Dabei prüfen wir systemisch. Das bedeutet, dass wir einzelne, erfahrungsgemäß aussagekräf-

tige Aspekte betrachten, um die Gesamtsituation einschätzen und bewerten zu können.  

Die gpaNRW hat die Daten, die für eine Bewertung erforderlich sind, über Interviews, Fragebö-

gen und strukturierte Datenabfragen erhoben. Darüber hinaus haben wir aus Einzelpositionen 

der Anlagen- und Finanzbuchhaltung die IT-Kosten ermittelt.  

Die Ergebnisse stellen wir entweder über Wirtschaftlichkeitskennzahlen oder Erfüllungsgrade 

dar und stellen diese in den interkommunalen Vergleich. Beim Erfüllungsgrad bewertet die 

gpaNRW inwieweit eine Stadt die Anforderungen unserer Sollvorstellung umsetzt. Wir drücken 

den Erfüllungsgrad in einem Prozentwert aus. 
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Zu einzelnen Inhalten greifen wir zusätzlich auf Erkenntnisse aus der letzten Prüfung zurück, 

um bedarfsweise auch Entwicklungen aufzeigen zu können.  

3.4 IT in der Kernverwaltung 

Die gpaNRW bewertet nicht-monetäre Nutzenaspekte sowie wesentliche Steuerungs- und Kon-

trollmechanismen kausal. Das Ergebnis bilden wir grafisch im IT-Profil ab. Es soll ein repräsen-

tatives Bild der Verwaltungs-IT widerspiegeln, das den eingesetzten IT-Kosten gegenüberge-

stellt werden kann. 

Im IT-Profil bewertet die gpaNRW folgende Aspekte: 

 IT-Betriebsmodell und -Steuerung: Inwieweit sind die IT-Leistungen und -Kosten das 

Ergebnis eines zielgerichteten Steuerungsprozesses? 

 Rahmenbedingungen Digitalisierung: Inwiefern ist die digitale Transformation durch 

verbindliche Vorgaben abgesichert? 

 Prozessmanagement: Inwieweit kann das städtische Prozessmanagement den Anforde-

rungen der digitalen Transformation gerecht werden? 

 Digitalisierungsniveau: Wie weit ist die Verwaltungsdigitalisierung in der Praxis voran-

geschritten?   

 IT-Sicherheit: Wie hoch ist das IT-Sicherheitsniveau?  

 Örtliche Rechnungsprüfung: Inwieweit ist die örtliche Rechnungsprüfung in der Lage, 

die IT der Verwaltung zu unterstützen und selbst unterstützend zu nutzen? 

 Nachhaltigkeit: Inwiefern leistet die städtische IT einen Beitrag zur ökologischen Nach-

haltigkeit und ist selbst ökologisch nachhaltig? 

Das nachstehende Netzdiagramm zeigt das IT-Profil der Stadt Gelsenkirchen. Die darin abge-

bildeten Werte stellen dar, wie viele Einzelanforderungen die Stadt zum Prüfungszeitpunkt an-

teilig erfüllt hat (Erfüllungsgrad). Weiter innenliegende Werte bedeuten einen geringen Erfül-

lungsgrad, weiter außenliegende Werte einen hohen Erfüllungsgrad.  
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IT-Profil 2024 

 

Das IT Profil der Stadt Gelsenkirchen ist mäßig ausgeprägt. Es bietet über alle geprüften As-

pekte hinweg konkrete Ansätze, um es perspektivisch weiter zu stärken. Demgegenüber stehen 

unterdurchschnittliche IT-Kosten in Höhe von 4.649 Euro je Arbeitsplatz mit IT-Ausstattung, die 

mit den übrigen Ergebnissen korrespondieren (s. Kapitel 3.4.7). 

Nachfolgend erläutert die gpaNRW ihre detaillierten Erkenntnisse zu den oben aufgeführten As-

pekten und den IT-Kosten sowie etwaige Ansatzpunkte, um das IT-Profil zu optimieren. 

3.4.1 IT-Betriebsmodell und –Steuerung 

Als IT-Betriebsmodell bezeichnet die gpaNRW den organisatorischen und vertragsrechtlichen 

Rahmen, in dem die kreisfreien Städte IT-Leistungen für ihre Verwaltung bereitstellen. Die Wahl 

des IT-Betriebsmodells ist die wichtigste strategische Festlegung einer Stadt im Hinblick auf die 

IT. Damit entscheidet die Stadt darüber, wie flexibel sie auf Anforderungen und Entwicklungen 

reagieren kann, welche Qualität IT-Leistungen haben, inwieweit diese den eigenen Ansprüchen 

gerecht werden können und mithin wie hoch die IT-Kosten ausfallen.  

Die IT-Steuerung hat die Aufgabe, die Möglichkeiten des IT-Betriebsmodells bestmöglich aus-

zuschöpfen. Dabei muss sie auch strategische Vorgaben und technische Möglichkeiten berück-

sichtigen. 

 Feststellung 

Das IT-Betriebsmodell der Stadt Gelsenkirchen bietet grundsätzlich gute Rahmenbedingun-

gen für eine wirtschaftliche und bedarfsgerechte IT-Steuerung. Allerdings schöpft die Stadt 
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diese bislang nicht hinreichend aus. Optimierungsspielraum besteht bei der IT-Gesamtsteue-

rung und punktuell im IT-Controlling und dem Lizenzmanagement. 

Eine Stadt sollte ein IT-Betriebsmodell wählen, das geeignet ist, IT-Leistungen unter wirtschaftli-

chen Gesichtspunkten möglichst flexibel an den eigenen und zukünftigen Anforderungen und 

strategischen Zielen auszurichten.  

Um eine wirksame IT-Steuerung zu etablieren, sollte eine Stadt  

 ihren Beschäftigten durch verbindliche strategische Vorgaben zu Ausstattungs- und Ent-

wicklungszielen, Steuerungsstrukturen, Personalqualifizierung und Beschaffungen im IT-

Umfeld Orientierung geben, 

 Vorgaben zur Nutzung von IT-Ressourcen machen und   

 gewährleisten, dass steuerungsrelevante Informationen über Hard- und Softwareausstat-

tung, Kosten, IT-Projektstände sowie IT-Störungsfälle und IT-Sicherheitsrisiken zur Verfü-

gung stehen.  

Das nachstehende Balkendiagramm zeigt, wie viele Anforderungen die Stadt Gelsenkirchen in 

diesem Zusammenhang anteilig erfüllt und wie der Vergleich zu den übrigen kreisfreien Städten 

ausfällt. 

Erfüllungsgrad IT-Betriebsmodell und -Steuerung in Prozent 2024 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 23 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 

 

Im Streudiagramm sind nicht alle Einzelwerte ablesbar, da mehrere Werte deckungsgleich sind. 

Im Vergleich der kreisfreien Städte ordnet sich die Stadt Gelsenkirchen insgesamt gesehen 

noch unterhalb des ersten Viertelwertes ein. Mehr als 75 Prozent der Vergleichsstädte erzielen 

hier bessere Ergebnisse. 



  Stadt Gelsenkirchen    Informationstechnik    050.010.050_03379 

Seite 124 von 333 

Das IT-Betriebsmodell der Stadt Gelsenkirchen hat sich seit der letzten überörtlichen Prüfung 

der gpaNRW nicht wesentlich verändert. Bereits 2005 beschloss der Rat der Stadt Gelsenkir-

chen einstimmig die Übertragung des städtischen Budgets für IT auf die gkd-el (Gelsenkirche-

ner Kommunale Datenzentrale Emscher-Lippe). In diesem Übertragungsvertrag wurde festge-

legt, dass die gkd-el die Gesamttechnikplanung auf der Basis der sich nach der strategischen 

Grundausrichtung ergebenden Bedarfslagen für die technische Infrastruktur, die erforderlichen 

Programmprodukte und die Technikausstattung in den Fachdienststellen der Stadtverwaltung 

vornimmt. Diese von der gkd-el vorbereitete Technikplanung wurde mit zentralen IT-Koordinie-

rungsstellen der Stadt Gelsenkirchen (Stabstelle Vernetzte Stadt, Referat 10 - Personal und Or-

ganisation) abgestimmt und dem Verwaltungsvorstand zur Beratung und Beschlussfassung vor-

gelegt. Zwischenzeitlich ist die Stabstelle Vernetzte Stadt nicht mehr bei der Stadt angesiedelt, 

sondern als eigenständige Abteilung dem CDO der gkd-el unterstellt. Zuständigkeit und Vorge-

hensweise in Steuerungsfragen ist in der „Dienstanweisung IT-Verfahren und -Systeme” ein-

deutig definiert. Die Stadt setzt nach wie vor strategisch auf verteilte Aufgaben, Kompetenzen 

und Verantwortlichkeiten (das so genannte „verteilte Modell“). Die Dienststellen und Einrichtun-

gen der Stadt Gelsenkirchen beziehen ihre Informationstechnik bei der konzerneigenen eigen-

betriebsähnlichen Einrichtung gkd-el. 

Die Umsätze der gkd-el werden komplett innerhalb des Konzerns Stadt Gelsenkirchen gene-

riert. Die gkd-el agiert nicht auf dem freien Markt und ist nicht dazu angehalten, Gewinne zu er-

zielen, sondern mit gegebenen Ressourcen eine optimale IT-Versorgung der Stadtverwaltung 

sicherzustellen. Die Organisationseinheiten innerhalb des Konzerns Stadt Gelsenkirchen sind 

an die entsprechenden Leistungen ihrer, rechtlich unselbständigen aber wirtschaftlich und orga-

nisatorisch selbständigen, Einrichtung gebunden. Die bei der gkd-el für die IT-Bedarfe der 

Stadtverwaltung entstehenden Kosten sind zum weitaus überwiegenden Teil fixe Kosten, die 

relativ unabhängig vom Umfang der Einzelbedarfe entstehen. Die Fachbereiche selbst verfügen 

nicht über ein eigenes IT-Budget. Das schließt eine Steuerung über Leistungsabnahme und 

Preis aus. Die gkd-el verfolgt daher den Ansatz, über eine möglichst breite Nutzung der Leistun-

gen, die Wirtschaftlichkeit zu gewährleisten. 

Die Stadt Gelsenkirchen hat dahingehend Möglichkeiten der Einflussnahme, in dem die gkd-el 

den Verwaltungsvorstand in regelmäßigen Gesprächen einbezieht und sie strategisch wichtige 

Entscheidungen über Ratsbeschlüsse absichern lässt. Auch mittelbar ist über den Betriebsaus-

schuss eine Mitgestaltung der Stadt Gelsenkirchen möglich. Die Betriebssatzung regelt zudem 

den Grundauftrag der gkd-el und damit auch dessen Struktur und Ressourceneinsatz. Der Be-

triebsleitung der gkd-el obliegt demnach die laufende Betriebsführung mit Informationspflichten 

an bestimmte Entscheidungsträger der Stadtverwaltung sowie die zuständigen politischen Gre-

mien. 

Die Stadt Gelsenkirchen hat ein IT-Betriebsmodell gewählt, das grundsätzlich geeignet ist, die 

Erbringung von IT-Leistungen an den eigenen Anforderungen auszurichten. Dieses Modell stellt 

jedoch erhöhte Anforderungen an die zentrale IT-Steuerung durch die Stadt als Konzernmutter. 

Als Auftraggeberin obliegt es ihr, klare Vorgaben zu Inhalt, Umfang und Konditionen der zu er-

bringenden Leistungen zu definieren. Die operative Ausgestaltung der Leistungserbringung liegt 

hingegen in der Verantwortung des IT-Dienstleisters. In der Praxis übernimmt die gkd-el derzeit 

jedoch auch Aufgaben, die originär der Auftraggeberrolle zuzuordnen wären – etwa die Ent-

wicklung verwaltungsübergreifender strategischer Vorgaben zum stadtweiten Prozessmanage-

ment oder zur Digitalisierungsstrategie. 
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Diese Rollenverschiebung deutet darauf hin, dass die Stadt Gelsenkirchen die IT-Steuerung zu-

nehmend aus der Perspektive eines IT-Dienstleisters wahrnimmt, was zu einer Verschiebung 

der strategischen Verantwortung führen kann. Diese Konstellation muss nicht zwingend proble-

matisch sein, insbesondere da alle Umsätze konzernintern generiert werden und somit keine 

externen Marktbeziehungen bestehen. Dadurch ist das wirtschaftliche Risiko geringer als bei IT-

Einheiten, die auch Drittkunden betreuen. Gleichwohl verbleibt ein mögliches Steuerungsrisiko 

insbesondere für die Kernverwaltung, nicht jedoch für den Konzern insgesamt. 

Auffällig ist, dass die meisten Vergleichskommunen bei der strategischen Steuerung ihrer IT-

Infrastrukturen andere Wege wählen und die Verantwortung klarer in der Verwaltung selbst ver-

ankern. Mit der Überführung der „Stabsstelle Vernetzte Stadt“ sowie der Funktion des Chief Di-

gital Officer (CDO) aus der städtischen Organisationsstruktur in die Aufbauorganisation der gkd-

el besteht zudem die Gefahr, dass die Stadt Gelsenkirchen mittel- bis langfristig an Einfluss auf 

strategisch bedeutsame Entscheidungen im Bereich der Informationstechnologie innerhalb der 

Stadtverwaltung verliert. 

Ein strukturelles Risiko ergibt sich darüber hinaus daraus, dass operative Interessen des IT-Ei-

genbetriebs potenziell über die strategischen Zielsetzungen des Gesamtkonzerns gestellt wer-

den könnten. Dies kann zu Zielkonflikten führen, die eine konsequente und gesamtheitliche IT-

Steuerung durch die Stadt erschweren. 

Basis für die strategische Ausrichtung ist die „Strategie Vernetzte Stadt“ aus dem Jahr 2020. 

Hier werden nur grob Kernziele der IT-Steuerung skizziert; auch konkrete Ausstattungs- und 

Entwicklungsziele sind nicht klar ersichtlich. Im Haushaltsplan der Stadt Gelsenkirchen finden 

sich in der Produktgruppe der gkd-el konkretere kurz- und mittelfristige Ziele bis zum Planungs-

zeitraum 2028. Die Dienstanweisung „IT-Verfahren und –Systeme“ regelt die Zusammenarbeit 

der städtischen Organisationseinheiten mit der gkd-el im Bereich der IT. Sie gilt für die Planung, 

Einführung und den Einsatz von IT-Verfahren sowie für sonstige Maßnahmen der Informations-

technologie. Aspekte zu IT-Controlling sowie der Personalentwicklung und -qualifizierung im IT-

Bereich sind nicht geregelt. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte auf eine höhere Transparenz der Kalkulationsgrundlage ihres 

IT-Dienstleisters hinwirken. Zudem sollte sie die strategische Steuerung ihres IT-Betriebsmo-

dells durch eine stärkere inhaltliche und organisatorische Trennung zwischen Auftraggeber- 

und Auftragnehmerrolle weiter schärfen. Hierzu gehört insbesondere die klare Abgrenzung 

strategischer Aufgaben sowie die Weiterentwicklung der übergeordneten IT-Strategie mit 

messbaren Zielgrößen. Ergänzend sollte die Stadt Aspekte des IT-Controllings, der Perso-

nalentwicklung und der -qualifizierung systematisch in die Steuerungsinstrumente integrie-

ren. Außerdem sollte sie ihre Ausstattungsziele explizit benennen, mit Zeitzielen hinterlegen 

und einen Prozess zur Fortschreibung der IT-Strategie implementieren. 

Über die Thematik der Dienstleistersteuerung hinaus sind dezentrale Stellenanteile mit IT-Tätig-

keiten innerhalb der Stadt Gelsenkirchen an zentraler Stelle weiterhin noch nicht vollständig be-

kannt. Damit besteht zumindest für einen Teil der IT-Gesamtkosten der Stadt Gelsenkirchen 

noch keine vollständige Transparenz. Die zentralen IT-Kosten für Personal, Sachaufwendungen 

und die IT-Ausstattung können zwar vollständig, jedoch nur mit einem höheren Rechercheauf-

wand, ausgewertet werden. Kennzahlen für ein IT-Controlling wurden bislang nicht konkret defi-
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niert. Es findet jedoch regelmäßig ein nicht formalisiertes Berichtscontrolling an den Verwal-

tungsvorstand statt. Ein standardisierter Prozess, in dem Kundenanforderungen mit den strate-

gischen Zielen abgeglichen werden, hat die Stadt Gelsenkirchen bislang nicht etabliert. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Möglichkeit verbessern, Informationen über dezentrale IT-

Personalressourcen für Steuerungszwecke zentral verfügbar zu machen. Sie sollte außer-

dem IT-Kennzahlen definieren und implementieren, um ihr IT-Controlling auszubauen. 

Das Störungsmanagement ist bei der Stadt Gelsenkirchen sehr gut ausgestaltet. Die gkd-el do-

kumentiert die Störfälle über ein Ticketsystem und wertet diese systematisch aus. Über festge-

legte Bearbeitungs- und Reaktionszeiten ist die Qualität der Servicedienstleistungen abgesi-

chert. Auch die Nutzungsvorgaben über Einsatz und Verwendung von Hardware, Software und 

Netzwerkressourcen in der Stadtverwaltung sind sehr gut geregelt und zeigen keine Hinweise 

auf Verbesserungsmöglichkeiten. 

Der Teilaspekt Lizenzmanagement weist einen erkennbaren Optimierungsspielraum auf. Eine 

für das Lizenzmanagement zur Verfügung stehende Stelle ist zentral verortet. Informationen 

und Vertragsunterlagen zu den verwaltungsweit bezogenen und eingesetzten Lizenzen können 

mit verhältnismäßigem Aufwand mit Hilfe eines Fachverfahrens ausgewertet werden. Jedoch 

findet nur teilweise ein systematischer Abgleich der gekauften Lizenzen und den tatsächlichen 

Installationen statt. Eine Systematik, die sicherstellt, dass Informationen über nicht mehr benö-

tigte oder ungenutzte Lizenzen dem Lizenzmanagement zugehen, ist noch nicht implementiert. 

Die derzeitige Praxis bietet bislang nur begrenzten Schutz vor wirtschaftlichen oder rechtlichen 

Risiken durch Über- bzw. Unterlizenzierung. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte ein systematisches Lizenzmanagement einführen, um wirt-

schaftliche Risiken beim Einsatz von Lizenzprodukten weiter zu reduzieren. Dies bedingt, 

dass die Stadt Gelsenkirchen regelmäßig prüft, ob Lizenzen genutzt werden und über- oder 

unterlizenziert sind. 

3.4.2 Digitalisierung 

Digitalisierung bedeutet die Neugestaltung der Verwaltung durch veränderte technische Mög-

lichkeiten. Sie bietet das Potenzial, Ressourcen effizienter und zielgerichteter einzusetzen.  

Um dieses Potenzial voll ausschöpfen zu können, müssen die Städte über das rechtlich ver-

pflichtende Onlineangebot ihrer Leistungen hinaus auch verwaltungsintern auf eine möglichst 

medienbruchfreie Bearbeitung hinwirken. 

Effizientes Verwaltungshandeln ist vor dem Hintergrund des demografischen Wandels essenti-

ell, um die Handlungsfähigkeit der Verwaltung auch perspektivisch zu sichern. Risiken für die 

Handlungsfähigkeit ergeben sich vor allem aus einer Personalstruktur, in der ältere Beschäftigte 

überwiegen (alterszentrierte Personalstruktur). Hier droht ein Verlust von Personal durch starke 

Verrentungs- und Pensionierungswellen. Es gehen nicht nur Fachwissen und Fähigkeiten für 

die Verwaltung verloren, vielmehr muss das verbleibende Personal die mehr und komplexer 

werdenden Aufgaben auffangen. 
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Die Digitalisierung kann die Probleme zwar nicht allein lösen, bietet aber die notwendige Grund-

lage, diesen zu begegnen. Je alterszentrierter eine Personalstruktur ist, desto stärker sollten die 

Möglichkeiten der Digitalisierung in den Fokus der Entscheidungsträger rücken. Dies gilt umso 

mehr, wenn klassische Personalmaßnahmen ihre Wirkung verfehlen oder aus finanziellen 

Gründen nicht ausgeschöpft werden können 

Um die Ausgangslage der Stadt Gelsenkirchen darzustellen, bilden wir nachstehend ihre Al-

tersstruktur im interkommunalen Vergleich sowie im Vergleich zu einer optimalen, balancierten 

Altersstruktur21 ab. 

Altersgruppenverteilung in der Kernverwaltung in Prozent 2024 

  

 Die Stadtverwaltung Gelsenkirchen weist trotz einer geringfügig positiven Verschiebung ge-

genüber dem Median eine klar alterszentrierte Altersgruppenverteilung auf. 

Der relative Anteil der Beschäftigten im Alter von 45 bis 45 Jahren ist zwar etwas kleiner und 

die Gruppe der 25- bis 34jährigen geringfügig größer als in der Mehrheit der kreisfreien Städte. 

Dennoch ist die Alterszentrierung in der Verwaltung deutlich sichtbar. Wie fast alle NRW-Kom-

munen wird daher auch Gelsenkirchen innerhalb der nächsten zehn bis zwölf Jahre damit kon-

frontiert, einen erheblichen Teil der Belegschaft zu verlieren, ohne dass jüngere Personaljahr-

gänge dies ausreichend kompensieren können. Dies macht deutlich, wie notwendig es ist, die 

digitale Transformation der Verwaltung mit hoher Priorität voranzutreiben. 

Inwiefern die Stadt die Rahmenbedingungen für eine erfolgreiche Digitalisierung gesetzt hat 

und wie weit sie bei der Digitalisierung fortgeschritten ist, stellt die gpaNRW im Folgenden dar. 

 

21 Hartmut Buck, Bernd Dworschak und Alexander Schletz: Analyse der betrieblichen Altersstruktur, Fraunhofer IAO (Hrsg.), 2005 
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3.4.2.1 Rahmenbedingungen der Digitalisierung 

Bei der digitalen Transformation ihrer Verwaltung muss eine Stadt einerseits gewährleisten, 

dass der Transformationsprozess selbst effizient gestaltet ist. Zudem darf die Digitalisierung der 

Effizienz, Rechtssicherheit und Akzeptanz von Verwaltungsleistungen nicht entgegenstehen.  

Dies erfordert einen gut organisierten Rahmen, in dem sich die Stadt mit grundsätzlichen Fra-

gestellungen, wie der Entlastung der vorhandenen personellen Ressourcen durch Automatisie-

rung und Einsatz künstlicher Intelligenz (KI), dem Umgang mit eingehender Papierpost sowie 

dem Ersatz von händischen Unterschriften, Siegeln, Stempeln etc. auseinandersetzt. 

Das nachstehende Balkendiagramm zeigt, wie viele Anforderungen die Stadt Gelsenkirchen in 

diesem Zusammenhang anteilig erfüllt und wie es im Vergleich dazu bei den übrigen kreisfreien 

Städten aussieht. 

Erfüllungsgrad zu den Rahmenbedingungen der Digitalisierung in Prozent 2024 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 23 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 

 

Die Stadt Gelsenkirchen ordnet sich im unteren Bereich des ersten Viertels aller geprüften 

kreisfreien Städte in NRW ein. In den einzelnen Prüfaspekten stellen sich die Ergebnisse für die 

Stadt Gelsenkirchen im interkommunalen Vergleich wie folgt dar: 
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Teilerfüllungsgrade zu den Rahmenbedingungen der Digitalisierung in Prozent 2024 

 

Nachfolgend erläutert die gpaNRW ihre detaillierten Erkenntnisse zu den oben aufgeführten As-

pekten sowie etwaige Ansatzpunkte, die Rahmenbedingungen für die Digitalisierung zu optimie-

ren. 

3.4.2.1.1 Strategie und Organisation 

Die Digitalisierung ist eine interdisziplinäre Aufgabe. Sie kann nur erfolgreich sein, wenn alle 

Beteiligten auf einen orientierungsgebenden Rahmen zurückgreifen können. 

 Feststellung 

Die Stadt Gelsenkirchen verfolgt derzeit einen pragmatischen, projektbezogenen Ansatz zur 

digitalen Transformation der Verwaltung. Allerdings besteht ohne einen verbindlichen strate-

gischen Orientierungsrahmen das Risiko, dass Digitalisierungsprojekte unsystematisch prio-

risiert, Ressourcen ineffizient eingesetzt und zentrale Zeit- und Entwicklungsziele verfehlt 

werden. 

Eine Stadt sollte eine verbindliche und allen Beteiligten bekannte Strategie zur digitalen Trans-

formation haben und diese kontinuierlich fortschreiben. 

Eine Stadt sollte dazu ein Projektmanagement implementieren, das eine zielgerichtete digitale 

Transformation unterstützt. 

Gegenüber der letzten überörtlichen Prüfung hat sich die Steuerungsstruktur bei der Stadt Gel-

senkirchen verändert. Die Stabstelle „Vernetzte Stadt“ und die Funktion des Chief Digital 

Officer (CDO) wurden vom Verantwortungsbereich der Stadt Gelsenkirchen in die Aufbauorga-

nisationsstruktur des IT-Dienstleisters gkd-el überführt. Zwar handelt es sich bei der gkd-el um 

eine eigenbetriebsähnliche Einrichtung ohne eigene Rechtspersönlichkeit, die somit weiterhin 

den fachlichen und organisatorischen Weisungen der Verwaltungsführung unterliegt. Dennoch 

liegt die Verantwortung für wesentliche strategische Digitalisierungsaufgaben nun nicht mehr 

innerhalb der klassischen Verwaltungsstruktur. 
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Dies führt in der Praxis zu einer veränderten Steuerungsdynamik: Die operative Ausgestaltung 

erfolgt stärker unter betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten und mit einem höheren Maß an 

Entscheidungsspielraum. Damit besteht das Risiko, dass strategische Leitentscheidungen der 

Stadt Gelsenkirchen nicht mehr in gleicher Tiefe durch eigene Organisationseinheiten vorberei-

tet und gesteuert werden, sondern maßgeblich durch eine Einrichtung geprägt werden, die pri-

mär operativ agiert. Insbesondere bei übergreifenden Themen – wie etwa dem stadtweiten Pro-

zessmanagement oder der Digitalisierungsstrategie – kann dies zu einer Verwässerung der kla-

ren Trennung zwischen Steuerung (Verwaltung) und Umsetzung (Dienstleister) führen. 

Mit der integrierten Digitalstrategie „Vernetzte Stadt“ aus dem Jahr 2020 hat die Stadt Gelsen-

kirchen eine erste strategische Grundlage für die digitale Transformation geschaffen. Die Stra-

tegie skizziert eine Vision einer intelligenten und nachhaltigen Stadt und benennt zentrale 

Handlungsfelder. Auch wenn strategische Ziele und Umsetzungsmaßnahmen definiert wurden, 

fehlen bislang konkrete Kriterien zur Projektpriorisierung sowie ein systematisch verankertes 

Projektcontrolling. 

Positiv hervorzuheben ist, dass die Stadt Gelsenkirchen derzeit daran arbeitet, die bisherige 

Strategie für die digitale Verwaltung aus der integrierten Gesamtstrategie herauszulösen und 

als eigenständige Digitalstrategie fortzuschreiben. Damit wird eine zentrale Voraussetzung für 

eine konsistente Steuerung der digitalen Transformation geschaffen. 

Die operative Umsetzung erfolgt bislang bedarfsorientiert, beispielsweise im Rahmen des On-

linezugangsgesetzes (OZG). Dabei werden rechtliche Vorgaben, Wirtschaftlichkeit und Rele-

vanz für die Gesamtverwaltung als Entscheidungskriterien herangezogen.  

Die Einbindung der Beschäftigten in den Digitalisierungsprozess ist über das Intranet und die 

„IT-Koordinatorenkonferenz“, die für die Unterstützung der operativen Umsetzung der Strategie 

eingesetzt wurde, abgesichert. Die neu eingeführte Funktion der „IT-Koordinatoren“ unterstützt 

die Referate bei der Einführung der Digitalisierung.  

Annähernd drei Viertel aller kreisfreien Städte definieren in dieser Hinsicht präzisere Vorgaben. 

Diese Vorgaben dienen dazu, die erforderlichen Ressourcen identifizieren zu können und diese 

nach festgelegter Priorität auf mittel- und langfristige Ziele auszurichten. Ohne ein solches Steu-

erungsinstrument besteht das Risiko ineffizienter Projektabläufe sowie einer zeitlichen Verzöge-

rung der Digitalisierungsprozesse – insbesondere vor dem Hintergrund des demografisch be-

dingten Personalabbaus. (s. Kapitel 3.4.2). 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die geplante Fortschreibung ihrer Digitalisierungsstrategie mit 

hoher Priorität abschließen. Dabei sollten verbindliche Kriterien zur Projektpriorisierung so-

wie konkrete Zeitrahmen für die Umsetzung strategischer Ziele definiert werden. 

Das Projektmanagement ist bislang nicht formalisiert. Die einzelnen Maßnahmen der Strategie 

werden in einem Tabellenkalkulationsprogramm dokumentiert. Eine Marktrecherche zur Einfüh-

rung einer Projektmanagementsoftware ist eingeleitet. Ein konsolidierter Überblick über lau-

fende und geplante Digitalisierungsprojekte mit zeitlichen Zielgrößen liegt aktuell jedoch nicht 

vor. Zudem fehlen verbindliche Vorgaben zu Projektphasen, -methoden, -aufträgen und zur Do-

kumentation. Das Vorgehen ist vorwiegend agil und einzelfallbezogen organisiert. 
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Ein methodisch fundiertes Projektmanagement – basierend auf klassischen oder agilen Stan-

dards – kann wesentlich zur erfolgreichen Umsetzung beitragen. Es schafft Transparenz, för-

dert eine strukturierte Zusammenarbeit und ermöglicht eine frühzeitige Identifikation von Risiken 

und Steuerungsbedarfen. 

 Empfehlung 

Zur Stärkung der operativen Steuerung sollte die Stadt Gelsenkirchen ein standardisiertes 

Projektmanagement einführen. Hierzu zählen verbindliche Regelungen zu Projektphasen, 

Managementmethoden, Dokumentationspflichten und einem systematischen Projektcontrol-

ling. Dies schafft Transparenz, erleichtert die Nachverfolgbarkeit und erhöht die Effizienz bei 

der Umsetzung der Digitalisierungsprojekte. 

3.4.2.1.2 Ersetzendes Scannen 

Damit eine „Digitale Verwaltung“ funktionieren kann, muss eine Stadt ihre Dokumente und Da-

ten digitalisieren. Dennoch wird es sich nicht vermeiden lassen, dass auch weiterhin noch Pa-

pierdokumente eingehen. Daher ist das ersetzende Scannen ein elementarer Baustein einer er-

folgreichen Verwaltungsdigitalisierung. 

 Feststellung 

Im Hinblick auf das ersetzende Scannen hat die Stadt Gelsenkirchen gute organisatorische 

und technische Rahmenbedingungen geschaffen. Optimierungspotenzial besteht jedoch im 

Hinblick auf die Durchführung einer Schutzbedarfsanalyse. 

Eine Stadt sollte eingehende Papierdokumente, bei denen es rechtlich möglich und wirtschaft-

lich angemessen ist, ersetzend scannen. Dabei sollte sie die Vorgaben der Technischen Richtli-

nie RESISCAN 03138 (TR Resiscan) des Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstech-

nik (BSI) einhalten. Hierzu sollte eine Stadt festgelegen, welche Dokumente sie ersetzend scan-

nen möchte, eine Verfahrensdokumentation verfassen, die erforderliche Strukturanalyse und 

eine umfassende Schutzbedarfsanalyse durchführen und die Ergebnisse dokumentieren.  

Aktuell sind die Scanleistungen in der Stadt Gelsenkirchen an einen externen Dienstleister 

vergeben. Eine zentrale städtische Scanstelle ist für das Jahr 2025 geplant. Die Stadt verfügt 

derzeit daher weder über eine eigene Verfahrensdokumentation noch über eine Strukturana-

lyse. Die Einhaltung der Vorgaben der TR RESISCAN ist jedoch vertraglich mit dem Dienstleis-

ter geregelt. 

Eine Schutzbedarfsanalyse wurde bislang nicht durchgeführt. Die Stadt hat dem Dienstleister 

keine konkreten Anforderungen hinsichtlich des Umgangs mit unterschiedlich schutzbedürftigen 

Informationen vorgegeben. Eine solche Analyse ist jedoch erforderlich, um Datenschutzverlet-

zungen sowie sicherheitsrelevante Risiken zu vermeiden und den rechtssicheren Betrieb des 

Scanprozesses sicherzustellen. Insbesondere bei Dokumenten mit hohem Schutzbedarf muss 

gewährleistet sein, dass diese unverändert digitalisiert, sicher verarbeitet und dauerhaft verfüg-

bar sind. 

Zum jetzigen Zeitpunkt erfüllt die Stadt Gelsenkirchen daher noch nicht alle Voraussetzungen 

für ein rechtssicheres ersetzendes Scannen.  
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 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte unter Beteiligung der zuständigen Fachdienststellen eine 

strukturierte Schutzbedarfsanalyse für das ersetzende Scannen durchführen und dokumen-

tieren, um das Risiko eines Verlusts von beweisrelevanten Daten zu verringern. 

3.4.2.1.3 Elektronische Signatur 

Die elektronische Signatur ersetzt eine manuelle Unterschrift in Verwaltungsverfahren. Nur, 

wenn ein handschriftliches Unterschriftserfordernis entfällt, kann ein Prozess durchgängig digi-

talisiert ablaufen. 

 Feststellung 

Die Stadt Gelsenkirchen setzt die qualifizierte elektronische Signaturen (qeS) bislang nur in 

Teilbereichen ein. Ein zentraler Überblick darüber, in welchen Verwaltungsverfahren eine 

qualifizierte elektronische Signatur rechtlich möglich und tatsächlich erforderlich ist, liegt der-

zeit nicht vor. Dadurch bleibt ungenutztes Potenzial für die vollständige Digitalisierung von 

Prozessen bestehen. 

Eine Stadt sollte handschriftliche Unterschriftserfordernisse, soweit rechtlich möglich, durch 

qualifizierte elektronische Signaturen ersetzen. Hierzu sollte sie mit einem zertifizierten Vertrau-

ensdiensteanbieter zusammenarbeiten. Die technische Lösung sollte in die Fachverfahren inte-

griert oder per Schnittstelle angebunden sein. 

Die Stadt Gelsenkirchen arbeitet mit mehreren zertifizierten Vertrauensdiensteanbietern zu-

sammen und nutzt dazu Signaturkarten. Die Entscheidung über die Auswahl eines Dienstes ob-

liegt den Fachbereichen. Die eingesetzten Lösungen werden bislang nur teilweise in beste-

hende Fachverfahren, insbesondere jedoch in ausgewählten Bereichen wie dem Standesamt 

und dem Umweltamt, integriert. Eine systematische und flächendeckende Integration liegt noch 

nicht vor. 

Die Integration der Signaturlösungen in das Dokumentenmanagementsystem (DMS) der Stadt 

Gelsenkirchen wurde bisher nicht umgesetzt. Dies führt dazu, dass medienbruchfreie digitale 

Aktenprozesse erschwert werden und Verwaltungsmitarbeitende auf parallele Abläufe zurück-

greifen müssen (siehe hierzu auch Kapitel 3.4.2.2 „Digitalisierungsniveau“). 

Die aktuell dezentrale Herangehensweise und fehlende strategische Steuerung verhindern eine 

einheitliche und effiziente Nutzung qualifizierter elektronischer Signaturen im Sinne einer medi-

enbruchfreien Digitalisierung. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte einen zentralen Überblick über alle Verwaltungsverfahren er-

stellen, in denen rechtlich auf eine handschriftliche Unterschrift verzichtet werden kann. Auf 

dieser Grundlage sollte sie eine Strategie zur systematischen Nutzung qualifizierter elektro-

nischer Signaturen entwickeln. Hierbei sind sowohl die Integration in Fachverfahren als auch 

in das DMS konsequent umzusetzen. Darüber hinaus sollte die Stadt prüfen, ob eine einheit-

liche Lösung mit einem zentral ausgewählten Vertrauensdiensteanbieter die Wirtschaftlich-

keit und Effizienz steigern kann. 



  Stadt Gelsenkirchen    Informationstechnik    050.010.050_03379 

Seite 133 von 333 

3.4.2.1.4 Künstliche Intelligenz  

Bei der Digitalisierung und mithin bei der Automatisierung von Prozessen spielt zunehmend 

auch KI eine große Rolle. Sie bietet weitergehende Möglichkeiten, um Prozesse zu optimieren. 

Mit dem Begriff Künstliche Intelligenz werden Technologien beschrieben, die kognitive Kompe-

tenzen imitieren, zu denen bisher nur Menschen fähig waren. Dazu zählen zum Beispiel strate-

gisches Denken oder sprachliche Fähigkeiten. Dadurch können Personalressourcen in Teilen 

ersetzt oder zumindest reduziert werden. 

 Feststellung 

Die Stadt Gelsenkirchen setzt bereits mehrere Pilotprojekte zur Anwendung von Künstlicher 

Intelligenz um. Sie hat allerdings bisher noch keine normativen Grundlagen geschaffen, um 

den Einsatz von KI zu fördern und unter Risikoaspekten zu regeln.  

Eine Stadt sollte sich mit potenziellen Anwendungsfällen von KI unter Abwägung von Chancen 

und Risiken im Hinblick auf ethische Aspekte, IT-Sicherheit und Datenschutz auseinanderset-

zen. Daraus sollten Vorgaben für die Einführung, Nutzung und Qualitätssicherung von KI-Kom-

ponenten sowie definierte Einsatzgrenzen resultieren.   

Die Stadt Gelsenkirchen beschäftigt sich aktuell in mehreren Pilotprojekten mit dem Einsatz 

von KI-Anwendungen. Konkrete Anwendungsbeispiele bestehen u. a. in den Bereichen Smart 

City, Abfallmanagement und Ordnungswesen. Weitere Einsatzfelder befinden sich in der Vorbe-

reitung, z. B. zur Unterstützung in telefonischen Bürgeranfragen durch Chatbots. Eine übergrei-

fende KI-Strategie oder ein zentrales Steuerungsmodell für den KI-Einsatz existiert derzeit je-

doch nicht. Potenzielle Einsatzfelder wurden bislang nicht systematisch identifiziert. 

Verwaltungsweite Regelungen zum ethischen, rechtssicheren und datenschutzkonformen Ein-

satz von KI-Technologien wurden bisher nicht verbindlich definiert. Ebenso wurden keine for-

mellen Regelungen zur Einführung, Qualitätssicherung oder zur Festlegung von Einsatzgrenzen 

getroffen. Die Risikoabwägung erfolgt bislang nur teilweise und nicht systematisch; eine aktive 

Einbindung des Datenschutzbeauftragten findet statt, jedoch fehlen strukturierte Prüfprozesse 

für die Bewertung datenschutzrelevanter Risiken. 

In der Praxis wird der KI-Einsatz gegenwärtig dezentral im Rahmen einzelner Projekte umge-

setzt. Eine zentrale organisatorische Zuständigkeit oder Koordination ist derzeit nicht vorgese-

hen. Schulungen und Informationsangebote für Verwaltungsmitarbeitende wurden bislang ver-

einzelt über Veranstaltungsformate wie „Lunch & Learn“ und den KI-Kongress im Wissen-

schaftspark angeboten. Allerdings fehlt ein strukturiertes Fortbildungsangebot für die interne 

Qualifizierung. Nutzerinnen und Nutzern der eingesetzten KI-Anwendungen werden bisher we-

der Informationen zur Verwendung der KI noch zur Datenverarbeitung und -speicherung bereit-

gestellt. 

Die Stadt Gelsenkirchen nutzt KI-Technologie punktuell und innovationsorientiert, allerdings 

ohne strategische oder organisatorische Rahmensetzung. Damit verbleiben wesentliche Risiken 

hinsichtlich Transparenz, Rechtskonformität und Governance. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte eine verwaltungsweite KI-Strategie entwickeln, welche die 

zentralen Zielstellungen, Einsatzgrenzen, Qualitätsanforderungen sowie Risikoabwägungen 

im Hinblick auf Datenschutz und IT-Sicherheit festlegt. Darüber hinaus sollte die Stadt einen 
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strukturierten Regelungsrahmen für die Einführung und Nutzung von KI-Anwendungen 

schaffen, der insbesondere ethische Leitlinien, standardisierte Prozesse und Zuständigkei-

ten definiert. Ergänzend ist ein Schulungs- und Informationskonzept für Mitarbeitende sowie 

für Bürgerinnen und Bürger zu erarbeiten, um Akzeptanz und Transparenz sicherzustellen. 

3.4.2.2 Digitalisierungsniveau 

Um das Digitalisierungsniveau zu bestimmen, hat die gpaNRW exemplarisch fünf Verwaltungs-

leistungen ausgewählt und auf der Basis einer Selbstauskunft der Kommune unter einheitlichen 

Prüfkriterien betrachtet. Die Prüfkriterien zielen darauf ab, Medienbrüche im gesamten Prozess 

vom auslösenden Ereignis (z. B. Antrag) bis hin zum Ergebnis (z. B. Bescheid) zu identifizieren. 

Ergänzend betrachten wir, inwieweit die gesamte Verwaltung bereits auf elektronische Akten 

als Grundlage für digitales Verwaltungshandeln zurückgreifen kann. 

 Feststellung 

Das Digitalisierungsniveau der Stadt Gelsenkirchen ist bislang unterdurchschnittlich ausge-

prägt. Wenngleich die Stadt die digitale Transformation ihrer Verwaltung aktiv vorantreibt, ist 

der weitere Fortschritt nicht hinreichend konkret geplant. 

Eine Stadt sollte bereits Fortschritte bei der Einführung der elektronischen Aktenführung in der 

gesamten Verwaltung vorweisen können. Auf dieser Grundlage sollte sie bei Verwaltungsleis-

tungen, über das Online-Angebot hinaus, auch eine möglichst medienbruchfreie Bearbeitung 

gewährleisten. 

Das nachstehende Balkendiagramm zeigt, welches Niveau die Stadt Gelsenkirchen in diesem 

Zusammenhang erreicht und wie sich die übrigen kreisfreien Städte positionieren. 

Digitalisierungsniveau in Prozent 2024 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 23 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 
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Insgesamt erreicht die Stadt Gelsenkirchen einen unterdurchschnittlichen Umsetzungstand in 

der digitalen Transformation ihrer Verwaltung. In den einzelnen Bereichen stellen sich die Er-

gebnisse für die Stadt Gelsenkirchen im interkommunalen Vergleich wie folgt dar: 

Digitalisierungsniveau im Detail in Prozent 2024 

 

Dass die geprüften Prozesse in der Stadt Gelsenkirchen bislang nicht durchgängig digital abge-

wickelt werden können, ist im Wesentlichen auf bestehende Bearbeitungsabläufe sowie feh-

lende organisatorische und technische Rahmenbedingungen zurückzuführen. Besonders auffäl-

lig ist, dass eine elektronische Aktenführung derzeit nur in etwa 25 Prozent der Verwaltungsbe-

reiche möglich ist – deutlich weniger als in vergleichbaren kreisfreien Städten, in denen bereits 

Quoten zwischen 40 und 60 Prozent erreicht werden. 

Der Schwerpunkt lag bislang auf der Einführung elektronischer Fachakten. Die Einführung der 

Basis-Verwaltungsakte soll in einem nächsten Schritt folgen. Der vergleichsweise niedrige Um-

setzungsstand wird seitens der Stadt damit begründet, dass erst kürzlich ein Anbieterwechsel 

der bislang eingesetzten Software vorgenommen wurde. Das Projekt ist langfristig bis 2030 an-

gelegt. 

Im Unterschied zu etwa zwei Dritteln der Vergleichsstädte fehlt bislang jedoch ein detaillierter 

Projektplan für die flächendeckende Einführung der E-Akte, der verbindliche Meilensteine und 

Zeithorizonte definiert. Dies stellt eine zentrale Voraussetzung dar, um die digitale Transforma-

tion der Verwaltung gezielt und effizient weiterzuentwickeln. 
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 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte einen verbindlichen Projektplan aufstellen, um die verwal-

tungsweite Einführung des DMS sowie der elektronischen Aktenführung zu forcieren und mit 

Priorität umzusetzen. 

3.4.3 Prozessmanagement 

Digitales Arbeiten bedeutet nicht, dass Verwaltungsleistungen automatisch effizienter erbracht 

werden. Die Voraussetzung dafür ist, dass funktions- und organisationsübergreifende Arbeits-

abläufe (Prozesse) effizient gestaltet und die resultierenden Anforderungen an die IT beschrie-

ben werden. Verwaltungen müssen daher kritisch hinterfragen, welche Arbeitsschritte wann er-

forderlich sind und wo sie technisch unterstützt werden können.  

Die gpaNRW prüft anhand ausgewählter Kriterien, inwiefern die Städte dazu auf ein systemati-

sches Prozessmanagement zurückgreifen können.  

 Feststellung 

Das Prozessmanagement der Stadt Gelsenkirchen befindet sich weiterhin im Aufbau. Es 

fehlt die strategische Grundlage, um eine verwaltungsweit notwendige Prozessmanagement-

kultur ausbilden und eine systematische Vorgehensweise gewährleisten zu können. 

Eine Stadt sollte verbindlich beschreiben, welche Ziele sie mit der Betrachtung und Optimierung 

von Verwaltungsprozessen verfolgt. Dabei sollte sie auch festlegen, welchen Prozessen sie Pri-

orität einräumt und in welcher Art und Weise sie ihr Prozessmanagement gestalten möchte. 

Eine Stadt sollte durch operative Vorgaben und Maßnahmen gewährleisten, dass Prozesse ver-

waltungsweit einheitlich erhoben, analysiert und dokumentiert werden. Die Prozessdokumenta-

tion sollte sich an der Vorgabe des Landes NRW (BPMN 2.0)22 orientieren. 

Eine Stadt sollte ihre Prozessmodelle nutzen, um Anforderungen für IT-Systeme oder IT-Kom-

ponenten zu beschreiben, die Wirtschaftlichkeit von IT-Einsatz zu beurteilen und Potenziale von 

Prozessoptimierungen auszuweisen. 

Das nachstehende Balkendiagramm zeigt, wie viele Anforderungen die Stadt Gelsenkirchen in 

diesem Zusammenhang anteilig erfüllt und wie sich die übrigen kreisfreien Städte positionieren. 

 

22 BPMN 2.0 (Business Process Model and Notation 2.0) ist der aktuelle Standard zur Geschäftsprozessmodellierung. Sie erlaubt, Pro-
zesse grafisch abzubilden und für die gesamte Organisation transparent darzustellen. 

³Das Streudiagramm zeigt nicht alle 23 Einzelpositionen an, weil einige Werte jeweils von zwei oder mehr Städten erreicht werden. 
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Erfüllungsgrad Prozessmanagement in Prozent 2024 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 23 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen³: 

 

Teilerfüllungsgrade Prozessmanagement in Prozent 2024 

 

In der Stadt Gelsenkirchen ist das Prozessmanagement derzeit noch nicht in seiner Funktion 

als übergreifendes Steuerungsinstrument etabliert. Demgegenüber ist die operative Ausgestal-

tung – ähnlich wie in vielen anderen kreisfreien Städten – bereits vergleichsweise weit fortge-

schritten. Wie bereits im Rahmen der letzten Prüfung festgestellt, fehlt es aktuell jedoch an ei-

nem strategischen Rahmen, der Orientierung bietet und Verbindlichkeit schafft. 

Strategische Zielsetzungen, klar definierte Zuständigkeiten für die unterschiedlichen Aufgaben-

bereiche sowie verbindliche Kriterien zur Priorisierung von Prozessaufnahmen und -analysen 

sind bislang nicht oder nur in Ansätzen vorhanden. Ebenso lässt sich aus der bestehenden Di-

gitalstrategie „Vernetzte Stadt“ kein konkreter Turnus für Prozessevaluationen ableiten. Eine 

strategische Vorgabe, nach der jeder Digitalisierungsmaßnahme grundsätzlich eine Pro-

zessanalyse vorauszugehen hat, hat die Stadt Gelsenkirchen bislang ebenfalls nicht formuliert. 
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Ziel eines solchen strategischen Rahmens sollte es sein, die Relevanz eines methodisch fun-

dierten und dauerhaft verankerten Prozessmanagements innerhalb der Stadtverwaltung ver-

bindlich zu etablieren. Dies ist auch vor dem Hintergrund wichtig, dass mit der Einführung und 

Pflege eines professionellen Prozessmanagements ein zum Teil erheblicher zeitlicher und per-

soneller Aufwand verbunden ist. 

Aktuell erfolgt die Steuerung des Prozessmanagements, ebenso wie Dokumentation und Ana-

lyse, dezentral innerhalb der Fachbereiche. Bei Bedarf werden diese durch die Organisations-

beratung der Stadt bzw. durch die Abteilung „Digitale Transformation“ der gkd-el zentral unter-

stützt. Die Vorgehensweise orientiert sich dabei zumeist an projektbezogenen oder extern an-

gestoßenen Anlässen – etwa durch die Umsetzung von OZG-Vorgaben – und folgt keiner über-

geordneten, systematischen Planung. 

Es fehlt derzeit an einer strategischen Entscheidung darüber, welche Prozesse mit welcher Pri-

orität und in welchem Zeitraum weiterentwickelt oder optimiert werden sollen. Hieraus ließen 

sich auch die notwendigen personellen und organisatorischen Ressourcen ableiten, um das 

Prozessmanagement nachhaltig zu stärken. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte dem weiteren Aufbau eines systematischen Prozessmanage-

ments eine hohe Priorität einräumen. Zu diesem Zweck sollte sie eine verbindliche Strategie 

beschließen, die insbesondere die Digitalisierung in den Fokus rückt und klare Kriterien für 

die Priorisierung und Bearbeitung von Prozessen definiert. 

Die Stadt Gelsenkirchen hat hinsichtlich der operativen Ausgestaltung ihres Prozessmanage-

ments bereits wesentliche Grundlagen geschaffen und an mehreren Stellen konkrete Regelun-

gen implementiert. So sind die Aufgaben des zentralen Prozessmanagements verbindlich in 

den jeweiligen Stellenbeschreibungen verankert. Die organisatorischen Zuständigkeiten sind 

nachvollziehbar aufgeteilt: Die Abteilung Vernetzte Stadt des IT-Dienstleisters gkd-el übernimmt 

eine unterstützende, beratende Rolle und verantwortet die digitale Transformation. Das Referat 

10 – Personal und Organisation führt Prozessanalysen im Rahmen von Organisationsuntersu-

chungen durch. Die erstmalige Prozessaufnahme und die laufende Dokumentation erfolgen in 

Eigenverantwortung dezentral durch die jeweiligen Fachbereiche. Zentral steht bei Bedarf die 

Organisationsberatung der Stadt sowie das Team der digitalen Transformation der gkd-el unter-

stützend zur Verfügung. 

Für das zentrale Prozessmanagement ist jeweils ein Vollzeitäquivalent im Referat 10 der Stadt 

sowie bei der gkd-el vorhanden. Ergänzend bestehen anteilige personelle Ressourcen in den 

dezentralen Organisationseinheiten, deren Umfang die Stadt jedoch nicht näher beziffern kann. 

Als positiv hervorzuheben ist, dass derzeit ein Handbuch zum operativen Prozessmanagement 

in Erarbeitung ist, das perspektivisch zu einer stärkeren Vereinheitlichung und Professionalisie-

rung beitragen kann. Bis zu dessen Fertigstellung orientieren sich die Fachbereiche an den be-

stehenden Vorgaben des Handbuchs zum eingesetzten Fachverfahren. Diese sind jedoch nicht 

durchgängig hinreichend konkret und explizit formuliert. Prozessmodellierungen erfolgen unter 

der Verwendung der Modellierungssprache BPMN 2.0. Die Erhebungsmethoden sind damit 

grundsätzlich vereinheitlicht, jedoch noch nicht explizit normiert. 
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Pflichtige Informationen werden in den Prozessmodellen durchgängig abgebildet. Die Integra-

tion der Datensicht erfolgt bislang jedoch nur teilweise und ist noch nicht flächendeckend umge-

setzt. Eine anschließende Prozessanalyse und -optimierung ist nach der Erhebung grundsätz-

lich vorgesehen, allerdings bislang nicht verbindlich geregelt. Im Rahmen dieser Analysen wer-

den technische Potenziale systematisch mitberücksichtigt, darunter Medienbrüche, Möglichkei-

ten der Automatisierung, parallele Bearbeitungsschritte sowie die Reduzierung manueller Ein-

gaben. Die gkd-el ist in diesen Prüfprozessen regelmäßig eingebunden. Auch der Einsatz von 

Künstlicher Intelligenz wird punktuell geprüft, etwa im Kontext von Chatbot-Anwendungen. Eine 

übergreifende strategische Regelung oder Standardisierung hat die Stadt Gelsenkirchen in die-

sem Bereich bislang noch nicht etabliert. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte ihr Vorhaben, verbindliche Regelungen zu den eingesetzten 

Erhebungsmethoden sowie zur Durchführung von Prozessanalysen und -optimierungen zu 

implementieren, mit Nachdruck weiterverfolgen. Diese operativen Regelungen sollten eng an 

den noch zu definierenden strategischen Zielen des Prozessmanagements ausgerichtet wer-

den. Darüber hinaus sollte sie die Zusammenarbeit zwischen dem operativen Prozessma-

nagement und der IT-Steuerung weiter intensivieren, um insbesondere im Zuge der fort-

schreitenden Digitalisierung eine konsistente und effiziente Umsetzung des Prozessmanage-

ments sicherzustellen. 

Insgesamt betrachtet schöpft die Stadt Gelsenkirchen die Möglichkeiten des Prozessmanage-

ments als Instrument zur Steuerung noch nicht optimal aus. So erhebt die Stadt beispielsweise 

derzeit keine systematischen Kennzahlen oder Indikatoren, die eine gezielte Identifikation und 

Bewertung von Optimierungspotenzialen innerhalb bestehender Abläufe ermöglichen würden. 

Darüber hinaus nutzt die Stadt Gelsenkirchen die vorliegenden Prozessmodelle bislang nicht 

systematisch dafür, die Wirtschaftlichkeit des Einsatzes von Informationstechnik zu beurteilen. 

Erkenntnisse aus Prozessanalysen könnten jedoch wertvolle Hinweise für die Ableitung funktio-

naler und wirtschaftlicher Anforderungen an IT-Systeme liefern – entsprechende Beschreibun-

gen fehlen aber bislang. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Steuerungspotenziale des Prozessmanagements künftig 

noch stärker in den Fokus rücken. Sie sollte ein geeignetes Kennzahlensystem entwickeln, 

um Optimierungspotentiale identifizieren und nachvollziehbar darstellen kann. Die Stadt 

sollte außerdem prüfen, inwiefern bestehende Prozessmodelle systematisch zur Bewertung 

des wirtschaftlichen IT-Einsatzes herangezogen und zur Formulierung konkreter Anforderun-

gen an IT-Systeme genutzt werden können. 

3.4.4 Nachhaltigkeit 

Hinter dem großen Potenzial von Digitalisierung und der damit verbundenen Technik verbirgt 

sich ein wachsender Energieverbrauch und ein zunehmendes Aufkommen von Elektronik-

schrott. Die Städte stehen vor der Herausforderung, die Vorteile der IT auszunutzen, ohne da-

bei die natürlichen Ressourcen zu erschöpfen oder negative gesellschaftliche Auswirkungen zu 

verstärken. Hier setzt die Prüfung der Nachhaltigkeit in der Informationstechnik an. 
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Die gpaNRW beschränkt sich im Rahmen dieses Prüfgebietes auf Aspekte der ökologischen 

Nachhaltigkeit. Im Fokus stehen die ökologische Nachhaltigkeit in der IT sowie durch den Ein-

satz von IT. 

 Feststellung 

Die IT der Stadt Gelsenkirchen trägt grundsätzlich zu einer ökologisch nachhaltigen Verwal-

tung bei. Konkrete Zielvorgaben liegen hierfür bislang jedoch nicht vor. Im Bereich einer 

energieeffizienten IT bleiben bestehende Nachhaltigkeitspotenziale derzeit noch ungenutzt. 

Um die ökologische Nachhaltigkeit in der IT gewährleisten zu können, sollte eine Stadt: 

 eine Nachhaltigkeitsstrategie besitzen, die Ziele und Maßnahmen zu nachhaltiger IT be-

schreibt,  

 ihre Beschäftigten systematisch für die Bedeutung einer nachhaltigen IT sensibilisieren,  

 energieeffiziente Hardware einsetzen und möglichst mit Strom aus regenerativen Ener-

gien betreiben, 

 darauf ausgerichtet sein, IT-Endgeräte nach Möglichkeit zu konsolidieren und  

 Regelungen zum nachhaltigen Umgang mit defekten und ausrangierten IT-Endgeräten 

treffen.  

Eine Stadt sollte die Digitalisierung nutzen, um ökologische Nachhaltigkeitspotenziale zu gene-

rieren. 

Das nachstehende Balkendiagramm zeigt, wie viele Anforderungen die Stadt Gelsenkirchen in 

diesem Zusammenhang anteilig erfüllt und wie sich die übrigen kreisfreien Städte positionieren. 

Erfüllungsgrad Nachhaltigkeit in Prozent 2024 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 23 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 
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Die Stadt Gelsenkirchen rangiert im unteren Viertel der Vergleichsstädte. Das Ergebnisniveau 

der kreisfreien Städte ist aber insgesamt – wie auch bei der Stadt Gelsenkirchen – relativ hoch 

und alle Städte liegen eng zusammen. Die zugrundeliegenden Teilerfüllungsgrade stellen sich 

im interkommunalen Vergleich wie folgt dar: 

Teilerfüllungsgrade Nachhaltigkeit in Prozent 2024 

 

Alle kreisfreien Städte liefern durch Digitalisierungsmaßnahmen einen positiven Beitrag zur öko-

logischen Nachhaltigkeit durch IT. Auch die Stadt Gelsenkirchen erfüllt hier nahezu alle geprüf-

ten Nachhaltigkeitskriterien. Dazu zählen beispielsweise Maßnahmen wie die Einrichtung von 

Heimarbeitsplätzen und die Reduzierung von Druckaufkommen. Allerdings folgt dies selten der 

Intention, ökologisch nachhaltig zu sein. Meist ist dies das Ergebnis wirtschaftlicher Abwägun-

gen. Dennoch tragen solche Maßnahmen faktisch zur Nachhaltigkeit bei. Bei der Nachhaltigkeit 

in der IT fallen die Ergebnisse insgesamt schwächer aus. Hier erfüllt die Stadt Gelsenkirchen 

nur zwei Drittel unserer Anforderungen. 

Die Stadt Gelsenkirchen verfügt mit der Strategie „Vernetzte Stadt“ über eine integrierte Digitali-

sierungsstrategie, welche auch Nachhaltigkeitsaspekte umfasst. Die Unterzeichnung der 

Agenda 2030 unterstreicht den kommunalen Willen zur Umsetzung ökologischer Ziele darüber 

hinaus. Die Zuständigkeit für das Thema Nachhaltigkeit wurde im Jahr 2023 von der Stadt auf 

den IT-Dienstleister übertragen. Eine dezentrale Steuerung besteht, eine zentrale Koordination 

ist jedoch noch nicht vollständig etabliert. Eine Nachhaltigkeitsstrategie mit messbaren Indikato-

ren, konkreten Kennzahlen und regelmäßiger Überprüfung liegt derzeit nicht vor. 

Die Stadt Gelsenkirchen nutzt die Digitalisierung aktiv, um ökologische Effekte zu erzielen. So 

sind verwaltungsweit Remote-Arbeit und Homeoffice möglich. Eine entsprechende Dienstver-

einbarung hat die Stadt dazu abgeschlossen. Raumflächen wurden im Zuge der Einführung fle-

xibler Arbeitsplätze gezielt reduziert. Hierdurch konnten nach eigenen Angaben ca. zehn Pro-

zent der Büroflächen eingespart werden. Das selbst erklärte Einsparziel liegt bei 60 bis 70 Pro-

zent. Siehe hierzu auch die Ausführungen im Berichtsteil Mobilitätsmanagement unter Punkt 

2.4.2 „Klimafreundliche Arbeitsorganisation“. Um Material und Energie gezielt zu schonen, 

wurde in der jüngsten Vergangenheit der Anteil an Doppelausstattungen sukzessive auf das 

notwendigste Maß verringert. Die Verwaltung hat eine „Ein-Geräte-Politik“ etabliert. Außerdem 

können Besprechungen ortsunabhängig über digitale Plattformen durchgeführt werden. Positiv 

fällt auf, dass die Stadt die weitere Reduktion von Papier- und Tintenverbrauch in 2024 durch 

ein gesamtstädtisches Druckerkonzept angestrebt hat. Gemeinsame Netzwerkdrucker tragen 

dabei zur Ressourcenschonung bei. 
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Die Nachhaltigkeit in der IT gewährleistet die Stadt Gelsenkirchen unter anderem dadurch, dass 

sie überwiegend auf energieeffiziente und zertifizierte Hardware setzt. Für das zentrale Rechen-

zentrum wird zertifizierter Ökostrom bezogen. Der Einsatz erneuerbarer Energien ist damit fak-

tisch gesichert. Ein Monitoring des Energieverbrauchs im Rechenzentrum ist vorhanden.  

Defekte Geräte werden fachgerecht entsorgt, teilweise durch Rückgabe an Lieferanten oder 

Weitergabe an den Jugendhilfeträger. Wiederaufbereitete Hardware wird derzeit nicht einge-

setzt. Eine verbindliche Regelung zur Förderung der Wiederverwendung oder Vermeidung von 

Elektroschrott ist bislang nicht implementiert. Die Stadt Gelsenkirchen hat eine Reihe von Maß-

nahmen zur Sensibilisierung der Mitarbeitenden für einen nachhaltigen Umgang mit IT initiiert: 

So hat sie Energiebeauftragte in der Verwaltung benannt. Außerdem können digitale Informati-

onskampagnen, Checklisten und Tipps (z. B. zum Stromsparen) über das Intranet abgerufen 

werden. Veranstaltungen wie Energie-Aktionstage und spielerische Formate (Energiequiz) flan-

kieren das Angebot. 

Zusammenfassend hat die Stadt Gelsenkirchen in den letzten Jahren deutliche Fortschritte bei 

der ökologischen Nachhaltigkeit im Bereich IT erzielt. Besonders hervorzuheben ist die aktive 

Nutzung digitaler Technologien zur Flächeneinsparung und zur Reduktion des Papierver-

brauchs. Auch der konsequente Einsatz von zertifizierter Hardware und Ökostrom im Rechen-

zentrum tragen wesentlich zur nachhaltigen IT-Nutzung bei. Verbesserungsbedarf besteht noch 

bei der Entwicklung und Implementierung verbindlicher Regelungen zur Energieeffizienz der IT 

sowie zur Wiederverwendung und Reparatur defekter Hardware. Außerdem können zentrale 

Steuerungsstrukturen die Nachhaltigkeit in der IT fördern. Die Entwicklung von Kennzahlen und 

Zielgrößen ist außerdem sinnvoll, um die Erreichung der erklärten nachhaltigen Vorhaben mes-

sen zu können. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte ihre Ziele zur klimaneutralen Verwaltung konkretisieren und 

auch Aspekte einer ökologisch nachhaltigen IT einbeziehen. Sie sollte Kennzahlen formulie-

ren, um Nachhaltigkeitseffekte in der IT messen und steuern zu können. 

3.4.5 IT-Sicherheit 

Die Verwaltung ist infolge der Digitalisierung mehr denn je davon abhängig, dass die IT mög-

lichst störungsfrei funktioniert und die zu verarbeitenden Daten angemessen geschützt sind.  

In Anlehnung an die Vorgaben des Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) 

hat die gpaNRW ausgewählte technische und organisatorische IT-Sicherheitsaspekte geprüft.  

Informationen zu IT-Sicherheitsrisiken sind sensible Informationen. Daher stellen wir die Ergeb-

nisse im Folgenden lediglich zusammenfassend dar. Detaillierte Handlungsoptionen hat die 

gpaNRW dokumentiert und mit der Stadtverwaltung im Prüfungsverlauf eingehend kommuni-

ziert.    

 Feststellung 

Im Gesamtergebnis ist das IT-Sicherheitsniveau der Stadt Gelsenkirchen seit der letzten 

überörtlichen Prüfung gleichgeblieben. Es besteht weiterhin Optimierungsbedarf auf konzep-

tioneller Ebene. 
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Die technische Infrastruktur und der konzeptionelle Rahmen müssen dem Schutzbedarf der zu 

verarbeitenden Daten und den strategischen Vorgaben gerecht werden. Dies bedingt, dass sich 

eine Stadt mit möglichen Notfallszenarien und dessen Folgen auseinandersetzt. Auch für poten-

tielle Systemausfälle und Datenverluste muss er verbindliche Vorgaben für die operative IT und 

die verschiedenen Anwendergruppen machen. 

Das nachstehende Balkendiagramm zeigt, wie viele Anforderungen die Stadt Gelsenkirchen in 

diesem Zusammenhang anteilig erfüllt und wie es im Vergleich dazu bei den übrigen kreisfreien 

Städten aussieht. 

Erfüllungsgrad IT-Sicherheit in Prozent 2024 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 21 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 

 

Das IT-Sicherheitsniveau der Stadt Gelsenkirchen liegt im Vergleich zu anderen kreisfreien 

Städten derzeit im unteren Bereich. Dies ist jedoch nicht zwangsläufig ausschließlich negativ zu 

bewerten, sondern spiegelt vielmehr die spürbaren Fortschritte anderer Kommunen seit der 

letzten überörtlichen Prüfung wider. Die Stadt Gelsenkirchen konnte ihr bisheriges Sicherheits-

niveau halten, insbesondere in den technischen Bereichen wie Serverinfrastruktur, WLAN, End-

geräteausstattung und Datensicherung, wo bereits umfassende Schutzmaßnahmen durch die 

gkd-el umgesetzt wurden. 

Dem gegenüber steht jedoch ein deutlicher Nachholbedarf in konzeptionellen Aspekten der IT-

Sicherheit. So fehlen bislang zentrale Dokumente wie eine IT-Sicherheitsleitlinie, ein umfassen-

des Sicherheitskonzept sowie ein strukturiertes Notfallvorsorgekonzept. Ebenso wurde noch 

keine klare organisatorische Zuständigkeit, etwa durch die Benennung eines Informationssi-

cherheitsbeauftragten, geschaffen. Um die IT-Sicherheit zukunftsfest aufzustellen ist es notwen-

dig, dass die Stadt Gelsenkirchen die Entwicklung dieser konzeptionellen Grundlagen priorisiert 

und Maßnahmen zur kontinuierlichen Sensibilisierung der Mitarbeitenden einführt. 
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 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte der Erstellung der fehlenden konzeptionellen Dokumentatio-

nen zur IT-Sicherheit Priorität einräumen und eine IT-Sicherheitsleitlinie, ein IT-Sicherheits-

konzept sowie ein IT-Notfallkonzept erarbeiten. Die Stadt sollte außerdem Maßnahmen zur 

Mitarbeitendensensibilisierung realisieren und regelmäßig fortführen. 

3.4.6 Örtliche Rechnungsprüfung 

Je weiter die Digitalisierung der Verwaltung vorangeschritten ist, desto stärker muss sich die 

örtliche Rechnungsprüfung mit der Informationstechnik auseinandersetzen. Dies betrifft das 

„Prüfen mit IT“ ebenso wie das „Prüfen der IT“.  

Es ist nicht die Intention der gpaNRW die Prüfhandlungen der örtlichen Rechnungsprüfung zu 

bewerten. Vielmehr bewerten wir, inwiefern die örtliche Rechnungsprüfung von der Digitalisie-

rung profitieren kann und ob die Rahmenbedingungen eine sachgerechte Prüfung der IT über-

haupt ermöglichen. 

 Feststellung 

Die Stadt Gelsenkirchen hat bislang nur ansatzweise die notwendigen Strukturen und Rah-

menbedingungen geschaffen, um Prüfungen im Umfeld der IT durchzuführen und übrige 

Prüfhandlungen mit IT effizient zu unterstützen. Der Erfolg, um Prüfhandlungen digital zu un-

terstützen, ist dadurch gefährdet. 

Eine Stadt sollte gewährleisten, dass die örtliche Rechnungsprüfung Prüfhandlungen im Kon-

text der Informationstechnik durchführen kann. Dies bedingt hinreichende eigene und/ oder ex-

terne personelle Ressourcen und eine entsprechende fachliche Qualifikation. Darauf aufbauend 

sollte die örtliche Rechnungsprüfung IT-Prüfungen systematisch, unter Abwägung von Risikoas-

pekten, in ihrer Prüfplanung berücksichtigen und durchführen. 

Eine Stadt sollte in der örtlichen Prüfung Fachverfahren einsetzen, um Prüfhandlungen soweit 

wie möglich digital zu unterstützen. 

Das nachstehende Balkendiagramm zeigt, wie viele Anforderungen die Stadt Gelsenkirchen in 

diesem Zusammenhang anteilig erfüllt und wie sich die übrigen kreisfreien Städte positionieren. 

Erfüllungsgrad Örtliche Rechnungsprüfung in Prozent 2024 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 23 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 
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Die Stadt Gelsenkirchen ordnet sich insgesamt gesehen unterhalb des ersten Viertelwertes al-

ler geprüften kreisfreien Städte ein. Sie hat in den letzten Jahren deutlich weniger Prüfaspekte 

in Zusammenhang mit der Informationstechnik aufgegriffen als alle anderen kreisfreien Städte. 

Die Stadt Gelsenkirchen hat grundlegende Strukturen geschaffen, um IT-Aspekte in der Rech-

nungsprüfung zu berücksichtigen. So sind IT-Prüfungen fest in der jährlichen Prüfungsplanung 

verankert, die auf einer risikoorientierten Bewertung basiert. Auch die wirtschaftliche Betrach-

tung von Geschäftsprozessen wird im Rahmen der Prüfung einbezogen. Gleichzeitig zeigt sich 

jedoch ein erheblicher Entwicklungsbedarf in der praktischen Durchführung und konzeptionellen 

Ausgestaltung der IT-Prüfung. So fehlt es bislang an einer systematischen Einbindung von IT-

Prüfkräften bei Fach- und Verwaltungsprüfungen sowie an einer regelmäßigen Begleitung von 

Softwareprüfungen, insbesondere bei buchhaltungsrelevanten IT-Verfahren bei der Einführung 

und im laufenden Einsatz. Ebenso konnte die Stadt Gelsenkirchen zentrale Prüfbereiche wie 

Datenschutz, Rollen- und Berechtigungskonzepte oder Aspekte der Informationssicherheit in 

den letzten Jahren nicht oder nur unzureichend bearbeiten. Auch konnte die Stadt die Wirt-

schaftlichkeit von IT-Investitionen nicht prüfen. 

Wie bereits in der letzten Prüfung festgestellt, erschweren die nicht ausreichenden personellen 

Rahmenbedingungen die Durchführung aller notwendigen und tiefergehenden Prüfungen sowie 

begleitende Beratungen. So gehört die Stadt Gelsenkirchen zu den kreisfreien Städten in NRW 

mit den wenigsten Vollzeit-Stellen (1,25) für IT-Prüfungen. Und dies, obwohl die Prüfungsnot-

wendigkeiten mit der zunehmenden Digitalisierung von Verwaltungsabläufen und den damit 

steigenden Anforderungen an IT-Sicherheitsaspekte stetig zunehmen. Eine externe Unterstüt-

zung erfolgt mangels Budget nicht. Einen groben Anhaltspunkt, welche Personalressourcen im 

kommunalen IT-Umfeld erforderlich sind, liefert die Ausstattungsempfehlung aus dem „Gutach-

ten zur Optimierung der Prüfung der Informationstechnologie der örtlichen Rechnungsprüfung in 

Deutschland“. Das Gutachten der Beratungsgesellschaft Rödl & Partner GmbH aus 2018 wurde 

im Auftrag des Instituts der Rechnungsprüfer (IDR) erstellt. Demnach werden drei Vollzeit-Stel-

len als Mindestumfang für eine adäquate Prüfung gesehen. Gleichwohl ist eine analytische Stel-

lenbemessung weiterhin unabdingbar, um den tatsächlichen Bedarf verwaltungsindividuell zu 

bestimmen. Denn dabei sind Aspekte, wie die eigene Verwaltungsstruktur, Prüfungsstrategie, 

Komplexität der IT, Auslagerungssituation etc. zu berücksichtigen. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte ihre Prüfungsziele und -strukturen in einer IT-Prüfstrategie 

formalisieren. Darauf aufbauend sollte sie eine Personalbemessung durchführen und dem 

potenziell resultierenden Stellenbedarf mit hoher Priorität nachkommen. Nur so kann sie das 

bisher erreichte Prüfungsniveau absichern und perspektivisch weiter ausbauen. 
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Hinreichende und qualifizierte Personalressourcen sind auch die Grundlage, um mit IT-Unter-

stützung prüfen zu können. Dabei geht es darum, sämtliche Prüfhandlungen durch den geziel-

ten Einsatz von IT effizienter zu gestalten. Dazu zählt beispielsweise Prüfsoftware, die bei der 

Prüfungsplanung, Risikobewertung, der Visualisierung und anschließenden Analyse von Pro-

zessen sowie der Prüfungsdokumentation unterstützt. Jedoch steht der Stadt Gelsenkirchen 

nach wie vor keine Fachsoftware für die Prüfungsdurchführung zur Verfügung. Eine Software 

für die Prozessdokumentation und -analyse kann genutzt werden. Hiervon wird jedoch nicht re-

gelmäßig Gebrauch gemacht. Fach- und Methodenkompetenzen für die Anwendung sind nur 

teilweise vorhanden. Ein Zugriff auf verwaltungsweit bereits dokumentierte Prozesse ist zwar 

jeweils auf Anforderung möglich; einen zentralen Überblick über die verwaltungsweit bereits do-

kumentierten Prozesse hat die örtlichen Rechnungsprüfung aber nicht. 

Auch im Bereich der Massendatenanalyse besteht weiterhin deutlicher Entwicklungsbedarf. Mit 

fortschreitender digitaler Transformation der Verwaltung, und dem damit einhergehenden An-

stieg digitaler Datenmengen, steigen sowohl die Bedeutung als auch das Potenzial datenbasier-

ter Auswertungen.  

Massendatenanalysen können grundsätzlich dazu beitragen, Transparenz zu erhöhen und In-

formationen sichtbar zu machen, die andernfalls nur schwer oder gar nicht erkennbar wären. 

Damit eröffnen sie der örtlichen Rechnungsprüfung die Möglichkeit, größere Datenbestände in 

kürzerer Zeit und mit geringerem Personaleinsatz systematisch auf Auffälligkeiten zu prüfen – 

und Prüfressourcen gezielt dort einzusetzen, wo sie am dringendsten gebraucht werden. Ob-

wohl bei der Stadt Gelsenkirchen hierfür mit einer geeigneten Softwarelösung ein grundsätzlich 

leistungsfähiges Werkzeug zur Verfügung steht, wird dieses bislang nur eingeschränkt genutzt. 

Unter anderem aufgrund begrenzter Methodenkompetenz sowie der Tatsache, dass die vorlie-

genden Datenformate häufig nicht für Massendatenanalysen geeignet sind. 

 Empfehlung 

Die örtliche Rechnungsprüfung der Stadt Gelsenkirchen sollte ihre Prüfungen nach Möglich-

keit durch den Einsatz einer Fachsoftware zur Prüfungsdurchführung- und -dokumentation 

unterstützen Die Stadt sollte bei der digitalen Transformation ihrer Verwaltung außerdem si-

cherstellen, dass prüfungsrelevante Datensätze auch für die örtliche Rechnungsprüfung digi-

tal verfügbar sind und damit über Fachverfahren ausgewertet werden können. Zur Sicher-

stellung der dafür erforderlichen fachlichen Qualifikation sollte die Stadt Gelsenkirchen au-

ßerdem ein Qualifizierungskonzept erarbeiten. 

3.4.7 IT-Kosten 

Die gpaNRW erhebt sämtliche Kosten für IT-Leistungen, die die Kernverwaltung in Anspruch 

nimmt. Im Fokus stehen daher nicht nur die Kosten in der zentralen IT-Organisationseinheit, 

sondern auch solche, die gegebenenfalls dezentral oder durch externe IT-Dienstleister anfallen.  

Erfahrungsgemäß bedingen eine hohe Leistungsquantität und -qualität höhere Kosten. Insofern 

bemisst sich die Wirtschaftlichkeit der IT nicht allein am Ressourceneinsatz, sondern vielmehr 

auch am damit erzielten Nutzen. Zudem hängt die Höhe der IT-Kosten auch vom gewählten IT-

Betriebsmodell und der Wirksamkeit der IT-Steuerung ab.  

Aus diesen Gründen beschränkt sich die gpaNRW an dieser Stelle auf eine aggregierte Kosten-

betrachtung. Die Verhältnismäßigkeit der IT-Kosten im Abgleich mit dem IT-Profil bewerten wir 
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an anderer Stelle (s. übergeordnetes Kapitel 1.4 “IT in der Kernverwaltung“). Denn je höher die 

IT-Kosten ausfallen, desto höher sollte der Anspruch für die Stadt sein, den dadurch erzielten 

Nutzen und die Steuerungswirkung nachzuweisen.  

 Die IT-Kosten der Stadt Gelsenkirchen liegen interkommunal auf niedrigem Niveau. Sie kor-

respondieren mit dem gewählten IT-Betriebsmodell und bieten keinen erkennbaren Ansatz 

für Einsparpotenziale, ohne die Qualität der bereitgestellten Leistungen negativ zu beein-

trächtigen.  

Die Höhe der IT-Kosten sollte eine Korrelation zu den in Anspruch genommenen Leistungen 

bzw. den auszustattenden IT-Arbeitsplätzen erkennen lassen.  

Ausgangspunkt für die Analyse der IT-Kosten der Stadt Gelsenkirchen sind die Kosten im Ver-

hältnis zu den Arbeitsplätzen, die mit IT auszustatten sind. Sie sind die Basis für einen inter-

kommunalen Vergleich und der Maßstab für den notwendigen Ressourceneinsatz. 

IT-Kosten je Arbeitsplatz mit IT-Ausstattung in Euro 2023 

  

In den interkommunalen Vergleich sind 23 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 

 

Die IT-Kosten der Stadt Gelsenkirchen liegen auf einem niedrigen Niveau. Mehr als 75 Prozent 

der geprüften Städte stellen einen Arbeitsplatz mit IT-Ausstattung zu höheren Kosten bereit. 
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Um einzuschätzen, inwiefern das dargestellte Ergebnis der Kostensituation der Stadt Gelsenkir-

chen gerecht wird, ist es erforderlich, ergänzend die IT-Kosten im Verhältnis zur Einwohnerzahl 

der Stadt zu betrachten. Dadurch wird ausgeblendet, wie viele IT-Arbeitsplätze eine Stadt benö-

tigt, um ihre Verwaltungsaufgaben zu erfüllen. Dies ist eine wichtige Zusatzinformation, da IT-

Kosten nicht proportional mit der Zahl der auszustattenden Arbeitsplätze steigen oder fallen. 

Der Grund dafür ist, dass die technische Grundinfrastruktur in hohem Maße fixe Kosten verur-

sacht, die sich nur bei größeren Kapazitätsanpassungen verändern. Werden diese auf eine 

hohe Verteilmenge verrechnet, fällt die Kennzahl tendenziell günstiger aus (Fixkostendegres-

sion). Eine geringe Verteilmenge belastet hingegen die Kennzahlenausprägung. 

IT-Kosten je 100 Einwohner in Euro 2023 

 

Bei der einwohnerbezogenen Kennzahl bildet die Stadt Gelsenkirchen sogar den Minimalwert 

ab. Mit den IT-Kosten je 100 Einwohner positioniert sich die Stadt Gelsenkirchen im interkom-

munalen Vergleich daher noch besser als in Bezug auf einen Arbeitsplatz mit IT-Ausstattung. 

Dies liegt daran, dass die Stadt Gelsenkirchen innerhalb der Kernverwaltung weniger Arbeits-

plätze mit IT ausstattet, als die meisten der geprüften Städte. Dies belegt auch die Anzahl der 

Arbeitsplätze mit IT-Ausstattung je 10.000 Einwohner. Sie liegt mit 112 unter dem Median von 

130 Arbeitsplätzen mit IT-Ausstattung je 10.000 Einwohnern. Dadurch fällt die Fixkostendegres-

sion geringer aus als bei den meisten kreisfreien Städten. Realistisch ist die Kostensituation der 

Stadt Gelsenkirchen daher etwas höher einzuschätzen. 

Um die Angemessenheit der Kosten besser einordnen zu können, beziehen wir die Anzahl der 

IT-Endgeräte ein, mit denen die Stadt Gelsenkirchen ihre Arbeitsplätze ausstattet. Die Anzahl 

der IT-Endgeräte geht über die Anzahl der mit IT auszustattenden Arbeitsplätze hinaus. So 

schließen sie beispielsweise auch Doppelausstattungen, Präsentations- und Schulungsgeräte 

sowie die Tablets der Verwaltung mit ein. Eine hohe Anzahl von IT-Endgeräten resultiert in der 

Regel aus strategischen Entscheidungen. Sie kann notwendig sein, um zusätzliche Bedarfe ab-

zudecken oder einen hohen Ausstattungsstandard begründen. In jedem Fall gehen aber mit ei-

ner höheren Anzahl von IT-Endgeräten auch höhere Anschaffungs- und Betreuungskosten ein-

her. 
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IT-Endgeräte je Arbeitsplatz mit IT-Ausstattung in Euro 2023 

 

Die Stadt Gelsenkirchen stellt für ihre Arbeitsplätze mehr IT-Endgeräte bereit als die meisten 

der geprüften Städte. Gründe liegen nach eigenen Angaben in der Bereitstellung von Schu-

lungs- und Präsentationsgeräten und in 2023 noch vorhandener Doppel- bzw. Mehrfachausstat-

tung. Diese wurde aber, wie bereits im Kapitel 3.4.4 „Nachhaltigkeit“ beschrieben, bis heute 

sukzessive weiter abgebaut. Die im Jahr 2023 noch erhöhte Quote wirkt sich belastend auf die 

Kostensituation aus. Durch den Abbau der zusätzlichen Geräte werden sich die Anzahl der IT-

Endgeräte je Arbeitsplatz mit IT-Ausstattung und damit die Hardware- und Betreuungskosten 

perspektivisch reduzieren. 

Die IT-Kosten der Stadt Gelsenkirchen setzen sich wie folgt zusammen: 

IT-Kostenbestandteile in Prozent 2023 

 Personalkosten  Sachkosten Gemeinkosten 

Stadt Gelsenkirchen 3,20 96,27 0,54 

Interkommunaler Durch-

schnitt23 
28,84 66,24 4,92 

Die Aufteilung der Kostenbestandteile in Gelsenkirchen unterscheidet sich deutlich vom inter-

kommunalen Durchschnitt der kreisfreien Städte. Dies ist in den unterschiedlichen Betriebsmo-

dellen begründet. Der sehr niedrige Anteil an Personalkosten bei zugleich hohem Sachkosten-

anteil bei der Stadt ist Ausdruck des stark ausgelagerten IT-Betriebs. Während eine eigene Auf-

gabenerledigung insbesondere Personalkosten verursacht, werden die Kosten eines Dienstleis-

ters, wie die der gkd-el, als Sachkosten gebucht. Die meisten der bisher geprüften kreisfreien 

 

23 Abweichend von den übrigen Vergleichsdarstellungen stellen wir hier nicht auf den Median, sondern auf das arithmetische Mittel ab. 
Damit 100 Prozent abgebildet werden können, müssen alle Vergleichswerte aus einem Datensatz stammen. Hierzu werden die jeweili-
gen Kostenbestandteile aller Kommunen summiert und durch die Anzahl der Kommunen geteilt. 
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Städte haben weniger IT-Aufgaben an einen Dienstleister ausgelagert. Daher liegen die anteili-

gen Personalkosten der meisten Vergleichsstädte höher und deren Sachkostenanteile niedri-

ger. 

Da die Gemeinkosten für das Gesamtergebnis angesichts ihres geringen Anteils eine unterge-

ordnete Rolle spielen, legen wir den Fokus auf die Sach- und Personalkosten. Die entsprechen-

den Kosten der Stadt Gelsenkirchen stellen sich im interkommunalen Vergleich wie folgt dar: 

Kostenbestandteile je Arbeitsplatz mit IT-Ausstattung in Euro 2023 

Kostenarten 
Gelsenkir-

chen 
Minimum 

1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert  

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Personalkosten 149 149 955 1.607 2.474 4.245 23 

Sachkosten 4.476 1.305 3.153 4.137 5.040 7.078 23 

Die Personalkosten fallen wie erwartet durch den fast vollständig ausgelagerten IT-Betrieb deut-

lich niedriger aus als bei allen anderen Vergleichsstädten. Die Stadt Gelsenkirchen bildet hier 

das Minimum aller Vergleichswerte. 

Die Sachkosten der Stadt Gelsenkirchen liegen oberhalb des Medians der Vergleichsstädte. 

Eine belastbare Bewertung ihrer Angemessenheit ist jedoch ohne eine weitergehende Differen-

zierung nach Kostenarten und Kostenstellen nicht möglich; dies war nicht Gegenstand der vor-

liegenden Prüfung. Festzuhalten ist gleichwohl, dass die Sachkosten angesichts des hohen 

Auslagerungsgrades niedriger ausfallen als zu erwarten wäre. Zudem wirkt sich die geringere 

Fixkostendegression kostenerhöhend aus. Vor diesem Hintergrund bewegen sich die Sachkos-

ten aus Sicht der gpaNRW insgesamt in einem unauffälligen Bereich. 

3.5 Steuerung der Schul-IT 

In ihrer Funktion als Schulträger haben die Städte ihren Schulen gemäß § 79 des Schulgeset-

zes NRW (SchulG NRW) eine am allgemeinen Stand der Technik und Informationstechnologie 

orientierte Sachausstattung zur Verfügung zu stellen. Ziel ist es, gemeinsam mit den Schulen 

die Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass die IT-Ausstattung in qualifizierter Weise in den 

Unterricht bzw. in die pädagogische Arbeit einbezogen werden kann.  

Die gpaNRW prüft anhand ausgewählter Kriterien, inwiefern die Städte wirksame Steuerungs-

strukturen aufgebaut haben, um dieses Ziel effizient erreichen zu können.  

 Feststellung 

Die Stadt Gelsenkirchen hat bereits gute Grundlagen für ihre IT-Steuerung etabliert. Aller-

dings fehlt ein schulübergreifender Medienentwicklungsplan. Die Stadt Gelsenkirchen punk-

tet besonders bei dem Überblick über ihre Ressourcen und bei Informationsprozessen. Kon-

krete Verbesserungsoptionen zeigen sich insbesondere bei den operativen Ausstattungs- 

und Supportabläufen. 
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Die IT-Ausstattung an den Schulen und deren Betreuung sollten aus einer systematischen 

Steuerung des Schulträgers, unter der Einbeziehung aller Interessensgruppen, resultieren.   

Daraus leiten wir folgende Anforderungen ab: 

 Strategieprozess: Eine Stadt sollte ihre Strategie zur Ausstattung der Schulen verbindlich 

be- und regelmäßig fortschreiben. Die Strategie sollte die pädagogischen Konzepte der 

Schulen adäquat berücksichtigen. Zudem sollte sie in einer konkreten Projektplanung 

münden. 

 Ressourcenüberblick: Eine Stadt sollte an zentraler Stelle einen Überblick über die IT-

Ausstattungsgegenstände sowie die daraus resultierenden Kosten in der städtischen 

Schullandschaft besitzen.  

 Ausstattungsprozess: Eine Stadt sollte den Prozess der IT-Ausstattung an den Schulen 

von der Bedarfsmeldung bis hin zur Bezahlung und Einrichtung effizient gestalten und 

verbindlich regeln. In diesem Zusammenhang sollte sie Standards formulieren, um die 

Ausstattung möglichst zu harmonisieren und den Prozess zu vereinfachen. Dabei sollte 

sie auch Sicherheitsvorgaben berücksichtigen. 

 Support-Prozess: Eine Stadt sollte den Support-Prozess der Schul-IT, insbesondere die 

Abgrenzung zwischen dem First- und Second-Level-Support, verbindlich regeln. Allen 

Beteiligten sollten ihre Rollen und die resultierende Verantwortung klar sein. Die Support-

fälle sollten systematisch dokumentiert und zu Steuerungszwecken ausgewertet werden. 

 Informationsprozess: Eine Stadt sollte einen regelmäßigen und systematischen Informati-

onsaustausch zwischen allen Beteiligten gewährleisten.  

Das nachstehende Balkendiagramm zeigt, wie viele Anforderungen die Stadt Gelsenkirchen in 

diesem Zusammenhang anteilig erfüllt und wie sich die übrigen kreisfreien Städte positionieren. 

Erfüllungsgrad zur Steuerung der Schul-IT in Prozent 2024 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 23 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 
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Im Streudiagramm sind nicht alle Einzelwerte ablesbar, da mehrere Werte deckungsgleich sind. 

Das Ergebnis der Stadt Gelsenkirchen liegt unter dem Median. In den einzelnen Prüfaspekten 

stellen sich die Ergebnisse für die Stadt Gelsenkirchen im interkommunalen Vergleich wie folgt 

dar: 

Teilerfüllungsgrade zur Steuerung der Schul-IT in Prozent 2024 

 

Neben den Prozessen zur Strategie und der Ausstattung kann sich die Stadt Gelsenkirchen be-

sonders beim Supportprozess weiter verbessern. 

Die Stadt Gelsenkirchen hat aus den pädagogischen Medienkonzepten ihrer Schulen und den 

daraus abgeleiteten technisch-pädagogischen Einsatzkonzepten die digitale Ausstattung für 

ihre 74 Schulen abgeleitet. Über einzelne Ratsbeschlüsse sowie die regelmäßige Kommunika-

tion mit dem zuständigen Fachausschuss werden bei Bedarf Entscheidungen zu strategischen 

Entscheidungen herbeigeführt. Ein schulübergreifender Medienentwicklungsplan als Ergebnis 

eines Strategieprozesses resultiert daraus jedoch nicht. Der Stadt Gelsenkirchen fehlt es da-

her an einer fundierten und alle Aspekte berücksichtigenden Grundlage für die vorausschau-

ende Planung. Der Medienentwicklungsplan sollte für alle Beteiligten wichtige Vorgaben zu den 

Themen IT-Grundstruktur, Ausstattung, Betrieb, Support und Wartung sowie zur Umsetzung 

und Evaluierung der Maßnahmen enthalten. So verringert sich das Risiko einer Fehlplanung.  
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 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte ihre Strategie zur Ausstattung der Schulen auf Grundlage der 

vorliegenden und weiter zu entwickelnden Medienkonzepte der Schulen in einem Medien-

entwicklungsplan verbindlich beschreiben. Hierin sollten auch konkrete Projektpläne und 

Meilensteine sowie ein Soll für die Grundinfrastruktur und die pädagogische Endgeräteaus-

stattung der Schulen verankert sein. Außerdem sollten hierbei perspektivische Planungen für 

zukünftige Anschlussinvestitionen beziehungsweise Ersatzbeschaffungen einfließen. 
 

Positiv hervorzuheben ist, dass steuerungsrelevante Informationen zu Mengen und Kosten im-

mer vollständig und zentral ohne größerem Rechercheaufwand zur Verfügung stehen. Mit die-

sem Ressourcenüberblick kann die Stadt Gelsenkirchen sämtliche Entscheidungen im Steue-

rungsprozess auf eine gute Grundlage stützen.  

Daneben ist der Supportprozess nicht hinreichend regelt. Zwar hält sich die Stadt Gelsenkir-

chen nach eigenen Angaben an die aus dem Jahre 2008 stammende „Vereinbarung zwischen 

dem Land und den kommunalen Spitzenverbänden in Nordrhein-Westfalen über die Arbeitstei-

lung bei der Wartung und Verwaltung von Computerarbeitsplätzen, Multimediaeinrichtungen 

und Netzwerken in Schulen“. Sie hat diese jedoch nicht konkret dokumentiert und mit den Schu-

len vereinbart. Vielmehr baut die Stadt Gelsenkirchen auf gewachsene Strukturen. Die Rollen 

für den First- und Second-Level-Support sind sowohl auf Seiten des Schulträgers als auch bei 

den Schulen verteilt. Die Zuständigkeiten und Abgrenzungen dazu sind jedoch nicht dokumen-

tiert. Die gkd-el übernimmt in Zusammenarbeit mit dem zuständigen Fachdienst den Second-

Level-Support. Die Aufgaben der Schulen für den vorgeschalteten First-Level-Support, der all-

gemein als eher niederschwellig angegeben wird, ist nicht näher definiert. 

 Empfehlung 

Um eine dauerhafte Funktionssicherheit der Rechnersysteme in den Schulen zu gewährleis-

ten und den Aufwand auf allen Seiten abzugrenzen und Reibungsverluste zu verhindern, 

sollte die Stadt Gelsenkirchen die Rollen für den Support an Schulen zwischen Schule und 

Schulträger klar abgrenzen und mit ihren Schulen vereinbaren. 

Zudem kann die Stadt Gelsenkirchen ihren Ausstattungsprozess weiter optimieren. Potentielle 

Beschaffungsfälle wurden bisher noch nicht identifiziert und beschrieben. Der eigentliche Ablauf 

wird mit einem digital auszufüllenden Dokument über einen zentrales E-Mail-Postfach sicherge-

stellt. Ein Workflow über ein Ticketsystem wird derzeit eingerichtet. Hier ist die Stadt bereits auf 

einem guten Weg. Über Rahmenverträge oder vereinzelte Ausschreibungen wird ein Ausstat-

tungsstandard sichergestellt. Zwar wird generell auf Sicherheitsstandards geachtet, allerdings 

wurden noch keine IT-Sicherheitsvorgaben, die speziell die Belange der Schulen betreffen, defi-

niert. Ein IT-Sicherheitskonzept liefert wichtige Anhaltspunkte, die für die Standards der Aus-

stattung und deren Sicherheit von Bedeutung sind. Damit kann die IT-Sicherheit an den Schu-

len erhöht werden. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte ihre potentiellen Beschaffungsfälle identifizieren und be-

schreiben. Außerdem sollte sie gemeinsam mit ihrem Dienstleister und in Kooperation mit 

den Schulen ein IT-Sicherheitskonzept für die Schulen entwickeln. 

Darüber hinaus gewährleistet die Stadt Gelsenkirchen einen regelmäßigen und systematischen 

Informationsprozess. Im Rahmen der mindestens einmal im Quartal stattfindenden Treffen der 
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Schulformsprecher werden immer wieder operative und strategische IT-Themen diskutiert. Au-

ßerdem hat die Stadt Gelsenkirchen einen "Runden Tisch Medien" ins Leben gerufen. Dieser 

wird vom Schulträger, dem Kompetenzteam für die Stadt Gelsenkirchen, den Medienberatern 

der Bezirksregierung, dem städt. Medienzentrum und diversen Schulleitern und Lehrern selbst 

organisiert und alle fünf bis sechs Wochen durchgeführt. Auch Mitarbeitende des Gebäudema-

nagements werden bei Themen zur Infrastruktur involviert. Dieses Format wird inzwischen von 

der Bezirksregierung als Blaupause auch für andere Schulträger empfohlen. 
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3.6 Anlage: Ergänzende Tabelle  

Zusammenstellung der Feststellungen und Empfehlungen der gpaNRW zur überörtlichen Prüfung 2024/2025 – Informationstechnik 

Feststellung Seite Empfehlung Seite 

IT in der Kernverwaltung 

F1 

Das IT-Betriebsmodell der Stadt Gelsenkirchen bietet grundsätzlich gute 

Rahmenbedingungen für eine wirtschaftliche und bedarfsgerechte IT-Steue-

rung. Allerdings schöpft die Stadt diese bislang nicht hinreichend aus. Opti-

mierungsspielraum besteht bei der IT-Gesamtsteuerung und punktuell im IT-

Controlling und dem Lizenzmanagement. 

122 E1.1 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte auf eine höhere Transparenz der Kalku-

lationsgrundlage ihres IT-Dienstleisters hinwirken. Zudem sollte sie die 

strategische Steuerung ihres IT-Betriebsmodells durch eine stärkere in-

haltliche und organisatorische Trennung zwischen Auftraggeber- und 

Auftragnehmerrolle weiter schärfen. Hierzu gehört insbesondere die 

klare Abgrenzung strategischer Aufgaben sowie die Weiterentwicklung 

der übergeordneten IT-Strategie mit messbaren Zielgrößen. Ergänzend 

sollte die Stadt Aspekte des IT-Controllings, der Personalentwicklung 

und der -qualifizierung systematisch in die Steuerungsinstrumente in-

tegrieren. Außerdem sollte sie ihre Ausstattungsziele explizit benen-

nen, mit Zeitzielen hinterlegen und einen Prozess zur Fortschreibung 

der IT-Strategie implementieren. 

125 

   E1.2 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Möglichkeit verbessern, Informatio-

nen über dezentrale IT-Personalressourcen für Steuerungszwecke 

zentral verfügbar zu machen. Sie sollte außerdem IT-Kennzahlen defi-

nieren und implementieren, um ihr IT-Controlling auszubauen. 

126 

   E1.3 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte ein systematisches Lizenzmanagement 

einführen, um wirtschaftliche Risiken beim Einsatz von Lizenzproduk-

ten weiter zu reduzieren. Dies bedingt, dass die Stadt Gelsenkirchen 

regelmäßig prüft, ob Lizenzen genutzt werden und über- oder unterli-

zenziert sind. 

126 
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Feststellung Seite Empfehlung Seite 

F2 

Die Stadt Gelsenkirchen verfolgt derzeit einen pragmatischen, projektbezo-

genen Ansatz zur digitalen Transformation der Verwaltung. Allerdings be-

steht ohne einen verbindlichen strategischen Orientierungsrahmen das Ri-

siko, dass Digitalisierungsprojekte unsystematisch priorisiert, Ressourcen 

ineffizient eingesetzt und zentrale Zeit- und Entwicklungsziele verfehlt wer-

den. 

129 E2.1 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die geplante Fortschreibung ihrer Digita-

lisierungsstrategie mit hoher Priorität abschließen. Dabei sollten ver-

bindliche Kriterien zur Projektpriorisierung sowie konkrete Zeitrahmen 

für die Umsetzung strategischer Ziele definiert werden. 

130 

   E2.2 

Zur Stärkung der operativen Steuerung sollte die Stadt Gelsenkirchen 

ein standardisiertes Projektmanagement einführen. Hierzu zählen ver-

bindliche Regelungen zu Projektphasen, Managementmethoden, Doku-

mentationspflichten und einem systematischen Projektcontrolling. Dies 

schafft Transparenz, erleichtert die Nachverfolgbarkeit und erhöht die 

Effizienz bei der Umsetzung der Digitalisierungsprojekte. 

131 

F3 

Im Hinblick auf das ersetzende Scannen hat die Stadt Gelsenkirchen gute 

organisatorische und technische Rahmenbedingungen geschaffen. Optimie-

rungspotenzial besteht jedoch im Hinblick auf die Durchführung einer 

Schutzbedarfsanalyse. 

131 E3 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte unter Beteiligung der zuständigen Fach-

dienststellen eine strukturierte Schutzbedarfsanalyse für das erset-

zende Scannen durchführen und dokumentieren, um das Risiko eines 

Verlusts von beweisrelevanten Daten zu verringern. 

132 

F4 

Die Stadt Gelsenkirchen setzt die qualifizierte elektronische Signaturen (qeS) 

bislang nur in Teilbereichen ein. Ein zentraler Überblick darüber, in welchen 

Verwaltungsverfahren eine qualifizierte elektronische Signatur rechtlich mög-

lich und tatsächlich erforderlich ist, liegt derzeit nicht vor. Dadurch bleibt un-

genutztes Potenzial für die vollständige Digitalisierung von Prozessen beste-

hen. 

132 E4 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte einen zentralen Überblick über alle Ver-

waltungsverfahren erstellen, in denen rechtlich auf eine handschriftliche 

Unterschrift verzichtet werden kann. Auf dieser Grundlage sollte sie 

eine Strategie zur systematischen Nutzung qualifizierter elektronischer 

Signaturen entwickeln. Hierbei sind sowohl die Integration in Fachver-

fahren als auch in das DMS konsequent umzusetzen. Darüber hinaus 

sollte die Stadt prüfen, ob eine einheitliche Lösung mit einem zentral 

ausgewählten Vertrauensdiensteanbieter die Wirtschaftlichkeit und Effi-

zienz steigern kann. 

132 

F5 

Die Stadt Gelsenkirchen setzt bereits mehrere Pilotprojekte zur Anwendung 

von Künstlicher Intelligenz um. Sie hat allerdings bisher noch keine normati-

ven Grundlagen geschaffen, um den Einsatz von KI zu fördern und unter Ri-

sikoaspekten zu regeln. 

133 E5 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte eine verwaltungsweite KI-Strategie ent-

wickeln, welche die zentralen Zielstellungen, Einsatzgrenzen, Qualitäts-

anforderungen sowie Risikoabwägungen im Hinblick auf Datenschutz 

und IT-Sicherheit festlegt. Darüber hinaus sollte die Stadt einen struktu-

rierten Regelungsrahmen für die Einführung und Nutzung von KI-An-

wendungen schaffen, der insbesondere ethische Leitlinien, standardi-

sierte Prozesse und Zuständigkeiten definiert. Ergänzend ist ein Schu-

lungs- und Informationskonzept für Mitarbeitende sowie für Bürgerin-

nen und Bürger zu erarbeiten, um Akzeptanz und Transparenz sicher-

zustellen. 

133 
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Feststellung Seite Empfehlung Seite 

F6 

Das Digitalisierungsniveau der Stadt Gelsenkirchen ist bislang unterdurch-

schnittlich ausgeprägt. Wenngleich die Stadt die digitale Transformation ihrer 

Verwaltung aktiv vorantreibt, ist der weitere Fortschritt nicht hinreichend kon-

kret geplant. 

134 E6 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte einen verbindlichen Projektplan aufstel-

len, um die verwaltungsweite Einführung des DMS sowie der elektroni-

schen Aktenführung zu forcieren und mit Priorität umzusetzen. 

136 

F7 

Das Prozessmanagement der Stadt Gelsenkirchen befindet sich weiterhin im 

Aufbau. Es fehlt die strategische Grundlage, um eine verwaltungsweit not-

wendige Prozessmanagementkultur ausbilden und eine systematische Vor-

gehensweise gewährleisten zu können. 

136 E7.1 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte dem weiteren Aufbau eines systemati-

schen Prozessmanagements eine hohe Priorität einräumen. Zu diesem 

Zweck sollte sie eine verbindliche Strategie beschließen, die insbeson-

dere die Digitalisierung in den Fokus rückt und klare Kriterien für die 

Priorisierung und Bearbeitung von Prozessen definiert. 

138 

   E7.2 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte ihr Vorhaben, verbindliche Regelungen 

zu den eingesetzten Erhebungsmethoden sowie zur Durchführung von 

Prozessanalysen und -optimierungen zu implementieren, mit Nach-

druck weiterverfolgen. Diese operativen Regelungen sollten eng an den 

noch zu definierenden strategischen Zielen des Prozessmanagements 

ausgerichtet werden. Darüber hinaus sollte sie die Zusammenarbeit 

zwischen dem operativen Prozessmanagement und der IT-Steuerung 

weiter intensivieren, um insbesondere im Zuge der fortschreitenden Di-

gitalisierung eine konsistente und effiziente Umsetzung des Prozess-

managements sicherzustellen. 

139 

   E7.3 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Steuerungspotenziale des Prozess-

managements künftig noch stärker in den Fokus rücken. Sie sollte ein 

geeignetes Kennzahlensystem entwickeln, um Optimierungspotentiale 

identifizieren und nachvollziehbar darstellen kann. Die Stadt sollte au-

ßerdem prüfen, inwiefern bestehende Prozessmodelle systematisch 

zur Bewertung des wirtschaftlichen IT-Einsatzes herangezogen und zur 

Formulierung konkreter Anforderungen an IT-Systeme genutzt werden 

können. 

139 

F8 

Die IT der Stadt Gelsenkirchen trägt grundsätzlich zu einer ökologisch nach-

haltigen Verwaltung bei. Konkrete Zielvorgaben liegen hierfür bislang jedoch 

nicht vor. Im Bereich einer energieeffizienten IT bleiben bestehende Nach-

haltigkeitspotenziale derzeit noch ungenutzt. 

140 E8 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte ihre Ziele zur klimaneutralen Verwaltung 

konkretisieren und auch Aspekte einer ökologisch nachhaltigen IT ein-

beziehen. Sie sollte Kennzahlen formulieren, um Nachhaltigkeitseffekte 

in der IT messen und steuern zu können. 

142 
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F9 

Im Gesamtergebnis ist das IT-Sicherheitsniveau der Stadt Gelsenkirchen seit 

der letzten überörtlichen Prüfung gleichgeblieben. Es besteht weiterhin Opti-

mierungsbedarf auf konzeptioneller Ebene. 

142 E9 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte der Erstellung der fehlenden konzeptio-

nellen Dokumentationen zur IT-Sicherheit Priorität einräumen und eine 

IT-Sicherheitsleitlinie, ein IT-Sicherheitskonzept sowie ein IT-Notfall-

konzept erarbeiten. Die Stadt sollte außerdem Maßnahmen zur Mitar-

beitendensensibilisierung realisieren und regelmäßig fortführen. 

144 

F10 

Die Stadt Gelsenkirchen hat bislang nur ansatzweise die notwendigen Struk-

turen und Rahmenbedingungen geschaffen, um Prüfungen im Umfeld der IT 

durchzuführen und übrige Prüfhandlungen mit IT effizient zu unterstützen. 

Der Erfolg, um Prüfhandlungen digital zu unterstützen, ist dadurch gefährdet. 

144 E10.1 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte ihre Prüfungsziele und -strukturen in ei-

ner IT-Prüfstrategie formalisieren. Darauf aufbauend sollte sie eine Per-

sonalbemessung durchführen und dem potenziell resultierenden Stel-

lenbedarf mit hoher Priorität nachkommen. Nur so kann sie das bisher 

erreichte Prüfungsniveau absichern und perspektivisch weiter aus-

bauen. 

145 

   E10.2 

Die örtliche Rechnungsprüfung der Stadt Gelsenkirchen sollte ihre Prü-

fungen nach Möglichkeit durch den Einsatz einer Fachsoftware zur Prü-

fungsdurchführung- und -dokumentation unterstützen Die Stadt sollte 

bei der digitalen Transformation ihrer Verwaltung außerdem sicherstel-

len, dass prüfungsrelevante Datensätze auch für die örtliche Rech-

nungsprüfung digital verfügbar sind und damit über Fachverfahren aus-

gewertet werden können. Zur Sicherstellung der dafür erforderlichen 

fachlichen Qualifikation sollte die Stadt Gelsenkirchen außerdem ein 

Qualifizierungskonzept erarbeiten. 

146 

Steuerung der Schul-IT 

F11 

Die Stadt Gelsenkirchen hat bereits gute Grundlagen für ihre IT-Steuerung 

etabliert. Allerdings fehlt ein schulübergreifender Medienentwicklungsplan. 

Die Stadt Gelsenkirchen punktet besonders bei dem Überblick über ihre 

Ressourcen und bei Informationsprozessen. Konkrete Verbesserungsoptio-

nen zeigen sich insbesondere bei den operativen Ausstattungs- und Suppor-

tabläufen. 

150 E11.1 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte ihre Strategie zur Ausstattung der Schu-

len auf Grundlage der vorliegenden und weiter zu entwickelnden Medi-

enkonzepte der Schulen in einem Medienentwicklungsplan verbindlich 

beschreiben. Hierin sollten auch konkrete Projektpläne und Meilen-

steine sowie ein Soll für die Grundinfrastruktur und die pädagogische 

Endgeräteausstattung der Schulen verankert sein. Außerdem sollten 

hierbei perspektivische Planungen für zukünftige Anschlussinvestitio-

nen beziehungsweise Ersatzbeschaffungen einfließen. 

153 

   E11.2 

Um eine dauerhafte Funktionssicherheit der Rechnersysteme in den 

Schulen zu gewährleisten und den Aufwand auf allen Seiten abzugren-

zen und Reibungsverluste zu verhindern, sollte die Stadt Gelsenkirchen 

die Rollen für den Support an Schulen zwischen Schule und Schulträ-

ger klar abgrenzen und mit ihren Schulen vereinbaren. 

153 
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   E11.3 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte ihre potentiellen Beschaffungsfälle iden-

tifizieren und beschreiben. Außerdem sollte sie gemeinsam mit ihrem 

Dienstleister und in Kooperation mit den Schulen ein IT-Sicherheitskon-

zept für die Schulen entwickeln. 

153 
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4. Gebäudewirtschaft - Klimaschutz 

4.1 Managementübersicht 

Die wesentlichen Ergebnisse der überörtlichen Prüfung der Stadt Gelsenkirchen im Prüfgebiet 

Gebäudewirtschaft - Klimaschutz stellt die gpaNRW nachfolgend zusammenfassend dar.  

Die Feststellungen und Empfehlungen haben wir tabellarisch in der Anlage aufgeführt. Die Rei-

henfolge ist chronologisch und gibt keine Priorisierung vor. 

Gebäudewirtschaft - Klimaschutz 

Klimaschutz ist eine Querschnittsaufgabe, die sich über alle Bereiche der Stadt Gelsenkirchen 

erstreckt. Der vorliegende Bericht befasst sich insbesondere mit dem Klimaschutz innerhalb der 

Gebäudewirtschaft. Die Anpassung des Gebäudeportfolios an die Notwendigkeiten des Klima-

schutzes ist eine langfristige Aufgabe, die über viele Jahre eine erhebliche personelle wie finan-

zielle Ressourcenbereitstellung erfordert.  

Für die Stadt Gelsenkirchen hat das Thema Klimaschutz eine große Bedeutung. Handlungslei-

tend sind für die Stadt das „Klimakonzept 2030/45“ sowie das Ziel der Treibhausgasneutralität 

bis zum Jahr 2045. Damit orientiert sich die Stadt an den gesetzlichen Vorgaben. 

Diese klimapolitischen Ziele der Stadt Gelsenkirchen sind sehr ambitioniert. Zumal eine eigene 

Bezifferung der notwendigen Maßnahmen für den städtischen Gebäudebestand noch nicht vor-

liegt. Hierfür hat die gpaNRW eine Hochrechnung des Finanzbedarfs für die Zielerreichung 

durchgeführt und diese dem Finanzmitteleinsatz der Jahre 2020 bis 2023 für die städtischen 

Liegenschaften gegenübergestellt. Um die Treibhausgasneutralität im eigenen Gebäudebe-

stand erreichen zu können, müsste die Stadt ihren Finanzmitteleinsatz der Hochrechnung zu-

folge mehr als verdreifachen. 

Ein Energiemanagementsystem hat die Stadt Gelsenkirchen für ihr Gebäudeportfolio einge-

führt, welches sukzessive erweitert wird. Mit diesem System kann eine systematische, zeitnahe 

und gebäudescharfe Verbrauchsdatenerfassung vorgenommen werden. 

Durch den geplanten Aufbau eines Monitoringsystems erhält die Stadt Gelsenkirchen zukünftig 

ein weiteres Steuerungsinstrument, welches für eine effiziente Maßnahmenumsetzung sowie 

die Überprüfung der Zielerreichung notwendig ist.  

Insgesamt kann festgestellt werden, dass die Stadt Gelsenkirchen mit ihren zahlreichen Maß-

nahmen, insbesondere im eigenen Gebäudebestand, der gesetzlich geforderten Vorbildfunktion 

nachkommt. Dennoch ist ungewiss, ob die Stadt mit den aktuell verfügbaren Ressourcen den 

erforderlichen Beitrag leisten kann, um die angestrebte Treibhausgasneutralität bis 2045 zu 

erreichen. 
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4.2 Aufbau des Teilberichtes 

Die Kapitel dieses Teilberichtes beginnen mit einer wertenden Aussage zu unserem Prüfungs-

ergebnis. Wertungen, die eine Stellungnahme der Stadt nach § 105 Abs. 6 und 7 der Gemein-

deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) notwendig machen, bezeichnen wir 

als Feststellung. 

Anschließend folgt kursiv gedruckt die Sollvorstellung. Die Sollvorstellung stellt die Inhalte und 

das Prüfungsziel im Kapitel dar. Sie ist allgemein formuliert und grundsätzlich für alle Städte 

gültig, z. B. auf Basis der aktuell geltenden Gesetzeslage. 

Ausgehend von diesem Soll analysieren wir die individuelle Situation in der geprüften Stadt und 

weisen dabei erkannte Verbesserungspotenziale als Empfehlung aus. 

Weitere allgemeine Ausführungen zur Struktur der Teilberichte stehen im Vorbericht. 

4.3 Inhalte, Ziele und Methodik 

In den letzten Jahrzehnten hat sich das Klima global verändert. Die Erde wird wärmer und das 

Klima wandelt sich, und das schneller als zuvor und weltweit. Auch in Deutschland sind die 

Auswirkungen des Klimawandels deutlich spürbar. So haben extreme Hitze und Trockenheit, 

Starkregen und Überschwemmungen deutlich zugenommen. 

Das Klima zu schützen, ist eine der drängendsten Aufgaben unserer Zeit. Daher hat die Lan-

desregierung Klimaschutzziele festgelegt, um damit einen Beitrag zur Einhaltung der nationalen 

Klimaschutzziele sowie der europäischen Klimaschutzvorgaben zu erbringen. Sie legen fest, 

wie die Treibhausgasemissionen im Vergleich zum Jahr 1990 schrittweise gemindert werden 

sollen: 

 bis zum Jahr 2030 um mindestens 65 Prozent, 

 bis zum Jahr 2040 um mindestens 88 Prozent, 

 bis zum Jahr 2045 Treibhausgasneutralität. 

Um dieses Ziel zu erreichen, sind umfangreiche Maßnahmen notwendig, die auf EU-, Bundes-, 

Länder-, aber auch auf kommunaler Ebene umgesetzt werden müssen. 

Die gpaNRW untersucht in diesem Prüfgebiet, wie die Städte mit den Vorgaben zur Einsparung 

von Treibhausgasen umgehen. Dies stellt ein sehr breites Spektrum dar. Daher befasst sich 

dieser Bericht schwerpunktmäßig mit klimaschutzrelevanten Strategien im Gebäudesektor, die 

dazu beitragen, direkte und indirekte Emissionen im Rahmen der Gebäudenutzung zu reduzie-

ren. 

Ziel der gpaNRW ist es, auf Steuerungs- und Optimierungspotenziale und Risiken hinzuweisen. 

Die Darstellung und Beschreibung der Vorgehensweise der bisherigen und geplanten Maßnah-

men und Ziele schafft Transparenz. Zusätzlich sensibilisiert sie die Entscheidungsträger für ei-

nen bewussten und zielgerichteten Umgang mit dieser Thematik.  
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Dazu untersucht die gpaNRW zunächst die Organisation sowie die Strategie des Klimaschutzes 

bei den Städten. Wir betrachten, ob und auf welcher Grundlage eine CO2-Bilanzierung bereits 

erstellt und wie weit das Energiemanagement ausgebaut ist. Anhand der durchgeführten Maß-

nahmen wollen wir eruieren, ob ein Monitoring vorhanden ist. Aufgrund der hohen Investitions-

kosten betrachten wir darüber hinaus, inwieweit ein Bauinvestitionscontrolling installiert ist. 

4.4 Strukturen 

Die Strukturen einer Stadt haben Einfluss auf den erforderlichen Gebäudebestand. So wirken 

sich Einwohnerzahlen und Gebietsfläche beispielsweise auf den Bedarf an Schulen, Kinderta-

geseinrichtungen und Feuerwehrgerätehäusern aus. 

In der Stadt Gelsenkirchen leben auf einer Fläche von ca. 105 qkm rund 260.000 Einwohner 

und Einwohnerinnen. Mit fast 2.500 Einwohnern je qkm gehört sie damit zu den dicht besiedel-

ten Städten in Nordrhein-Westfalen.  

Die Stadt Gelsenkirchen gehört zur Metropolregion Rhein-Ruhr. 

Strukturkennzahlen Gelsenkirchen 2023 

Grund- und Kennzahlen 
Gelsen-

kirchen  
Minimum 

1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert   

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

EW* 260.126 111.770 174.989 260.126 359.007 1.073.096 23 

Gebietsfläche in qkm 105 51,42 95,95 160 222 405 23 

EW je qkm (Bevölkerungs-

dichte) 
2.479 792 1.515 2.078 2.487 3.046 23 

Quelle: IT.NRW zum 31.12.2022 *EW = Einwohnerinnen bzw. Einwohner 

Die Einwohner verteilen sich auf gut 135.000 Haushalte. Bei fast jedem zweiten Haushalt han-

delt es sich um einen Einpersonenhaushalt. Insgesamt existieren in der Stadt Gelsenkirchen 

über 40.000 Wohngebäude.24  

Die Stadt Gelsenkirchen verfügt insgesamt über rund 800 städtische Gebäude mit einer Brutto-

grundfläche von rund 910.000, die sich im Eigenturm der Stadt befinden. Dabei bilden die Schu-

len mit über 500.000 qm den überwiegenden Teil der Fläche ab.  

  

 

24 Quelle: Wohnungsmarktbericht Gelsenkirchen 2021 
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Städtisches Gebäudeportfolio Gelsenkirchen 2024 

Gebäudenutzung Anzahl Gebäude Bruttogrundfläche in qm Anteil in Prozent 

Schulen 334 514.661 56,51 

Verwaltungsgebäude 20 96.613 10,61 

Turnhallen 78 77.779 8,54 

Feuerwehr/Kat.-Schutz 44 53.110 5,83 

Jugendeinrichtungen 79 50.966 5,60 

Bildung und Kultur 16 48.871 5,37 

Sportanlagen 72 34.890 3,83 

Wohn- und Geschäftsgebäude 86 22.177 2,44 

Gewerbeobjekte 39 7.747 0,85 

Sonstige Liegenschaften 34 3.893 0,43 

Gesamtsumme 802 910.707 100 

Die Gesamtfläche der städtischen Gebäude entspricht umgerechnet rund 5.200 durchschnittli-

chen Einfamilienhäusern. Hierdurch wird deutlich, welchen Beitrag die Stadt Gelsenkirchen mit 

ihrer Vorbildfunktion für einen funktionierenden Klimaschutz im eigenen Gebäudebestand leis-

ten kann.  

Neben den oben genannten Liegenschaften hat die Stadt noch weitere 140 Gebäude mit rund 

56.000 qm BGF angemietet. Bei dem überwiegenden Teil der angemieteten Liegenschaften 

handelt es sich um Gebäude für Jugendeinrichtungen.  

Bei der Stadtverwaltung Gelsenkirchen arbeiten insgesamt rund 7.000 Mitarbeitende. Die Ver-

waltung der Stadt Gelsenkirchen ist in sechs Dezernate aufgeteilt.  

Die Stadt Gelsenkirchen hat in den letzten Jahren und Jahrzehnten einen Strukturwandel erlebt: 

weg vom Bergbau hin zu einer Dienstleistungswirtschaft. 

4.5 Klimaschutz in der Gebäudewirtschaft 

Die kommunalen Träger sind Schlüsselakteure für das Gelingen des Klimaschutzes vor Ort. 

Ihnen kommt in diesem umfassenden Transformationsprozess eine besondere Bedeutung zu: 

Einerseits entsteht bei den Städten ein großer Teil der klimarelevanten Emissionen, etwa durch 

Gebäude, Mobilität sowie Gewerbe und Industrie. Andererseits haben die kommunalen Träger 

mit ihren vielfältigen Funktionen als Vorbild, Planer, Eigentümer, Versorger und größter öffentli-

cher Auftraggeber weitreichende Handlungsmöglichkeiten, um den Klimaschutz vor Ort voran-

zubringen.  
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4.5.1 Organisation  

 Das Thema Klimaschutz wird bei der Stadt Gelsenkirchen vom Umweltreferat aus koordi-

niert. Die Maßnahmen für den Klimaschutz im eigenen Gebäudebestand führt der Bereich 

„Hochbau und Liegenschaften“ durch. Die Verantwortlichkeiten sind klar definiert. 

Das Thema Klimaschutz in der Gebäudewirtschaft sollte eine Stadt von zentraler Stelle aus ko-

ordinieren und steuern. Die Aufgabenbereiche sollten klar definiert und abgegrenzt sein.  

Das Thema Klimaschutz ist bei der Stadt Gelsenkirchen im Vorstandsbereich 6: Planen, 

Bauen, Umwelt und Liegenschaften angesiedelt. Hier ist das Referat 60 - Umwelt zuständig. In-

nerhalb des Referates liegt die Verantwortung bei der Abteilung 60/2 - Umweltplanung, Umwel-

tinformation und Klimaschutz. Von hier aus wird das Thema für die gesamte Stadt Gelsenkir-

chen koordiniert. In dem Bereich sind u.a. folgende Aufgaben angesiedelt: 

 Koordinierungsstelle Klima, 

 Prozess-Steuerung und Koordination der klimaneutralen Stadtverwaltung, 

 Durchführung von Projekten u.a. zu Klimaschutz, 

 Bürgerinformationen, 

 Gesamtstädtisches Klimaschutz-Monitoring, 

 Geschäftsführung des Beratungskreises Klima, 

 Koordination des Umsetzungsprozesses zum Klimakonzept innerhalb des Konzerns 

Stadt Gelsenkirchen. 

Neben der koordinierenden Funktion der o.g. Abteilung werden entsprechende Projekte und 

Maßnahmen insbesondere im eigenen Gebäudebestand im Referat 65 - Hochbau und Liegen-

schaften bearbeitet. Zum Referat gehören folgende Bereiche: 

 Planung, 

 Techn. Gebäudeausrüstung und Techn. Immobilienbetrieb, 

 Bauausführung, 

 Liegenschaften, 

 Controlling. 

Ein weiteres Gremium ist der Beratungskreis Klima (ehemals „Klima-Beirat“). Dieser wurde be-

reits 2009 eingerichtet, um die Umsetzung des Klimaschutzkonzeptes Gelsenkirchen 2020 zu 

begleiten. In diesem sind Verwaltung, Politik und seit 2019 auch die Initiative Fridays für Future 

sowie der Wissenschaftspark Gelsenkirchen (KlimaForum) vertreten.  

Im KlimaForum Gelsenkirchen sind lokale Akteur*innen außerhalb des Konzerns Stadt Gelsen-

kirchen, wie Unternehmen und Institutionen, eingeladen, sich gemeinsam für den Klimaschutz 

und die Anpassung an den Klimawandel zu engagieren. Das Forum dient u. a. der Vernetzung 
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möglicher Projektpartner*innen für den Transfer von Wissen und die Nutzung von Synergiepo-

tenzialen, der Bekanntmachung von Best-Practice-Beispielen sowie der Bündelung von fachli-

chem Input. Es unterstützt damit die Entwicklung der Stadt hin zu einem klimaneutralen Gelsen-

kirchen. Das KlimaForum wird geschäftsführend vom Wissenschaftspark Gelsenkirchen be-

treut.25 

4.5.2 Strategie 

 Für die Stadt Gelsenkirchen hat das Thema Klimaschutz eine große Bedeutung. Umfangrei-

che Beschlüsse und Maßnahmen machen dies deutlich. Handlungsleitend ist das Ziel der 

Klimaneutralität bis zum Jahr 2045. 

Eine Stadt sollte eine nachhaltige Strategie zum Klimaschutz haben, um der eigenen Klimaver-

antwortung gerecht zu werden. Sie sollte auf Basis eines politischen Beschlusses strategische 

Zielvorgaben verbindlich festlegen. Klimaschutz sollte damit systematisch, personell und finan-

ziell in einer Stadt und damit auch in der Gebäudewirtschaft verankert sein. Für die Gebäude-

wirtschaft bedarf es Vorgaben zum Klimaschutz, mit denen der Betrieb, der Bau und Umbau 

von Gebäuden gestaltet wird. Wesentlicher Bestandteil dieser Vorgaben sollten eindeutige und 

messbare Zielsetzungen sein. In diesen Zielsetzungen sollte definiert werden, wieviel Emissio-

nen durch den städtischen Gebäudebestand in der Zukunft emittiert werden dürfen. 

Das Thema Klimaschutz wird bei der Stadt Gelsenkirchen bereits seit den 1990er Jahren aktiv 

gestaltet. So wurde beispielhaft das Leitbild der „Solarstadt Gelsenkirchen“ beschlossen. In den 

Folgejahren hat die Stadt am European Energie Award teilgenommen und wurde dafür 2008 

auch ausgezeichnet. In diesem Zusammenhang erfolgte auch der Beitritt zum Klima-Bündnis.  

Weiterhin hat die Stadt diverse Projekte (z.B. Energiesparen in der Verwaltung, Klimaschutz 

macht Schule, AltBauNeu, ÖKOPROFIT) umgesetzt oder auch begleitet. 

Insgesamt hat die Stadt Gelsenkirchen bzw. haben die politischen Gremien zahlreiche Be-

schlüsse und Maßnahmen zum Klimaschutz gefasst und auch bereits umgesetzt. Folgend eine 

Auswahl der maßgeblichen Aktivitäten: 

 Integriertes Klimaschutzkonzept Gelsenkirchen (IKSK GE) 2020 (Beschluss 2011), 

 diverse Klimaschutzteilkonzepte 

 Klimaschutzteilkonzept: Integriertes Wärmenutzungskonzept Gelsenkirchen, 

 Klimaschutzteilkonzept: Klimaschutz in kommunalen Liegenschaften, 

 Klimaschutzteilkonzept: Gewerbegebiet Emscherstraße Ost-West, 

 Klimaschutzteilkonzept: Green IT, 

 Klimaschutzmaßnahmenpläne, 

 

25 Quelle: Beschreibung gemäß Klimakonzept 2030/2045 für die Stadt Gelsenkirchen 
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 Klimanotstand (2019), 

 Klimakonzept 2030/2045 für die Stadt Gelsenkirchen (2023), 

 Leitlinie – Energetische Standards und Planungsvorhaben für den klimagerechten Neu-

bau und die Sanierung städtischer Liegenschaften der Stadt Gelsenkirchen (2023), 

 Leitlinien für ein klimagerechtes Verwaltungshandeln (2023), 

 Energie- und Treibhausgas-Bilanz der Stadt Gelsenkirchen im Jahr 2020 (2023) 

Die hier dargestellten Aktivitäten und daraus abzuleitenden Maßnahmen machen deutlich, dass 

das Thema Klimaschutz bei der Stadt Gelsenkirchen einen hohen Stellenwert hat. Der gesetz-

lich beschriebenen Vorbildfunktion der öffentlichen Hand kommt die Stadt Gelsenkirchen somit 

nach und leistet damit einen nennenswerten Beitrag zur Erreichung der Landes-, Bundes- und 

EU-Ziele. 

Die unterschiedlichen Beschlüsse und entsprechenden Maßnahmen haben jeweils wichtige 

Schnittstellen zu anderen Maßnahmen (siehe auch Kapitel 4.5.3 Planung von Klimaschutzmaß-

nahmen) und wären für sich alleine genommen nicht so wirksam wie im Verbund. Insofern ist 

eine gesteuerte Vernetzung der Maßnahmen notwendig. Hier kommt der Koordinierungsstelle 

Klima im Referat 60 eine besondere Bedeutung zu. Wie bereits im vorherigen Kapitel erläutert, 

nimmt diese Koordinierungsstelle eine Schlüsselposition ein. 

Ein wesentlicher Meilenstein für die Ausrichtung der Aktivitäten und Maßnahmen im Bereich Kli-

maschutz der Stadt Gelsenkirchen war das „Integrierte Klimaschutzkonzept Gelsenkirchen 

(IKSK GE) 2020, welches vom Rat der Stadt Gelsenkirchen im Jahr 2011 beschlossen wurde. 

Auf dieser Grundlage wurden in den Folgejahren diverse Klimaschutzteilkonzepte und Maßnah-

menpläne erstellt.  

Aufgrund der hohen Bedeutung des Klimaschutzes sowie auch der Anpassung an den Klima-

wandel (Klimafolgenanpassung) hat der entsprechende Fachausschuss (Ausschuss für Umwelt 

und Klimaschutz) 2019 beschlossen, ein Anschlusskonzept erstellen zu lassen. So wurde unter 

Einbeziehung von externen Beratungsunternehmen Anfang 2023 das „Klimakonzept 2030/45 

für die Stadt Gelsenkirchen“ vorgelegt. 

Für die Stadt Gelsenkirchen wurden dabei fünf Handlungsfelder als Leitlinien ausgearbeitet: 

 Stadt als Vorbild  

 Die Stadtgesellschaft sensibilisieren und aktivieren  

 Industrie, Gewerbe, Handel, Dienstleistung und Wohnungswirtschaft kultursensibel akti-

vieren  

 Energie klimaneutral erzeugen/mit Energie klimaneutral versorgen  

 Grüne und blaue Infrastruktur schützen und entwickeln  

Als übergeordnete Ziele zum Klimaschutz wurden  
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 die Reduktion von Treibhausgasen und CO2-Emissionen unter Beachtung des CO2-Rest-

budget-Ansatzes sowie 

 der Ausbau erneuerbarer Energien, effizienter Umgang mit Energie und Energieeinspa-

ren in allen Sektoren (Stadt, Wirtschaft, Haushalte) formuliert.  

Im Weiteren sind in dem umfangreichen Klimakonzept u.a. Ausführungen zur Energie- und 

Treibhausgas-Bilanzierung, Szenarien für ein klimaneutrales Gelsenkirchen sowie Empfehlun-

gen zu Maßnahmen und zur Organisations- und Prozessgestaltung enthalten. In den folgenden 

Kapiteln dieses Berichts wird teilweise auf die Ausführungen eingegangen. 

Auf Grundlage des Klimakonzeptes 2030/2045 hat der Rat der Stadt Gelsenkirchen in seiner 

Sitzung am 09. Februar 2023 die Treibhausgasneutralität der Stadt Gelsenkirchen bis zum Jahr 

2045 beschlossen. Wenn möglich, soll die bilanzielle Treibhausgasneutralität in der Verwaltung, 

den Eigenbetreiben und den städtischen Gesellschaften bereits 2040 erreicht werden. 

Mit dem Beschluss sieht sich die Stadt Gelsenkirchen dem Ziel der Bundesregierung, bis spä-

testens 2045 die Klimaneutralität Deutschlands zu erreichen, auch für die Stadt Gelsenkirchen 

verpflichtet. 

Die kreisfreien Städte in NRW haben inhaltlich und zeitlich gesehen unterschiedliche Strategien 

zur Erreichung ihrer Treibhausgasneutralität (THG-Neutralität). Zeitlich gesehen ergibt sich ein 

unterschiedliches Ambitionsniveau mit einer Spannbreite von 15 Jahren. 

Zieljahre der kreisfreien Städte zur Erreichung der Treibhausgasneutralität 

 

Von den 23 kreisfreien Städten haben fünf weitere genau wie die Stadt Gelsenkirchen 2045 als 

Zieljahr festgelegt.  

Das Klimaabkommen von Paris hat zum Ziel, die globale Erderwärmung auf 1,5 Grad Celsius 

und deutlich unter zwei Grad Celsius zu begrenzen. Auf dieser Grundlage lässt sich nach wis-

senschaftlicher Berechnung die Gesamtmenge an Emissionen (CO2-Budget) ableiten, die noch 

emittiert werden darf, um die entsprechende Klimagrenze mit einer bestimmten Wahrscheinlich-

keit nicht zu überschreiten. 

Ein Großteil der kreisfreien Städte nutzt insofern ein für Deutschland berechnetes nationales 

CO2-Budget als geeigneten Maßstab für die eigene Klimapolitik. 
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Der Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU) empfiehlt aktuell für Deutschland ab 2024 ein 

CO2-Budget in Höhe von rd. 3,9 Gigatonnen26 CO2 nach dem Einwohnerprinzip. Hierdurch 

könnte die Erderwärmung auf 1,75 Grad Celsius begrenzt werden. Dies setzt allerdings bei ei-

ner 67 prozentigen Wahrscheinlichkeit der Zielerreichung und einer linearen Emissionsreduk-

tion eine Klimaneutralität Deutschlands bis zum Jahr 2037 voraus. Nach diesem Szenario ver-

bleiben Deutschland somit noch 13 Jahre, bis die Klimaneutralität erreicht sein sollte. 

Die Stadt Gelsenkirchen orientiert sich hinsichtlich des Zeitpunktes der anzustrebenden Treib-

hausgasneutralität an der gesetzlichen Vorgabe. Weitere Ausführungen hierzu ergeben sich 

aus dem Kapitel „Treibhausgasbilanz“. 

Mit den zuvor genannten Beschlüssen und Maßnahmen hat die Stadt Gelsenkirchen eine gute 

Grundlage für einen aktiven Klimaschutz im eigenen Konzern geschaffen. 

Der Klimaschutz ist eine gesetzlich verankerte Anforderung mit höchster Priorität. In der Veröf-

fentlichung „Erstes Klimaschutzpaket Nordrhein-Westfalen“ 27 äußert sich die Landesregierung 

NRW wie folgt:  

„Folgende Klima-Rangfolge in absteigender Vorrangigkeit wird festgelegt:  

 Vermeidung von Emissionen durch klimaneutrale Alternativen,  

 Reduktion von Emissionen durch emissionsärmere Alternativen und 

 Kompensation von Emissionen durch Zukauf von Kompensationsgutschriften.“ 

Die Landesverwaltung selbst hat das Ziel, bis 2030 klimaneutral zu sein.  

Die Landesregierung gibt mit der o.g. Klima-Rangfolge eine klare Priorisierung der Vorgehens-

weise vor. Eine politische Entscheidung auf kommunaler Ebene, die eigene Klimaneutralität 

schneller als gesetzlich vorgegeben zu erreichen und ggfs. hierbei die Kompensation von Emis-

sionen durch Zukauf von Kompensationsgutschriften zu nutzen, ist aus unserer Sicht im Rah-

men der kommunalen Selbstverwaltung zunächst nicht zu beanstanden.  

Allerdings ist zu bedenken, dass Finanzmittel, die für Kompensationsgutschriften genutzt wer-

den, dann nicht zur Umsetzung weiterer Klimaschutzmaßnahmen innerhalb der eigenen Infra-

struktur zur Verfügung stehen. Wir begrüßen es daher, dass die Möglichkeit über Kompensati-

onsgutschriften die Klimaschutzziele zu erreichen, in der Priorisierung der Landesregierung an 

letzter Stelle steht und somit nur in Ausnahmefällen genutzt werden sollte. 

Hinzu kommt, dass es von hohem Interesse sein wird, welche Qualität die Kompensationsgut-

schriften enthalten und wo diese zum Tragen kommen.  

In dem Klimakonzept 2030/45 ist die Stadt Gelsenkirchen auf die verschiedenen Möglichkeiten 

der Kompensation eingegangen. Es wird empfohlen, unvermeidbare THG-Emissionen, soweit 

 

26 Laut Stellungnahme des Sachverständigenrates für Umweltfragen aus März 204 (basierend auf FORSTER et al. (2023))  

27 Erstes Klimaschutzpaket NRW, S. 9 / Herausgeber: Ministerium für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie des Landes NRW, 
Juni 2023 
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möglich, vorwiegend lokal zu kompensieren. Erst dann ist eine Kompensation regional und 

überregional zu prüfen. 

4.5.3 Planung von Klimaschutzmaßnahmen 

 Feststellung 

Die Stadt Gelsenkirchen hat ein umfangreiches Maßnahmenpaket ausgearbeitet. Mit einer 

Ressourcenplanung sind die Maßnahmen bisher noch nicht verbunden und werden daher 

noch nicht in der Haushaltsplanung berücksichtigt. 

Sobald die strategischen Vorgaben zur Erreichung der Klimaneutralität vorliegen, bedarf es zur 

Umsetzung einer konkreten Maßnahmenplanung. Eine Stadt sollte ihre Maßnahmenplanung 

zentral, d.h. strukturübergreifend über alle Dezernate anlegen. Die Maßnahmen müssen zielori-

entiert sein. Sie sollten mit einer Ressourcenplanung verbunden werden und zeitlich kalkuliert 

sowie mit Meilensteinen hinterlegt sein. Dabei sollten die Aufgaben untereinander priorisiert 

werden. Abschließend sollte geregelt sein, wie der Maßnahmenplan überwacht und im Bedarfs-

fall angepasst wird. 

Durch den Rat der Stadt Gelsenkirchen wurde bereits im Jahr 2008 ein erstes Maßnahmen-

programm mit 25 Schwerpunktprojekten beschlossen. Der Maßnahmenplan wurde in vier Hand-

lungsfelder untergliedert (Kommune als Vorbild, Solarstadt Gelsenkirchen, Energieeffizienz im 

Gebäudebestand, Mobilität). In diesen wurden insgesamt 50 Maßnahmen zusammengestellt.   

In der Folge wurden weitere Maßnahmenprogramme aufgestellt: 

 Klimaschutz-Maßnahmenprogramm 2012 bis 2014 (Beschluss 2011) 

 Klimaschutzteilkonzept: Ausgewählte kommunale Liegenschaften (2014) 

 Diverse Maßnahmen für ausgewählte Gebäude 

 Klimaschutz-Maßnahmenprogramm 2015 bis 2017 (Beschluss 2015) 

 Klimaschutz-Maßnahmenprogramm 2018 bis 2020 (Beschluss 2018) 

In der Sitzung im Februar 2023 hat der Rat der Stadt Gelsenkirchen neben dem Klimakonzept 

2030/2045 als weiteren wichtigen Meilenstein einen Klimamaßnahmenplan 2023 - 2025 be-

schlossen. Dieser beinhaltet die folgenden fünf Handlungsfelder: 

Handlungsfeld 1: Vorbild Stadt 

Handlungsfeld 2: Klimatransformation der Stadtgesellschaft: private Haushalte, (Umwelt-)  

   Bildung, Öffentlichkeitsarbeit 

Handlungsfeld 3: Klimagerechte Wirtschaft: Gewerbe, Handel, Dienstleistungen 

Handlungsfeld 4: Klimaneutrale Energieerzeugung und –versorgung 

Handlungsfeld 5: Anpassung an die Folgen des Klimawandels 
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Ergänzt wurde der Beschluss zum Klimamaßnahmenprogramm 2023 – 2025 um die Stellenein-

richtung mehrerer Klimamanager und Klimamanagerinnen in verschiedenen Referaten der 

Stadt Gelsenkirchen. Im Referat Hochbau und Liegenschaften wurden fünf Klimamanagement-

Stellen geschaffen.  

Im Handlungsfeld 1 hat die Stadt Gelsenkirchen insbesondere für den Gebäudebereich diverse 

Maßnahmen beschlossen. Diese sind: 

 Standards für Neubau und Sanierung kommunaler Liegenschaften 

 Aufstellung und Umsetzung Sanierungsfahrplan kommunale Liegenschaften inkl. einer 

klimafreundlichen Wärmeversorgung 

 Fernwärmeanschluss kommunaler Liegenschaften  

 Ausbau Photovoltaik auf kommunalen Dachflächen 

 Jährlicher Energiebericht zur Verbrauchsentwicklung 

 Dauerhafter Bezug von zertifiziertem Ökostrom und Ökogas im Konzern Stadt Gelsenkir-

chen 

Für die in den Handlungsfeldern definierten Maßnahmen wurden Maßnahmensteckbriefe erar-

beitet. Mit den Maßnahmensteckbriefen beschreibt die Stadt Gelsenkirchen die einzelnen Maß-

nahmen mit den notwendigen Arbeitsschritten, den Beteiligten, den Zuständigkeiten sowie 

Schätzungen zu Zeitaufwänden und finanziellen Ressourcen. Zur Einschätzung des Maßnah-

mensteckbriefes stellen wir die wesentlichen Inhalte in der nachfolgenden Tabelle dar. 

Maßnahmensteckbrief Gelsenkirchen 

Maßnahmentitel 

Maßnahmennummer, Handlungsfeld, Priorität 

Kurzbeschreibung 

Handlungsschritte/Zeitplan, Einführung und Dauer der Maßnahme 

Projektleitung/Verantwortliche, Partner, Zielgruppe 

Meilensteine 

Gesamtaufwand/(Anschub-)Kosten, Finanzierungsansatz 

Energie- und THG-Einsparung/Auswirkungen Klimaanpassung 

Synergieeffekte/Hinweise 

Der Steckbrief enthält wichtige Aspekte zur Einordnung der Maßnahmen hinsichtlich Aufwand 

und Wirkung.  

Mit Blick auf den eigenen Gebäudebestand kommt der Maßnahme Nr. 6 (im Handlungsfeld Vor-

bild Stadt) „Strategie für einen klimaneutralen Gebäudebestand“ eine besondere Bedeutung zu. 

Hier hat die Stadt Gelsenkirchen bereits die Leitlinie „Energetische Standards und Planungsvor-

gaben für den klimagerechten Neubau und die Sanierung städtischer Liegenschaften der Stadt 
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Gelsenkirchen“ erarbeitet. Diese wurde vom Rat der Stadt Gelsenkirchen im September 2023 

beschlossen und soll für alle Maßnahmen angewendet werden.  

Eine besondere Bedeutung kommt der Sanierung der kommunalen Bestandsgebäude zu. In 

den städtischen Gebäuden werden ca. zwei Prozent der Gesamtemissionen verursacht. Der 

Anteil der Stadtverwaltung Gelsenkirchen ist somit relativ gering, gleichwohl kommt der Stadt 

eine Vorbildfunktion zu. Sie sollte mit gutem Beispiel vorangehen und den Energieverbrauch 

und somit den CO2-Ausstoss senken. Daher hat die Stadt Gelsenkirchen bereits im Jahr 2014 

das Klimaschutzteilkonzept „Ausgewählte kommunale Liegenschaften“ aufgestellt. Mit diesem 

Teilkonzept wurden für ausgewählte Liegenschaften Basisdatenbewertungen (270 Gebäude), 

Gebäudebewertungen (94 Gebäude) und Feinanalysen (sechs Gebäude) durchgeführt.  

Im Rahmen der Gebäudebewertung wurde eine Grobbewertung von 94 Gebäuden durchgeführt 

und analysiert, wo dringender energetischer Handlungsbedarf besteht sowie wie hoch die damit 

verbundenen Investitionskosten sind. Die gesamten Investitionskosten für diese Maßnahmen 

wurden mit rund 62 Mio. EUR beziffert. Nach Auskunft der Stadt wurden bis heute ca. 25 Pro-

zent der Maßnahmen ganz oder teilweise umgesetzt. 

Dieses Teilkonzept soll, soweit möglich, als Grundlage dienen, den bereits o.g. Sanierungsfahr-

plan für die kommunalen Liegenschaften zu erstellen. Zu berücksichtigen ist allerdings hierbei, 

dass das Teilkonzept nicht mit den aktuellen Leitlinien der Stadt konform ist. Diese haben sich 

mittlerweile weiterentwickelt und auch die Zielsetzung wurde angepasst. Weiterhin muss in der 

Sanierungsreihenfolge die kommunale Wärmeplanung berücksichtigt werden. 

Aus dem Klimakonzept 2030/45 geht hervor, dass aufgrund des hohen Alters der kommunalen 

Gebäude, der geringen finanziellen Mittel für Sanierungsmaßnahmen und begrenzter Personal-

ressourcen ein deutlicher Sanierungsstau besteht. Daher kommt dem Sanierungsfahrplan für 

die kommunalen Liegenschaften eine besondere Bedeutung zu. Insbesondere wird von großem 

Interesse sein, wie hoch die entsprechenden Kosten für die Sanierung der städtischen Ge-

bäude beziffert werden, um die Treibhausgasneutralität zu erreichen. Aktuell kann die Stadt 

Gelsenkirchen zu den notwendigen Kosten noch keine Aussage treffen. Die Stelle des Sanie-

rungsmanagers ist erst seit wenigen Monaten besetzt (Oktober 2024). Eine erste Ausschrei-

bung für die Erstellung von beispielhaften Sanierungsfahrplänen durch externe Büros für drei 

städtische Objekte ist von diesem bereits in die Wege geleitet. Weitere werden nach Vorlage 

und Überprüfung der Eignung der Ergebnisse folgen. Die Stadt Gelsenkirchen geht davon aus, 

dass erste Maßnahmen erst ab 2026 durchgeführt werden. Es wird auch vor 2026 zu Sanie-

rungsmaßnahmen an kommunalen Gebäuden kommen. Allerdings werden diese nicht nach der 

systematischen Zielsetzung eines Sanierungsfahrplans umgesetzt.  

Die gpaNRW sieht in der Bezifferung und auch der tatsächlichen Berücksichtigung notwendiger 

Maßnahmen in der städtischen Haushaltsplanung eine wichtige Voraussetzung, um das Ziel der 

THG-Neutralität für den Gebäudebestand bis zum Jahr 2045 zu erreichen.  

Um den Finanzmittelbedarf zu beurteilen, der für die Sanierung des städtischen Gebäudebe-

stands der Stadt Gelsenkirchen hin zur THG-Neutralität notwendig wird, hat die gpaNRW eine 

Kalkulation anhand eines Wertekorridors in Verbindung mit der Fläche der Gebäude vorgenom-

men. 
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Der Wertekorridor gibt einen finanziellen Rahmen mit von- / bis-Werten an sowie einem Basis-

wert. Dabei handelt es sich um Orientierungswerte, die auf Erfahrungswerten anderer Kommu-

nen sowie auf Fachliteratur basieren28, die durchaus nach unten wie auch nach oben, je nach 

Vorhaben, abweichen können. 

Wertekorridor für die Sanierung städtischer Gebäude in Euro je qm BGF 

von Basiswert  bis 

1.600 2.500 3.400 

 

Der Basiswert liegt bei 2.500 Euro je qm Bruttogrundfläche (BGF). Dieser beinhaltet Finanzmit-

tel für Umbauten, Modernisierungen oder Instandsetzungen oder auch Kombinationen aus den 

vorgenannten Maßnahmen. Dabei handelt es sich nicht ausschließlich um Maßnahmen, die 

dem Klimaschutz dienen. Eine Differenzierung ist für diese Überschlagskalkulation nicht mög-

lich. Nicht enthalten sind Nebenkosten wie z.B. eigene Personalaufwendungen in den Ämtern 

oder Planungskosten für externe Dritte. 

Es handelt sich um einen Schätzwert und soll lediglich eine Prognose darstellen. Die tatsächli-

chen Kosten für den Umbau des Gebäudebestandes können durchaus höher liegen. Da aber 

voraussichtlich nicht alle Gebäude angepasst werden müssen, aber der gesamte Flächenanteil 

mit diesem Wert multipliziert wird, ist der Basiswert als Schätzwert angemessen. 

Der eigene Gebäudebestand der Stadt Gelsenkirchen umfasst eine Fläche von rund 910.000 

Quadratmeter (BGF). Multipliziert mit dem Basiswert von 2.500 Euro je qm ergibt sich ein Fi-

nanzmittelbedarf von insgesamt rund 2,3 Mrd. Euro, der für die Zielerreichung der Treibhaus-

gasneutralität im eigenen Gebäudebestand bis zum Jahr 2045 aufgewendet werden muss. Bis 

zum Zieljahr 2045 verbleiben der Stadt Gelsenkirchen noch 22 Jahre (ab 2024). Umgerechnet 

auf die verbleibenden Jahre bis zum Zieljahr ergibt sich ein jährlicher Finanzmittelbedarf von 

rund 103 Mio. Euro.  

Neben dem erforderlichen Finanzmittelbedarf für die kommenden Jahre bis zum Erreichen der 

THG-Neutralität, haben wir uns auch den bisherigen Finanzmitteleinsatz in den eigenen Gebäu-

debestand angesehen. 

Finanzmitteleinsatz für städtisches Gebäudeportfolio Gelsenkirchen in Mio. Euro 

 2020 2021 2022 2023 

Finanzmitteleinsatz in Mio. € 33,1 37,3 27,7 34,5 

In den vergangenen Jahren hat die Stadt Gelsenkirchen durchschnittlich rund 33 Mio. Euro 

(konsumtiv und investiv) pro Jahr zur Erhaltung der kommunalen Liegenschaften ausgegeben. 

 

28 Diese Werte basieren insbesondere auf Baukostenberechnungen für öffentliche Gebäude sowie auf Standards der DIN 276, die die 

Bauwerkskosten (KG 300) und die Kosten für technische Anlagen (KG 400) detailliert beschreibt. 
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In der folgenden Grafik haben wir den bisherigen Finanzmitteleinsatz dem Finanzmittelbedarf 

gegenübergestellt. 

Finanzmitteleinsatz und Finanzmittelbedarf im städt. Gebäudemanagement Gelsenkirchen in Mio. 
Euro 

 

* bis 2023: IST, ab 2024: PLAN (kalkulierter Bedarf nach gpa-Modellrechnung) 

Es wird deutlich, dass der zukünftig erforderliche Finanzmittelbedarf erheblich über dem bisheri-

gen Finanzmitteleinsatz liegt. Die Stadt Gelsenkirchen müsste, bzw. muss ihre Finanzmittel in 

den eigenen Gebäudebestand mehr als verdreifachen, wenn sie das Ziel der THG-Neutralität 

bis zum Jahr 2045 realistisch und auch tatsächlich erreichen möchte.  

Dabei ist zu berücksichtigen, dass es sich bei der oben dargestellten Berechnung ausschließ-

lich um die Sanierung von Bestandsgebäuden handelt. Mittel, die sich aus weiteren Aufgaben 

ergeben (z.B. Schulneubau aufgrund gestiegener Schülerzahlen), muss die Stadt Gelsenkir-

chen zusätzlich einplanen.  

Grundsätzlich können im Haushalts- bzw. Wirtschaftsplan noch nicht alle Maßnahmen enthalten 

sein. Das gilt vor allem für finanzwirtschaftliche Auswirkungen, die sich noch nicht hinreichend 

konkretisieren lassen oder über den Planungszeitraum des Haushaltsplans hinausgehen. Auf-

grund der voraussichtlich erheblichen Größenordnung sollte die Stadt Gelsenkirchen auch 

diese Maßnahmen jedoch in ihren finanzwirtschaftlichen Planungen außerhalb des Haushalts-

plans im Blick haben. Dadurch kann sie frühzeitig Auswirkungen auf spätere Haushalte zumin-

dest grob einschätzen und gegebenenfalls notwendige Prioritätensetzungen einleiten. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte den Finanzmittelbedarf beziffern und die entsprechenden Mit-

tel in ihrer Planung berücksichtigen. 

Sollte die Stadt Gelsenkirchen die erforderlichen Finanzmittel in der notwendigen Höhe nicht bis 

2045 aufbringen können, hätte dies gravierende Auswirkungen auf das Ziel der gebäudewirt-

schaftlichen Treibhausgasneutralität.  
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Neben den notwendigen Finanzmitteln erschweren allerdings die aktuellen Rahmenbedingun-

gen und äußeren Faktoren die Umsetzung der Maßnahmen. Als Risiken sind hier die klimapoli-

tischen Herausforderungen, Preisänderungsrisiken oder auch Finanzierungsrisiken zu nennen. 

Lieferengpässe, Fachkräftemangel und Förderungsunsicherheit können zusätzlich erschwe-

rende Auswirkungen nach sich ziehen. Insbesondere sind für die Planung und Realisierung der 

Maßnahmen entsprechende Personalressourcen erforderlich. 

4.5.4 Treibhausgasbilanz 

 Feststellung 

Die Stadt Gelsenkirchen schaffte durch eigene Klimaschutzbemühungen in den letzten Jah-

ren eine Reduzierung der THG-Emissionen. Es stellt sich als sehr ambitioniert dar, die THG-

Neutralität bis zum Jahr 2040 bzw. 2045 zu erreichen. 

Eine Stadt sollte über eine Treibhausgasbilanz (THG-Bilanz) verfügen. Hiermit wird die Möglich-

keit gegeben, mit Hilfe geeigneter Messgrößen die Wirksamkeit und die Erfolgskontrolle eigener 

Klimaschutzbemühungen zu protokollieren.  

Die Europäische Union, die Bundesrepublik Deutschland und das Land Nordrhein-Westfalen 

haben konkrete Klimaschutzziele vereinbart. Auch die Stadt Gelsenkirchen hat analog dieser 

Vorgaben eigene Ziele zum Klimaschutz festgelegt. Wichtiger Bestandteil der eigenen Bemü-

hungen ist eine Treibhausgasbilanz, die den Ist-Zustand der Emissionen festhält sowie den Ver-

lauf der Emissionsreduzierungen dokumentiert. 

Eine Treibhausgasbilanz beschreibt alle klimawirksamen Emissionen innerhalb definierter Sys-

temgrenzen. Sie schafft somit die notwendige Transparenz, inwieweit die getroffenen Maßnah-

men zum Klimaschutz Wirkung zeigen und ob die gesetzten Ziele in der vorgegebenen Zeit er-

reicht werden können.  

Für die Stadt Gelsenkirchen hat der Regionalverband Ruhr (RVR) die Treibhausgasbilanz für 

die Zeitreihe 1990 bis 2020 erstellt und schreibt diese zukünftig in einem 2-jährigen Turnus fort. 

Die THG-Bilanz wurde nach der Bilanzierungs-Systematik Kommunal (BISKO) erstellt. Dabei 

wurden alle energiebedingten Emissionen innerhalb der Stadtgrenzen von Gelsenkirchen bilan-

ziert (Territorialprinzip). Die Berechnung erfolgt durch die Multiplikation von Aktivitätsdaten29 mit 

definierten Emissionsfaktoren30. In der Vergangenheit wurde die Bilanz nach dem Verursacher-

prinzip aufgestellt. 

 

 

29 Aktivitätsdaten können der Verbrauch an Heizöl sein oder die Zählerstände von Strom- und Gasverbrauch oder die Kraftstoffkosten 
der Dienstfahrzeuge etc. 

30 Der Emissionsfaktor gibt an, wie viel Kilogramm (kg) oder Tonnen Treibhausgase beim Einsatz einer definierten Menge eines Energie-
trägers oder Materials, abhängig von dessen Kohlenstoffgehalt, freigesetzt werden. 
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THG-Emissionen Gelsenkirchen in Tausend t CO2eq/a 1990 bis 2020 

 

Nach der entsprechenden Berechnung sind in der Stadt Gelsenkirchen im Jahr 2020 rund 1.500 

Kilotonnen CO2eq
31 (THG-Emissionen) entstanden. Im Vergleich zum Jahr 1990 haben sich die 

THG-Emissionen um über 50 Prozent reduziert. Dieser Rückgang wurde insbesondere durch 

Energieträgerumstellungen (weg von Kohle oder Heizöl und hin zu Erdgas oder erneuerbaren 

Energien) erreicht.  

Die Emissionen wurden nach verschiedenen Verbrauchssektoren aufgeschlüsselt: 

 Haushalte, 

 Industrie, 

 Gewerbe - Handel – Dienstleistungen (GHD), 

 Kommunale Gebäude, 

 Verkehr. 

In den verschiedenen Sektoren ergibt sich folgende Verursachung von THG-Emissionen: 

 

31 Für die Berechnung der THG-Emissionen wurden die vom Umweltbundesamt empfohlenen BISKO-Faktoren verwendet. Diese berück-
sichtigen nicht nur die reinen CO2-Emissionen, sondern auch CO2-Äquivalente (wie z. B. Methan). 
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THG-Emissionen nach Sektoren Gelsenkirchen 2020 in Prozent 

 

Es ist deutlich zu erkennen, dass in dem kommunalen Sektor die geringsten Treibhausgase 

verursacht werden. Somit bestehen im Konzern der Stadt Gelsenkirchen auch nur geringe Mög-

lichkeiten, die Gesamtbilanz spürbar durch Einsparungen zu beeinflussen. Gleichwohl kommt 

der Stadt Gelsenkirchen eine besondere Bedeutung zu. So hat sie eine Vorbildfunktion und 

sollte mit der verbindlichen Umsetzung ihrer Maßnahmen mit gutem Beispiel vorangehen (siehe 

auch Ausführungen im Kapitel 4.5.3 „Planung von Klimaschutzmaßnahmen“). 
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THG-Emissionen nach Energieträgern Gelsenkirchen 2020 in Prozent 

An der Verteilung der THG-Emissionen ist zu erkennen, dass ein großes Einsparpotenzial im 

Bereich der Wärmeversorgung besteht. Durch die Sanierung der Gebäudehülle sowie Erneue-

rung der Heizsysteme können Wärmebedarfe und Emissionen in erheblichem Umfang reduziert 

werden.  

Im Kommunalsektor sind die überwiegenden THG-Emissionen den kommunalen Liegenschaf-

ten zuzuordnen. Somit ergeben sich im Stadtkonzern Gelsenkirchen durch die energetische Sa-

nierung der städtischen Gebäude die größten Einspareffekte.  

Damit die Stadt Gelsenkirchen ihren notwendigen Beitrag leisten kann, das 2015 in Paris be-

schlossene 1,5 Grad - Ziel bei der Erderwärmung einzuhalten, müsste sie ihre CO2-Emissionen 

ab 2020 weiter deutlich senken. Erreicht die Stadt die THG-Neutralität nicht, wenn das CO2-

Restbudget aufgebraucht ist, hat sie ihr Ziel verfehlt. Das CO2-Restbudget stellt eine Ober-

grenze der globalen CO2-Emissionen dar, bei dessen Einhaltung das Pariser Klimaabkommen 

erfüllt werden kann. Die Stadt Gelsenkirchen hat für sich folgendes Restbudget errechnet:  

Restbudget Gelsenkirchen nach Einwohnerprinzip 2020 

Ziel 
Restbudget Gelsenkirchen 

in t CO2 
verbleibende Jahre 

1,5°C-Ziel (50% Wahrscheinlichkeit Zielerreichung) 13,3 Mio. 8,6 

1,75°C-Ziel (50% Wahrscheinlichkeit Zielerreichung) 19,3 Mio. 12,5 

Quelle: Klimakonzept 2030/45, S. 41/42 
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Sollte die Stadt Gelsenkirchen ihr Ziel der THG-Neutralität nicht erreichen, emittiert sie rechne-

risch ein größeres Restbudget. Zu berücksichtigen ist hierbei allerdings, dass sich die wissen-

schaftlichen Rahmenbedingungen mittlerweile nachteilig verändert haben. Aktuelle Berechnun-

gen haben gezeigt, dass die Erderwärmung im Mittel bereits über 1,5 Grad angestiegen ist. In-

sofern haben sich auch das Restbudget und die daraus resultierenden Jahre, die zur Verfügung 

stehen, reduziert. 

In der THG-Bilanz ist zu erkennen, dass durch die bisherigen Maßnahmen die THG-Emissionen 

gesunken sind. Allerdings sind noch weitere Anstrengungen notwendig, um das Ziel der THG-

Neutralität bis zum Jahr 2045 zu erreichen.  

In dem Klimakonzept 2030/45 wurde für die Stadt Gelsenkirchen ein Klimaschutzszenario er-

stellt, in dem ein möglicher Pfad zum Erreichen der (bilanziellen) Treibhausgasneutralität bis 

zum Jahr 2040 dargestellt wird. Dabei werden die Treibhausgasemissionen bis zum Jahr 2040 

um 93 Prozent reduziert. 

In diesem Szenario werden diverse Annahmen getroffen, die für die Zielerreichung zwingend 

umgesetzt werden müssen: 

 Energetische Erneuerung des Gebäudebestandes (Erhöhung der Sanierungsrate) i. V. 

m. Reduzierung des Wärmeverbrauchs, 

 Verdrängung fossiler Energieträger, 

 Ausbau der „Grünen“ Nah- und Fernwärme, der Solarthermie und der Wärmepumpen, 

 Anteil der Fernwärme wird zu 100 Prozent dekarbonisiert, 

 Wärmeversorgung bis 2040 zu 100 Prozent aus erneuerbaren Energien, 

 Ausbau Photovoltaik und Windkraft, 

 Verlagerung des Individualverkehrs auf den Öffentlichen Nahverkehr,  

 Umrüstung der Antriebstechnologie auf klimaschonendere Antriebe. 

Trotz der höchst ambitionierten Anstrengungen verbleibt ein Rest an Treibhausgasemissionen, 

welcher kompensiert werden muss. 

Aus dem Klimakonzept geht hervor, dass die „getroffenen Annahmen und die Hebung der iden-

tifizierten Potenziale einen gesamtgesellschaftlichen Kraftakt bedeuten“. So bedeutet beispiels-

weise die angesetzte Modernisierungsrate der Gebäude mindestens eine Verdreifachung der 

aktuell durchgeführten Modernisierungen.  

Das anvisierte Ziel der THG-Neutralität bis 2040 wird nur erreicht, wenn in allen Sektoren eine 

beschleunigte Umsetzung der notwendigen Maßnahmen ergriffen wird. Es wird deutlich, dass 

der Stadt Gelsenkirchen die THG-Neutralität nur gelingen kann, wenn auch Unternehmen und 

private Haushalte diesen Weg mitgehen. Gleichwohl sollte sie die Maßnahmen in ihrem direk-

ten Einflussbereich verbindlich umsetzen (Stichwort „Vorbildfunktion“). 
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 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte regelmäßig bewerten, ob das ambitionierte Ziel der THG-

Neutralität 2040 bzw. 2045 erreichbar ist. Ist dies nicht der Fall, sollte sie weitere Maßnah-

men initiieren. 

4.5.5 Energiemanagement  

 Die Stadt Gelsenkirchen hat ein Energiemanagement für ihr Gebäudeportfolio eingeführt. 

Zentraler Baustein ist das eingerichtete Verbrauchsdatenmanagementsystem. Dadurch ver-

fügt sie über umfangreiche Daten und Einflussmöglichkeiten zu ihren Einrichtungen. Durch 

den weiteren Ausbau wird der Bereich weiter optimiert. 

Mit einem Energiemanagement sollte eine Stadt ihre organisatorischen und technischen Ab-

läufe sowie Verhaltensweisen so beeinflussen, dass sie den gesamten Energieverbrauch unter 

wirtschaftlichen und klimaschutztechnischen Gesichtspunkten senken kann. Somit sollte sie die 

Energieeffizienz kontinuierlich steigern. In einem Energiemanagementsystem sollte eine Stadt 

ihre Energiepolitik, Planung, Einführung und Umsetzung sowie Kontrolle erfassen, um eine kon-

tinuierliche Verbesserung des Energiebedarfs zu erreichen. 

Das Energiemanagement gewinnt in der Stadt Gelsenkirchen angesichts steigender Energie-

kosten und der Verpflichtungen zum Klimaschutz zunehmend an Bedeutung. Ziel ist es, den 

Energieverbrauch in öffentlichen Gebäuden systematisch zu überwachen, Einsparpotenziale zu 

identifizieren und Maßnahmen zur Reduzierung des Energieverbrauchs zu ergreifen. Die Stadt 

Gelsenkirchen ist bestrebt, die Energieeffizienz ihrer Liegenschaften kontinuierlich zu steigern 

und die CO₂-Emissionen zu senken, um einen nachhaltigen Beitrag zum Klimaschutz zu leisten. 

Das Energiemanagement wird zentral im Referat 65 Hochbau und Liegenschaften der Stadt 

Gelsenkirchen geführt. Hier liegt die Zuständigkeit im Bereich 65/2.3 Team Energie. 

Ein wesentlicher Bestandteil des Energiemanagements ist das sich im Aufbau befindliche Ener-

giemanagementsystem. Mit diesem System wird eine systematische, zeitnahe und gebäude-

scharfe Verbrauchsdatenerfassung vorgenommen. Dadurch kann die Stadt Gelsenkirchen die 

Strom-, Wärme- und Wasserverbräuche und die entsprechenden Kosten transparent und ver-

brauchsorientiert erfassen und analysieren. Durch den Einbau moderner und intelligenter Mess-

systeme und Sensoren ist es möglich, die entsprechenden Verbrauchsmengen in Echtzeit zu 

erfassen. 

Ein Großteil der städtischen Gebäude ist bereits mit modernen und intelligenten Messsystemen 

ausgestattet. So können in einem definierten Rhythmus (z.B. 15 Minuten bei Stromzählern) die 

Energieverbrauchsdaten bzw. Zählerstände übermittelt werden. Bei Liegenschaften, die noch 

nicht entsprechend ausgestattet sind, erfolgt die Erfassung der Verbräuche über die Rechnun-

gen.   

Die entsprechenden Daten werden in einer Software zur Verbrauchsdatenerhebung (Ver-

brauchsdatenmanagementsystem – VDMS) erfasst. Mit dem VDMS ist eine Betrachtung der ak-

tuellen Verbräuche jederzeit möglich. Allerdings ist die Anwendung des VDMS selbst noch nicht 

vollständig entwickelt und die digitalen Zähler noch nicht flächendeckend für alle kommunalen 

Objekte installiert. Langfristig soll mit dem VDMS eine unterjährige Betrachtung und Analyse 

der Verbrauchsdaten aller städtischer Objekte möglich sein. 
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Die digitale Erfassung bringt zahlreiche Vorteile mit sich. So können Anomalien im Wasserver-

brauch, wie etwa durch ein Leck in einer Wasserleitung, frühzeitig erkannt und Wasserschäden 

vermieden werden. Überdurchschnittlich hohe Verbräuche, z. B. durch falsch eingestellte Hei-

zungen oder offene Wasserhähne, können ebenfalls identifiziert werden. Dies ermöglicht eine 

effizientere Ressourcennutzung, wodurch nicht nur Kosten eingespart werden, sondern auch 

die Umwelt geschont und die Verwaltung der Gebäude vereinfacht wird. 

4.5.6 Monitoring 

 Die Stadt Gelsenkirchen arbeitet am Aufbau eines Monitoringsystems. Ergänzt werden soll 

dies mit jährlichen Energieberichten für das Gebäudemanagement. 

Die klimaschutzrelevanten Entscheidungen, Projekte und Maßnahmen wirken vielfach erst lang-

fristig. Daher sind die von Politik und Verwaltungsführung einer Stadt beschlossenen Ziele in 

der Regel auch eher langfristig gesetzt. Diese Zielvorgaben bilden die Basis für die Planungen 

und die dafür notwendigen Entscheidungen. Dabei sollte eine Stadt Kennzahlen und Indikato-

ren zur Messung der Zielerreichung einsetzen. Über ein Berichtswesen sollte sie beurteilen, in-

wieweit sie die gesetzten Ziele realisiert. 

Der Stadt Gelsenkirchen ist bewusst, dass für eine effiziente Maßnahmenumsetzung sowie 

die Überprüfung der Zielerreichung der Aufbau eines aussagekräftigen Monitoring- und Control-

lingsystems notwendig ist. 

Für das Monitoring der Klimaschutz-Maßnahmenprogramme zum Integrierten Klimaschutzkon-

zept 2020 wurde von einem externen Ingenieurbüro im Jahr 2015 ein Monitoringansatz entwi-

ckelt. Dieser wurde mit Blick auf die Entwicklung des Klimamaßnahmenprogramms allerdings 

durch die Stadt nicht implementiert bzw. genutzt.  

In dem Klimakonzept 2030/45 wurde unter der Überschrift „Controlling“ folgendes definiert: „Um 

zielgerichtet zu agieren, bedarf es eines regelmäßigen Monitorings und Controllings der Klima-

schutz- und Klimaanpassungsaktivitäten. 

Das Monitoring und Controlling setzten sich hierbei aus mehreren Bausteinen zusammen. Dazu 

zählen: 

 Indikatoren für die Überprüfung der Zielerreichung einzelner Leitlinien, 

 das gesamtstädtische Controlling der Endenergieverbrauchsentwicklung und der Treib-

hausgasemissionen sowie weiterer Kennzahlen sowie 

 ein einzelmaßnahmenbezogenes Controlling, das konkrete Umsetzungserfolge messen 

bzw. Probleme ermitteln soll.“ 

Im Weiteren werden diverse Werkzeuge beschrieben, wie z.B.: 

 Benchmark 

 Leitlinienbasierte Indikatoren 

 Projektbezogenes Controlling 
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 Multi-Projektmanagement 

 European Energy Award32 (Die Stadt hat dieses Instrument in der Vergangenheit bereits 

genutzt.)  

Ein Mangel an Steuerung und Monitoring bei Klimaschutzmaßnahmen kann zu merklichen Kon-

sequenzen führen. Ohne ausreichende Überwachung drohen die Klimaschutzprogramme ins 

Leere zu laufen und die gesetzten Ziele zu verfehlen.  

Aktuell arbeitet die Koordinierungsstelle Klima daran, für das Klimaschutz-Maßnahmenpro-

gramm ein maßnahmenbezogenes Evaluationssystem aufzubauen. Dieses befindet sich aber 

noch in der Anfangsphase.  

Ergänzend erfolgt durch die regelmäßige Erstellung der Treibhausgas-Bilanz für die Stadt Gel-

senkirchen ein Erfolgs- und Wirkungscontrolling der Klimaschutzmaßnahmen. 

Für die städtischen Liegenschaften kann ein Monitoring bzw. ein entsprechendes Berichtswe-

sen über regelmäßige Energieberichte stattfinden. Die Erstellung jährlicher Energieberichte zur 

Verbrauchsentwicklung wurde im Klimakonzept unter dem Handlungsfeld 1 „Vorbild Stadt“ Nr. 

10 festgeschrieben. 

4.5.7 Bauinvestitionscontrolling (BIC) 

 Feststellung 

Die Stadt Gelsenkirchen hat bisher noch keine Grundlagen für ein Bauinvestitionscontrolling 

geschaffen. 

Ein systematisches Bauinvestitionscontrolling (BIC) sollte bereits mit Beginn der Maßnahmen-

planung die Bedarfsfeststellung unterstützen. Im weiteren Verfahrensablauf wird die Einhaltung 

von Kosten und Projektlaufzeiten möglichst abgesichert. Eventuelle Planabweichungen und 

Kostensteigerungen werden rechtzeitig erkannt und das BIC ermöglicht ein frühzeitiges Gegen-

steuern. 

Das BIC ist ein wesentliches Instrument zur Bedarfsplanung, Steuerung und Überwachung von 

Investitionsprojekten in Kommunen. Es gewährleistet, dass z. B. Bauvorhaben planmäßig, wirt-

schaftlich und im Einklang mit den festgelegten Zielen umgesetzt werden. Durch die struktu-

rierte Herangehensweise wird der gesamte Ablauf eines (Bau) Projekts in Phasen unterteilt, 

was eine klare und transparente Projektsteuerung ermöglicht. Die einzelnen Phasen bieten dar-

über hinaus die Möglichkeit, weniger komplexe und kostenintensive Maßnahmen nur einzelnen 

Phasen zuzuordnen. Ein Regelverfahren beinhaltet z. B. folgende Phasen: 

 Bedarfsableitung; Bedarfsanzeige; verwaltungsinterne Vorentscheidung; Angaben zur Fi-

nanzierung 

 

32 Der European Energy Award (eea) ist ein Qualitätsmanagementsystem und ein Zertifizierungsverfahren. Damit sollen die Klimaschutz-
aktivitäten erfasst, bewertet, geplant, gesteuert und regelmäßig überprüft werden. Das Programm dient der Energieeinsparung, der 
effizienten Nutzung von Energie und der Steigerung des Einsatzes regenerativer Energien in Kommunen. Zudem bietet es Entschei-
dungshilfen für Investitionen. Es wird von der Landesregierung Nordrhein-Westfalen unterstützt. 
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 Definition des Projekts; Voruntersuchung und gegebenenfalls Machbarkeitsstudie; Kos-

tenrahmen 

 Vorentwurfsplanung; Kostenschätzung 

 Entwurfsplanung; Kostenberechnung 

 Ausführungsplanung, mit Genehmigungs- und Ausführungsplanung sowie Vergabe 

 Ausführung 

 Erfolgskontrolle, mit Dokumentation, Würdigung von Planung, Ausführung und Zielerrei-

chung, Kostenfeststellung 

Die Stadt Gelsenkirchen hat bisher kein geschäftsbereichsübergreifendes Verfahren zum Bau-

investitionscontrolling eingeführt. Bei einem geschäftsbereichsübergreifenden Verfahren setzen 

sich im Vorfeld einer Maßnahme bereits alle zuständigen Verwaltungseinheiten zusammen und 

erarbeiten notwendige Kriterien. Hier geht es beispielsweise um Fragen der Multifunktionalität 

von Gebäuden, Wirtschaftlichkeitsberechnungen und Alternativvarianten. 

In der Abteilung 65/5 (Referat Hochbau und Liegenschaften / Controlling) ist ein Team Projekt-

controlling mit 1,5 Stellen eingerichtet (für eine Stelle läuft zurzeit das Stellenbesetzungsverfah-

ren), welches aktuell 16 Maßnahmen kaufmännisch steuert (und somit nur einen kleinen Teil 

aller Baumaßnahmen). Allerdings machen diese 16 Maßnahmen ca. 80 Prozent des gesamten 

Finanzvolumens aller Baumaßnahmen aus. Hier wurde ein Controllingverfahren zur Finanz- 

und Terminüberwachung mit monatlichen Abweichungsberichten für den Vorstand und die Re-

feratsleitung entwickelt. Bei diesem Bereich handelt es sich allerdings eher um ein Bauprojekt- 

oder Baufinanzcontrolling. 

Eine zentrale Steuerung aller Maßnahmen, wie sie ein umfassendes BIC vorsieht, existiert 

nicht. Es fehlt eine zentrale Organisationseinheit, die Bauinvestitionen koordiniert und die fol-

genden Aufgaben übernimmt: 

 Steuerung der Finanzierung, Planung und Durchführung 

 Koordination der Interessen der Projektbeteiligten 

 Sicherstellung einheitlicher Projektziele hinsichtlich Qualität, Kosten und Terminen 

Wichtig ist dabei, dass die mit dem BIC betraute Organisationseinheit nicht in Konkurrenz zur 

jeweils federführenden Stelle steht. Das könnte Interessenkonflikte auslösen. Des Weiteren 

sollten Personen keine Doppelfunktion erhalten. Sie sollten nicht einerseits fachliche Aufgaben 

im Bauprojekt haben und andererseits im BIC selbst steuernd tätig werden. 

Eine solche zentrale Organisationseinheit sollte durch einen schriftlichen Handlungsrahmen un-

terstützt werden, der die Prozesse, Zuständigkeiten und Verfahren des BIC regelt. Die Ver-

schriftlichung in Form bspw. einer Dienstanweisung stellt sicher, dass alle Projekte systema-

tisch geplant, überwacht und evaluiert werden. 

Der Handlungsrahmen für die Anwendung und Durchführung eines BIC-Verfahrens sollte fol-

genden Regelungsinhalt abdecken:  
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 Zielsetzung 

 Verantwortlichkeiten und Organisation 

 Prozesse und Verfahren 

 Risikomanagement 

 Klimarelevanz und Nachhaltigkeit 

 Abschluss und Evaluation 

Zusätzlich könnte die Stadt Gelsenkirchen weitere wesentliche Elemente, wie detaillierte Be-

griffsdefinitionen und klare Vorgaben zur Messung der Zielerreichung sowie zur Risikoabsiche-

rung, in den Handlungsrahmen aufnehmen. Diese Ergänzungen sind insbesondere bei steigen-

der Komplexität der Bauprojekte und des Investitionsportfolios entscheidend. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte sich Regelungen für ein Bauinvestitionscontrolling geben und 

diese in einer Dienstanweisung festschreiben. 
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4.6 Anlage: ergänzende Tabelle 

Zusammenstellung der Feststellungen und Empfehlungen der gpaNRW zur überörtlichen Prüfung 2024/2025 – Gebäudewirtschaft-Klimaschutz 

Feststellung Seite Empfehlung Seite 

Klimaschutz in der Gebäudewirtschaft 

F1 

Die Stadt Gelsenkirchen hat ein umfangreiches Maßnahmenpaket ausgearbei-

tet. Mit einer Ressourcenplanung sind die Maßnahmen bisher noch nicht ver-

bunden und werden daher noch nicht in der Haushaltsplanung berücksichtigt. 

169 E1 
Die Stadt Gelsenkirchen sollte den Finanzmittelbedarf beziffern und die 

entsprechenden Mittel in ihrer Planung berücksichtigen. 
173 

F2 

Die Stadt Gelsenkirchen schaffte durch eigene Klimaschutzbemühungen in 

den letzten Jahren eine Reduzierung der THG-Emissionen. Es stellt sich als 

sehr ambitioniert dar, die THG-Neutralität bis zum Jahr 2040 bzw. 2045 zu er-

reichen. 

17 E2 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte regelmäßig bewerten, ob das ambitionierte 

Ziel der THG-Neutralität 2040 bzw. 2045 erreichbar ist. Ist dies nicht der 

Fall, sollte sie weitere Maßnahmen initiieren. 

179 

F3 
Die Stadt Gelsenkirchen hat bisher noch keine Grundlagen für ein Bauinvestiti-

onscontrolling geschaffen 
24 E3 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte sich Regelungen für ein Bauinvestitions-

controlling geben und diese in einer Dienstanweisung festschreiben. 
26 
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5. Ordnungsbehördliche Bestattungen 

5.1 Managementübersicht 

Die wesentlichen Ergebnisse der überörtlichen Prüfung der Stadt Gelsenkirchen im Prüfgebiet 

„Ordnungsbehördliche Bestattungen“ stellt die gpaNRW nachfolgend zusammenfassend dar.  

Die Feststellungen und Empfehlungen haben wir tabellarisch in der Anlage aufgeführt. Die Rei-

henfolge ist chronologisch und gibt keine Priorisierung vor. 

Ordnungsbehördliche Bestattungen 

Ordnungsbehördliche Bestattungsfälle nehmen in der Stadt Gelsenkirchen im Zeitraum 2020 

bis 2023 zu, mit weiter steigender Tendenz. Interkommunal hat Gelsenkirchen strukturell be-

dingt mehr ordnungsbehördliche Bestattungsfälle je 10.000 Einwohner als die meisten kreis-

freien Städte. Durch ihre organisatorischen Maßnahmen und Prozessabläufe stellt die Stadt si-

cher, dass die gesetzlichen Regelungen zu den bestattungsrechtlichen Fristen und zur Art der 

Bestattung gewahrt werden. Ordnungsbehördliche Bestattungen im Wege der Ersatzvornahme 

führt die Stadt zwischenzeitlich rechtmäßig im gestreckten Vollstreckungsverfahren durch. Im 

Sofortvollzug veranlasst sie nur ordnungsbehördliche Erdbestattungen bzw. bei Feuerbestattun-

gen die Einäscherung.  

Die Stadt Gelsenkirchen prüft in allen Fällen, ob vorrangig zur Bestattung verpflichtete Perso-

nen zu ermitteln sind. Bei ordnungsbehördlichen Bestattungen als Ersatzvornahme macht die 

Stadt ihren Kostenerstattungsanspruch gegenüber den Bestattungspflichtigen per Kostenbe-

scheid grundsätzlich geltend. Aufgrund einer Stellenvakanz im Betrachtungszeitraum konnte die 

Stadt ihre Kostenerstattungsansprüche jedoch nicht zeitnah durchsetzen. Bei einigen Altfällen 

hat die Stadt aufgrund eines gegen sie ergangenen Urteils und zur Vermeidung weiterer Klagen 

einen Teil der Kosten von den bestattungspflichtigen Angehörigen nicht erhoben. Dadurch hat 

die Stadt insbesondere im Vergleichsjahr 2023 ausnahmsweise niedrige Erträge.  

Bei ordnungsbehördlichen Bestattungen im Wege der Ersatzvornahme erhebt die Stadt Gelsen-

kirchen zum Prüfungszeitpunkt grundsätzlich die maximale Verwaltungsgebühr von 360 Euro, 

um ihren mit der ordnungsbehördlichen Bestattung verbundenen Verwaltungsaufwand zu de-

cken. Dieses Vorgehen ist nicht rechtskonform, da die Stadt das ihr zustehende Ermessen feh-

lerhaft ausübt. Eine Verwaltungsgebühr an der Obergrenze des geltenden Verwaltungsgebüh-

renrahmens sollte Fällen mit besonders hohem Aufwand vorbehalten bleiben. Deshalb muss 

die Stadt Gelsenkirchen bei Fällen mit durchschnittlichem Aufwand geringere angemessene 

Verwaltungsgebühren erheben. Die Stadt Gelsenkirchen hat gegenüber der gpaNRW schriftlich 

zugesichert, dass sie ihr Vorgehen bei der Verwaltungsgebührenerhebung angepasst hat und 

seit November 2024 gestaffelte, dem Einzelfall angemessene, Verwaltungsgebühren erhebt. 

Die Stadt Gelsenkirchen hat bei ordnungsbehördlichen Bestattungen einen vergleichsweise ho-

hen Fehlbetrag, der auf hohe Fallzahlen in Verbindung mit nicht geltend gemachten Kostener-

stattungsansprüchen bei durchgeführten Ersatzvornahmen zurückzuführen ist. Zudem wirken 
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sich die hohen städtischen Friedhofsgebühren belastend auf den Fehlbetrag aus, die jedoch 

gleichzeitig Erträge im städtischen Friedhofswesen sind. Um den hohen Fehlbetrag für ord-

nungsbehördliche Bestattungen zu verringern, sollte die Stadt Gelsenkirchen insbesondere ihre 

Kostenerstattungsansprüche aus Ersatzvornahmen konsequent und zeitnah geltend machen.  

Die Aufgabenerledigung der ordnungsbehördlichen Bestattungen erfolgt in der Stadt Gelsenkir-

chen routiniert und mit verbindlichen Verfahrensstandards zu den Arbeitsabläufen. Positiv ist, 

dass die Stadt plant, ihre Prozessabläufe bei der Fallbearbeitung ordnungsbehördlicher Bestat-

tungen durch den Einsatz eines Dokumentenmanagementsystems (DMS) künftig zu digitalisie-

ren. 

Die Stadt Gelsenkirchen setzt für die Sachbearbeitung ordnungsbehördlicher Bestattungen 

2023 fallbezogen mehr Personal ein als die meisten kreisfreien Städte. Die personelle Nachbe-

setzung einer vakanten Stelle in diesem Jahr soll dazu beitragen, Rückstände aus Vorjahren 

abzuarbeiten. Zudem soll eine geänderte Vorgehensweise bei Ersatzvornahmen dauerhaft eine 

höhere Rechtssicherheit gewährleisten. Durch ihren gezielten Personaleinsatz zur Ermittlung 

von Bestattungspflichtigen kann die Stadt in 2023 in rund 36 Prozent der gemeldeten Fälle eine 

ordnungsbehördliche Bestattung vermeiden. Die Stadt sollte die erhöhten personellen Ressour-

cen prioritär zur zügigen Abarbeitung der noch nicht geltend gemachten Kostenerstattungsan-

sprüche nutzen. Künftig sollte die Stadt ihren Personaleinsatz unter Einbeziehung der Fallzah-

lenentwicklung regelmäßig überprüfen und bedarfsorientiert ausrichten. Dabei sollte sie vo-

rübergehend auch personelle Ressourcen für die geplante Digitalisierung ihrer Prozesse einpla-

nen. 

5.2 Aufbau des Teilberichtes 

Die Kapitel dieses Teilberichtes beginnen mit einer wertenden Aussage zu unserem Prüfungs-

ergebnis. Wertungen, die eine Stellungnahme der Stadt nach § 105 Abs. 6 und 7 der Gemein-

deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) notwendig machen, bezeichnen wir 

als Feststellung. 

Anschließend folgt kursiv gedruckt die Sollvorstellung. Die Sollvorstellung stellt die Inhalte und 

das Prüfungsziel im Kapitel dar. Sie ist allgemein formuliert und grundsätzlich für alle Städte 

gültig, z. B. auf Basis der aktuell geltenden Gesetzeslage. 

Ausgehend von diesem Soll analysieren wir die individuelle Situation in der geprüften Stadt und 

weisen dabei erkannte Verbesserungspotenziale als Empfehlung aus. 

Weitere allgemeine Ausführungen zur Struktur der Teilberichte stehen im Vorbericht. 

5.3 Inhalte, Ziele und Methodik 

Seit Jahren steigt in den Städten die Zahl der ordnungsbehördlichen Bestattungen. Die Gründe 

hierfür sind vielfältig. Hierzu zählen beispielsweise die wachsende Vereinsamung der Men-

schen sowie die zunehmende Altersarmut. Aber auch die Vereinzelung der Lebensweise und 
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das Verschwinden der traditionellen Bindung mit gegenseitiger Verantwortung ist ursächlich da-

für. Diese Entwicklung unterstreicht die Herausforderung für die Ordnungsbehörden, die Pflicht-

aufgabe „Ordnungsbehördliche Bestattungen“ rechtmäßig und sachgerecht durchzuführen. 

Die gpaNRW untersucht in diesem Prüfgebiet, wie die Ordnungsbehörden ihre Pflichtaufgabe 

steuern und organisieren. Der Schwerpunkt der Prüfung liegt bei der Rechtmäßigkeit und den 

Verfahrensstandards der Aufgabenerledigung. Im Fokus unserer Analyse steht aber auch der 

wirtschaftliche Ressourceneinsatz und hier insbesondere der qualitative und quantitative Perso-

naleinsatz.  

Die gpaNRW möchte Optimierungshinweise bei den Verfahrensstandards geben und Hand-

lungsmöglichkeiten aufzeigen, die das finanzwirtschaftliche Ergebnis positiv beeinflussen kön-

nen.  

Für die Analyse arbeitet die gpaNRW unterstützend mit Kennzahlen. Der Kennzahlenvergleich 

schafft den notwendigen Überblick und ermöglicht eine Standortbestimmung innerhalb der 

Städte in NRW. Für die Ermittlung der Kennzahlen zum Personaleinsatz hat die gpaNRW die 

tatsächliche unterjährige Ist-Situation der Stellenbesetzung für das Jahr 2023 erfasst. Dabei 

sind die vollzeitverrechneten Stellenanteile differenziert nach Beamten und Tarifbeschäftigten 

für die definierte Aufgabe erhoben worden.  

Zudem stellt die gpaNRW einwohner- und fallbezogene Kennzahlen zum Fehlbetrag dar. Dabei 

betrachtet die gpaNRW grundsätzlich die Jahre 2020 bis 2023 und stellt die Entwicklung der Er-

gebnisse in der Zeitreihe dar. Der Fehlbetrag bezieht sich auf die Ergebnisrechnung des maß-

geblichen Haushaltsjahres. Die von den Ordnungsbehörden zur Verfügung gestellten Fallzahlen 

werden dem Kalenderjahr zugeordnet, in dem die Stadt die Durchführung der ordnungsbehörd-

lichen Bestattung veranlasst hat. Die gpaNRW hat die Daten, die für eine Bewertung erforder-

lich sind, über Interviews, Fragebögen und strukturierte Datenabfragen erhoben. Darüber hin-

aus bezieht die gpaNRW örtliche Besonderheiten in ihre Betrachtung ein. 

5.4 Strukturen 

 Die örtlichen Strukturen der Stadt Gelsenkirchen wirken sich erhöhend auf die Zahl der ord-

nungsbehördlichen Bestattungsfälle aus. Daraus ergibt sich ein Belastungsfaktor für den 

Fehlbetrag der durchgeführten ordnungsbehördlichen Bestattungen sowie den Personalbe-

darf zur Fallbearbeitung.  

Die örtlichen Besonderheiten kann eine Stadt in der Regel nicht beeinflussen. Sie können aber 

durchaus Einfluss auf die Aufgaben einer Ordnungsbehörde haben und stehen somit im unmit-

telbaren Zusammenhang.  

Die örtlichen Strukturen, die unmittelbaren Einfluss auf das Fallaufkommen bei den ordnungs-

behördlichen Bestattungen haben können, fassen wir nachfolgend zusammen: 
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Örtliche Strukturen Gelsenkirchen 

Kennzahlen 
Gelsen- 
kirchen 

Mini-
mum 

1. Vier-
telwert 

2. Vier-
telwert  

(Median) 

3. Vier-
telwert 

Maxi-
mum 

Anzahl 
Werte 

Ver-
gleichs-

jahr 

Sterbefälle je 10.000 EW* 137 90,02 118 129 135 147 23 2023 

Krankenhausbetten je 
10.000 EW 

87,41 46,40 60,59 79,63 90,02 147 22 2023 

Pflegeplätze je 10.000 
EW 

111 76,02 103 112 118 143 23 2022 

SGB II-Quote in Prozent 24,09 7,49 11,80 13,93 17,03 24,09 23 2022 

* Einwohnerin bzw. Einwohner 

In der Stadt Gelsenkirchen ist die Zahl der Sterbefälle einwohnerbezogen im Vergleichsjahr 

2023 höher als bei 75 Prozent der kreisfreien Städte. Laut der Statistik von IT.NRW sinkt die 

Zahl der Sterbefälle in Gelsenkirchen 2020 bis 2023 von 3.629 Sterbefällen um rund ein Pro-

zent auf 3.590 Sterbefälle. Der Stadt werden ordnungsbehördliche Bestattungsfälle zumeist aus 

den örtlichen Krankenhäusern und den stationären Seniorenpflegeeinrichtungen in Gelsenkir-

chen gemeldet. 

In Gelsenkirchen gibt es 2023 sechs Krankenhäuser mit insgesamt 2.263 Krankenhausbetten. 

Der interkommunale Vergleich macht deutlich, dass die Anzahl an Krankenhausbetten einwoh-

nerbezogen in Gelsenkirchen höher ist als bei der Mehrheit der kreisfreien Städte. Dies kann 

sich erhöhend auf das Fallaufkommen ordnungsbehördlicher Bestattungen auswirken, wenn 

Krankenhauspatientinnen und Krankenhauspatienten dort vermehrt sterben, die keine bestat-

tungspflichtigen Angehörigen haben oder diese die Veranlassung der Bestattung verweigern. 

Auskunftsgemäß werden der Stadt Gelsenkirchen ordnungsbehördliche Bestattungsfälle viel-

fach aus den örtlichen Krankenhäusern gemeldet. 

Die Zahl der stationären Pflegeplätze kann die Fallzahlen ordnungsbehördlicher Bestattungen 

ebenfalls beeinflussen, wenn dort häufig Menschen ohne bestattungspflichtige Angehörige ver-

sterben. Einwohnerbezogen liegt die Zahl der Pflegeplätze 2022 in Gelsenkirchen interkommu-

nal etwa im mittleren Bereich. Wie auch in den anderen kreisfreien Städten, wird der Stadt Gel-

senkirchen ein Teil der ordnungsbehördlichen Bestattungsfälle aus den örtlichen Seniorenpfle-

geeinrichtungen gemeldet. 

In der Stadt Gelsenkirchen wirkt sich auch die Sozialstruktur erhöhend auf die Zahl der ord-

nungsbehördlichen Bestattungsfälle aus. Die Stadt hat im Vergleich der kreisfreien Städte 2022 

die höchste SGB II33-Quote und damit potenziell besonders viele einkommensarme Einwohne-

rinnen und Einwohner, die im Falle ihrer Bestattungspflicht eine Kostenübernahme nach § 74 

Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII) durch das Sozialamt beantragen. Wenn mittellose 

bestattungspflichtige Angehörige ihrer Bestattungspflicht und ihrer Pflicht zur Totenfürsorge 

grundsätzlich nachkommen wollen und sich zur Übernahme der Bestattungskosten an das So-

zialamt wenden, liegt originär kein Gefahrenabwehrfall vor. Nach Auskunft der Stadt Gelsenkir-

chen veranlassen mittellose Bestattungspflichtige jedoch zunehmend nicht die Bestattung ihrer 

 

33 Sozialgesetzbuch (SGB) Zweites Buch (II) - Bürgergeld, Grundsicherung für Arbeitsuchende 
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Angehörigen, so lange sie nicht Gewissheit darüber haben, dass das Sozialamt die Bestat-

tungskosten übernehmen wird. Um die bestattungsrechtlichen Fristen zu wahren, muss die örtli-

che Ordnungsbehörde dann im Rahmen der Gefahrenabwehr tätig werden und die Einäsche-

rung oder Erdbestattung selbst veranlassen. In anderen Fällen wollen Bestattungsinstitute bei 

einer Kostenübernahme durch das Sozialamt auskunftsgemäß mit willigen bestattungspflichti-

gen Angehörigen keinen Vertrag abschließen. Die Bestattungsinstitute begründen ihre Ent-

scheidung damit, dass sie in solchen Fällen zu lange auf die Begleichung ihrer Rechnung war-

ten müssten. Wenn es den bestattungspflichtigen Angehörigen dadurch nicht gelingt, die Be-

stattung selbst fristgemäß zu veranlassen, muss wiederum die Ordnungsbehörde der Stadt Gel-

senkirchen tätig werden, um die Bestattungsfristen zu wahren. Nach § 13 Abs. 3 Satz 1 BestG 

NRW haben Erdbestattungen und Einäscherungen innerhalb von zehn Tagen zu erfolgen. In 

Kapitel 5.5.1 „Bestattungsrechtliche Fristen“ gehen wir darauf näher ein. 

Ordnungsbehördliche Bestattungsfälle Gelsenkirchen 2020 bis 2023 

Grundzahl/Kennzahl 2020 2021 2022 2023 

EW* 259.645 259.105 260.126 263.000 

Ordnungsbehördliche Bestattungsfälle  334 324 342 344 

davon ordnungsbehördliche Bestattungsfälle 

ohne durch die Stadt durchgeführte Bestattung 
153 130 145 123 

davon ordnungsbehördliche Bestattungsfälle 

mit durch die Stadt durchgeführter Bestattung 
181 194 197 221 

Bestattungsquote Ordnungsbehörde in Prozent 54,19 59,88 57,60 64,24 

Ordnungsbehördliche Bestattungsfälle je 

10.000 EW 
12,86 12,50 13,15 13,08 

Ordnungsbehördliche Bestattungsfälle mit 

durch die Stadt durchgeführter Bestattung je 

10.000 EW 

6,97 7,49 7,57 8,40 

* Einwohnerin bzw. Einwohner 

In der Stadt Gelsenkirchen steigt die Zahl der insgesamt gemeldeten ordnungsbehördlichen Be-

stattungsfälle von 2020 bis 2023 um rund drei Prozent. Nach einem Rückgang der Fälle in 2021 

ist das Fallaufkommen in den Jahren 2022 und 2023 weiter angestiegen. Die Stadt Gelsenkir-

chen geht davon aus, dass sich das Fallaufkommen perspektivisch weiter erhöhen wird. 

 Die Zahl der ordnungsbehördlichen Bestattungsfälle ohne durchgeführte Bestattung 

schwankt im Zeitraum 2020 bis 2023, mit rückläufiger Tendenz in 2023. Im Betrachtungszeit-

raum konnte die Stadt Gelsenkirchen durchschnittlich in rund 41 Prozent aller gemeldeten 

Fälle die Anordnung einer ordnungsbehördlichen Bestattung vermeiden, da bestattungs-

pflichtige Angehörige die Bestattung rechtzeitig selbst veranlassten. 

Die Zahl der Fälle mit durchgeführter ordnungsbehördlicher Bestattung erhöht sich von 181 Fäl-

len in 2020 auf 221 Fälle in 2023, und damit um rund 22 Prozent. Dagegen schwankt die Be-

stattungsquote durch die Ordnungsbehörde im Betrachtungszeitraum, mit zuletzt steigender 

Tendenz. Die Quote stellt den Anteil der Fälle an allen gemeldeten Fällen dar, bei denen die 
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Ordnungsbehörde die ordnungsbehördliche Bestattung durchführen musste. Dies ist erforder-

lich, wenn Bestattungspflichtige nicht vorhanden bzw. noch nicht ermittelt sind, oder wenn sich 

Bestattungspflichtige nicht um die Bestattung ihrer verstorbenen Angehörigen kümmern. Von 

2020 bis 2023 führte die Stadt Gelsenkirchen in durchschnittlich etwa 59 Prozent aller gemelde-

ten Fälle die ordnungsbehördliche Bestattung durch.  

Absolut gesehen hat sich die Einwohnerzahl der Stadt Gelsenkirchen im betrachteten Zeitraum 

etwa um ein Prozent erhöht. Die Zahl der gemeldeten ordnungsbehördlichen Bestattungen hat 

sich im Einwohnerbezug von 2020 bis 2023 um rund zwei Prozent erhöht. Dagegen ist die Zahl 

der durchgeführten ordnungsbehördlichen Bestattungen einwohnerbezogen um rund 21 Pro-

zent angestiegen.  

Ordnungsbehördliche Bestattungen 2023 

Kennzahlen 
Gelsen- 
kirchen 

Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-
wert  

(Median) 

3. Viertel-
wert 

Maximum 
Anzahl 
Werte 

Bestattungsquote Ordnungs-

behörde in Prozent 
64,24 32,74 53,60 64,46 69,75 82,17 22 

Ordnungsbehördliche Bestat-

tungsfälle je 10.000 EW 
13,08 5,64 8,78 10,39 12,28 16,36 22 

Ordnungsbehördliche Bestat-

tungsfälle mit durch die Stadt 

durchgeführter Bestattung je 

10.000 EW 

8,40 3,05 4,64 6,29 7,41 12,01 22 

Im Vergleichsjahr 2023 ordnet sich Gelsenkirchen bei den kreisfreien Städten ein, die eine mitt-

lere Bestattungsquote durch die Ordnungsbehörde aufweisen. In den Jahren 2020 bis 2022 lag 

die Quote dagegen unter dem Median der kreisfreien Städte.  

Die Stadt hat 2023 einwohnerbezogen mehr gemeldete und durchgeführte ordnungsbehördli-

che Bestattungsfälle als 75 Prozent der kreisfreien Städte.  

Das vergleichsweise hohe Fallaufkommen verbunden mit dem zunehmenden Anteil der Fälle, in 

denen die Stadt Gelsenkirchen eine ordnungsbehördliche Bestattung veranlassen muss, wirkt 

sich erhöhend auf den Personalbedarf aus, da die Ordnungsbehörde mehr Fälle über einen län-

geren Zeitraum vollumfänglich bearbeiten muss. Auch der Fehlbetrag steigt, wenn vermehrt 

Menschen ohne Angehörige und ohne Nachlass versterben und die Stadt ihre Aufwendungen 

nicht durch Erträge aus Kostenerstattungen oder dem Nachlass der Verstorbenen refinanzieren 

kann. In den Kapiteln 5.7 „Personaleinsatz“ und 5.8 „Fehlbetrag durchgeführte ordnungsbehörd-

liche Bestattungen und Einflussfaktoren“ gehen wir näher auf die Auswirkungen für die Stadt 

Gelsenkirchen durch zunehmende ordnungsbehördliche Bestattungen ein. 



  Stadt Gelsenkirchen    Ordnungsbehördliche Bestattungen    050.010.050_03371 

Seite 191 von 333 

5.5 Rechtmäßigkeit 

Eine rechtmäßige Aufgabenerfüllung zeichnet sich durch die Einhaltung der gesetzlichen Vor-

gaben aus. Dazu gehören das Gesetz über das Friedhofs- und Bestattungswesen (Bestattungs-

gesetz NRW - BestG NRW), das Gesetz über Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehörden - 

Ordnungsbehördengesetz NRW - (OBG NRW), das Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land 

Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) sowie das Verwaltungsvollstreckungsgesetz für das Land 

Nordrhein-Westfalen (VwVG NRW) mit der Verordnung zur Ausführung des Verwaltungsvoll-

streckungsgesetzes (Ausführungsverordnung VwVG - VO VwVG NRW). Besonders zu beach-

ten sind  

 die Einhaltung bestattungsrechtlicher Fristen gem. §§ 11 und 13 BestG NRW,  

 die Art der Bestattung gem. § 13 BestG NRW sowie 

 die Ermittlung und die Heranziehung von vorrangig zur Bestattung verpflichteten Perso-

nen zur Kostenerstattung gem. § 8 BestG NRW i. V. m. § 24 VwVfG NRW. 

Die Zuständigkeit der Stadt zur Durchführung einer ordnungsbehördlichen Bestattung richtet 

sich nach § 8 Abs. 1 Satz 2 BestG NRW. Wenn zur Bestattung verpflichtete Angehörige nicht 

vorhanden sind oder ihrer Verpflichtung nicht oder nicht rechtzeitig nachkommen, hat die örtli-

che Ordnungsbehörde die Bestattung als Gefahrenabwehrmaßnahme zu veranlassen. Zustän-

dig ist die Stadt, auf deren Gebiet der Tod eingetreten oder der Leichnam gefunden worden ist. 

Gemäß § 24 Abs. 1 Satz 1 VwVfG NRW ermittelt die Behörde den Sachverhalt von Amts wegen 

und bestimmt Art und Umfang der Ermittlungen. Die jeweilige Ermittlungstätigkeit richtet sich im 

Verwaltungsverfahren maßgeblich nach dem Verhältnismäßigkeitsprinzip. Die Ermittlungsmaß-

nahmen müssen neben der Geeignetheit und Erforderlichkeit unter Berücksichtigung der Belas-

tung für die Betroffenen, der Gewichtigkeit des jeweiligen öffentlichen Interesses und des 

Grundsatzes eines sinnvollen Einsatzes des Verwaltungsaufwandes angemessen sein. 

5.5.1 Bestattungsrechtliche Fristen 

Das Bestattungsrecht bestimmt, dass Tote nach Ausstellung der Todesbescheinigung spätes-

tens 36 Stunden nach ihrem Tod von ihrem Sterbe- oder Fundort in eine Leichenhalle zu über-

führen sind. Erdbestattungen dürfen grundsätzlich frühestens 24 Stunden nach Eintritt des To-

des vorgenommen werden. Aus Gründen des Gesundheitsschutzes sind Erdbestattungen oder 

Einäscherungen innerhalb von zehn Tagen nach Eintritt des Todes durchzuführen. Die Urnen-

beisetzung der Totenasche hat innerhalb von sechs Wochen ab dem Zeitpunkt der Einäsche-

rung zu erfolgen.  

 Die Stadt Gelsenkirchen hält die rechtlichen Vorgaben zu den bestattungsrechtlichen Fristen 

nach §§ 11 Abs. 2 und 13 BestG NRW ein. 

Eine Stadt muss die Vorgaben zu den bestattungsrechtlichen Fristen nach §§ 11 Abs. 2 und 13 

BestG NRW zur Überführung von Toten in die Leichenhalle, zur Erdbestattung und Einäsche-

rung sowie zur Urnenbeisetzung einhalten.  



  Stadt Gelsenkirchen    Ordnungsbehördliche Bestattungen    050.010.050_03371 

Seite 192 von 333 

Die Stadt Gelsenkirchen beachtet strikt die gesetzlichen Vorgaben zu den bestattungsrechtli-

chen Fristen für ordnungsbehördliche Bestattungsfälle. Die Stadt hat Vorkehrungen getroffen, 

um Meldungen über Verstorbene innerhalb und außerhalb der Dienstzeiten der Verwaltung ent-

gegennehmen zu können. Außerhalb der allgemeinen Dienstzeiten der Verwaltung hat die 

Stadt eine Rufbereitschaft der Ordnungsbehörde eingerichtet. Meldungen über Verstorbene 

ohne Angehörige gehen zunächst bei der Leitstelle der Feuerwehr ein. Die Leitstelle nimmt tele-

fonisch Kontakt mit der bereitschaftsdiensthabenden Fachkraft des Ordnungsamtes auf. Diese 

beauftragt als Erstmaßnahme den Vertragsbestatter der Stadt Gelsenkirchen mit der Abholung 

der verstorbenen Person und mit der Überführung in eine Leichenhalle. Somit ist die Stadt um-

gehend handlungsfähig, wenn sie Kenntnis von einem Sterbefall ohne bekannte Angehörige er-

hält. 

Mit den Seniorenpflegeeinrichtungen in Gelsenkirchen hat die Stadt ihr Vorgehen bei Sterbefäl-

len ohne bekannte Angehörige gesondert abgestimmt. Innerhalb der allgemeinen Dienstzeiten 

rufen die Seniorenpflegeeinrichtungen bei den zuständigen Fachkräften der Stadtverwaltung an 

und melden den jeweiligen Sterbefall. Über Sterbefälle außerhalb der allgemeinen Erreichbar-

keiten der Verwaltung wird das Ordnungsamt grundsätzlich am nächsten Morgen informiert, 

wenn dieser Tag ein Arbeitstag der Verwaltung ist. Die Seniorenpflegeeinrichtungen wenden 

sich nur an die Leitstelle, wenn die Verwaltung am darauffolgenden Tag wochenend- oder feier-

tagsbedingt nicht erreichbar ist. Mit den örtlichen Krankenhäusern hat die Stadt Gelsenkirchen 

vereinbart, dass diese die Stadt unverzüglich über Sterbefälle ohne bekannte Angehörige infor-

mieren. Die Verstorbenen verbleiben jedoch bis zur Beauftragung der Bestattung durch die Ord-

nungsbehörde in den Kühlräumen des jeweiligen Krankenhauses. Durch ihre Regelungen wahrt 

die Stadt Gelsenkirchen die gesetzliche Frist gemäß § 11 Abs. 2 Satz 1 BestG NRW, nach der 

ein Leichnam innerhalb von 36 Stunden zur Kühlung in eine Leichenhalle zu überführen ist.  

Etwaige ordnungsbehördliche Erdbestattungen oder mögliche Einäscherungen führt die Stadt 

Gelsenkirchen grundsätzlich innerhalb der gesetzlichen Frist durch. Die Stadt Gelsenkirchen 

wählt als Bestattungsform grundsätzlich die Einäscherung mit anschließender Urnenbeisetzung, 

sofern keine anderslautende Willensbekundung des bzw. der Verstorbenen bekannt oder eine 

Erdbestattung aus religiösen Gründen erforderlich ist. Dabei hält sie die zehntägige Frist zur 

Kremierung regelhaft ein. Bei besonders vielen zeitgleichen Sterbefällen veranlasst das Ord-

nungsamt bedarfsorientiert einen zusätzlichen Beisetzungstermin. So stellt die Stadt bei ord-

nungsbehördlichen Feuerbestattungen sicher, dass auch die Urnenbeisetzung des ordnungsbe-

hördlichen Bestattungsfalls innerhalb der im Bestattungsgesetz vorgesehenen sechswöchigen 

Frist erfolgt.  

Die Stadt Gelsenkirchen erwirkt gemäß § 13 Abs. 3 Satz 3 BestG NRW eine Verlängerung der 

Bestattungspflicht, wenn sie die bestattungsrechtliche Zehntages-Frist zur Einäscherung bzw. 

Erdbestattung oder die sechswöchige Frist zur Urnenbeisetzung im Einzelfall nicht wahren 

kann.  

5.5.2 Ermittlung von Bestattungspflichtigen 

Die Bestattungspflicht der Stadt tritt erst ein, wenn nach erfolgten Ermittlungsmaßnahmen der 

Ordnungsbehörde feststeht, dass  

 Angehörige der verstorbenen Person ihrer Bestattungspflicht nicht nachkommen oder  
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 alle zumutbaren Maßnahmen zur Ermittlung und Benachrichtigung von Angehörigen er-

folglos geblieben sind bzw. 

 Ermittlungen der Behörde zu dem Ergebnis kommen, dass keine Verpflichteten im Sinne 

von § 8 Abs. 1 Satz 1 BestG NRW vorhanden sind. 

 Die Stadt Gelsenkirchen ergreift zahlreiche Maßnahmen, um bestattungspflichtige Angehö-

rige schnell zu ermitteln. Diese können dann ihr Recht und ihre Pflicht zur Totenfürsorge 

wahrnehmen. 

Wird einer Stadt ein Todesfall in ihrem Gemeindegebiet ohne bekannte Angehörige gemeldet, 

muss sie gemäß §§ 24 Abs. 1 i. V. m. 26 Abs. 1 VwVfG NRW den Sachverhalt angemessen er-

mitteln. Sie muss alle im Einzelfall möglichen und zumutbaren Maßnahmen ergreifen, um etwa-

ige nahe Angehörige der verstorbenen Person zu finden und ihnen deren Bestattung zu ermög-

lichen.  

Die Stadt Gelsenkirchen beginnt nach Bekanntwerden eines ordnungsbehördlichen Bestat-

tungsfalles unverzüglich damit, etwaige bestattungspflichtige Angehörige möglichst noch vor 

der Beisetzung zu ermitteln. Ziel ist, dass die Bestattung direkt von den Verpflichteten durchge-

führt wird und nicht von der Ordnungsbehörde der Stadt Gelsenkirchen veranlasst werden 

muss.  

Die Ermittlungstätigkeit beinhaltet Abfragen nach möglichen Angehörigen über deutschland-

weite Einwohnermeldeauskünfte und über das Standesamt. Dabei holt die Ordnungsbehörde 

Auskünfte aus den Geburts- und Familienbüchern sowie zu den Angehörigen der verstorbenen 

Person ein. Um Informationen zu möglichen Bestattungspflichtigen zu erhalten, nehmen die 

Fachkräfte der Ordnungsbehörde auch Kontakt zu nicht bestattungspflichtigen Angehörigen und 

Nachbarn der verstorbenen Person auf. Sofern bis zum Eintritt des Todes ein Betreuungsver-

hältnis bestand, kontaktiert die Ordnungsbehörde auch die letzte Betreuerin bzw. den letzten 

Betreuer. Hat die verstorbene Person in einer Seniorenpflegeeinrichtung gelebt oder wurde sie 

zu Hause von einem ambulanten Pflegedienst betreut, erfragt das Ordnungsamt dort Informati-

onen zu vorhandenen Angehörigen. Wenn die verstorbene Person zuvor in einem Mietobjekt 

gelebt hat, kontaktiert die Ordnungsbehörde auch die jeweiligen Vermieter. Zudem nutzt die 

Ordnungsbehörde die sozialen Medien und Suchmaschinen im Internet, um Bestattungspflich-

tige ausfindig zu machen. Führen diese Ermittlungen zu bestattungspflichtigen Angehörigen, er-

folgt die unmittelbare Kontaktaufnahme.  

Bei ihren Ermittlungstätigkeiten prüft die Stadt Gelsenkirchen zunächst grundsätzlich, ob gemäß 

§ 8 BestG NRW zur Bestattung verpflichtete Angehörige vorhanden sind. Ergeben die Ermitt-

lungen mehrere Ergebnisse, hält sich die Stadt an die gesetzliche Rangfolge der Verpflichteten. 

Wenn es der Stadt Gelsenkirchen gelingt, bestattungspflichtige Angehörige noch vor der Beiset-

zung zu ermitteln, erstellt das Ordnungsamt ein Anschreiben. Darin werden die verpflichteten 

Angehörigen pietätvoll über den Todesfall informiert, über ihre Bestattungspflicht aufklärt und 

aufgefordert, die Bestattung innerhalb einer bestimmten kurzen Frist selbst zu veranlassen. Das 

Anschreiben wird zusätzlich mit dem Hinweis versehen, dass es als Anhörung gemäß § 28 

VwVfG NRW zu werten ist. Sofern die Angehörigen in Gelsenkirchen wohnen, kümmert sich der 

kommunale Ordnungsdienst um die Zustellung. Bestattungspflichtige Angehörige, die nicht in 

Gelsenkirchen wohnhaft sind, erhalten das Anschreiben per einfacher Briefpost. 
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Sofern die Stadt Gelsenkirchen aufgrund der gesetzlichen Fristen eine ordnungsbehördliche 

Bestattung veranlassen muss, setzt das Ordnungsamt seine Ermittlungen bei Erdbestattungen 

nach der Beisetzung und bei Feuerbestattungen nach der Einäscherung fort. 

Die Stadt Gelsenkirchen legt für jeden Fall eine eigene Akte an, in der sie unter anderem ihr 

Vorgehen und ihre Ermittlungsergebnisse umfassend und nachvollziehbar dokumentiert. Nach 

Auskunft der Stadt Gelsenkirchen wenden die Fachkräfte der Ordnungsbehörde zusätzlich zu 

ihren Ermittlungsmaßnahmen viel Zeit auf, um ermittelte Bestattungspflichtige davon zu über-

zeugen, ihrer Bestattungspflicht selbst nachzukommen. In 2023 gelingt es der Stadt Gelsenkir-

chen in rund 36 Prozent aller gemeldeten ordnungsbehördlichen Fälle, eine Bestattung durch 

das Ordnungsamt zu vermeiden, weil die Fachkräfte Bestattungspflichtige ermitteln und zur 

Veranlassung der Bestattung bewegen können. Wie in Kapitel 5.4 „Strukturen“ dargestellt, kann 

die Stadt von 2020 bis 2023 in durchschnittlich in 41 Prozent aller gemeldeten Fälle vermeiden, 

dass die ordnungsbehördliche Bestattung im Wege der Ersatzvornahme veranlasst werden 

muss. Die intensiven Ermittlungsmaßnahmen der Stadt Gelsenkirchen tragen maßgeblich dazu 

bei, dass die bestattungspflichtigen Angehörigen ihrem Recht und ihrer damit einhergehenden 

Pflicht zur Totenfürsorge selbst nachkommen können. Zudem schafft die Stadt durch ihre um-

fangreiche Ermittlungstätigkeit die Grundlage für eine schnelle und erfolgreiche Kostenerstat-

tung. Allerdings binden die Ermittlungstätigkeiten nach eigenen Angaben der Stadt erhebliche 

personelle Ressourcen. Darauf gehen wir in Kapitel 5.7 „Personaleinsatz“ ein.  

5.5.3 Art der Bestattung 

Erd- und Feuerbestattungen gelten nach dem BestG NRW als gleichrangige Bestattungsfor-

men. Über die Art der Bestattung entscheidet die örtliche Ordnungsbehörde, wenn sie diese 

veranlasst. 

 Die Stadt Gelsenkirchen richtet sich bei der Art der Bestattung nach den gesetzlichen Vorga-

ben des § 12 BestG NRW. 

Eine Stadt muss die Vorgaben des § 12 BestG NRW zur Art der Bestattung einhalten. Eine Wil-

lensbekundung der verstorbenen Person zur Art der Bestattung sollte sie dabei berücksichtigen.  

Die Stadt Gelsenkirchen überprüft, ob von der verstorbenen Person ein Testament, eine Be-

stattungsvorsorge oder ähnliches vorliegt. Die Stadt lässt Verstorbene im Rahmen ordnungsbe-

hördlicher Bestattungsfälle standardmäßig einäschern, da dies regelmäßig die kostengünstigere 

Bestattungsart ist. Anschließend lässt sie die Totenasche auf dem städtischen Westfriedhof 

Heßler beisetzen. Damit die Verstorbenen in Erinnerung bleiben, tragen die Urnengräber auf 

Kosten eines ortsansässigen Vereins Gedenksteine mit den Namen der Verstorbenen.  

In Ausnahmefällen nimmt die Stadt eine ordnungsbehördliche Bestattung auch als Erdbestat-

tung vor, wenn 

 eine Willensbekundung der verstorbenen Person zur Erdbestattung existiert, 

 der Stadt konkrete schriftliche Hinweise zum Wunsch nach Erdbestattung aus dem na-

hen Umfeld wie, z.B. von einem Pflegedienst oder einer geistlichen Person vorliegen,  

 ein Vorsorgevertrag zur Erdbestattung vorhanden ist oder 
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 religiöse Gründe eine Erdbestattung erfordern. 

5.5.4 Ordnungsbehördliche Bestattung als Ersatzvornahme 

Die Ersatzvornahme ist eine Möglichkeit der Stadt, eine vertretbare Handlung im Sinne von  

§ 59 Abs. 1 Satz 1 VwVG NRW durchzusetzen. Nimmt eine verpflichtete Person eine vertret-

bare Handlung nicht vor, so kann die zuständige Vollzugsbehörde die Maßnahme vornehmen 

lassen. Die Kosten werden der verpflichteten Person auferlegt. 

 Die Stadt Gelsenkirchen führt ordnungsbehördliche Bestattungen als Ersatzvornahme recht-

mäßig durch.  

Bei ordnungsbehördlichen Bestattungen als Ersatzvornahme muss eine Stadt ihr Handeln im 

Wege des Sofortvollzugs nach § 55 Abs. 2 VwVG NRW darauf beschränken, die von einem un-

bestatteten Leichnam ausgehende gegenwärtige Gefahr abzuwenden. Während dafür Erdbe-

stattungen immer vollständig durchzuführen sind, ist bei Feuerbestattungen zunächst nur die 

Einäscherung sowie die Aufnahme der Totenasche in eine Urne zu veranlassen. Für die Beiset-

zung der Urne muss eine Stadt das gestreckte Vollstreckungsverfahren nach § 55 Abs. 1 VwVG 

NRW beachten. Danach ist der bestattungspflichtigen Person die Urnenbeisetzung durch Ver-

waltungsakt mit entsprechend kurzer Fristsetzung, unter Anordnung der sofortigen Vollziehung 

und unter Androhung der Ersatzvornahme aufzugeben.  

Bei Erdbestattungen führt die Stadt Gelsenkirchen eine Ersatzvornahmeine als einheitlichen 

Bestattungsvorgang durch.  

Bei ordnungsbehördlichen Feuerbestattungen, die die Stadt als Ersatzvornahme veranlasst, be-

auftragte die Stadt bis Herbst 2022 zusammen mit der Einäscherung auch die Urnenbeisetzung 

im Wege des Sofortvollzugs. Dieses Vorgehen entsprach nicht den gesetzlichen Vorgaben und 

führte zu einer Klageerhebung gegen die Stadt Gelsenkirchen. Aufgrund des daraufhin zu Las-

ten der Stadt Gelsenkirchen ergangenen Urteils änderte die Stadt im Herbst 2022 ihre Vorge-

hensweise bei der Anordnung von ordnungsbehördlichen Bestattungen. In den Kapiteln 5.5.5 

„Durchsetzung von Kostenerstattungsansprüchen gegenüber Verpflichteten“ und 5.8 „Fehlbe-

trag durchgeführte ordnungsbehördliche Bestattungen und Einflussfaktoren“ gehen wir auf die 

finanziellen Auswirkungen in Folge des gegen die Stadt ergangenen Urteils ein. 

Seit Ende 2022 geht die Stadt Gelsenkirchen bei der Veranlassung von ordnungsbehördlichen 

Bestattungen als Ersatzvornahme folgendermaßen vor: 

Im Wege des Sofortvollzugs beauftragt die Stadt Gelsenkirchen das durchführende Bestat-

tungsunternehmen zunächst nur mit der Einäscherung und der Aufnahme der Totenasche in 

eine Urne. Die Urnenbeisetzung als Ersatzvornahme erfolgt dagegen in Gelsenkirchen im ge-

streckten Vollstreckungsverfahren. Die fallbearbeitende Fachkraft der Ordnungsbehörde erstellt 

zunächst eine Ordnungsverfügung, mit der sie die Bestattungspflichtigen unter Fristsetzung zur 

Beisetzung der bzw. des Verstorbenen auffordert. Für den Fall, dass die verpflichteten Angehö-

rigen die Bestattung nicht oder nicht fristgerecht veranlassen möchten, droht das Ordnungsamt 

den Bestattungspflichtigen das Zwangsmittel der Ersatzvornahme und die dadurch voraussicht-

lich entstehenden Kosten an. Zudem wird in dem Bescheid die sofortige Vollziehung angeord-

net. Gemäß § 13 Abs. 7 VwVG NRW ist die Androhung eines Zwangsmittels zuzustellen. Daher 
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versendet die Stadt Gelsenkirchen ihren Bescheid stets per Postzustellungsurkunde (PZU). So-

fern die Bestattungspflichtigen die Beisetzung der Totenasche nicht innerhalb der bestimmten 

Frist veranlassen, leitet die Stadt Gelsenkirchen weitere Schritte der Verwaltungsvollstreckung 

ein. Sie erlässt einen Bescheid über die Festsetzung der Ersatzvornahme und stellt diesen 

ebenfalls per PZU zu.  

Im Vergleich zu Erdbestattungen stellen kostengünstigere Feuerbestattungen in Gelsenkirchen 

den Regelfall dar. Wie in Kapitel 5.5.3 „Art der Bestattung“ ausgeführt, nimmt die Stadt Gelsen-

kirchen Erdbestattungen nur ausnahmsweise unter bestimmten Voraussetzungen vor. Durch 

dieses Vorgehen gewährleistet die Stadt auch bei einer ordnungsbehördlichen Bestattung als 

Ersatzvornahme, dass die Maßnahme verhältnismäßig ist. 

5.5.5 Durchsetzung von Kostenerstattungsansprüchen gegenüber 

Verpflichteten 

 Feststellung 

Die Stadt Gelsenkirchen konnte ihre Kostenerstattungsansprüche für im Wege der Ersatz-

vornahme durchgeführte ordnungsbehördliche Bestattungen in den geprüften Jahren nicht 

immer zeitnah und vollständig geltend machen. Dies wirkt sich negativ auf die Erträge aus 

Kostenerstattungen aus und belastet den Fehlbetrag.  

 Feststellung 

Die Stadt Gelsenkirchen erhebt konsequent Verwaltungsgebühren für ordnungsbehördliche 

Bestattungen als Ersatzvornahme. Die regelhafte Erhebung der Höchstgebühr des Verwal-

tungsgebührenrahmens ist jedoch ermessensfehlerhaft und stellt einen Rechtsverstoß ge-

mäß § 40 VwVfG NRW in Verbindung mit § 114 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) dar. 

Die Stadt hat bisher von ihrem Ermessen in einer dem Zweck der Ermächtigung nicht ent-

sprechenden Weise Gebrauch gemacht. 

Eine Stadt muss gemäß § 59 Abs. 1 und § 77 Abs. 1 VwVG NRW i. V. m. § 20 Abs. 2 Nr. 7 VO 

VwVG NRW die bei der Durchführung einer Ersatzvornahme angefallenen Bestattungskosten 

von den bestattungspflichtigen Angehörigen einfordern, wenn diese ihrer Bestattungspflicht 

nicht oder nicht rechtzeitig nachgekommen sind. Sie erhebt gemäß § 59 Abs. 1 und § 77 Abs. 1 

VwVG NRW i. V. m. § 15 Abs. 1 Nr. 11 VO VwVG NRW zusätzlich eine angemessene Verwal-

tungsgebühr innerhalb des Gebührenrahmens, um ihren mit der ordnungsbehördlichen Bestat-

tung verbundenen Verwaltungsaufwand zu decken. 

Die Stadt Gelsenkirchen macht die ihr entstandenen Bestattungskosten gegenüber Bestat-

tungspflichtigen geltend.  

Aufgrund einer Stellenvakanz im Jahr 2023 erließ die Stadt in diesem Jahr nur wenige Kosten-

erstattungsbescheide. Daraus resultieren in der Ergebnisrechnung 2023 ausnahmsweise ge-

ringe Erträge. Nähere Ausführungen dazu folgen im Kapitel „5.8 Fehlbetrag durchgeführte ord-

nungsbehördliche Bestattungen und Einflussfaktoren“. 

Wie in Kapitel 5.5.4 „Ordnungsbehördliche Bestattung als Ersatzvornahme“ dargestellt, ent-

spricht das Vorgehen der Stadt Gelsenkirchen bei der Veranlassung einer ordnungsbehördli-

chen Bestattung als Ersatzvornahme erst seit Herbst 2022 den rechtlichen Vorgaben. Für Alt-

fälle ordnungsbehördlicher Bestattungen, bei denen die Einäscherung samt Urnenbeisetzung 
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im Sofortvollzug veranlasst worden waren, zog die Stadt Konsequenzen aus der Urteilsspre-

chung. Bei Altfällen, für die die Stadt bis zur Urteilssprechung noch keine Kostenerstattungsbe-

scheide erstellt hatte, erhob die Stadt aufgrund des Urteils und zur Vermeidung weiterer Klagen 

von den bestattungspflichtigen Angehörigen nicht die Kosten der Urnenbeisetzung. In diesen 

Fällen machte sie lediglich die Bestattungskosten bis zur erfolgten Einäscherung und Aufnahme 

der Totenasche in eine Urne sowie Verwaltungsgebühren geltend. Dies wirkt sich mindernd auf 

die Erträge aus Kostenerstattungen und erhöhend auf den Fehlbetrag für durchgeführte ord-

nungsbehördliche Bestattungen in Gelsenkirchen aus. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Schadenshöhe für durchgeführte ordnungsbehördliche 

Bestattungsfälle ermitteln, bei denen sie die Kosten der Urnenbeisetzung nicht von den er-

stattungspflichtigen Angehörigen einfordern konnte. Sie sollte zudem prüfen, ob dieser Ver-

mögensschaden von ihrer Eigenschadenversicherung ersetzt werden kann.  

Neben den Kosten der durchgeführten Ersatzvornahme erhebt die Stadt Gelsenkirchen auch in 

allen Fällen eine Verwaltungsgebühr. Nach § 15 Abs. 1 Nr. 1 VO VwVG NRW liegt der maßgeb-

liche Verwaltungsgebührenrahmen für eine durch die Ordnungsbehörde veranlasste ordnungs-

behördliche Bestattung seit dem 1. Januar 2022 zwischen 30 und 360 Euro. Die Stadt Gelsen-

kirchen erhebt zum Prüfungszeitpunkt regelmäßig die maximale Verwaltungsgebühr in Höhe 

von 360 Euro. Dabei beruft sich die Stadt auf eine durch Gerichtsbescheid ergangene Entschei-

dung des Verwaltungsgerichts Gelsenkirchen (Az. 14 K 3531/23) in einem Verwaltungsstreitver-

fahren wegen der Kosten einer ordnungsbehördlichen Bestattung vom 22. Dezember 2023. Da-

nach entspricht die von der Stadt Gelsenkirchen in diesem Fall geltend gemachte Verwaltungs-

gebühr in Höhe von 360 Euro den Vorgaben des § 15 Abs. 1 Nr. 1 VO VwVG NRW. 

Im Einzelfall kann eine Verwaltungsgebühr an der Obergrenze eines Verwaltungsgebührenrah-

mens durchaus gerechtfertigt sein, beispielsweise in solchen Fällen, die gegenüber dem Nor-

malfall einen besonders hohen Personalaufwand verursachen. Die grundsätzliche Erhebung ei-

ner Verwaltungsgebühr an der Obergrenze des geltenden Verwaltungsgebührenrahmes stellt 

dagegen einen Rechtsverstoß gemäß § 40 VwVfG NRW in Verbindung mit § 114 Satz 1 VwGO 

dar. Danach muss die Verwaltungsbehörde von ihrem Ermessen in einer dem Zweck der Er-

mächtigung entsprechenden Weise Gebrauch machen. Nach geltender Rechtsprechung darf 

eine Rahmengebühr dabei nicht wie eine reine Zeitgebühr verwendet werden, die bei Erreichen 

der Obergrenze des Verwaltungsgebührenrahmens gekappt wird. Eine fehlerfreie Ermessungs-

ausübung erfordert zumindest eine typisierende Einordnung der zu erwartenden einfachen, 

mittleren oder besonders aufwändigen Fälle zu einer unteren, mittleren und oberen Verwal-

tungsgebühr. Die Feststellung des zeitlichen Aufwandes im konkreten Fall dient dabei lediglich 

als Anknüpfungspunkt für die Einordnung in den Gebührenrahmen mit Fokus darauf, ob sich die 

Amtshandlung im konkreten Fall als einfach, durchschnittlich oder aufwendig dargestellt hat. 

Die gpaNRW vertritt auf Basis der dazu bestehenden Rechtsprechung die Auffassung, dass 

sich der Normalfall am besten durch die Hälfte des geltenden Verwaltungsgebührenrahmens 

(derzeit 180 Euro) abbilden lässt. Sehr niedrige bzw. sehr hohe Verwaltungsgebühren auf 

Grundlage des § 15 Abs. 1 Nr. 1 VO VwVG NRW sollten dagegen Fällen mit besonders gerin-

gem bzw. besonders hohem Verwaltungsaufwand vorbehalten bleiben. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte weiterhin Verwaltungsgebühren innerhalb des geltenden Ver-

waltungsgebührenrahmens erheben. Diese müssen im Einzelfall angemessen sein, wobei 
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der Normalfall über die hälftige Gebühr des maßgeblichen Verwaltungsgebührenrahmens 

abgebildet werden kann. 

Die Stadt Gelsenkirchen hat mit Schreiben vom 28. November 2024 bestätigt, dass sie bei ord-

nungsbehördlichen Bestattungen, die sie als Ersatzvornahme veranlasst hat, seit November 

2024 gestaffelte, dem Einzelfall angemessene, Verwaltungsgebühren gemäß § 15 Abs. 1 Nr. 11 

VO VwVG NRW erhebt.  

5.6 Verfahrensstandards 

Verbindliche Verfahrensstandards helfen, die Prozessqualität zu sichern und Aufgaben struktu-

riert, zielgerichtet und nachvollziehbar zu erledigen. Die Fallbearbeitung erfordert umfangrei-

ches Fachwissen und Einfühlungsvermögen im Umgang mit etwaigen Hinterbliebenen. Festge-

legte Verfahrensstandards und Dokumentationspflichten, die bei der Aufgabenerledigung einge-

halten werden, tragen zu einer gerichtsfesten Aktenführung bei. 

 Feststellung 

Die verbindlich geregelten Standards und Abläufe tragen in Gelsenkirchen maßgeblich zu 

einer rechtssicheren Bearbeitung ordnungsbehördlicher Bestattungsfälle bei. Durch den ge-

planten Einsatz eines Dokumentenmanagementsystems (DMS) können die Prozessabläufe 

weiter optimiert werden. 

Eine Stadt sollte Standards und Abläufe der Aufgabenerfüllung bei ordnungsbehördlichen Be-

stattungen transparent regeln und verschriftlichen. Hierzu gehören Prozesse, Zuständigkeiten, 

Entscheidungsbefugnisse, Fristen sowie standardisierte Checklisten, die die Aufgabenerledi-

gung erleichtern. Diese Prozessstandards und Abläufe sollten allen zuständigen Beschäftigten 

zur Verfügung stehen und bei der Aufgabenerledigung stets eingehalten werden. Da die Aufga-

benerledigung zeitkritisch ist, sollte eine Stadt auch eine Erreichbarkeit außerhalb der allgemei-

nen Dienstzeit sicherstellen. 

Die Stadt Gelsenkirchen wird sowohl während als auch außerhalb der regelmäßigen Dienst-

zeiten über ordnungsbehördliche Bestattungsfälle verständigt. Während der Dienstzeiten küm-

mert sich die zuständige Fachkraft des Ordnungsamtes um die Be- und Weiterbearbeitung von 

ordnungsbehördlichen Bestattungsfällen. Die Fachkraft beauftragt das Vertragsbestattungsinsti-

tut zunächst mit der Bergung der verstorbenen Person vom Sterbeort und, sofern erforderlich, 

im weiteren Verlauf mit der Einäscherung bzw. Erdbestattung sowie mit der Urnenbeisetzung. 

Bei Abwesenheiten der Fachkraft stellt die Stadt per Vertretungsregelung sicher, dass die Auf-

gabenerledigung innerhalb der städtischen Dienstzeiten gewährleistet ist. 

Im Zusammenhang mit der Aufarbeitung des im Jahr 2022 gegen die Stadt Gelsenkirchen er-

gangenen Urteils hat die Stadt ihre wesentlichen Standards und Abläufe bei ordnungsbehördli-

chen Bestattungen überprüft. Sie hat diese angepasst und schriftlich in ihrem „Handbuch Maß-

nahmen nach dem Bestattungsgesetz NRW“ festgelegt. Das Handbuch beinhaltet Regelungen 

 zur Aufnahme des Sterbefalls einschließlich der Ermittlung von bestattungspflichtigen An-

gehörigen und deren Benachrichtigung sowie zur Auftragserteilung, 
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 zur Erstellung von Ordnungsverfügungen bei ordnungsbehördlichen Bestattungen im 

Wege der Ersatzvornahme, 

 zur Abrechnung des Sterbefalls, 

 zur Kostenerstattung, 

 zur Erhebung einer Verwaltungsgebühr sowie  

 zu Hinweisen und erforderlichen elektronischen Zugriffen. 

Die Falldokumentation erfolgt im Einzelfall umfänglich und vollständig. Die Stadt Gelsenkirchen 

dokumentiert zu jedem ordnungsbehördlichen Bestattungsfall alle relevanten Entscheidungen in 

einem Vorgang. Die Dokumentation erfolgt in Papierform, eine elektronische Akte wird noch 

nicht geführt. Das Referat 32 – Öffentliche Sicherheit und Ordnung – plant, die Prozessabläufe 

bei der Fallbearbeitung ordnungsbehördlicher Bestattungen künftig durch den Einsatz eines Do-

kumentenmanagementsystems (DMS) zu digitalisieren und damit weiter zu optimieren.  

Die Stadt Gelsenkirchen schreibt die Erbringung von Bestattungsdienstleistungen für ordnungs-

behördlich veranlasste Bestattungen einschließlich der Kremierung regelmäßig aus, zuletzt im 

Mai 2024 für den Zeitraum 01. Juli 2024 bis 30. Juni 2025. Der Vertrag ist so ausgestaltet, dass 

er sich automatisch jährlich um ein weiteres Jahr bis längstens 30. Juni 2029 verlängert, wenn 

keine der Vertragsparteien eine Kündigung ausspricht. Dieses Vorgehen entspricht den verga-

berechtlichen Vorgaben nach § 15 Abs. 4 Unterschwellenvergabeordnung (UVgO). Danach darf 

die Laufzeit einer Rahmenvereinbarung grundsätzlich höchstens sechs Jahre betragen 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte ihren Bearbeitungsprozess der ordnungsbehördlichen Bestat-

tungen wie geplant auf eine papierlose Aktenführung umstellen. Um die Aufgabenabwick-

lung der ordnungsbehördlichen Bestattungen optimal zu unterstützen, sollte die Stadt Gel-

senkirchen dabei auch die Möglichkeit einer Fachverfahrensanbindung prüfen. 

5.7 Personaleinsatz 

Die gpaNRW betrachtet das Personal, das die Städte für die Bearbeitung von ordnungsbehörd-

lichen Bestattungsfällen einsetzen. Dies schließt auch den Personaleinsatz für solche Fälle ein, 

bei denen eine Stadt keine ordnungsbehördliche Bestattung veranlassen muss. Dazu zählen 

insbesondere die Fälle, bei denen eine Stadt bestattungspflichtige Angehörige rechtzeitig ermit-

teln und fristgemäß zur selbstständigen Veranlassung der Bestattung der Verstorbenen bewe-

gen kann. 

 Feststellung 

Im Vergleichsjahr 2023 stand in der Stadt Gelsenkirchen mehr Personal zur Bearbeitung 

ordnungsbehördlicher Bestattungsfälle zur Verfügung als bei den meisten anderen kreis-

freien Städten.  
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Eine Stadt sollte bedarfsgerechte Personalressourcen vorhalten, um die Aufgaben der ord-

nungsbehördlichen Bestattungen effektiv bearbeiten zu können. Ferner sollte eine Stadt ihr Per-

sonal im Bereich „Ordnungsbehördliche Bestattungen“ angemessen qualifizieren und den Bear-

beitungsprozess so weit wie möglich digitalisieren. 

Die Stadt Gelsenkirchen hat die Aufgabe „Ordnungsbehördliche Bestattungen“ innerhalb des 

Vorstandsbereiches 1 im Referat 32 – Öffentliche Sicherheit und Ordnung – angesiedelt. In 

2023 setzte die Stadt für die Sachbearbeitung der ordnungsbehördlichen Bestattungen 2,21 

Vollzeit-Stellen ein. Die Aufgaben werden von Beschäftigten des mittleren und gehobenen 

Dienstes erledigt. Die Fachkräfte des mittleren Dienstes sind insbesondere für die generelle 

Fallbearbeitung, die Ermittlung von verpflichteten Angehörigen, die Anordnung der ordnungsbe-

hördlichen Bestattung und die Erstellung der Auszahlungsanordnungen zur Begleichung der 

Bestatterrechnungen, Friedhofsgebühren etc. zuständig. Im Arbeitsablauf ist ein Vieraugenprin-

zip gewährleistet. Die von den fallbearbeiteten Fachkräften erstellten Auszahlungsanordnungen 

werden von der Teamleitung geprüft und freigegeben. Die Fachkräfte des gehobenen Dienstes 

erstellen insbesondere die Ordnungsverfügungen sowie Kostenerstattungsbescheide bei ord-

nungsbehördlichen Bestattungen, die die Stadt Gelsenkirchen als Ersatzvornahme veranlasst.  

Durch Stellenvakanzen in den Vorjahren sind in dem Aufgabenbereich erhebliche Arbeitsrück-

stände entstanden, die insbesondere auch die Geltendmachung von Kostenerstattungsansprü-

chen verzögert haben. Seit 2023 setzt die Stadt bewusst verstärkt Personal zur Aufgabenerledi-

gung ein und arbeitet seit Ende 2023 gezielt darauf hin, ihre Altfälle abzuschließen und offene 

Kostenerstattungsansprüche zu realisieren. Infolge hoher Fallzahlen hat Gelsenkirchen zur Auf-

gabenerledigung auch grundsätzlich einen höheren Personalbedarf gegenüber kreisfreien Städ-

ten mit weniger ordnungsbehördlichen Bestattungsfällen. Im interkommunalen Vergleich 2023 

positioniert sich die Stadt Gelsenkirchen damit beim einwohnerbezogenen Personaleinsatz wie 

folgt: 

Personaleinsatz ordnungsbehördliche Bestattungen 2023 

Kennzahl 
Gelsen- 

kirchen 
Minimum 

1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert  

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Vollzeit-Stellen  

je 100.000 EW 
0,84 0,09 0,31 0,42 0,52 1,13 22 

Nur eine kreisfreie Stadt setzt 2023 einwohnerbezogen mehr Personal zur Fallbearbeitung von 

ordnungsbehördlichen Bestattungen ein als die Stadt Gelsenkirchen.  

Die gpaNRW stellt in diesem Kapitel interkommunal die Zahl der ordnungsbehördlichen Bestat-

tungsfälle im Verhältnis zu den Stellen dar, die von der Sachbearbeitung im Aufgabenbereich 

„Ordnungsbehördliche Bestattungen“ zu bearbeiten sind. Die Fälle beinhalten sowohl die von 

einer kreisfreien Stadt veranlassten ordnungsbehördlichen Bestattungen als auch die gemelde-

ten Fälle, in denen eine Stadt keine ordnungsbehördliche Bestattung durchführen musste. 
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Fälle je Vollzeit-Stelle ordnungsbehördliche Bestattungen 2023 

 

In den interkommunalen Vergleich sind Werte von 22 Städten eingeflossen, die sich wie folgt 

verteilen: 

 

Das Verhältnis der ordnungsbehördlichen Bestattungsfälle je Vollzeit-Stelle ist 2023 in Gelsen-

kirchen trotz vergleichsweise hoher Fallzahlen bei ordnungsbehördlichen Bestattungen niedri-

ger als bei 75 Prozent der kreisfreien Städte. Dies verdeutlicht, dass der niedrige Kennzahlen-

wert auf den vergleichsweise sehr hohen Personaleinsatz zurückzuführen ist.  

Durch ihren erhöhten Personaleinsatz will die Stadt künftig eine ordnungsgemäße Fallbearbei-

tung unter Beachtung aller rechtlichen Vorgaben konsequent sicherstellen. Dabei bindet die 

rechtskonforme Durchführung von ordnungsbehördlichen Bestattungen als Ersatzvornahme im 

gestreckten Vollstreckungsverfahren höhere Zeitkapazitäten als das bisherige Verfahren. Wei-

tere Klagen, die sich finanziell zu Lasten der Stadt auswirken könnten, sollen so möglichst ver-

mieden werden. Auch die intensiven Ermittlungstätigkeiten der Fachkräfte, um eine ordnungs-

behördliche Bestattung abzuwenden, binden in Gelsenkirchen Personalressourcen. Im Ver-

gleichsjahr 2023 konnte die Stadt Gelsenkirchen die Anordnung einer ordnungsbehördlichen 

Bestattung bei rund 36 Prozent aller gemeldeten Fälle verhindern. 

Die Bestattungsquote durch die Ordnungsbehörde von rund 64 Prozent in Verbindung mit dem 

hohen Fehlbetrag der Stadt Gelsenkirchen zeigen jedoch, dass die Stadt trotz ihres gezielten 

Personaleinsatzes nur bedingt beeinflussen kann, ob ihre Ermittlungsbemühungen zu einer 

Kostenerstattung führen. Sind keine bestattungspflichtigen Angehörigen vorhanden, muss die 
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Stadt die Bestattung selbst veranlassen. Sofern die verstorbene Person ohne bestattungspflich-

tige Angehörige keinen Nachlass hinterlässt, muss die Stadt Gelsenkirchen die Aufwendungen 

der ordnungsbehördlichen Bestattung trotz vorausgegangener intensiver Ermittlungsmaßnah-

men aus ihrem Haushalt tragen. 

Wie in Kapitel 5.6 „Verfahrensstandards“ dargestellt, plant die Stadt Gelsenkirchen den Bear-

beitungsprozess der ordnungsbehördlichen Bestattungen zu digitalisieren. Dies soll nach der 

Abarbeitung der Rückstände im Sachgebiet erfolgen.  

Fortbildungen zu ordnungsbehördlichen Bestattungen unterstützen die Sachbearbeitenden bei 

einer rechtssicheren Fallbearbeitung, zumal die Rechtsprechung darauf einen erheblichen Ein-

fluss hat. Die Fachkräfte der Stadt Gelsenkirchen nehmen daher regelmäßig an einschlägigen 

Fortbildungen teil, um ihr Wissen auf dem neuesten Stand halten.  

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die erhöhten personellen Ressourcen zur zügigen Abarbei-

tung der Rückstände im Sachgebiet nutzen. Zudem sollte die Stadt ihren Personaleinsatz 

unter Einbeziehung der Fallzahlenentwicklung regelmäßig analysieren und bedarfsorientiert 

ausrichten. Dabei sollte sie auch temporär personelle Ressourcen für die geplante Digitali-

sierung ihrer Prozesse einplanen. 

5.8 Fehlbetrag durchgeführte ordnungsbehördliche Be-

stattungen und Einflussfaktoren 

Ordnungsbehördliche Bestattungen sind gemäß § 8 Abs. 1 BestG NRW Pflichtaufgabe der örtli-

chen Ordnungsbehörde, auf deren Gebiet der Tod eingetreten oder die verstorbene Person ge-

funden worden ist. Die damit einhergehenden Kosten hat daher zunächst die Stadt zu tragen, 

die die Durchführung der Bestattung veranlasst hat. Sie hat gegenüber den bestattungspflichti-

gen Angehörigen einen Anspruch auf Kostenerstattung. Es kommt allerdings auch vor, dass die 

örtliche Ordnungsbehörde etwaige Nachlässe der Verstorbenen bereits ganz oder teilweise zur 

Refinanzierung der angefallenen Bestattungskosten heranziehen kann. In diesem Kapitel analy-

siert die gpaNRW, wie die Aufwendungen und Erträge den Fehlbetrag für durchgeführte ord-

nungsbehördliche Bestattungen beeinflussen. Die Erträge aus Verwaltungsgebühren und Ord-

nungswidrigkeitenverfahren bleiben hierbei unberücksichtigt. 

 Feststellung 

Die Stadt Gelsenkirchen hat 2023 einen sehr hohen Fehlbetrag für ordnungsbehördliche Be-

stattungen. Dabei wirken sich hohe Fallzahlen in Verbindung mit hohen Friedhofsgebühren 

sowie nicht vollständig geltend gemachten Erträgen aus Kostenerstattungsansprüchen be-

lastend aus.  

Eine Stadt sollte den Fehlbetrag und die Aufwendungen für ordnungsbehördliche Bestattungen 

unter Beachtung der allgemeinen Haushaltsgrundsätze der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen (GO NRW) so niedrig wie möglich halten. Mögliche Kostenerstattungsan-

sprüche sollte eine Stadt konsequent durchsetzen. Sie sollte zudem weitere Erträge, wie z.B. 

den Nachlass der Verstorbenen, zur Deckung ihrer Aufwendungen bei durchgeführten ord-

nungsbehördlichen Bestattungen geltend machen. 
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Aufwendungen und Erträge ordnungsbehördliche Bestattungen in Euro 2020 bis 2023 

 

Die Aufwendungen für ordnungsbehördliche Bestattungen haben sich in der Stadt Gelsenkir-

chen von rund 364.000 Euro in 2020 auf rund 480.000 Euro in 2023 und damit um etwa 32 Pro-

zent erhöht. Dies ist nach Angabe der Stadt Gelsenkirchen vor allem auf gestiegene Friedhofs-

gebühren zurückzuführen. Für eine durchschnittliche ordnungsbehördliche Feuerbestattung 

wendet die Stadt Gelsenkirchen in 2023 rund 2.300 Euro auf. Davon entfallen rund 600 Euro 

auf die Bestatterkosten einschließlich der Ausstellung der erforderlichen Urkunden sowie der 

Einäscherung im Krematorium. Für die Urnenbeisetzung auf dem städtischen Westfriedhof 

Heßler in einem eigenen Grabfeld für ordnungsbehördliche Bestattungen wendet die Stadt da-

gegen rund 1.700 Euro auf. Um die Bestattungen trotz hoher städtischer Friedhofsgebühren 

wirtschaftlich durchzuführen, bestattet die Stadt Gelsenkirchen jeweils zwei Urnen in einem Ur-

nengrab. Bei der Beauftragung der Urnenbeisetzungen achtet die Stadt darauf, immer eine ge-

rade Anzahl an Urnen gleichzeitig beizusetzen, damit keine zusätzliche Grabbereitungsgebühr 

anfällt, wenn die zweite Urne in das Grab gesetzt wird. Die Kosten einer Erdbestattung liegen in 

2023 bei rund 3.500 Euro. 

Die Erträge haben sich von 2020 bis 2022 von 183.000 Euro auf 252.000 Euro erhöht, mit rück-

läufiger Tendenz in 2023. Gegenüber 2022 verringern sich die Erträge um rund 81.000 Euro auf 

170.000 Euro, obwohl sich die Zahl der Fälle von 2022 auf 2023 um 24 Fälle erhöht hat. Auf-

grund von Stellenvakanzen fokussierte sich die Stadt Gelsenkirchen in 2022 und 2023 vorran-

gig darauf, die zeitkritischen Teilaufgaben bei der Aufgabenerledigung der ordnungsbehördli-

chen Bestattungen zu bearbeiten. Die Geltendmachung von Kostenerstattungsansprüchen er-

folgte dagegen nur in wenigen Fällen, so dass sich die Erträge verringerten. Wie in Kapitel 5.5.5 

„Durchsetzung von Kostenerstattungsansprüchen gegenüber Verpflichteten“ dargestellt, hat die 

Stadt Gelsenkirchen bei einigen Altfällen von den Bestattungspflichtigen noch nicht die Kosten 

der Urnenbeisetzung eingefordert. Dies wirkte sich negativ auf die Erträge der ordnungsbehörd-

lichen Bestattungen aus. 

Um ihre Aufwendungen möglichst auch bei ordnungsbehördlichen Bestattungen ohne bestat-

tungspflichtige Angehörige zu decken, setzt sich die Stadt Gelsenkirchen in allen Fällen vor-

sorglich mit dem zuständigen Amtsgericht in Verbindung und meldet dort ihren Kostenerstat-

tungsanspruch an. 
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Der Fehlbetrag für durchgeführte ordnungsbehördliche Bestattungen entwickelt sich wie folgt: 

Fehlbetrag durchgeführte ordnungsbehördliche Bestattungen in Euro 2020 bis 2023 

Grundzahl/Kennzahl 2020 2021 2022 2023 

Fehlbetrag durchgeführte ordnungsbehördliche 

Bestattungen in Euro 
181.742 214.386 198.595 309.531 

Fehlbetrag durchgeführte ordnungsbehördliche 

Bestattungen je 10.000 EW in Euro 
7.000 8.274 7.635 11.769 

Fehlbetrag je durchgeführte ordnungsbehördliche 

Bestattung in Euro 
1.004 1.105 1.008 1.401 

In der Stadt Gelsenkirchen schwankt der Fehlbetrag durchgeführter ordnungsbehördlicher Be-

stattungen im Betrachtungszeitraum 2020 bis 2023, mit deutlich steigender Tendenz in 2023. 

Im Vergleich der Eckjahre 2020 und 2023 hat sich der Fehlbetrag um rund 128.000 Euro und 

somit um etwa 70 Prozent erhöht. Einwohner- und fallbezogen entwickelt sich der Fehlbetrag 

der durchgeführten ordnungsbehördlichen Bestattungen von 2020 bis 2023 ähnlich.  

Der Fehlbetrag durchgeführte ordnungsbehördliche Bestattungen je 10.000 EW ist das negative 

Ergebnis, das sich aus der Gegenüberstellung der Aufwendungen und Kostenerstattungen so-

wie der weiteren Erträge einer Kommune für die Durchführung ordnungsbehördlicher Bestattun-

gen im Durchschnitt je 10.000 EW ergibt. 

Fehlbetrag durchgeführte ordnungsbehördliche Bestattungen je 10.000 EW in Euro 2023

 

In den interkommunalen Vergleich sind Werte von 19 Städten eingeflossen, die sich wie folgt 

verteilen: 
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Die Stadt Gelsenkirchen hat 2023 einwohnerbezogen einen sehr hohen Fehlbetrag für durchge-

führte ordnungsbehördliche Bestattungen. Im Vergleich weist nur eine kreisfreie Stadt je 10.000 

Einwohner einen marginal höheren Fehlbetrag auf als Gelsenkirchen. In 2022 liegt der Fehlbe-

trag der Stadt Gelsenkirchen wegen höherer Erträge zwar einwohnerbezogen mit 7.635 Euro 

rund 35 Prozent niedriger als in 2023. Interkommunal betrachtet ordnet sich Gelsenkirchen aber 

auch in 2022 bei den 25 Prozent der kreisfreien Städte ein, die einwohnerbezogen den höchs-

ten Fehlbetrag für durchgeführte ordnungsbehördliche Bestattungen aufweisen. Der Median 

liegt 2022 bei 6.635 Euro, der dritte Viertelwert bei 7.600 Euro. 

Auf den Fehlbetrag für die durchgeführten ordnungsbehördlichen Bestattungen nehmen die An-

zahl der ordnungsbehördlichen Bestattungsfälle, die Fallkosten sowie etwaige Erträge bzw. 

Kostenerstattungen Einfluss.  

Fehlbetrag je durchgeführte ordnungsbehördliche Bestattung in Euro 2023 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 19 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 
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Die Stadt Gelsenkirchen hat 2023 auch fallbezogen einen sehr hohen Fehlbetrag für ordnungs-

behördliche Bestattungen. Wie zuvor dargestellt ist der hohe Fehlbetrag 2023 vor allem auf das 

Zusammenspiel hoher Aufwendungen für die Friedhofsgebühren in Verbindung mit besonders 

geringen Erträgen in 2023 zurückzuführen. 

In 2022 liegt der Fehlbetrag der Stadt Gelsenkirchen fallbezogen bei 1.008 Euro und damit rund 

28 Prozent niedriger als in 2023. Interkommunal betrachtet ordnet sich Gelsenkirchen damit in 

2022 zwischen dem Median (933 Euro) und dem dritten Viertelwert (1.329 Euro) der kreisfreien 

Städte ein. 

In Gelsenkirchen ist der vergleichsweise sehr hohe Fehlbetrag auf mehrere Faktoren zurückzu-

führen. Wie in Kapitel 5.4 „Strukturen“ dargestellt, wirken sich die hohen Fallzahlen belastend 

auf den Fehlbetrag aus. Durch ihre intensive Ermittlungstätigkeit versucht die Stadt zwar, die 

Bestattungsquote durch die Ordnungsbehörde möglichst niedrig zu halten. Gleichwohl nimmt 

bei steigenden Fallzahlen tendenziell auch die Menge an ordnungsbehördlichen Bestattungsfäl-

len ohne bestattungspflichtige Angehörige und ohne Nachlass zu. In solchen Fällen muss die 

Stadt Gelsenkirchen die Aufwendungen ohne Erstattungsmöglichkeit aus ihrem Haushalt tra-

gen. Dadurch steigt der Fehlbetrag an. Zudem belasten die hohen Friedhofsgebühren der Stadt 

Gelsenkirchen die Aufwandsseite der ordnungsbehördlichen Bestattungen und damit auch den 

Fehlbetrag der ordnungsbehördlichen Bestattungen in Gelsenkirchen. Während die Hälfte der 

kreisfreien Städte für die vollständige Durchführung einer ordnungsbehördlichen Bestattung ma-

ximal rund 1.900 Euro aufwenden, liegen allein die Friedhofsgebühren einer Urnenbeisetzung in 

Gelsenkirchen bei etwa 1.700 Euro. 

Gleichwohl stellen die Aufwendungen der Ordnungsbehörde für Friedhofsgebühren gleichzeitig 

Erträge im Friedhofswesen der Stadt Gelsenkirchen dar. Daher sollte sich die Stadt Gelsenkir-

chen zur Senkung des Fehlbetrages vorrangig darum kümmern, die Erträge ordnungsbehördli-

cher Bestattungen aus Kostenerstattungen weiter zu erhöhen.  

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte ihren hohen Fehlbetrag für ordnungsbehördliche Bestattun-

gen verringern, indem sie insbesondere ihre Kostenerstattungsansprüche aus Ersatzvornah-

men konsequent und zeitnah geltend macht.  
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5.9 Anlage: Ergänzende Tabelle  

Zusammenstellung der Feststellungen und Empfehlungen der gpaNRW zur überörtlichen Prüfung 2024/2025 – Ordnungsbehördliche Bestattungen 

Feststellung Seite Empfehlung Seite 

Rechtmäßigkeit 

F1 

Die Stadt Gelsenkirchen konnte ihre Kostenerstattungsansprüche für im Wege 

der Ersatzvornahme durchgeführte ordnungsbehördliche Bestattungen in den 

geprüften Jahren nicht immer zeitnah und vollständig geltend machen. Dies 

wirkt sich negativ auf die Erträge aus Kostenerstattungen aus und belastet den 

Fehlbetrag. 

196 E1 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Schadenshöhe für durchgeführte ord-

nungsbehördliche Bestattungsfälle ermitteln, bei denen sie die Kosten der 

Urnenbeisetzung nicht von den erstattungspflichtigen Angehörigen einfor-

dern konnte. Sie sollte zudem prüfen, ob dieser Vermögensschaden von 

ihrer Eigenschadenversicherung ersetzt werden kann. 

15 

F2 

Die Stadt Gelsenkirchen erhebt konsequent Verwaltungsgebühren für ord-

nungsbehördliche Bestattungen als Ersatzvornahme. Die regelhafte Erhebung 

der Höchstgebühr des Verwaltungsgebührenrahmens ist jedoch ermessens-

fehlerhaft und stellt einen Rechtsverstoß gemäß § 40 VwVfG NRW in Verbin-

dung mit § 114 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) dar. Die Stadt hat bisher 

von ihrem Ermessen in einer dem Zweck der Ermächtigung nicht entsprechen-

den Weise Gebrauch gemacht.  

196 E2 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte weiterhin Verwaltungsgebühren innerhalb 

des geltenden Verwaltungsgebührenrahmens erheben. Diese müssen im 

Einzelfall angemessen sein, wobei der Normalfall über die hälftige Ge-

bühr des maßgeblichen Verwaltungsgebührenrahmens abgebildet wer-

den kann. 

197 

Verfahrensstandards 

F3 

Die verbindlich geregelten Standards und Abläufe tragen in Gelsenkirchen 

maßgeblich zu einer rechtssicheren Bearbeitung ordnungsbehördlicher Bestat-

tungsfälle bei. Durch den geplanten Einsatz eines Dokumentenmanagement-

systems (DMS) können die Prozessabläufe weiter optimiert werden. 

198 E3 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte ihren Bearbeitungsprozess der ordnungs-

behördlichen Bestattungen wie geplant auf eine papierlose Aktenführung 

umstellen. Um die Aufgabenabwicklung der ordnungsbehördlichen Be-

stattungen optimal zu unterstützen, sollte die Stadt Gelsenkirchen dabei 

auch die Möglichkeit einer Fachverfahrensanbindung prüfen. 

199 

Personaleinsatz 

F4 

Im Vergleichsjahr 2023 stand in der Stadt Gelsenkirchen mehr Personal zur 

Bearbeitung ordnungsbehördlicher Bestattungsfälle zur Verfügung als bei den 

meisten anderen kreisfreien Städten. 

199 E4 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die erhöhten personellen Ressourcen zur 

zügigen Abarbeitung der Rückstände im Sachgebiet nutzen. Zudem sollte 

die Stadt ihren Personaleinsatz unter Einbeziehung der Fallzahlenent-

wicklung regelmäßig analysieren und bedarfsorientiert ausrichten. Dabei 

sollte sie auch temporär personelle Ressourcen für die geplante Digitali-

sierung ihrer Prozesse einplanen. 

202 
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Feststellung Seite Empfehlung Seite 

Fehlbetrag durchgeführte ordnungsbehördliche Bestattungen und Einflussfaktoren 

F5 

Die Stadt Gelsenkirchen hat 2023 einen sehr hohen Fehlbetrag für ordnungs-

behördliche Bestattungen. Dabei wirken sich hohe Fallzahlen in Verbindung 

mit hohen Friedhofsgebühren sowie nicht vollständig geltend gemachten Erträ-

gen aus Kostenerstattungsansprüchen belastend aus. 

202 E5 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte ihren hohen Fehlbetrag für ordnungsbe-

hördliche Bestattungen verringern, indem sie insbesondere ihre Kostener-

stattungsansprüche aus Ersatzvornahmen konsequent und zeitnah gel-

tend macht. 

206 
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6. Kommunales Krisenmanagement 

6.1 Managementübersicht 

Die wesentlichen Ergebnisse der überörtlichen Prüfung der Stadt Gelsenkirchen im Prüfgebiet 

„Kommunales Krisenmanagement“ stellt die gpaNRW nachfolgend zusammenfassend dar.  

Die Feststellungen und Empfehlungen haben wir tabellarisch in der Anlage aufgeführt. Die Rei-

henfolge ist chronologisch und gibt keine Priorisierung vor. 

Kommunales Krisenmanagement 

Die Stadt Gelsenkirchen hat ihr kommunales Krisenmanagement in den vergangenen Jahren 

kontinuierlich aufgebaut. Um ihre Krisenfestigkeit noch zu stärken, legt die Stadt auch weiterhin 

einen Arbeitsschwerpunkt darauf, ihr städtisches Krisenmanagement kontinuierlich bedarfsori-

entiert weiterzuentwickeln. Diesen guten Weg sollte die Stadt Gelsenkirchen weitergehen. Aus 

Sicht der gpaNRW bestehen noch Handlungsmöglichkeiten, durch die die Stadt Gelsenkirchen 

ihr kommunales Krisenmanagement weiter optimieren kann. 

Die größten Handlungsbedarfe für die Stadt Gelsenkirchen sieht die gpaNRW im Bereich „Prä-

vention und Erkennen von Risiken“. Die Stadt hat die Risiken für ihr Stadtgebiet identifiziert, 

diese aber noch nicht hinsichtlich ihrer Eintrittswahrscheinlichkeit und des möglichen Scha-

densausmaßes bewertet. Nach ihrer Risikobewertung sollte die Stadt Gelsenkirchen einen Ab-

schlussbericht über die erkannten Risiken im Stadtgebiet erstellen und dem Stadtrat zur Kennt-

nisnahme vorlegen. Auch ihren Katastrophenschutzplan sollte die Stadt in eine endgültige Fas-

sung bringen und ihn anschließend nach den gesetzlichen Vorgaben alle fünf Jahre vom Stadt-

rat legitimieren lassen. 

Die Stadt arbeitet intensiv an der Stärkung ihrer Krisenresilienz und hat bereits umfangreiche 

Maßnahmen zur Krisenbewältigung vorgeplant. Dazu zählen z.B. Vorkehrungen für Pandemien, 

länger andauernde Stromausfälle, eine Energiekrise und Extremwetterereignisse. Mit der Ein-

richtung, Unterhaltung und Fortentwicklung des kommunalen Krisenmanagements gehen zahl-

reiche Aufgaben einher. Für diese Aufgaben setzt die Stadt Gelsenkirchen qualifiziertes Perso-

nal ein.  

Die Stadt Gelsenkirchen hält einen gut ausgestatteten Krisenstabsraum an einer zentralen 

Stelle im Stadtgebiet vor. Die technische Ausstattung des Krisenstabsraumes stellt sicher, dass 

der städtische Krisenstab auch bei einem langanhaltenden Stromausfall handlungs- und ar-

beitsfähig bleibt. 

Die Stadt Gelsenkirchen hat alle Funktionen im Krisenstab nach den Vorgaben des Krisen- 

stabserlasses mit ausreichend fachkundigem Personal besetzt und ausgebildet. Um reibungs-

lose Abläufe in der konkreten Krisensituation sicherstellen zu können, bildet die Stadt Gelsen-

kirchen ihr für die Mitarbeit im Krisenstab vorgesehenes Personal aus und führt regelmäßig 

Übungen durch. 
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Eine frühzeitige Kommunikation der Stadt Gelsenkirchen über Risiken, wie zu wetterbedingten 

Gefahren, stärkt die Selbsthilfefähigkeit der Bevölkerung. Hierbei nutzt sie mehrere Informati-

onswege, etwa städtische Internetseiten, gedruckte Flyer und Social-Media-Kanäle. 

Die Stadt Gelsenkirchen stellt durch ihre fachlich versierte und schnell erfolgende Krisenkom-

munikation sicher, dass sie die Bevölkerung schnellstmöglich über sich anbahnende oder ein-

getretene Krisen transparent, glaubwürdig und verlässlich informiert. Sie nutzt dabei aktiv 

Social-Media-Kanäle. 

Teilweise kann die Stadt Gelsenkirchen ihre Krisenfestigkeit durch formelle Konzepte noch wei-

ter stärken. Dazu zählen insbesondere ein Konzept für den Notfallbetrieb, ein Konzept für die 

Einbindung von Spontanhelfenden, ein IT-Konzept für Krisenfälle, ein tragfähiges Logistikkon-

zept sowie ein eigenes Verpflegungskonzept für den Krisenstab. 

6.2 Aufbau des Teilberichtes 

Die Kapitel dieses Teilberichtes beginnen mit einer wertenden Aussage zu unserem Prüfungser-

gebnis. Wertungen, die eine Stellungnahme der Stadt nach § 105 Abs. 6 und 7 der Gemeinde-

ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) notwendig machen, bezeichnen wir als 

Feststellung. 

Anschließend folgt kursiv gedruckt die Sollvorstellung. Die Sollvorstellung stellt die Inhalte und 

das Prüfungsziel im Kapitel dar. Sie ist allgemein formuliert und grundsätzlich für alle Städte gül-

tig, z. B. auf Basis der aktuell geltenden Gesetzeslage. 

Ausgehend von diesem Soll analysieren wir die individuelle Situation in der geprüften Stadt und 

weisen dabei erkannte Verbesserungspotenziale als Empfehlung aus. 

Weitere allgemeine Ausführungen zur Struktur der Teilberichte stehen im Vorbericht. 

6.3 Inhalte, Ziele und Methodik 

Auf die Kommunen strömen multiple Krisen ein. Diese können sich beispielsweise aus Unwetter-

ereignissen oder Pandemien ergeben.  

Die kreisfreien Städte müssen daher Vorkehrungen treffen, um zu jeder Zeit und für alle auch 

nicht vorhersehbaren Ereignisse vorbereitet zu sein. Dazu gehören zum Beispiel Vorkehrungen 

zur Bewältigung von Großeinsatzlagen und sich anbahnenden oder bereits eingetretenen Kata-

strophen im Sinne des Gesetzes über den Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastrophen-

schutz (BHKG NRW). 

Das Ziel der kreisfreien Städte sollte es sein, die Handlungsfähigkeit der kommunalen Sicher-

heitsinfrastruktur und die wesentlichen Funktionen der kommunalen Daseinsvorsorge rund um 

die Uhr gewährleisten zu können. Eine vorausschauende und verbindlich aufgestellte organisa-

torische Vorbereitung auf Krisenszenarien bildet daher den Kern der kommunalen Daseinsvor-

sorge im Krisenfall.  
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Die Prüfung des kommunalen Krisenmanagements ist ein objektiver Blick von außen. Dabei le-

gen wir den Fokus auf den administrativ-organisatorischen34 Teil des kommunalen Krisenmana-

gements. Die operativ-taktische35 Komponente dagegen ist nicht Gegenstand unserer Betrach-

tung.  

Die aktuelle Prüfung in Form eines „Basischecks“ soll den Städten eine Standortbestimmung ge-

ben sowie bei der Weiterentwicklung eines passgenauen und resilienten Krisenmanagements 

wirksam unterstützen. Dabei möchten wir Transparenz zur aktuellen Situation schaffen und 

gleichzeitig Risiken sowie Optimierungsmöglichkeiten aufzeigen. Darüber hinaus möchten wir 

gute kommunale Praxisbeispiele identifizieren und transportieren. 

Die gpaNRW ermittelt mithilfe standardisierter Interviews sowie der Analyse von vorgelegten Un-

terlagen Erfüllungsgrade. Beim Erfüllungsgrad bewertet die gpaNRW, inwieweit eine Stadt die 

Anforderungen unserer Sollvorstellung umsetzt. Wir drücken den Erfüllungsgrad in einem Pro-

zentwert aus. Den Erfüllungsgrad stellt die gpaNRW zur Standortbestimmung auch im interkom-

munalen Vergleich dar.  

Den Prozess „Krisenstab aktivieren“ bildet die gpaNRW grafisch ab. Unsere Prozessaufnahme 

zielt darauf ab, die verbindlichen Abläufe sowie die damit einhergehenden Schnittstellen trans-

parent darzustellen. Wir übergeben der Stadt das Prozessmodell in digitaler Form, damit sie 

den Prozess selbst weiterentwickeln und fortschreiben kann. 

6.4 Strukturen 

Die örtlichen Besonderheiten kann eine Stadt in der Regel nicht beeinflussen. Wir fassen die 

besonderen örtlichen Strukturen, die unmittelbaren Einfluss auf das kommunale Krisenmanage-

ment haben können, nachfolgend zusammen: 

Örtliche Strukturen Gelsenkirchen 2023 

Grundzahlen 
Gelsenkir-

chen 
Minimum 

1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert  

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

EW* 263.000 112.613 176.627 263.000 362.309 1.084.831 23 

Pendlersaldo  -6.230 -11.598 -6.034 2.769 38.466 188.045 23 

Gebietsfläche in ha 10.494 5.142 9.595 16.045 22.192 40.502 23 

EW je qkm (Bevöl-

kerungsdichte) 
2.506 799 1.539 2.102 2.508 3.060 23 

Störfallbetriebe36 10 0 5 7 11 32 23 

*Einwohnerinnen und Einwohner 

 

34 so genannter Verwaltungsstab gemäß Ziffer 2.3. des Krisenstabserlasses NRW 

35 Feuerwehreinsatzleitung gemäß Ziffer 2.2 des Krisenstabserlasses NRW 

36 Betriebe der unteren und oberen Klasse gemäß § 2 Nr. 1 und 2 der zwölften Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Störfall-Verordnung – 12. BImschV) 
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Die Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner der Stadt Gelsenkirchen liegt 2023 im mittleren 

Bereich der kreisfreien Städte. Der Pendlersaldo ist negativ. Das bedeutet, dass es in Gelsen-

kirchen mehr auspendelnde als einpendelnde Arbeitskräfte gibt. Diese kann die Stadt Gelsen-

kirchen im Krisenfall z.B. nicht durch ihre 39 Sirenen informieren. Daher sollte sie geeignete 

Maßnahmen für einen Warnmix treffen, durch den sie auch die Menschen erreichen kann, die 

erst nach ihrem Arbeitsende wieder nach Gelsenkirchen zurückkehren wollen. Um im Ereignis-

fall möglichst viele Betroffene an ihren jeweiligen Standorten zu erreichen und damit auch 

schützen zu können, ist eine effektive Kommunikationsstrategie wichtig.  

Die Gebietsfläche der Stadt Gelsenkirchen ist kleiner als die der meisten anderen kreisfreien 

Städte. In Folge dessen weist Gelsenkirchen eine höhere Bevölkerungsdichte auf als rund 75 

Prozent der kreisfreien Städte. Etwaige Krisenfälle können daher mehr Menschen zeitgleich be-

treffen als in weniger dicht besiedelten Städten. 

Im Gebiet der Stadt Gelsenkirchen befinden sich insgesamt zehn Störfallbetriebe, die beson-

dere Sicherheitsvorkehrungen und kontinuierliche Überwachung erfordern. Damit zählt Gelsen-

kirchen etwa zum Viertel der kreisfreien Städte mit der höchsten Anzahl an Störfallbetrieben im 

eigenen Stadtgebiet. Zudem befinden sich in den direkt angrenzenden Kommunen weitere Stör-

fallbetriebe. Sofern es dort zu Störungen kommt, kann sich dies auch auf die Stadt Gelsenkir-

chen auswirken.  

Für das kommunale Krisenmanagement der Stadt Gelsenkirchen sind auch Wasserstraßen re-

levant. Hochwasser und Überschwemmungen, bedingt durch den Fluss Emscher, stellen wie-

derkehrende Bedrohungen dar. Sie erfordern, dass die Stadt Gelsenkirchen umfassende 

Schutz- und Kontrollmaßnahmen ergreift.  

6.5 Prävention, Bewältigung und Nachbereitung von 

Krisenfällen 

Das Risikomanagement ist Teil eines ganzheitlichen Krisenmanagements. Hierzu gehören ge-

mäß den Ausführungen des Krisenstabserlasses NRW37 alle Maßnahmen zur Prävention und 

Erkennung von Risiken, zur Bewältigung und zur Nachbereitung von Krisenfällen  

Erfüllungsgrad Prävention, Bewältigung und Nachbereitung in Prozent 2024 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 23 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 

 

37 Krisenmanagement durch Krisenstäbe im Lande Nordrhein-Westfalen bei Großeinsatzlagen, Krisen und Katastrophen, Runderlass des 
Ministeriums für Inneres und Kommunales vom 26. September 2016; GV. NRW. S. 886 in der zurzeit geltenden Fassung 
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Teilerfüllungsgrade Prävention, Bewältigung und Nachbereitung in Prozent 2024 

 

In den nachfolgenden Kapiteln analysiert die gpaNRW die einzelnen Teilaspekte. 

 

6.5.1 Prävention und Erkennen von Risiken 

 Feststellung 

Bei der Krisenprävention und dem Erkennen von Risiken besteht in der Stadt Gelsenkirchen 

noch Handlungsbedarf. 

Eine Stadt sollte potenzielle Risiken für ihr Stadtgebiet ermitteln und bewerten. Mit voraus-

schauenden Analysen und örtlichen Risikoszenarien sollte die Stadt die Eintrittswahrscheinlich-

keit von möglichen Gefahren untersuchen und eine Aussage über das zu erwartende Scha-

densausmaß treffen. Eine Stadt sollte diese Ergebnisse als Grundlage für den Aufbau und Um-

fang ihres Krisenmanagements nutzen. 

Die Stadt Gelsenkirchen hat im Hinblick auf das kommunale Krisenmanagement eine umfas-

sende Risikoermittlung vorgenommen. Dabei hat sie ihre erforderlichen Akteure der Stadtver-

waltung, der Feuerwehr sowie der Betreiber kritischer Infrastrukturen beteiligt. Ihre identifizier-

ten Risiken hat die Stadt in folgende Gefahren-Szenarien zusammengefasst: 

 Naturgefahren wie z.B. Starkregen, Hochwasser, Hitze- und Kältewellen, Stürme/Orkane, 

 zivilisationsbedingte Gefahren wie z.B. Pandemien/Seuchen, Energieausfall und 

 technische Gefahren wie z.B. terroristische Anschläge, Explosionen, chemische Störfälle. 
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Eine Risikobewertung hat die Stadt dagegen noch nicht durchgeführt. Dadurch fehlt ihr ein um-

fassender, vergleichender Überblick über die unterschiedlichen Gefahren und Ereignisse in Be-

zug auf ihre Eintrittswahrscheinlichkeit und das damit verbundene zu erwartende Schadensaus-

maß. Durch eine Bewertung ihrer Risiken erhält die Stadt Gelsenkirchen wichtige Hinweise da-

rauf, welche der betrachteten Risiken statistisch gesehen am wahrscheinlichsten eintreten kön-

nen. Diese sollte sie entsprechend höher priorisieren. Auf Grundlage eines solchen Risiko-Port-

folios kann die Stadt Gelsenkirchen dann prüfen, ob ihre bisherigen Maßnahmen zur Krisenbe-

wältigung bereits ausreichen, oder ob ggf. noch Handlungsbedarf besteht, um die Handlungsfä-

higkeit der Verwaltung bei einem bestimmten Krisenszenario sicherzustellen. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte ihre ermittelten Risiken im Hinblick auf das Schadensausmaß 

und die Eintrittswahrscheinlichkeit bewerten. 

Aus Sicht der gpaNRW ist es wichtig, sowohl die Bevölkerung als auch die örtliche Politik früh-

zeitig über die ermittelten Risiken und die daraus abgeleiteten Handlungserfordernisse zu infor-

mieren. Dies schafft Bewusstsein und auch Verständnis für die jeweilige Thematik. Entspre-

chend des aktuellen Umsetzungstandes hat die Stadt Gelsenkirchen noch keinen Abschlussbe-

richt erstellt, der die Ergebnisse der Risikoanalyse zusammenfasst, analysiert und bewertet. 

Dadurch fehlen klare Handlungsempfehlungen und Priorisierungen für zukünftige Maßnahmen. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte einen zusammenfassenden Abschlussbericht erstellen, in 

dem sie die Ergebnisse der Risikoanalyse analysiert und bewertet. In ihrem Abschlussbe-

richt sollte die Stadt klare Handlungsempfehlungen und Prioritäten für zukünftige Maßnah-

men darstellen sowie die Weitergabe des Abschlussberichtes dokumentieren. 

Wesentliche Gefahren visualisiert die Stadt Gelsenkirchen beispielsweise anhand von Starkre-

gengefahrenkarten, Gewässerkarten sowie Karten der Bergbauschächte und Sirenenstandorte. 

Diese Karten stellt die Stadt auf ihrer Internetseite über ihr Geoportal als so genannten „The-

menkarten“38 öffentlich zur Verfügung, so dass sich auch die Bevölkerung jederzeit online infor-

mieren kann.  

Gemäß § 4 Abs. 3 S.1 i. V. m. § 3 Abs. 7 des Gesetzes über den Brandschutz, die Hilfeleistung 

und den Katastrophenschutz (BHKG) müssen kreisfreie Städte einen Katastrophenschutzplan 

aufstellen, der gemäß § 4 Abs. 3 S. 2 BHKG spätestens alle fünf Jahre fortzuschreiben ist. 

Die Stadt Gelsenkirchen hat einen aktuellen Katastrophenschutzplan erstellt, dieser ist aber 

noch in der Entwurfsfassung. Die Stadt sollte den Katastrophenschutzplan in eine endgültige 

Fassung bringen und diese dem Rat vorlegen. Aus Sicht der gpaNRW ist dies wichtig, da die 

Katastrophenschutzplanung die wesentliche Zusammenfassung zu den Risiken der Stadt Gel-

senkirchen abbildet. Er stellt zudem dar, wie die Stadt durch vorbeugende und abwehrende 

Maßnahmen den Schutz der Bevölkerung bei Großeinsatzlagen und Katastrophen sicherstellen 

will. Die gpaNRW hält es deshalb für sinnvoll, sowohl die Bevölkerung als auch die örtliche Poli-

tik über die ermittelten Risiken und die daraus abgeleiteten Handlungserfordernisse in einem 

 

38 https://www.gelsenkirchen.de/de/_meta/Buergerservice/Onlinedienste/Geoportal/Themenkarten.aspx 



  Stadt Gelsenkirchen    Kommunales Krisenmanagement    050.010.050_03379 

Seite 215 von 333 

angemessenen Umfang zu informieren und damit auch zu sensibilisieren. Das schafft Bewusst-

sein und auch Verständnis für die unterschiedlichen Thematiken. Daher sollte der Katastro-

phenschutzplan durch die Beschlussfassung durch den Stadtrat legitimiert sein. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte den Entwurf ihres Katastrophenschutzplans in eine endgültige 

Fassung überführen. Die wesentlichen Risiken sollte die Stadt im Rahmen der Katastro-

phenschutzplanung alle fünf Jahre vom Stadtrat beschließen lassen. 

Einen Katastrophenschutzbedarfsplan, der noch keine gesetzliche Pflicht darstellt, hat die Stadt 

Gelsenkirchen nicht. Die Stadt plant jedoch die Erstellung eines Katastrophenschutzbedarfspla-

nes mit externer Unterstützung, sobald dazu die rechtlichen Grundlagen vorliegen. 

6.5.2 Bewältigungsstrategien 

 Feststellung 

Die Maßnahmen der Stadt Gelsenkirchen zur Krisenbewältigung sind gut geeignet, um plötz-

lich auftretende und herausfordernde Krisensituationen zu meistern und die Verwaltungsab-

läufe möglichst zügig zu einem Normalzustand zurückzuführen. Verbesserungsmöglichkei-

ten sieht die gpaNRW in Bezug auf die Einrichtung eines Notfallbetriebes und die Einbin-

dung von Spontanhelfenden.  

Eine Stadt sollte aufgrund der Erkenntnisse aus ihrer Risikobewertung individuelle Vorkehrun-

gen zum Umgang mit und zur Bewältigung von möglichen Krisenszenarien treffen. Mit der 

Schaffung von vorgeplanten konzeptionellen und verfahrensmäßigen Voraussetzungen sollte 

die Stadt eine schnellstmögliche Rückführung einer eingetretenen außergewöhnlichen Situation 

in den Normalzustand unterstützen. Zur konzeptionellen, organisatorischen und verfahrensmä-

ßigen Vorbereitung effektiver Krisenmanagementstrukturen sollte eine Stadt auch außerhalb ei-

nes konkreten Einsatzanlasses personelle Ressourcen vorhalten. 

Die Stadt Gelsenkirchen hat das Aufgabenfeld zur konzeptionellen, organisatorischen und ver-

fahrensmäßigen Vorbereitung effektiver Krisenmanagementstrukturen im Vorstandsbereich 2 

bei der Feuerwehr (Referat 37) innerhalb des Teams 37/5.3- Grundsatzplanung Bevölkerungs-

schutz angesiedelt. Das Team nimmt folgende Aufgaben wahr: 

 Geschäftsstelle Krisenstab, 

 Katastrophenschutzplanung, 

 Krisenprävention, 

 Warnung der Bevölkerung sowie 

 zivil-militärische Zusammenarbeit. 

Die Stadt Gelsenkirchen erledigt die Aufgaben zur Vorhaltung des Krisenmanagements im Ver-

gleichsjahr 2023 mit 1,4 Vollzeit-Stellen. Die Bandbreite der Vollzeit-Stellen für das kommunale 
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Krisenmanagement lag bei 2239 kreisfreien Städten im Jahr 2023 zwischen 0,5 und 13,8 Voll-

zeit-Stellen. Im Zusammenhang mit dem Aufbau ihres kommunalen Krisenmanagements hat 

die Stadt ihren Personaleinsatz gezielt erhöht. In 2024 erledigt die Stadt Gelsenkirchen die Auf-

gaben des kommunalen Krisenmanagements mit 3,0 Vollzeit-Stellen, davon ist eine Vollzeit-

Stelle befristet eingerichtet. 

Wie in Kapitel 6.5.1 „Prävention und Erkennen von Risiken“ dargestellt, hat die Stadt Gelsenkir-

chen zwar noch keine Risikobewertung in Bezug auf die Eintrittswahrscheinlichkeit und das da-

mit verbundene zu erwartende Schadensausmaß ihrer identifizierten Risiken vorgenommen. 

Gleichwohl hat die Stadt bereits konkrete Vorkehrungen im Hinblick ihre individuellen, kommu-

nalen Risiken getroffen und diese schriftlich festgehalten. Dadurch kann sie mögliche, aufkom-

mende Gefahren frühzeitig identifizieren und präventive Maßnahmen ergreifen. Dazu zählen 

verschiedene Vorkehrungen wie ein Pandemieplan der Feuerwehr Gelsenkirchen. 

Die Stadt Gelsenkirchen hat sich auch auf das Szenario eines großflächigen, länger andauern-

den Stromausfalls vorbereitet. Für den Fall eines Blackouts hält die Stadt Gelsenkirchen sieb-

zehn Notfall-Infopunkte im ganzen Stadtgebiet bereit. An allen Standorten erhalten die Einwoh-

nerinnen und Einwohner aktuelle Informationen. An den Notfall-Infopunkten können Notrufe ab-

gesetzt werden, wenn dies über die Kommunikationsgeräte der Bevölkerung nicht mehr möglich 

sein sollte. An sechs Standorten der Notfall-Infopunkte findet zusätzlich eine medizinische Not-

fallversorgung statt. Betroffene können dort bei Bedarf auch Trinkwasser, Lebensmittel-Notrati-

onen, psychosoziale Betreuung und Wärmeangebote erhalten. Damit die Bevölkerung die Not-

fall-Infopunkte gut erreichen könnte, beabsichtigt die Stadt Gelsenkirchen in Zusammenarbeit 

mit den Verkehrsbetrieben einen Notfallfahrplan im Stundentakt einzurichten. 

Die Stadt Gelsenkirchen hat auf die Energiekrise reagiert. Gemeinsam mit verschiedenen Sozi-

alpartnern hat sie für die Winterzeit, verteilt im gesamten Stadtgebiet, 13 „Wärmeinseln“ einge-

richtet. Betroffene Einwohnerinnen und Einwohner können sich dort aufwärmen. Sie erhalten 

zudem ein warmes Getränk und können sich zu Fragen rund um das Thema Energie und Heiz-

kosten informieren.  

Die Stadt Gelsenkirchen hat darüber hinaus konkrete Vorkehrungen im Hinblick auf ihre wetter-

bedingten Risiken wie ein Hochwasser das Emscher oder eine Hitzewelle getroffen. Der Maß-

nahmenkatalog der Hitzeschutzmaßnahmen 2024 der Stadt Gelsenkirchen beinhaltet beispiels-

weise die Einrichtung von inzwischen sieben öffentlichen Trinkwasserbrunnen im Stadtgebiet. 

Dort kann sich die Bevölkerung gerade bei heißen Temperaturen vor einer Dehydrierung schüt-

zen.  

Außerdem hat die Stadt Gelsenkirchen eine Geschäftsstelle zur Unterbringung Evakuierter 

(GUE) eingerichtet. Diese wird vom Krisenstab der Stadt Gelsenkirchen einberufen, wenn nach 

einem Großschadensereignis oder einer Krise eine größere Anzahl Evakuierter für einen länge-

ren Zeitraum untergebracht werden muss. Dies geschieht beispielsweise bei einem großflächi-

gen Stromausfall, einem Extremwetterereignis wie einem Sturmereignis oder einem Erdbeben. 

Ein weiterer Aspekt zur Bewältigung von Krisenlagen ist die Einrichtung und dauerhafte Vorhal-

tung des städtischen Krisenstabes. Die Stadt Gelsenkirchen ist zu jeder Zeit in der Lage, den 

 

39 Aus einer der 23 kreisfreien Städte liegen keine Stellendaten vor. 
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Krisenstab zu aktivieren. Im Kapitel 6.8 „Prozessdarstellung“ beschreibt die gpaNRW den Pro-

zess zur Aktivierung des Krisenstabes der Stadt Gelsenkirchen und stellt die Prozessschritte 

visuell dar.  

Die Geschäftsordnung40 der Stadt Gelsenkirchen für den Krisenstab regelt die Einberufung des 

Krisenstabes, dessen personelle Besetzung, die Alarmierung, die Erreichbarkeit der Stabsmit-

glieder, die räumliche Unterbringung sowie das Vorhalten beziehungsweise Sicherstellen der 

erforderlichen Kommunikationsmittel. Damit enthält die Geschäftsordnung alle Mindestinhalte, 

die der Krisenstabserlass NRW nach Ziffer 2.4.3 vorsieht. 

Die Stadt Gelsenkirchen hat ihren konkreten Informationsprozess für den Fall einer akuten Kri-

senlage sowie die Alarmierungswege zur Aktivierung des Krisenstabes vorgeplant. Im Fall einer 

akuten Krisenlage werden die Oberbürgermeisterin und der Vorstand unverzüglich informiert. 

Auch zeitliche Vorgaben, in welcher Zeit der administrativ-organisatorische Krisenstab erstmalig 

zusammentritt und einsatzfähig ist, hat die Stadt Gelsenkirchen verbindlich geregelt. Für den 

Fall, dass Alarmierungswege ausfallen, hat die Stadt als Redundanz vorgeplant, dass sich die 

Krisenstabsmitglieder im Ereignisfall selbstständig zum Krisenstabsraum begeben. Auch die 

standardisierten Meldewege gemäß Krisenstabserlass NRW sind in Gelsenkirchen verbindlich 

festgelegt. Die Meldung der Aktivierung des Krisenstabes an weitere Behörden im Sinne der 

Ziffer 4 des Krisenstabserlasses NRW erfolgt in Gelsenkirchen erlasskonform durch die Leitung 

der Koordinierungsgruppe Stab (KGS). 

Die Stadt Gelsenkirchen hat geeignete Maßnahmen für ein ausfallsicheres Kommunikations-

netz in Krisenlagen getroffen. Dafür hält die Stadt funktionsfähige Satellitentelefone zentral bei 

der Feuerwehr vor. Dort werden die Satellitentelefone regelmäßig gewartet, so dass sie bei Be-

darf sofort einsatzbereit sind. Die Stadt hat die Satellitentelefone bewusst nicht an die Verant-

wortlichen verteilt. Die im Krisenfall notwendigen Akteure, einschließlich der ständigen sowie 

ereignisbezogenen Krisenstabsmitglieder, sind anstatt dessen mit funktionsfähigen Telefonen 

ausgestattet, mit denen sie über ein Digitalfunknetz kommunizieren können. Das Funknetz ba-

siert auf dem internationalen so genannten TETRA41-Standard, das von dem Europäischen 

Institut für Telekommunikationsnormen als offener Standard entwickelt wurde. Darüber hinaus 

bereitet der stadteigene IT-Dienstleister der Stadt Gelsenkirchen aktuell die Beschaffung weite-

rer ausfallsicherer Kommunikationsmöglichkeiten vor. Diese soll über eine bundesweite Platt-

form für Betreiber kritischer Infrastrukturen erfolgen. 

Ein Bestandteil der Bewältigungsstrategie der Stadt Gelsenkirchen ist die Einrichtung eines Kri-

senrathauses. Die Stadt hat bereits hausintern festgelegt, welche Aufgaben innerhalb der Stadt-

verwaltung bei einem länger andauernden Stromausfall zwingend erledigt werden müssen. Auf 

dieser Grundlage hat die Stadt ein Krisenrathaus mit Arbeitsplätzen für einen Notfallbetrieb in 

einer mit Notstrom abgesicherten städtischen Liegenschaft eingerichtet. Aktuell laufen die inter-

nen finalen Entscheidungen zum Notfallbetrieb, die in 2025 abgeschlossen werden sollen. Die 

gpaNRW hält das geplante Vorgehen der Stadt Gelsenkirchen für gut geeignet, um im künftigen 

Notfallrathaus in Krisenzeiten die Funktionen aus den unverzichtbaren Aufgabenbereichen un-

terzubringen, welche auch in Krisenlagen zwingend arbeitsfähig sein müssen. Ihr Vorgehen 

 

40 Geschäftsordnung für den Krisenstab der Stadt Gelsenkirchen im Rahmen der nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr (GeschO) 

41 Terrestrial Trunk Radio 
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sollte die Stadt noch in einem Konzept verschriftlichen, das u.a. die benötigten Arbeitsplätze, 

wichtige Funktionen und Räumlichkeiten beinhaltet. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte ihre Regelungen zum Notfallbetrieb konzeptionell absichern. 

In vielen Krisenlagen der Vergangenheit, etwa beim Starkregenereignis rund um die Ahr oder 

bei der Hochwasserlage im Winter 2023/2024, war zu beobachten, dass Teile der Bevölkerung 

willens und der Lage sind, spontan Hilfe anzubieten. Die Besonderheit dabei ist, dass diese 

Menschen in keiner Organisationsform, beispielsweise in einer Hilfsorganisation, gebunden 

sind. Die Personen bieten ihre Hilfe in örtlichen Gruppen der Social-Media-Kanäle an oder 

schreiben ggf. per E-Mail an die Stadtverwaltung. Bleiben solche Hilfsangebote unbeantwortet 

bzw. unkoordiniert, besteht die Gefahr, dass diese Menschen sich selbständig zu etwaigen Ein-

satzstellen begeben, um dort zu helfen. Dies kann im Zweifel dazu führen, dass die organisier-

ten Helfenden von Feuerwehr, Hilfsorganisationen und weitere eingesetzte Kräfte gestört oder 

sonst in ihrer Arbeit behindert werden. 

Aus Sicht der gpaNRW ist es daher wichtig, mit Spontanhelfenden zu kommunizieren und die 

Hilfsbereitschaft zu lenken. Ziel ist es, den Spontanhelfenden eine Plattform zu schaffen, an die 

sie sich im Ereignisfall wenden können und auf der die Stadt geordnet über deren Einsatz berät 

und entscheidet. Hierzu verweist die gpaNRW auf das WUKAS-Konzept42, welches Behörden 

und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben (BOS-Behörden) beim sicheren Einsatz von Spon-

tanhelfenden unterstützt. Weiterhin verweist die gpaNRW auf die Fachempfehlung der AGBF 

Bund zur Einbindung von Spontanhelfenden in der Gefahrenabwehr43.   

Die Stadt Gelsenkirchen hat noch kein konkretes Konzept zur Einbindung von Spontanhelfen-

den erarbeitet.  

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte ein umsetzungsreifes Konzept zur Einbindung von Spontan-

helfenden für akute Krisensituationen erstellen. 

Um die Selbsthilfefähigkeit der Bevölkerung zu stärken, legt die Stadt Gelsenkirchen Wert auf 

die Einbindung der Einwohnerinnen und Einwohner in die Krisenvorsorge und -bewältigung. 

Eine effektive Kommunikation ist hierzu essenziell. Hierzu verweisen wir auch auf das Kapitel 

6.7 „Risiko- und Krisenkommunikation“.  

6.5.3 Nachbereitung von Krisen 

 Feststellung 

Die Stadt Gelsenkirchen bereitet die Krisenstabseinsätze vorangegangener Krisen noch 

nicht vollständig strukturiert nach. 

 

42 Konzeptpartner: Malteser; Bergische Universität Wuppertal; Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung; gefördert vom Bundesministe-
rium für Bildung und Forschung 

43 Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Berufsfeuerwehren in der Bundesrepublik Deutschland – Arbeitskreis Zivil- und Katastrophenschutz 
„Einbindung von Spontanhelfenden in der Gefahrenabwehr (Stand 22. Oktober 2015) 
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Eine Stadt sollte die Abläufe und ihre Vorgehensweise bei vorangegangenen Krisen analysie-

ren und deren Wirksamkeit und Effektivität bewerten. Identifizierte Verbesserungsmöglichkeiten 

sollte die Stadt für zukünftige Krisen dokumentieren und erforderliche Anpassungen am kom-

munalen Krisenmanagement vornehmen. 

Die Stadt Gelsenkirchen aktivierte ihren Krisenstab in den letzten Jahren anlässlich der 

Corona-Pandemie. Während der Fußball-Europameisterschaft in 2024 (EURO 2024) beobach-

tete die Stadt an Spieltagen in Gelsenkirchen die Lageentwicklung in krisenstabsähnlichen 

Strukturen. Auf diese Weise hätte die Stadt bei einer eskalierenden Lageentwicklung unverzüg-

lich eine Krisenstabssitzung durchführen können, da der dafür notwendige Personenkreis be-

reits anwesend war. Aus Anlass der Auswirkungen des Krieges in der Ukraine auf die Wärme- 

und Energieversorgung in Deutschland richtete die Stadt Gelsenkirchen zudem ein fachüber-

greifendes Lagezentrum Energiemangel ein. Das Lagezentrum bereitete dabei verschiedene 

Maßnahmen vor, um sicherzustellen, dass die Stadt Gelsenkirchen auch im Falle einer Energie-

mangellage verlässlich handlungsfähig bleibt. Die Stadt erarbeitete auch einen Maßnahmenka-

talog für die städtischen Einrichtungen, der darauf abzielt, gezielt Energie einzusparen.  

Die Stadt Gelsenkirchen bereitet Krisen nach, betrachtet dabei aber nur vertiefend die Auffällig-

keiten und passt bei Bedarf Strukturen und Abläufe an. So wurde der stadteigene IT-Dienstleis-

ter, der für die Informationstechnik der Stadtverwaltung zuständig ist, als ständiges Mitglied des 

Krisenstabes aufgenommen. Innerhalb der KGS hat die Stadt Gelsenkirchen die Funktion "Lei-

tung Innerer Dienst" ergänzt. Soweit die Stadt Anpassungen der Strukturen und Abläufe vor-

nimmt, verschriftlicht sie diese und informiert die relevanten Akteure. 

Die gpaNRW hält eine effektive Nachbereitung von Krisen für wichtig, um die Abläufe und ge-

troffenen Maßnahmen hinsichtlich ihrer Wirksamkeit zu bewerten. Die Erkenntnisse hierzu sollte 

eine Stadt dokumentieren und nutzen, um notwendige Anpassungen innerhalb ihres kommuna-

len Krisenmanagements durchführen zu können. Ohne eine systematische Analyse und Doku-

mentation ihrer Krisenstabseinsätze bzw. Krisenlagen fehlen der Stadt Gelsenkirchen wertvolle 

Erkenntnisse, die sie für die Verbesserung möglicher zukünftiger Maßnahmen zur Krisenbewäl-

tigung nutzen könnte. Um eine kontinuierliche Weiterentwicklung ihres kommunalen Krisenma-

nagements zu gewährleisten, sollte die Stadt Gelsenkirchen Krisen systematisch nachbereiten. 

Dazu könnte die Stadt Werkzeuge wie beispielsweise anonymisierte Feedbackbögen nutzen, 

um von den am Ereignis beteiligten Akteuren ehrliche und nutzbringende Rückmeldungen zu 

erhalten. Die gesammelten Erkenntnisse könnte die Stadt auswerten und schriftlich dokumen-

tieren. Durch diese Maßnahmen kann die Stadt Gelsenkirchen sicherstellen, dass sie aus jeder 

Krise lernt und ihre Strategien, Prozesse und Werkzeuge kontinuierlich optimiert. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Abläufe und Vorgehensweisen innerhalb einer akuten Kri-

senlage strukturiert nachbereiten.  

6.6 Ausstattung und Personal des Krisenstabes 

Die vorhandene Ausstattung sowie das einzusetzende Personal im Krisenstab sind entschei-

dend für ein effektives Krisenmanagement. Erst beides zusammen ermöglicht angemessene 
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Reaktionen auf Krisenereignisse und eine koordinierte Zusammenarbeit innerhalb des Krisen-

stabes und mit anderen beteiligten Akteuren. 

6.6.1 Ausstattung des Krisenstabes 

Die den örtlichen Verhältnissen angepasste und im Folgenden dargestellte Ausstattung des 

kommunalen Krisenstabes ist eine Grundvoraussetzung für erfolgreiche Einsätze des Krisen-

stabes. 

Erfüllungsgrad Ausstattung des Krisenstabes in Prozent 2024 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 23 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen (ei-

nige Werte mehrfach): 

 

Teilerfüllungsgrade Ausstattung des Krisenstabes in Prozent 2024 
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 In den nachfolgenden Kapiteln erläutert die gpaNRW die einzelnen Teilaspekte.  

6.6.1.1 Krisenstabsraum 

 Der Krisenstabsraum der Stadt Gelsenkirchen ist gut gestaltet und ausgestattet. Er bietet 

gute Voraussetzungen für effektive Krisenstabssitzungen. 

Der Krisenstabsraum44 sollte an einem zentralen, überschwemmungssicheren Ort positioniert 

sein. Er sollte ausreichend Platz bieten, um alle Mitglieder des Krisenstabes sowie erforderliche 

Technik und Arbeitsmittel unterzubringen. Der Krisenstabsraum sollte vor unbefugtem Betreten 

von nicht autorisierten Personen geschützt sein. 

Die Stadt Gelsenkirchen hat an einer zentralen und überschwemmungssicheren Stelle im 

Stadtgebiet einen Krisenstabsraum eingerichtet, der jederzeit einsatzbereit ist. Der Stabsraum 

ist ausreichend groß dimensioniert und bietet genügend Platz für alle Mitglieder des Stabes so-

wie für die technische Ausstattung und Unterlagen. Er weist verschiedene Merkmale auf, um 

effizient und effektiv auf Ereignisse, welche die Aktivierung des städtischen Krisenstabes erfor-

dern, ad hoc reagieren zu können. Der Zugriff auf die formgebundenen Lageberichte ist vom 

Krisenstabsraum aus jederzeit analog als auch digital über einen ausfallsicheren Server mög-

lich.  

Die KGS ist im Ereignisfall dafür verantwortlich, die Technik zur Unterstützung der Lagedarstel-

lung und des Einsatztagebuchs im Krisenstabsraum einzurichten. Leistungsfähige und redun-

dant ausgelegte Internet- und Kommunikationssysteme sichern im Krisenstabsraum eine stabile 

Vernetzung und Kommunikation der handelnden Akteure.  

Die Stadt Gelsenkirchen schützt ihren Krisenstabsraum sowie die Arbeitsräume im Krisenfall 

vor unbefugtem Zutritt. Die Stadt hat in ihrer Geschäftsordnung für den Krisenstab den zutritts-

berechtigten Personenkreis festgelegt. Ausnahmen davon müssen von der Krisenstabsleitung 

oder der KGS genehmigt werden. Vor Verlassen der Räume haben sich die Krisenstabsmitglie-

der und der KGS abzumelden, indem sie sich Sie in der Anwesenheitsliste austragen und noch-

mals ihre bereits gemeldete Erreichbarkeit prüfen. 

Der Krisenstabsraum ist in räumlicher Nähe zum Besprechungsraum der Einsatzleitung der 

Feuerwehr untergebracht. Dies begünstigt im Krisenfall einen guten Austausch zwischen dem 

Krisenstab (administrativ-organisatorische Komponente) und der Einsatzleitung der Feuerwehr 

(operativ-taktische Komponente). 

6.6.1.2 Notbetrieb der IT  

 Feststellung 

Die Stadt Gelsenkirchen hat geeignete Vorkehrungen getroffen, durch die sie im Krisenfall 

eine verlässliche Funktion ihrer benötigten IT-Anwendungen auch unter Ausfall der Strom- 

und Kommunikationsversorgung verlässlich sicherstellt. Ein schriftliches IT-Konzept für den 

Krisenstab hat die Stadt dagegen noch nicht erstellt.  

 

44 adäquat ausgestatteter Raum mit Netzersatzanlagen sowie der Vorhaltung der erforderlichen und unmittelbar verfügbaren Kommuni-
kationsmittel für den direkten Einsatz des Krisenstabes (Ziff. 2.4.3 Krisenstabserlass NRW) 



  Stadt Gelsenkirchen    Kommunales Krisenmanagement    050.010.050_03379 

Seite 222 von 333 

Eine Stadt sollte über redundante IT-Systeme und Netzwerke verfügen, um sicherzustellen, 

dass wichtige IT-Dienste/ Programme auch im Falle eines länger andauernden Stromausfalls 

weiterhin verfügbar sind. Darüber hinaus sollten für die Stadt bedeutende Daten45 auch außer-

halb funktionierender Internet- und Netzwerkanbindung als „digitaler Zwilling“ nutzbar sein. Die 

Mitglieder des Stabes sollten im täglichen Arbeitsalltag mit Geräten ausgestattet sein, die sie 

auch im Krisenstabsraum uneingeschränkt nutzen können. 

Der Stadt Gelsenkirchen stehen die wesentlichen IT-Anwendungen, welche sie zwingend für 

eine erfolgreiche Arbeit im Krisenstab benötigt, auch unter Ausfall von Servern der Stadt oder 

des Internets zur Verfügung. Durch redundante Server an mehreren Standorten stellt die Stadt 

Gelsenkirchen sicher, dass die Stromversorgung unterbrechungsfrei bleibt. So gewährleistet die 

Stadt, dass die Stabsmitglieder im Krisenfall auf notwendige Informationen und Werkzeuge zu-

greifen können. Um die Funktionsfähigkeit der Notstromeinspeisung zu überprüfen, erfolgen re-

gelmäßige Tests unter den Bedingungen eines Stromausfalls. 

Die Ausstattung der ständigen Krisenstabsmitglieder mit mobiler Technik ist gewährleistet. Die 

Stabsmitglieder nutzen ihre mobilen Endgeräte aus dem Arbeitsalltag. Im Falle eines Einsatzes 

im Krisenstab sind sie so mit ihren mobilen Endgeräten im Krisenstabsraum unmittelbar einsatz-

fähig. Die Nutzung dieser Geräte im Arbeitsalltag stellt sicher, dass die Geräte und deren Soft-

ware stets aktuell und einsatzbereit sind. Darüber hinaus sind die Nutzenden im Umgang mit 

ihren Geräten geübt.  

Die Stadt Gelsenkirchen ist auch auf den Totalausfall sämtlicher IT-Anwendungen vorbereitet 

und kann ihre Arbeit im Krisenstab notfalls analog verrichten. Hierzu hält sie alle erforderlichen 

Arbeitsutensilien, Einsatzpläne, Kontaktdaten, Flipcharts etc. in herkömmlicher Papierform vor. 

Über ein eigenes IT-Konzept für den Krisenstab verfügt die Stadt Gelsenkirchen noch nicht. Der 

stadteigene IT-Dienstleister der Stadt Gelsenkirchen hat im Rahmen seines „Business Continu-

ity Managements (BCM)“ ein IT-Konzept für Krisenfälle erstellt. Der städtische Krisenstab wird 

in dem Konzept jedoch nur in der Beschreibung der Krisenstabsfunktion des IT-Dienstleisters 

„Schnittstelle Krisenstab Stadt Gelsenkirchen“ erwähnt. Deren Hauptaufgaben bestehen in der 

Kommunikation zwischen der Stadt Gelsenkirchen und dem IT-Dienstleister, dem Einbringen 

von Arbeitsaufträgen aus dem Krisenstab der Stadt Gelsenkirchen sowie in der Vorstellung von 

Ergebnissen des IT-Dienstleisters im Krisenstab der Stadt Gelsenkirchen. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte ein formelles IT-Konzept für ihren Krisenstab erarbeiten. 

6.6.1.3 Notstromkonzept 

 Feststellung 

Die Stadt Gelsenkirchen stellt durch ihre Notstromstrategie sicher, dass der Krisenstab auch 

bei länger anhaltenden Ausfällen der Energieversorgung handlungsfähig bleibt und weitere 

bedeutende Einrichtungen verlässlich mit Notstrom versorgt werden. Optimierungsbedarf 

sieht die gpaNRW in der Fertigstellung eines tragfähigen Logistikkonzeptes. 

 

45 z.B. georeferenzierte Daten; Einwohnermeldedaten, Fachanwendungen 
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Eine Stadt sollte definieren, welche Einrichtungen und Stellen verlässlich mit Notstrom zu ver-

sorgen sind. Entsprechend sollte die Stadt ausreichend Notstromaggregate/ Netzersatzanlagen 

vorhalten und sowohl die Wartung sowie die Versorgung mit Betriebsstoffen, auch über einen 

längeren Zeitraum, verlässlich sicherstellen können. Dabei sind für Objekte von besonderer Re-

levanz46 ebenfalls Redundanzen für die Notstromversorgung zu berücksichtigen. Von besonde-

rer Bedeutung ist, dass die Stadt die Funktionsfähigkeit der Notstromeinspeisung der betreffen-

den Gebäude regelmäßig überprüft 

Die Stadt Gelsenkirchen hat eine Strategie zur Sicherstellung der Notstromversorgung entwi-

ckelt, um ihre bedeutenden Einrichtungen auch bei Ausfällen der Stromversorgung verlässlich 

aufrecht erhalten zu können. Ein zentrales Element der Notstrom-Strategie stellt dabei die In-

stallation von Netzersatzanlagen (NEA) in den städtischen Gebäuden und Einrichtungen dar, 

die die Stadt als relevant klassifiziert hat. Dazu zählen bestimmte Dienstgebäude der Stadtver-

waltung, die Feuerwehreinrichtungen und weitere systemrelevante Einrichtungen der Stadt Gel-

senkirchen. Um die Zuverlässigkeit dieser Anlagen sicherzustellen, wartet die Stadt ihre Netzer-

satzanlagen regelmäßig nach einem Wartungsplan und nach Herstellerangaben. Diese Wartun-

gen beinhalten nicht nur die technische Überprüfung, sondern auch die notwendigen Instand-

haltungsarbeiten, um die Funktionstüchtigkeit der Anlagen dauerhaft zu gewährleisten.  

Durch die Vorhaltung einer Treibstoffreserve kann die Stadt Gelsenkirchen eine Notstromver-

sorgung für mindestens 72 Stunden sicherstellen. Für einen darüber hinaus gehenden Kraft-

stoffbedarf kann die Stadt Gelsenkirchen auch auf Tanklager zugreifen. Auf diese Weise ge-

währleistet die Stadt die Funktionsfähigkeit dieser Einrichtungen auch bei längerfristigen Strom-

ausfällen. 

Zu einer verlässlichen Notstromversorgung gehört zwingend ein belastbares Logistikkonzept für 

die Treibstoffversorgung der Netzersatzanlagen und der weiteren Notstromaggregate. Zum Prü-

fungszeitpunkt arbeitet die Stadt bereits an der Erstellung eines tragfähigen Logistikkonzeptes. 

Sie hat die Treibstoffverbräuche ihrer Notstromaggregate nach einer Faustformel unter Berück-

sichtigung von Größe und Leistung der Notstromaggregate berechnet.  

 Empfehlung 

Um eine verlässliche Notstromversorgung im Krisenfall optimal zu unterstützen, sollte die 

Stadt Gelsenkirchen ihr Konzept zur Treibstoffversorgung und der notwendigen Logistik wie 

geplant vollständig erstellen.  

6.6.1.4 Verpflegungskonzept 

 Feststellung 

Die Stadt Gelsenkirchen deckt die Verpflegung des Krisenstabes durch einen Löschzug der 

freiwilligen Feuerwehr ab. Allerdings gibt es kein Verpflegungskonzept für den Krisenstab. 

Eine Stadt sollte über ein Konzept verfügen, welches die Versorgung der im Krisenstab einge-

setzten Personen mit Lebensmitteln, Wasser und Hygieneartikeln für mehrere Tage sicherstellt. 

Dabei sollte eine Stadt die dazu notwendige Vorratshaltung berücksichtigen. 

 

46 Einrichtungen der kommunalen KRITIS 
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Die Stadt Gelsenkirchen stellt die Verpflegung ihres Krisenstabes über einen Löschzug der 

freiwilligen Feuerwehr sicher. In Gelsenkirchen ist der Löschzug 18 für die Sonderaufgabe Ver-

sorgung/Verpflegung zuständig. Dies ist aus Sicht der gpaNRW ein pragmatisches Vorgehen. 

Die Stadt hat die Thematik der Verpflegung und Versorgung der Krisenstabsmitglieder bislang 

noch nicht konzeptionell zusammengefasst. Die gpaNRW hält ein konzeptionell verbindliches 

Versorgungskonzept für den Krisenstab für sinnvoll, da es die Leistungsfähigkeit und die Kon-

zentration der Stabsmitglieder auch während langer Einsätze sicherstellt. Eine verbindlich orga-

nisierte Verpflegung reduziert unnötige Unterbrechungen im Krisenfall und gewährleistet, dass 

alle Krisenstabsmitglieder versorgt sind, was grundsätzlich die Effizienz und Entscheidungsfä-

higkeit in kritischen Situationen steigert. Das Verpflegungskonzept sollte detaillierte Vorgaben 

etwa zur Lagerhaltung/ Bevorratung festlegen sowie Verantwortlichkeiten zuweisen. Dazu kann 

die Stadt Gelsenkirchen z.B. auf Grundlage der maximal im Krisenstab anwesenden Anzahl an 

Personen für eine bestimmte Anzahl an Tagen der Bedarf an Lebensmitteln, Getränken und Hy-

gieneartikeln errechnen.  

 Empfehlung 

Damit der Krisenstab der Stadt Gelsenkirchen im Krisenfall verlässlich versorgt und ohne 

sachfremde Unterbrechungen handlungsfähig bleiben kann, sollte die Stadt die bedarfsge-

rechte Versorgung ihres Krisenstabes innerhalb eines Verpflegungskonzeptes regeln.   

6.6.2 Personal des Krisenstabes 

Die verlässliche personelle Besetzung des Krisenstabes ist ein unverzichtbarer Baustein, um 

die Funktionsfähigkeit des Krisenstabes sicherstellen zu können. Dabei ist neben der qualitati-

ven und quantitativen Besetzung des Krisenstabes auch die Aus- und Fortbildung sowie die 

Vernetzung der handelnden Akteure durch regelmäßige Übungen unter Echtbedingungen ele-

mentar. Auch die administrativen Arbeiten zum Aufbau und zur Unterhaltung der Krisenstabs-

strukturen außerhalb eines konkreten Einsatzanlasses bedürfen fachkundigen Personals.  

Erfüllungsgrad Personal des Krisenstabes in Prozent 2024 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 23 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen (ei-

nige Werte mehrfach): 
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Teilerfüllungsgrade Personal des Krisenstabes in Prozent 2024 

 

 

In den nachfolgenden Kapiteln erläutert die gpaNRW die einzelnen Teilaspekte. 

6.6.2.1 Personelle Ressourcen Krisenstab 

 Die Stadt Gelsenkirchen hat durch organisatorische Maßnahmen sichergestellt, dass sie je-

derzeit über ausreichend Personal verfügt, um alle Funktionen im Krisenstab auch für einen 

längeren Zeitraum mit fachkundigem Personal zu besetzen. 

Eine Stadt muss gemäß Krisenstabserlass NRW für alle personellen Teilbereiche des Krisen-

stabes mindestens eine Zwei-Schicht-Fähigkeit sicherstellen. Darüber hinaus sollte sie die für 

den Krisenstab benötigten Personalressourcen basierend auf Qualifikation, Erfahrung und Eig-

nung für die spezifischen Aufgaben im akuten Krisenfall vorhalten. 

Gemäß des Krisenstabserlasses NRW und den Empfehlungen des Bundesamtes für Bevölke-

rungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) ist insbesondere die Sicherstellung einer adäquaten 

Schichtfähigkeit, aber auch die Qualifikation der Krisenstabsmitglieder essentiell. Der Erlass for-

dert dabei nicht nur die Verfügbarkeit von Personal, sondern betont auch die Bedeutung der 

spezifischen Eignung und Erfahrung für die zu bewältigenden Aufgaben. Dies bedeutet konkret, 

dass das Personal nicht nur quantitativ ausreichend sein sollte, sondern auch über die notwen-

digen Kompetenzen und Erfahrungen verfügen sollte, um in einer Krisensituation effektiv agie-

ren zu können. 

Die Stadt Gelsenkirchen erfüllt die rechtliche Vorgabe nach Ziffer 2.4.3 Abs. 2 Satz 1 und 2 

Krisenstabserlass NRW. Demnach ist die personelle Ausstattung des Krisenstabes so zu be-

messen, dass die Stadt im Krisenfall eine lageangepasste, ständige Handlungsfähigkeit sicher-

stellen kann, und zwar in allen Teilbereichen des Krisenstabes mindestens im Zwei-Schicht-Be-

trieb. Die Stadt Gelsenkirchen hat alle Funktionen im Krisenstab personell mehrfach besetzt. 
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Dabei stellt eine Zweifach-Besetzung das Minimum dar. Teilweise ist auch eine Dreifach-Beset-

zung vorhanden. Zudem hat die Stadt eine geeignete Person mit der Geschäftsführung des Kri-

senstabes betraut. Die aktuelle personelle Besetzung des Krisenstabes der Stadt Gelsenkir-

chen stellt sicher, dass eine lageangepasste, ständige Handlungsfähigkeit in akuten Krisenla-

gen auch über einen Zeitraum von mehr als 72 Stunden gesichert ist.  

Durch ihre Arbeitsplatzbeschreibungen für die Funktionen im Krisenstab hat die Stadt alle Auf-

gaben konkret und verbindlich der jeweiligen Funktion im Krisenstab zugeordnet. 

6.6.2.2 Aus- und Fortbildung/ Übungen 

 Die Stadt Gelsenkirchen bereitet ihr für den Krisenstab vorgesehenes Personal durch regel-

mäßige Schulungen und Übungen gut auf mögliche Krisenstabseinsätze vor. 

Eine Stadt sollte das für den Krisenstab vorgesehene Personal regelmäßig schulen und mit 

praktischen Übungen auf unterschiedliche Krisenszenarien vorbereiten. Ein individuelles Schu-

lungskonzept sollte theoretische Schulungsmodule, praxisnahe Übungen und praktische Fähig-

keitsübungen beinhalten. Die Erkenntnisse aus Schulungen und Übungen sollte die Stadt nut-

zen, um bestehende Pläne und Verfahren regelmäßig zu testen und nötigenfalls zu überarbei-

ten und anzupassen.  

Die Stadt Gelsenkirchen hat die Schulungen für die Mitarbeitenden im Krisenstab konzeptio-

nell geregelt und ihre Stabsmitglieder für mögliche Krisenstabseinsätze geschult. Die Schulun-

gen sollen die Leistungsfähigkeit des Krisenstabes einschließlich der Koordinierungsgruppe er-

halten und weiterentwickeln. Auf diese Weise will die Stadt den Anforderungen im Ernstfall ge-

recht werden. Die Stadt hat einen Schulungskatalog mit sieben verschiedenen Fortbildungsmo-

dulen entwickelt, die sich an unterschiedliche Zielgruppen richten: 

 1 - Kompaktschulung KGS, 

 2 - Seminar „Nachrichtenverlauf“, 

 3 - Seminar „Lagemanagement“, 

 4 - Seminar „Führungsassistenz“, 

 5 - Seminar „Dokumentation und Einsatztagebuch“ 

 6 - Seminar „Aktuelles aus dem Krisenmanagement“ und  

 7 - Seminar „Krisenmanagement durch Krisenstäbe“.  

Für die Fortbildungsmodule 1 bis 5 setzt die Stadt Gelsenkirchen eigene städtische Referenten 

ein. Die Schulungen der Fortbildungsmodule 6 und 7 erfolgen durch wechselnde Dozenten aus 

den Referaten der Stadt Gelsenkirchen sowie durch externe Dozenten, wie z.B. des Instituts 

der Feuerwehr (IdF). Zusätzlich nutzt die Stadt auch das Fortbildungsangebot des IdF für wei-

tere Schulungen und Übungen. 

Regelmäßige Übungen sind zusätzlich zur Ausbildung der Krisenstabsmitglieder und der KGS 

wichtig, um die in den Schulungen erlernten Inhalte und Fähigkeiten auch außerhalb von echten 

Krisensituationen zu erproben. Durch die Simulation einer Krisensituation innerhalb einer 
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Übung kann eine Stadt feststellen, ob sie geeignete Strukturen geschaffen und passende Maß-

nahmen zur Bewältigung des jeweiligen Krisenszenarios getroffen hat. 

Die Stadt Gelsenkirchen führt mindestens jährlich Übungen unter Beteiligung des Krisenstabes 

durch. Die Krisenstabsübungen enthalten u.a. immer Übungen zur Kommunikation über Social-

Media-Kanäle. In der Vergangenheit hat die Stadt auch gezielte Alarmierungsübungen durchge-

führt und sieht diese weiterhin vor. In 2024 fand in der „Host City Gelsenkirchen“ anlässlich der 

Fußball-Europameisterschaft zudem eine Stabsrahmenübung statt. Diese wurde von der Bun-

desakademie für Bevölkerungsschutz und Zivile Verteidigung durchgeführt. Der Kreis der Teil-

nehmenden umfasste zusätzlich auch die Feuerwehr der Stadt Gelsenkirchen, die Bundespoli-

zei, die Polizei Gelsenkirchen, die Deutsche Bahn AG sowie die EURO GmbH.  

Nach der Durchführung einer Krisenstabsübung wertet die Stadt die Übungsergebnisse aus und 

führt anschließend eine Nachbesprechung mit den Krisenstabsmitgliedern durch. Mit dem Ziel, 

ihr Krisenmanagement weiter zu optimieren, setzt die Stadt mögliche gewonnene Erkenntnisse 

aus den Übungen für künftige Krisenstabseinsätze um. 

6.7 Risiko- und Krisenkommunikation 

Die Risiko- und Krisenkommunikation ist ein bedeutender Bestandteil des kommunalen Krisen-

managements. Eine gelungene Risiko- und Krisenkommunikationsstrategie basiert auf strategi-

schen Prozessen, die darauf abzielen, zeitnah, transparent und zielgerichtet Informationen über 

potenzielle Gefahren und in akuten Krisensituationen der Öffentlichkeit zu vermitteln. Sie dient 

dazu, die Bevölkerung angemessen zu informieren, Ängste zu reduzieren, die Selbsthilfefähig-

keit zu stärken, Verständnis für getroffene Maßnahmen zu schaffen und die Bevölkerung zur 

aktiven Mitwirkung bei akuten Krisen zu bewegen.  

Erfüllungsgrad Risiko- und Krisenkommunikation in Prozent 2024 

 

In den nachfolgenden Kapiteln erläutert die gpaNRW die einzelnen Teilaspekte. 

6.7.1 Risikokommunikation 

 Die Risikokommunikation der Stadt Gelsenkirchen eignet sich gut, um die Bevölkerung be-

reits im Vorfeld einer Krise zu sensibilisieren. 

Eine Stadt sollte die Bedeutung und die Folgen der identifizierten Risiken benennen und adres-

satengerecht formulieren. Dabei sollte sie verschiedene Kommunikationskanäle auch unter Be-

rücksichtigung moderner Technologien nutzen, um eine breite und zielgruppenspezifische Infor-

mationsvermittlung zu gewährleisten. 
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Die Risikokommunikation ist ein wichtiger Bestandteil im kommunalen Krisenmanagement der 

Stadt Gelsenkirchen. Diese Form der Kommunikation zielt darauf ab, die Bevölkerung über 

potenzielle Gefahren und Risiken anlassunabhängig zu informieren. Die Stadt Gelsenkirchen 

hat sich intensiv damit auseinandergesetzt, durch welche Maßnahmen sie die Öffentlichkeit 

frühzeitig und umfassend über mögliche Risiken und Schutzmaßnahmen informieren kann, um 

die Resilienz der Bevölkerung zu stärken.  

Mit ihrer Risikokommunikation verfolgt die Stadt Gelsenkirchen das Ziel, ein Risikobewusstsein 

in der Bevölkerung dafür zu schaffen, dass einige Risiken, wie beispielsweise wetterbedingte 

Ereignisse, nicht zu verhindern sind. Die Stadt Gelsenkirchen achtet darauf, dass sie gut ver-

ständlich und angepasst an unterschiedliche Zielgruppen kommuniziert.   

Für ihre Risikokommunikation nutzt die Stadt Gelsenkirchen diverse Kanäle wie ihre Home-

page, weitere Internetseiten, soziale Netzwerke, Pressemeldungen und Schaukästen mit Wer-

beplakaten47. Außerdem hat die Stadt Info-Flyer zu mehreren Themen erstellt, die sowohl ge-

druckt als auch zum Download verfügbar sind. Dazu zählen u.a. die Flyer „Hochwasser an der 

Emscher – Tipps zur Vorsorge“, „Hitzestress und Starkregen – Tipps zur Anpassung an den Kli-

mawandel“ und „Wärmeinseln in Gelsenkirchen“.  

Zudem nimmt die Stadt Gelsenkirchen als eine von 53 Kommunen im Ruhrgebiet und dem Re-

gionalverband Ruhr (RVR) an einer gemeinsamen Informationskampagne zur Stärkung der 

Selbsthilfefähigkeit der Bevölkerung und zur Krisenprävention bei Gasmangellage und Energie-

engpässen teil. Unter dem Slogan „#besserbereit“ informiert die Kampagne über Maßnahmen 

der Städte und liefert gleichzeitig praxisnahe Tipps und Checklisten, damit sich die Bevölkerung 

auf künftige Krisen- oder Notfallsituationen besser vorbereiten kann. 

6.7.2 Krisenkommunikation 

 Die Krisenkommunikation der Stadt Gelsenkirchen ist aus Sicht der gpaNRW gut geeignet, 

die Einwohnerinnen und Einwohner der Stadt Gelsenkirchen in akuten Krisenlagen vollum-

fänglich und schnell zu informieren. 

Eine Stadt sollte ein individuelles strategisches Krisenkommunikationskonzept im Vorfeld einer 

Krise erarbeiten. Dabei sollte sie ihre Kommunikationsleitlinien sowohl für die interne als auch 

für die Kommunikation nach außen vorplanen. Das Konzept sollte ein inhaltlich und argumenta-

tiv einheitliches Auftreten der am Krisenmanagement Beteiligten sicherstellen. Auch Zuständig-

keiten und Verantwortlichkeiten sollte die Stadt klar definieren, um in einer akuten Krisensitua-

tion zeitnah, reibungslos und ereignisorientiert über die erprobten Kommunikationskanäle infor-

mieren zu können.   

Die Krisenkommunikation in der Stadt Gelsenkirchen umfasst den Austausch von Informatio-

nen und Meinungen während einer bereits eingetretenen Krise, um Schäden an Personen, In-

frastruktur und dem Image der Stadt zu verhindern oder zu begrenzen. Während einer Krise ist 

es entscheidend, schnell und effektiv zu kommunizieren, um die Situation möglichst rasch zu 

stabilisieren und das Vertrauen der Bevölkerung zu bewahren. Dies erfordert eine vorherige 

 

47 City-Light-Poster (CLP) 



  Stadt Gelsenkirchen    Kommunales Krisenmanagement    050.010.050_03379 

Seite 229 von 333 

strategische Planung und Vorbereitung. Anlässlich der Vorbereitung der Fußball-Europameis-

terschaft 2024 in Gelsenkirchen hat die Stadt dabei auch Regelungen zur Krisenkommunikation 

getroffen48.  

Die Stadt Gelsenkirchen hat den Aufgabenbereich der internen und externen Krisenkommuni-

kation dem Referat 12 (Öffentlichkeitsarbeit) zugewiesen. Innerhalb des Krisenstabes sind zwei 

Beschäftigte des Referates 12 für die Funktion „Bevölkerungsinformation und Medienarbeit 

(BuMA)“ zuständig. Zu ihren Aufgaben zählen insbesondere  

 die Koordination, Betreuung und Information der Presse und anderer Medien, 

 die Auswertung der aus Presse und anderen Medien verfügbaren Informationen, 

 die Weitergabe von Erkenntnissen an den KGS-Bereich „Lage und Dokumentation“, 

 die Aktivierung und den Betrieb des Bürgertelefons. 

Die Stadt Gelsenkirchen verfolgt das Ziel, über Krisenereignisse glaubwürdig, transparent, bür-

gernah und insbesondere auch zeitgemäß zu kommunizieren. Gerade in Krisenfällen bespielt 

sie daher aktiv auch Social-Media-Kanäle.  

Zur umfassenden Warnung ihrer Bevölkerung bei Gefahrenlagen hat die Stadt Gelsenkirchen 

ein Verfahren etabliert, das auf mehreren Säulen fußt. Für Akutlagen nutzt die Stadt Gelsenkir-

chen ihre Sirenen sowie die bereits mehrjährig erprobten und bundesweit eingesetzten Warn-

Apps, wie beispielsweise NINA oder MoWaS abzusetzen. Außerdem aktiviert die Stadt ver-

schiedene gängige moderne Warnkanäle wie Social-Media-Dienste, städtische Internetseiten, 

regionale und überregionale Radiosender und Fernsehkanäle. Die Stadt kann ihr Warnsystem 

zusätzlich um ihre digitalen Stadtinformationsanlagen erweitern. Für ihre Warnungen nutzt die 

Stadt Gelsenkirchen zur gezielten Information49. Die MoWaS-App übersetzt die Meldungen auf 

die jeweilige im Mobiltelefon eingestellte Landessprache des Nutzers. Diese Funktion ist beson-

ders gut geeignet, um Warnbotschaften auch in Fremdsprachen der Bevölkerung auch Laut-

sprecherdurchsagen, die über städtische Warnfahrzeuge erfolgen. Die Stadt Gelsenkirchen 

nutzt diese Kommunikationskanäle aktiv, um im Krisenfall effizient zu kommunizieren und die 

Einwohnerinnen und Einwohner zeitnah über aktuelle Entwicklungen und Schutzmaßnahmen 

zu informieren. 

Die Stadt Gelsenkirchen hat zudem Vorkehrungen getroffen, um mit der Unterstützung ihres 

stadteigenen IT-Dienstleisters kurzfristig ein Bürgertelefon einrichten und betreiben zu können. 

6.8 Prozessdarstellung „Krisenstab aktivieren“ 

Die gpaNRW hat den Prozess zur Einberufung des Krisenstabes für alle 23 kreisfreien Städte 

nach einem einheitlichen Layout dargestellt und den jeweiligen Prüfberichten zum kommunalen 

 

48 Teilkonzept Euro-Krisenkommunikation 

49 Modulares Warnsystem des Bundesamtes für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) zur Warnung der Bevölkerung in 
Deutschland für Zivilschutzlagen, das den Ländern zugleich zur Warnung vor Katastrophen zur Verfügung steht. 
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Krisenmanagement beigefügt. Dadurch möchte die gpaNRW die verwaltungsinternen Abläufe 

transparent abbilden. Ziel ist es, Schnittstellen im Prozess zu identifizieren und darzustellen. 

 Die Stadt Gelsenkirchen hat ihren Prozess zur Aktivierung des städtischen Krisenstabes 

durch wenige Schnittstellen effektiv gestaltet.   

Eine Stadt sollte den Prozess zur Aktivierung des Krisenstabes klar und strukturiert organisie-

ren, um im Ereignisfall schnell und effizient reagieren zu können. Nach Eintreten eines Krisene-

reignisses ist eine unverzügliche und vollständige Informationsweiterleitung an den Hauptver-

waltungsbeamten / die Hauptverwaltungsbeamtin sicherzustellen. Diese Vorgehensweise sollte 

durch möglichst wenig Schnittstellen effizient erfolgen, um eine koordinierte und zügige Einbe-

rufung und Arbeitsaufnahme des Krisenstabes zu ermöglichen. 

Wie in der Prozessdarstellung zu erkennen ist, beginnt der Aktivierungsprozess des Krisensta-

bes der Stadt Gelsenkirchen mit einem Initialereignis (z. B. Bombenfund mit Evakuierung, 

Blackout, Extremwetterereignis). Immer dann, wenn aufgrund eines solchen besonderen Ereig-

nisses ein über das gewöhnliche Maß hinausgehender hoher Koordinierungs- und Entschei-

dungsbedarf für die Verwaltung besteht, beruft die Stadt Gelsenkirchen den Krisenstab ein. 

Sollte es zeitlich möglich sein, so wird vor der Alarmierung des Krisenstabes auch der Referats-

leiter 37 bzw. einer seiner Stellvertreter über die Einberufung des Krisenstabes informiert. 

Die reguläre Alarmierung des Krisenstabes erfolgt bislang über eine telefonische Alarmierungs-

kette, die durch ein Telefonalarmierungssystem (TAS) automatisiert ausgelöst wird. Nach An-

gabe der Stadt Gelsenkirchen hat sich dieses Verfahren über viele Jahre hinweg bewährt und 

ist fester Bestandteil der städtischen Alarmierungsstrategie. Gleichwohl plant die Stadt, ihren 

Alarmierungsprozess durch die Umstellung auf eine App-basierte Alarmierung weiter zu opti-

mieren. Ergänzend zur Alarmierung über das TAS informiert das Kommunale Krisenmanage-

ment die Mitglieder des Krisenstabes bereits jetzt per App, um frühzeitig einen ersten Lageüber-

blick bereitzustellen. Diese Vorgehensweise hat sich nach Einschätzung der Stadt insbeson-

dere während der EURO 2024 als sinnvoll und zeitgemäß erwiesen. Zudem ermöglicht sie der 

Stadt bereits vor dem Zusammentreten des Krisenstabes einen ersten Austausch relevanter 

Themen auf einem sicheren Kommunikationskanal. 

Positiv ist zudem anzumerken, dass die Stadt Gelsenkirchen für Ad-hoc-Lagen eine zeitliche 

Vorgabe von 30 Minuten festgelegt hat, innerhalb welcher Zeit sich die Krisenstabsmitglieder 

nach ihrer Alarmierung in den Krisenstabsraum begeben sollen.  
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6.9 Anlage: Übersicht Erfüllungsgrade 

Nachfolgend fasst die gpaNRW die Ergebnisse aus den Erfüllungsgraden der Berichtskapitel 

6.5 Prävention, Bewältigung und Nachbereitung von Krisenfällen, 6.6 Ausstattung und Personal 

des Krisenstabes sowie 6.7 Risiko- und Krisenkommunikation zusammen: 

Erfüllungsgrad Krisenmanagement in Prozent 2024 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 23 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 

 

Erfüllungsgrade der einzelnen Teilaspekte in Prozent 2024 
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6.10 Anlage: Ergänzende Tabelle 

Zusammenstellung der Feststellungen und Empfehlungen der gpaNRW zur überörtlichen Prüfung 2024/2025 – Kommunales Krisenmanagement  

Feststellung Seite Empfehlung Seite 

Prävention, Bewältigung und Nachbereitung von Krisenfällen 

F1 
Bei der Krisenprävention und dem Erkennen von Risiken besteht in der Stadt 

Gelsenkirchen noch Handlungsbedarf. 
213 E1.1 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte ihre ermittelten Risiken im Hinblick auf das 

Schadensausmaß und die Eintrittswahrscheinlichkeit bewerten. 
214 

   E1.2 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte einen zusammenfassenden Abschlussbe-

richt erstellen, in dem sie die Ergebnisse der Risikoanalyse analysiert und 

bewertet. In ihrem Abschlussbericht sollte die Stadt klare Handlungsemp-

fehlungen und Prioritäten für zukünftige Maßnahmen darstellen sowie die 

Weitergabe des Abschlussberichtes dokumentieren. 

214 

   E1.3 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte den Entwurf ihres Katastrophenschutz-

plans in eine endgültige Fassung überführen. Die wesentlichen Risiken 

sollte die Stadt im Rahmen der Katastrophenschutzplanung alle fünf 

Jahre vom Stadtrat beschließen lassen. 

215 

F2 

Die Maßnahmen der Stadt Gelsenkirchen zur Krisenbewältigung sind gut ge-

eignet, um plötzlich auftretende und herausfordernde Krisensituationen zu 

meistern und die Verwaltungsabläufe möglichst zügig zu einem Normalzu-

stand zurückzuführen. Verbesserungsmöglichkeiten sieht die gpaNRW in Be-

zug auf die Einrichtung eines Notfallbetriebes und die Einbindung von Spon-

tanhelfenden. 

215 E2.1 
Die Stadt Gelsenkirchen sollte ihre Regelungen zum Notfallbetrieb kon-

zeptionell absichern. 
218 

   E2.2 
Die Stadt Gelsenkirchen sollte ein umsetzungsreifes Konzept zur Einbin-

dung von Spontanhelfenden für akute Krisensituationen erstellen. 
218 

F3 
Die Stadt Gelsenkirchen bereitet die Krisenstabseinsätze vorangegangener 

Krisen noch nicht vollständig strukturiert nach. 
218 E3 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Abläufe und Vorgehensweisen inner-

halb einer akuten Krisenlage strukturiert nachbereiten. 
219 
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Feststellung Seite Empfehlung Seite 

Ausstattung und Personal des Krisenstabes 

F4 

Die Stadt Gelsenkirchen hat geeignete Vorkehrungen getroffen, durch die sie 

im Krisenfall eine verlässliche Funktion ihrer benötigten IT-Anwendungen auch 

unter Ausfall der Strom- und Kommunikationsversorgung verlässlich sicher-

stellt. Ein schriftliches IT-Konzept für den Krisenstab hat die Stadt dagegen 

noch nicht erstellt. 

221 E4 
Die Stadt Gelsenkirchen sollte ein formelles IT-Konzept für ihren Krisen-

stab erarbeiten. 
222 

F5 

Die Stadt Gelsenkirchen stellt durch ihre Notstromstrategie sicher, dass der 

Krisenstab auch bei länger anhaltenden Ausfällen der Energieversorgung 

handlungsfähig bleibt und weitere bedeutende Einrichtungen verlässlich mit 

Notstrom versorgt werden. Optimierungsbedarf sieht die gpaNRW in der Fer-

tigstellung eines tragfähigen Logistikkonzeptes. 

222 E5 

Um eine verlässliche Notstromversorgung im Krisenfall optimal zu unter-

stützen, sollte die Stadt Gelsenkirchen ihr Konzept zur Treibstoffversor-

gung und der notwendigen Logistik wie geplant vollständig erstellen. 

223 

F6 

Die Stadt Gelsenkirchen deckt die Verpflegung des Krisenstabes durch einen 

Löschzug der freiwilligen Feuerwehr ab. Allerdings gibt es kein Verpflegungs-

konzept für den Krisenstab. 

223 E6 

Damit der Krisenstab der Stadt Gelsenkirchen im Krisenfall verlässlich 

versorgt und ohne sachfremde Unterbrechungen handlungsfähig bleiben 

kann, sollte die Stadt die bedarfsgerechte Versorgung ihres Krisenstabes 

innerhalb eines Verpflegungskonzeptes regeln. 

224 
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7. Hilfe zur Erziehung 

7.1 Managementübersicht 

Die wesentlichen Ergebnisse der überörtlichen Prüfung der Stadt Gelsenkirchen im Prüfgebiet 

Hilfe zur Erziehung stellt die gpaNRW nachfolgend zusammenfassend dar.  

Die Feststellungen und Empfehlungen haben wir tabellarisch in der Anlage aufgeführt. Die Rei-

henfolge ist chronologisch und gibt keine Priorisierung vor. 

Hilfe zur Erziehung 

Die Stadt Gelsenkirchen gehört im Vergleichsjahr 2022 zu den 25 Prozent der kreisfreien 

Städte mit dem niedrigsten Fehlbetrag HzE. Entlastend wirkt sich insbesondere die niedrige 

Falldichte aus. Das Jugendamt verfolgt erfolgreich einen präventiven Ansatz. Die Stadt kann so 

oftmals kostengünstige, niederschwellige Angebote außerhalb der Hilfen zur Erziehung unter-

breiten. 

Hierdurch nehmen auch die in der Regel günstigeren ambulanten Hilfefälle einen vergleichs-

weise niedrigen Anteil an den gesamten Hilfefällen ein. Vor diesem Hintergrund ordnen sich die 

hilfefallbezogenen Aufwendungen oberhalb des Medians in den interkommunalen Vergleich ein. 

Bei differenzierter Betrachtung sind im Jahr 2022 allerdings sowohl die ambulanten als auch die 

stationären Aufwendungen je Hilfefall Gelsenkirchen jeweils niedriger als bei den meisten Ver-

gleichskommunen. Die stationären Aufwendungen je Hilfefall steigen 2023 auf ein überdurch-

schnittliches Niveau.  

Grundsätzlich entlastend wirkt der hohe Anteil von Vollzeitpflegefällen an den stationären Hilfe-

fällen. Die Akquise von Pflegefamilien gestaltet sich aber auch in Gelsenkirchen zunehmend 

schwieriger. Daher muss die Stadt zunehmend teurere professionelle Pflegestellen in Anspruch 

nehmen.  

Nach eigenen Angaben sind im Jugendamt insgesamt viele Stellen vakant. Die Stadt Gelsenkir-

chen konnte im Rahmen dieser überörtlichen Prüfung keine validen Personaldaten für den All-

gemeinen Sozialen Dienst (ASD) zur Verfügung stellen. Dies bewerten wir kritisch. Gerade vor 

dem Hintergrund der angespannten personellen Situation sollte die Stadt die Personalausstat-

tung regelmäßig betrachten. 

Auch in der Wirtschaftliche Jugendhilfe (WiJu) wirkt sich die Fluktuation zunehmend belastend 

aus. Bei der Wiederbesetzung vakanter Stellen ist der allgemeine Fachkräftemangel zuneh-

mend zu spüren. Zudem sind die Einstellungsverfahren nach Angaben des Jugendamtes sehr 

langwierig. Aufgrund einer Spezialisierung im Bereich der Kostenerstattungen und Zuständig-

keitsprüfungen kann die WiJu dennoch eine vergleichsweise hohe Fallzahl je Vollzeit-Stelle be-

arbeiten. 
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Allerdings sollte das Jugendamt auch Prozess- und Verfahrensstandards für die WiJu entwi-

ckeln. Sie unterstützen die Einarbeitung neuer Beschäftigter und das Wissensmanagement. Zu-

dem kann die Stadt so eine einheitliche Fallbearbeitung sicherstellen. 

Das Jugendamt sollte dringend den inzwischen eingeschlagenen Weg konsequent fortsetzen 

und ein regelmäßiges Controlling etablieren. Es sollte auch die Aufgaben der WiJu berücksichti-

gen. 

Vor dem Hintergrund der allgemein steigenden Aufwendungen gewinnt die Refinanzierung der 

Hilfen zur Erziehung an Bedeutung. Die Stadt Gelsenkirchen gehört zu den 25 Prozent der 

kreisfreien Städte mit den niedrigsten Kostenerstattungen je Einwohner von 0 bis unter 21 Jah-

ren. Damit refinanzieren die Kostenerstattungen die Hilfen zur Erziehung nur in einem geringen 

Umfang. Allerdings ist die Zahl von Hilfefällen mit Kostenerstattungsansprüchen überdurch-

schnittlich.  

Digitale Auswertungsmöglichkeit der Kostenerstattungsfälle stehen in Gelsenkirchen nicht zur 

Verfügung. Dies kann insgesamt die Steuerung des Jugendamtes erschweren.  

Ungewöhnlich ist, dass die in Gelsenkirchen eingesetzten Softwaremodule für ASD und WiJu 

nicht miteinander kompatibel sind. Außer den Stammdaten muss die WiJu alle anderen relevan-

ten Informationen manuell erfassen. Dieses Verfahren ist sehr aufwendig und bindet personelle 

Ressourcen. Vor diesem Hintergrund sollte die Stadt die Voraussetzungen für eine medien-

bruchfreie Fallbearbeitung in ASD und WiJu schaffen. 

Kritisch bewerten wir auch die späte Beteiligung der WiJu im Hilfeplanverfahren. Hierdurch be-

steht die Gefahr unzuständigen Handelns. Die abschließende Zuständigkeitsprüfung durch die 

WiJu sollte daher bereits vor der kollegialen Beratung stattfinden. Hieraus können sich auch 

personelle Ressourcen für den ASD ergeben.  

Auch die Leistungs-, Qualitäts- und Entgeltvereinbarungen (LQE-Vereinbarungen) führt die 

Stadt Gelsenkirchen noch nicht einheitlich durch. Konkrete Zuständigkeiten hat die Stadt hier 

noch nicht festgelegt. Das Verfahren wirkt im Vergleich zu anderen kreisfreien Städten unkoor-

diniert. Positiv bewerten wir daher die Planungen zur Einrichtungen einer Entgelt- und Vertrags-

kommission. Die sollte in diesem Zusammenhang auch verbindliche Verfahrensstandards für 

die Verhandlungen erarbeiten und konkrete Zuständigkeiten festlegen.  

Die sich aus der SGB VIII-Reform ergebenden Änderungen konnte das Jugendamt Gelsenkir-

chen bereits in das Handbuch für den ASD übernehmen. Sie werden im Rahmen der individuel-

len Hilfeplanung berücksichtigt. Allerdings sollte die Stadt die gesetzlich vorgeschriebenen kon-

zeptionellen Arbeiten zeitnah abschließen und den Vorgaben des KJSG somit auch formal 

nachkommen.   

7.2 Aufbau des Teilberichtes 

Die Kapitel dieses Teilberichtes beginnen mit einer wertenden Aussage zu unserem Prüfungs-

ergebnis. Wertungen, die eine Stellungnahme der Stadt nach § 105 Abs. 6 und 7 der Gemein-

deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) notwendig machen, bezeichnen wir 

als Feststellung. 
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Anschließend folgt kursiv gedruckt die Sollvorstellung. Die Sollvorstellung stellt die Inhalte und 

das Prüfungsziel im Kapitel dar. Sie ist allgemein formuliert und grundsätzlich für alle Städte 

gültig, z. B. auf Basis der aktuell geltenden Gesetzeslage. 

Ausgehend von diesem Soll analysieren wir die individuelle Situation in der geprüften Stadt und 

weisen dabei erkannte Verbesserungspotenziale als Empfehlung aus. 

Weitere allgemeine Ausführungen zur Struktur der Teilberichte stehen im Vorbericht. 

7.3 Inhalte, Ziele und Methodik 

Das Prüfgebiet Hilfe zur Erziehung umfasst nach der Definition der gpaNRW die Hilfen nach 

dem Zweiten Kapitel, Vierter Abschnitt des achten Buches Sozialgesetzbuches (SGB VIII) (§§ 

27 bis 35, 35a, 41).  

Wesentliche Rechtsgrundlage für die Gewährung von Hilfen zur Erziehung ist das SGB VIII in 

Verbindung mit den dazu ergangenen landesrechtlichen Ausführungsgesetzen. Auf Hilfe zur Er-

ziehung besteht für die Personensorgeberechtigten und ihr Kind nach § 27 Abs. 1 SGB VIII ein 

Rechtsanspruch, wenn eine dem Wohl des Kindes oder des Jugendlichen entsprechende Erzie-

hung nicht gewährleistet und die Hilfe für seine Entwicklung geeignet und notwendig ist. 

Der Schwerpunkt dieser Prüfung liegt in der Analyse der Wirtschaftlichen Jugendhilfe (WiJu). 

Der Ressourceneinsatz im Bereich Hilfe zur Erziehung wird neben der Aufwandsseite auch er-

heblich von der Ertragsseite, z.B. durch die Geltendmachung von Kostenerstattungsansprü-

chen, geprägt. Außerdem kommt einer sachlich richtigen Zuständigkeitsprüfung eine hohe Be-

deutung zu, um Vermögensschäden durch unzuständig erfolgte Leistungen zu vermeiden. Die 

gpaNRW betrachtet außerdem die Prozesse bei den ambulanten Leistungs-, Qualitäts- und 

Entgeltvereinbarungen sowie die Umsetzung und Auswirkungen einiger wesentlicher Änderun-

gen des Kinder- und Jugendstärkungsgesetzes näher.  

Ziel der Prüfung ist es, auf Steuerungs- und Optimierungspotenziale hinzuweisen und Hand-

lungsmöglichkeiten aufzuzeigen, die das finanzwirtschaftliche Ergebnis perspektivisch verbes-

sern können. 

Dazu analysiert die gpaNRW in den Jugendämtern aller kreisfreien Städte in NRW die Erträge 

und Aufwendungen sowie die Fallzahlen und die Personalausstattung. 

Im Fokus der Betrachtung steht ein wirtschaftlicher Ressourceneinsatz unter Berücksichtigung 

fachlicher Standards der Aufgabenerfüllung. Mittels interkommunaler Kennzahlenvergleiche 

steigt die gpaNRW in die Analyse ein. Für die tiefergehende Analyse werten wir Unterlagen und 

Ergebnisse aus Gesprächen vor Ort aus. Darüber hinaus bezieht die gpaNRW Besonderheiten 

der Leistungsorganisation, der Leistungserbringung und der Angebotssteuerung des Jugend-

amtes in ihre Betrachtung ein. Wir führen die in der letzten Prüfung erhobenen Kennzahlen in 

einer Zeitreihe fort, um Entwicklungen darstellen zu können.  

Die Erträge und Aufwendungen beziehen sich auf das Haushaltsjahr. Die Falldaten ermittelt die 

gpaNRW schwerpunktmäßig über einen Jahresdurchschnittswert. Bei der Erfassung von Rück-
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führungen in die Herkunftsfamilie und Inobhutnahmen bilden wir die absolute Fallzahl im jeweili-

gen Kalenderjahr ab. Für die Erfassung von Verweildauer und Betreuungsdauer berücksichtigt 

die gpaNRW die Anzahl der Monate vom Beginn bis zur Beendigung der Hilfegewährung für die 

im jeweiligen Jahr beendeten Hilfefälle. 

Die gpaNRW hat die Daten und Informationen, die für eine Bewertung erforderlich sind, über 

Interviews, Fragebögen und strukturierte Datenabfragen erhoben. 

Den Prozess „Zuständigkeiten im Hilfeplanverfahren prüfen“ stellt die gpaNRW grafisch dar. Un-

sere Prozessaufnahme zielt darauf ab, den Informationsfluss zwischen dem Allgemeinen Sozia-

len Dienst (ASD) und der Wirtschaftlichen Jugendhilfe (WiJu) zu optimieren. Es sollen 

Schwachstellen aufgezeigt und Verbesserungsmöglichkeiten ermittelt werden. Die Schnittstelle 

zwischen ASD und WiJu ist von Bedeutung, damit alle Informationen für eine rechtssichere Prü-

fung der Zuständigkeit umfassend und zeitnah ausgetauscht werden. 

In der Anlage dieses Teilberichtes befinden sich differenzierte Grunddaten zur Entwicklung der 

Einwohnerzahlen sowie der Aufwendungen, Erträge und Fallzahlen im Bereich Hilfe zur Erzie-

hung für die Stadt Gelsenkirchen. 

7.4 Fehlbetrag und Einflussfaktoren Hilfe zur Erziehung 

 In Gelsenkirchen bewegt sich der Fehlbetrag HzE auf einem vergleichsweise niedrigen Ni-

veau. Die Stadt profitiert von einer geringen Falldichte und einem hohen Anteil von Vollzeit-

pflegefällen an den Hilfefällen HzE. 

Eine Stadt sollte den Fehlbetrag Hilfe zur Erziehung unter Berücksichtigung einer bedarfsge-

rechten Versorgung durch geeignete Steuerungsmaßnahmen so niedrig wie möglich halten. 

Der Fehlbetrag Hilfe zur Erziehung beinhaltet das ordentliche Ergebnis zuzüglich der internen 

Leistungsverrechnungen für Gebäudeaufwendungen, sofern diese nicht im ordentlichen  

Ergebnis enthalten sind. 

Für das Vergleichsjahr 2022 ergibt sich für die Stadt Gelsenkirchen folgender Fehlbetrag: 
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Fehlbetrag HzE je EW* von 0 bis unter 21 Jahre in Euro 2022 

 

* Einwohnerin bzw. Einwohner 

In den interkommunalen Vergleich sind Werte aus 23 kreisfreien Städten eingeflossen, die sich 

wie folgt verteilen: 

  

Der Fehlbetrag der Stadt Gelsenkirchen positioniert sich leicht unterhalb des ersten Viertelwer-

tes. Demnach gehört Gelsenkirchen zu den 25 Prozent der Vergleichsstädte mit dem niedrigs-

ten Fehlbetrag.  

Im Jahr 2023 steigt der Fehlbetrag um 14,2 Prozent auf 1.180 Euro. Dieser Wert ordnet sich et-

was ungünstiger in den interkommunalen Vergleich ein: 

Fehlbetrag HzE 2023 

Kennzahl 
Gelsenkir-

chen 
Minimum 

1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert 

 (Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Fehlbetrag HzE je 

EW von 0 bis unter 

21 Jahre in Euro  

1.180 1.046 1.136 1.264 1.419 1.905 20 

Damit setzt sich der Trend der vergangenen Jahre fort: 
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Fehlbetrag HzE je EW von 0 bis unter 21 Jahre in Euro 2019 bis 2023 

 

Zwischen 2019 und 2023 bewegt sich der Fehlbetrag der Stadt Gelsenkirchen zwar auf einem 

niedrigen Niveau. Die Stadt positioniert sich im interkommunalen Vergleich aber zunehmend 

schlechter. Insgesamt steigt der Fehlbetrag um rund 61,6 Prozent. 

Fehlbetrag HzE Gelsenkirchen 2019 bis 2023 

Kennzahl 2019 2020 2021 2022 2023 

Fehlbetrag HzE je EW von 0 bis unter 

21 Jahre in Euro  
730 800 962 1.033 1.180 

Der Fehlbetrag HzE wird durch mehrere Faktoren beeinflusst. Deren Zusammenwirken 

analysiert die gpaNRW nachfolgend.  
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Einflussfaktoren Fehlbetrag Hilfe zur Erziehung 2022 

 

Der Index (blaue Linie) bildet den Median der Kennzahlen im interkommunalen Vergleich ab. 

Die rote Linie stellt die Positionierung der Stadt im Verhältnis zum Index dar. Dabei bildet ein 

Wert der Stadt außerhalb des Index einen höheren und innerhalb des Index einen niedrigeren 

Wert als der Index ab.  

Die Kennzahlen des dargestellten Netzdiagramms weisen deutliche Zusammenhänge auf. Die 

einwohnerbezogenen Kennzahlen „Fehlbetrag HzE je EW von 0 bis unter 21 Jahre in Euro“ und 

„Aufwendungen HzE je EW von 0 bis unter 21 Jahre in Euro“ werden von den Kennzahlen 

„Hilfefälle HzE je 1.000 EW von 0 bis unter 21 Jahre (Falldichte HzE)“ und „Aufwendungen HzE 

je Hilfefall in Euro“ beeinflusst.  

Auf die „Aufwendungen HzE je Hilfefall in Euro“ wirken sich wiederum der „Anteil ambulanter 

Hilfefälle an den Hilfefällen HzE in Prozent“ und der „Anteil der Hilfefälle nach § 33 SGB VIII an 

den stationären Hilfefällen in Prozent“ aus. Die Kennzahl „Hilfefälle HzE je 1.000 EW von 0 bis 

unter 21 Jahre (Falldichte HzE)“ ist in erheblichem Maße von den Steuerungsleistungen des 

Jugendamtes abhängig.  

Die einzelnen Einflussfaktoren stellen wir im Folgenden näher dar und analysieren sie. 

7.4.1 Falldichte HzE  

 Das Jugendamt der Stadt Gelsenkirchen verfolgt einen stark präventiven Ansatz. Durch nie-

derschwellige Hilfsangebote gelingt es, die Falldichte auf einem niedrigen Niveau zu halten. 

Dies entlastet den Fehlbetrag. 

Die gpaNRW definiert die Falldichte als die Hilfefälle für Hilfen zur Erziehung je 1.000 EW von 0 

bis unter 21 Jahre. Durch präventive Maßnahmen, eine gute Zugangssteuerung und kurze 

Laufzeiten von Hilfefällen sollte das Jugendamt darauf hinwirken, dass die Falldichte niedrig 
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bleibt, um die Aufwendungen und somit den Fehlbetrag HzE je Jugendeinwohnerin bzw. 

Jugendeinwohner nicht zu belasten. 

Im Rahmen dieser überörtlichen Prüfung konnte die Stadt Gelsenkirchen die Fallzahlen 

entsprechend der von der gpaNRW vorgegebenen Systematik nicht ab 2019, sondern nur für 

die Jahre 2022 und 2023 auswerten.  

Wie viele andere Kommunen berichtet auch die Stadt Gelsenkirchen von insgesamt steigenden 

Fallzahlen:  

Hilfefälle Gelsenkirchen 2022 und 2023 

Grundzahlen 2022 2023 

Ambulante Hilfefälle 819 978 

Stationäre Hilfefälle 716 737 

Hilfefälle gesamt 1.535 1.715 

Insbesondere die ambulanten Hilfefälle steigen 2023 um 19,4 Prozent. Besondere 

Fallzahlensteigerung verzeichnen die Sozialpädagogische Familienhilfe nach § 31 SGB VIII und 

die Schulbegleitung im Rahmen der Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII.  

Hilfefälle HzE je 1.000 EW von 0 bis unter 21 Jahre (Falldichte HzE) 2022 

Kennzahlen 
Gelsenkir-

chen 
Minimum 

1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert  

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Hilfefälle HzE je 1.000 

EW von 0 bis unter 21 

Jahre (Falldichte HzE) 

27,25 25,66 32,02 36,07 38,57 51,56 23 

Hilfefälle HzE ambulant 

je 1.000 EW von 0 bis 

unter 21 Jahre (Fall-

dichte HzE ambulant) 

14,54 13,94 17,01 20,01 24,95 32,81 23 

Hilfefälle HzE stationär 

je 1.000 EW von 0 bis 

unter 21 Jahre (Fall-

dichte HzE stationär) 

12,71 9,51 13,07 14,71 16,46 21,78 23 

Die Stadt Gelsenkirchen gehört 2022 zu den 25 Prozent der Vergleichsstädte mit den 

niedrigsten Falldichten.  

Trotz der steigenden Fallzahlen ordnen sich die Werte im Jahr 2023 ähnlich in den 

interkommunalen Vergleich ein: 
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Hilfefälle HzE je 1.000 EW von 0 bis unter 21 Jahre (Falldichte HzE) 2023 

Kennzahlen 
Gelsenkir-

chen 
Minimum 

1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert  

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Hilfefälle HzE je 1.000 

EW von 0 bis unter 21 

Jahre (Falldichte HzE) 

29,60 25,98 33,85 35,68 38,22 51,08 22 

Hilfefälle HzE ambulant 

je 1.000 EW von 0 bis 

unter 21 Jahre (Fall-

dichte HzE ambulant) 

16,88 14,47 17,80 20,34 25,04 32,48 22 

Hilfefälle HzE stationär 

je 1.000 EW von 0 bis 

unter 21 Jahre (Fall-

dichte HzE stationär) 

12,72 9,13 13,06 14,36 16,30 23,16 22 

Die Vertreterinnen und Vertreter des Jugendamtes berichten, dass die Stadt Gelsenkirchen ei-

nen ausgeprägten präventiven Ansatz verfolgt. Sie konnte vielfältige niederschwellige Hilfsan-

gebote etablieren. Hierdurch stehen kostengünstigere Alternativen zu den klassischen Hilfen 

zur Erziehung zur Verfügung. Die sich hieraus ergebende niedrige Falldichte entlastet den Fehl-

betrag. 

7.4.2 Aufwendungen Hilfe zur Erziehung 

 Bei differenzierter Betrachtung sind die ambulanten und stationären Aufwendungen je Hilfe-

fall in Gelsenkirchen jeweils unterdurchschnittlich. Insgesamt sind hilfefallbezogenen Auf-

wendungen aber höher als bei den meisten kreisfreien Städten. 

Die Aufwendungen Hilfe zur Erziehung umfassen die Transferaufwendungen für die ambulan-

ten und stationären Hilfen nach den §§ 27 bis 35, 35a und 41 SGB VIII.  

Im Vergleichsjahr 2022 wendet die Stadt Gelsenkirchen für die Hilfen zur Erziehung insgesamt 

46,1 Mio. Euro auf. Bezogen auf die rund 56.300 Einwohnerinnen und Einwohner von 0 bis un-

ter 21 Jahren ergeben sich folgende Aufwendungen: 
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Aufwendungen HzE je EW von 0 bis unter 21 Jahre in Euro 2022 

Der interkommunale Vergleich berücksichtigt Werte aus 23 kreisfreien Städten. 

Auch aufgrund der vergleichsweise niedrigen Fallzahlen gehört Gelsenkirchen zu den 25 Pro-

zent der Vergleichsstädte mit den niedrigsten einwohnerbezogenen Aufwendungen.  

Im Jahr 2023 steigen die Aufwendungen je Einwohner zwar um 16,2 Prozent auf 966 Euro. Da-

mit positioniert sich Gelsenkirchen im interkommunalen Vergleich weiterhin unterhalb des ers-

ten Viertelwertes. 

Bei einer hilfefallbezogenen Betrachtung ergibt sich folgendes Bild: 

Aufwendungen HzE je 1.000 je Hilfefall 2022 

Kennzahlen 
Gelsenkir-

chen 
Minimum 

1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert  

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Aufwendungen HzE je 

Hilfefall in Euro 
30.486 21.975 27.665 29.415 30.837 37.846 23 

Ambulante Aufwen-

dungen HzE je Hilfefall 

in Euro 

12.653 9.974 12.481 13.646 15.904 28.850 23 

Stationäre Aufwendun-

gen HzE je Hilfefall in 

Euro 

50.885 36.440 45.995 51.866 54.901 59.101 23 

Die ambulanten und stationären Aufwendungen positionieren sich zwar jeweils unterhalb des 

Medians. Aufgrund eines niedrigen Anteils ambulanter Hilfefälle50 sind die Aufwendungen je Hil-

fefall aber insgesamt überdurchschnittlich.  

 

50 vgl. 7.4.3 „Anteil ambulanter Hilfefälle“ 
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Im Vergleichsjahr 2023 ordnen sich Kennzahlen wie folgt in den interkommunalen Vergleich ein: 

Aufwendungen HzE je Hilfefall 2023 

Kennzahlen 
Gelsen-

kirchen 
Minimum 

1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert  

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Aufwendungen HzE je 

Hilfefall in Euro 
32.735 23.991 30.873 31.482 32.714 39.501 22 

Ambulante Aufwen-

dungen HzE je Hilfefall 

in Euro 

13.273 11.715 13.514 15.210 17.915 31.373 22 

Stationäre Aufwendun-

gen HzE je Hilfefall in 

Euro 

58.539 36.403 50.785 55.633 58.546 65.922 22 

Insbesondere die stationären Aufwendungen sind 2023 deutlich gestiegen. Sie ordnen sich in 

diesem Jahr knapp unter dem dritten Viertelwert ein.  

7.4.3 Anteil ambulanter Hilfefälle 

 Die Stadt Gelsenkirchen verzeichnet einen niedrigen Anteil ambulanter Hilfefälle. Er ergibt 

sich auch aus dem präventiven Ansatz des Jugendamtes. 

Grundsätzlich ist ein höherer Anteil ambulanter Hilfen bei einer gleichzeitig niedrigen Falldichte 

erstrebenswert, um kostenintensive stationäre Hilfefälle zu vermeiden.  

Die Stadt Gelsenkirchen betreut 2022 rund 819 der insgesamt 1.535 Hilfefälle ambulant. 

Anteil ambulanter Hilfefälle an den Hilfefällen HzE in Prozent 2022 
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In den interkommunalen Vergleich sind Werte aus 22 kreisfreien Städte eingeflossen, die sich 

wie folgt verteilen:  

 

Lediglich in drei kreisfreien Städten ist der Anteil der ambulanten Hilfefälle noch niedriger als in 

Gelsenkirchen. Im Jahr 2023 kann die Stadt den Anteil zwar leicht erhöhen. Im interkommuna-

len Vergleich ist er aber immer noch unterdurchschnittlich: 

Hilfefälle HzE je 1.000 EW von 0 bis unter 21 Jahre (Falldichte HzE) 2023 

Kennzahlen 
Gelsenkir-

chen 
Minimum 

1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert  

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Anteil ambulante Hilfe-
fälle an den Hilfefällen 
HzE in Prozent 

57,04 47,58 54,57 59,21 63,48 73,60 22 

Ambulante Hilfen sind in der Regel günstiger als stationäre Hilfen. Vor diesem Hintergrund wirkt 

sich die insgesamt ungünstige Positionierung im interkommunalen Vergleich grundsätzlich be-

lastend aus. Bei der Einordnung der Kennzahl muss aber auch der in Gelsenkirchen verfolgte 

präventive Ansatz berücksichtigt werden.51   

7.4.4 Anteil Vollzeitpflegefälle 

 Trotz zunehmender Schwierigkeiten bei der Akquise von Pflegefamilien kann die Stadt Gel-

senkirchen vergleichsweise viele Kinder und Jugendliche im Rahmen der Vollzeitpflege be-

treuen.  

Im Vergleichsjahr 2022 konnte die Stadt Gelsenkirchen rund 373 der insgesamt 716 stationären 

Hilfefällen im Rahmen der Vollzeitpflege betreuen. 

 

51 vgl. auch Kapitel 7.4.1 „Falldichte HzE“ 
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Anteil Hilfefälle nach § 33 SGB VIII an den stationären Hilfefällen HzE in Prozent 2022 

 

In den interkommunalen Vergleich sind Werte aus 23 kreisfreien Städten eingeflossen, die sich 

wie folgt verteilen: 

 

Bei der Vollzeitpflege handelt es sich in der Regel um die kostengünstigste stationäre Hilfeart. 

Vor diesem Hintergrund entlastet der hohe Anteil von Vollzeitpflegen an den stationären Hilfe-

fällen grundsätzlich den Fehlbetrag. 

Auch im Jahr 2023 kann das Jugendamt mehr als die Hälfte der stationären Hilfefälle im Rah-

men der Vollzeitpflege betreuen. Die Stadt Gelsenkirchen ordnet sich damit ähnlich in den inter-

kommunalen Vergleich ein: 

Anteil Hilfefälle nach § 33 SGB VIII an den stationären Hilfefällen HzE in Prozent 2023 

Kennzahlen 
Gelsenkir-

chen 
Minimum 

1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert  

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Ambulante Aufwen-

dungen HzE je Hilfefall 

in Euro 

51,29 29,93 38,88 42,56 48,50 57,40 22 

Aufgrund fehlender Pflegefamilien muss auch die Stadt Gelsenkirchen viele Kinder und Jugend-

liche in professionellen Pflegestellen bzw. trägerangebundenen Pflegefamilien unterbringen. 

Hohe Aufwendungen sind die Folge. Wir gehen hierauf im Kapitel 7.7.1 noch vertiefend ein. 



  Stadt Gelsenkirchen    Hilfe zur Erziehung    050-010-050_03379 

Seite 248 von 333 

Die Vertreterinnen und Vertreter des Jugendamtes berichten, dass sich die Akquise von Pflege-

familien in den vergangenen Jahren insgesamt schwierig gestaltete. Sie verweisen insbeson-

dere auf Stellenvakanzen im Pflegekinderdienst (PKD). Rund die Hälfte der vorhandenen Stel-

len waren nach Angaben der Stadt Gelsenkirchen nicht besetzt. Nach eigenen Angaben ist der 

PKD inzwischen personell wieder besser aufgestellt. Die Mitarbeitenden konnte daher Arbeits-

rückstände aufarbeiten. 

7.5 Wirtschaftliche Jugendhilfe 

Die Wirtschaftliche Jugendhilfe (WiJu) ist eine Organisationseinheit im Jugendamt, die u.a. die 

verwaltungsmäßigen Abläufe im Rahmen der Hilfe zur Erziehung fachlich und rechtlich steuert. 

Es werden dort insbesondere die sachliche und örtliche Zuständigkeit für die Hilfefälle geprüft, 

Kostenerstattungsansprüche geltend gemacht sowie Fallübernahmen bzw. Fallabgaben koordi-

niert. Außerdem erfolgt hier die Bereitstellung der finanziellen Mittel für die im Hilfeplanverfah-

ren festgestellten Bedarfe an Hilfe zur Erziehung.   

7.5.1 Kennzahlen Wirtschaftliche Jugendhilfe 

7.5.1.1 Kennzahlen Erträge aus Kostenerstattungen 

Das Sozialgesetzbuch VIII -Kinder und Jugendhilfe- (SGB VIII) ermöglicht den Jugendämtern in 

bestimmten Fällen Kostenerstattungsansprüche gegenüber anderen örtlichen Trägern der Ju-

gendhilfe, gegenüber dem überörtlichen Träger der Jugendhilfe oder dem Land NRW geltend 

zu machen. Die möglichen Kostenerstattungsansprüche sind in §§ 89 ff. SGB VIII geregelt. 

 Feststellung 

Die Stadt Gelsenkirchen musste die Kostenerstattungsfälle sehr aufwendig ermitteln. Eine 

Übersicht über alle Kostenerstattungsfälle besteht nicht. 

Die Stadt Gelsenkirchen konnte im Rahmen dieser überörtlichen Prüfung zwar grundsätzliche 

Angaben zu den Kostenerstattungen tätigen. Die Kostenerstattungsfälle sind jedoch nicht in der 

Jugendamtssoftware hinterlegt. Sie sind in den physischen Fallakten der WiJu besonders mar-

kiert und mussten aufwendig manuell gezählt werden. Die Erstellung von Übersichten zu Kos-

tenerstattungsfällen ist daher sehr aufwendig. 

Die Refinanzierung der Hilfen zur Erziehung durch die Kostenerstattungen gewinnt vor dem 

Hintergrund stetig steigender Aufwendungen an Bedeutung. Aus Sicht der gpaNRW ist daher 

ein Gesamtüberblick über die Kostenerstattungsfälle unerlässlich. Er unterstützt die Refinanzie-

rung der Hilfen zur Erziehung.  

Entsprechende Auswertungen können auch die Analyse der allgemeinen Entwicklungen im 

Rahmen der Hilfen zur Erziehung unterstützen. Durch einen Vergleich der Kostenerstattungsan-

sprüche und Kostenerstattungsverpflichtungen im Rahmen der Vollzeitpflege können beispiels-

weise erste Rückschlüsse auf den „Pflegefamilienmarkt“ innerhalb des eigenen Zuständigkeits-

bereichs getroffen werden.   
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Sie können zudem die Haushaltsplanung unterstützen. Andere Jugendämter nutzen sie auch, 

um in diesem Bereich prozessunabhängige Kontrollmaßnahmen vorzubereiten.  

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte dringend Auswertung zu den Kostenerstattungen ermögli-

chen. Sie dienen insbesondere der effizienten Refinanzierung der Hilfen zur Erziehung. Fer-

ner unterstützen sie die Steuerung des Jugendamtes und die Haushaltsplanung. 

Für die Jahre 2019 bis 2023 verzeichnete die Stadt Gelsenkirchen folgende Erträge aus Kos-

tenerstattungen: 

Erträge aus Kostenerstattungen Gelsenkirchen 2019 bis 2023 

Kennzahl 2019 2020 2021 2022 2023 

Kostenerstattungen gesamt in Euro 2.793.680 5.811.232 4.353.063 3.122.687 3.740.525 

davon Kostenerstattungen nach § 89 

SGB VIII in Euro 
0 0 0 0 0 

davon Kostenerstattungen nach § 

89a SGB VIII in Euro 
1.052.313 1.404.991 1.333.965 1.459.563 1.825.427 

davon Kostenerstattungen nach § 

89b SGB VIII in Euro 
75.531 92.459 83.992 72.118 75.173 

davon Kostenerstattungen nach § 

89c SGB VIII in Euro 
859.931 982.287 1.102.786 1.167.004 1.400.404 

davon Kostenerstattungen nach § 

89d SGB VIII in Euro 
805.905 3.331.495 1.832.320 424.002 439.520 

davon Kostenerstattungen nach § 

89e SGB VIII in Euro 
0 0 0 0 0 

Die Erträge aus Kostenerstattungen verteilen sich prozentual wie folgt: 

Verteilung der Erträge aus Kostenerstattungen Gelsenkirchen 2019 bis 2023 

Kennzahlen 2019 2020 2021 2022 2023 

Anteil Kostenerstattungen nach § 89 SGB 

VIII an den Kostenerstattungen in Prozent 
k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. 

Anteil Kostenerstattungen nach § 89a 

SGB VIII an den Kostenerstattungen in 

Prozent 

37,67 24,18 30,64 46,74 48,80 

Anteil Kostenerstattungen nach § 89b 

SGB VIII an den Kostenerstattungen in 

Prozent 

2,70 1,59 1,93 2,31 2,01 

Anteil Kostenerstattungen nach § 89c 

SGB VIII an den Kostenerstattungen in 

Prozent 

30,78 16,90 25,33 37,37 37,44 

Anteil Kostenerstattungen nach § 89d 

SGB VIII an den Kostenerstattungen in 

Prozent 

28,85 57,33 42,09 13,58 11,75 
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Kennzahlen 2019 2020 2021 2022 2023 

Anteil Kostenerstattungen nach § 89e 

SGB VIII an den Kostenerstattungen in 

Prozent 

k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. 

In den Jahren 2020 und 2021 waren in Folge der Flüchtlingskrise insbesondere die Kostener-

stattungen gemäß § 89d SGB VIII von großer Bedeutung.  

Inzwischen tragen die Kostenerstattungen bei fortdauernder Vollzeitpflege nach § 89a SGB VIII 

und bei fortdauernder oder vorläufiger Leistungsverpflichtung nach § 89c SGB VIII am stärksten 

zur Refinanzierung der Hilfen zur Erziehung bei. 

Erträge und Hilfefälle Kostenerstattungen 2022 

Kennzahlen 
Gelsen-

kirchen 

Mini-

mum 

1. Vier-

telwert 

2. Vier-

telwert  

(Median) 

3. Vier-

telwert 

Maxi-

mum 

Anzahl 

Werte 

Kostenerstattungen je EW von 0 

bis unter 21 Jahre in Euro 
55,44 41,14 92,45 141 162 238 21 

Hilfefälle mit Kostenerstattungsan-

sprüchen je 1.000 EW von 0 bis 

unter 21 Jahre (Falldichte Kosten-

erstattungsansprüche) 

4,72 3,56 4,23 4,46 5,19 9,70 12 

Kostenerstattungen je Hilfefall HzE 

in Euro 
2.034 798 2.888 3.984 4.769 6.518 21 

Die Stadt Gelsenkirchen gehört zu den 25 Prozent der kreisfreien Städte mit den niedrigsten 

Kostenerstattungen je Einwohner von 0 bis unter 21 Jahren. Damit refinanzieren die Kostener-

stattungen die Hilfen zur Erziehung, trotz einer überdurchschnittlichen Falldichte, nur in einem 

vergleichsweise geringen Umfang. Bei hilfefallbezogener Betrachtung gehört Gelsenkirchen 

hingegen zu den 25 Prozent der Vergleichsstädte mit den niedrigsten Kostenerstattungen je Hil-

fefall. 

7.5.1.2 Kennzahlen Personalausstattung 

 Feststellung 

Im Jugendamt der Stadt Gelsenkirchen sind insgesamt viele Stellen vakant. Aufgrund der 

hohen Fluktuation konnte die Stadt im Rahmen dieser überörtlichen Prüfung die Anzahl der 

besetzten Stellen im ASD nicht zur Verfügung stellen. Dies erschwert die Analyse. 

Die gpaNRW hat Daten zu Personalaufwendungen und Stellen im ASD und der WiJu erhoben. 

Hierzu werden nachfolgend Kennzahlen dargestellt. Die Kennzahl zum ASD wird zur Informa-

tion ohne Analyse abgebildet. Die gpaNRW analysiert die Personalausstattung der WiJu im Ka-

pitel 7.5.2.2 tiefgehender. 
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Personal 2022 

Kennzahlen 
Gelsenkir-

chen 
Minimum 

1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert  

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Personalaufwendun-

gen HzE je EW von 0 

bis unter 21 Jahre in 

Euro 

83,69 83,69 128 134 170 222 23 

Hilfeplanfälle Hilfe zur 

Erziehung je Vollzeit-

Stelle ASD 

k. A. 20 28 31 35 41 22 

Hilfeplanfälle Hilfe zur 

Erziehung je Vollzeit-

Stelle WiJu 

166 72 127 145 157 216 23 

Personal 2023 

Kennzahlen 
Gelsenkir-

chen 
Minimum 

1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert  

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Personalaufwendun-

gen HzE je EW von 0 

bis unter 21 Jahre in 

Euro 

88,91 88,91 124 154 174 204 20 

Hilfeplanfälle Hilfe zur 

Erziehung je Vollzeit-

Stelle ASD 

k. A. 20 26 31 34 46 21 

Hilfeplanfälle Hilfe zur 

Erziehung je Vollzeit-

Stelle WiJu 

195 77 130 143 167 236 22 

Die Stadt Gelsenkirchen verzeichnet in beiden Vergleichsjahren die im interkommunalen Ver-

gleich niedrigsten Personalaufwendungen je Einwohner von 0 bis unter 21 Jahren. Die Vertrete-

rinnen und Vertreter des Jugendamtes berichten, dass viele Stellen aufgrund einer hohen Fluk-

tuation und dem allgemeinen Fachkräftemangel nicht besetzt werden konnten. 

Die Stadt Gelsenkirchen konnte im Rahmen dieser überörtlichen Prüfung keine validen Daten 

zur Stellenbesetzung im ASD liefern. Als Grund nannte sie die hohe Fluktuation mit teils nur 

sehr kurze Beschäftigungsdauern. 

 Empfehlung 

Vor dem Hintergrund der angespannten personellen Situation sollte das Jugendamt der 

Stadt Gelsenkirchen die Personalausstattung im ASD dringend regelmäßig betrachten. Sie 

sollte die Fallbelastung im Rahmen des regelmäßigen Controllings transparent darstellen. 

Anhand der so gewonnen Erkenntnisse sollte die Stadt Maßnahmen zur Akquise von Mitar-

beitenden erarbeiten und evaluieren.  

Auch die WiJu leidet unter einer hohen Fluktuation, allerdings in geringerem Maße. Hier kam es 

zu Personalausfällen aufgrund von Langzeiterkrankungen. Aus diesem Grund gehört Gelsenkir-

chen zu den 25 Prozent der Vergleichsstädte mit der höchsten Fallzahl je Vollzeitstelle.  
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Wir betrachten die Personalausstattung in der WiJu im weiteren Berichtsverlauf noch vertiefend. 

7.5.2 Organisation und Ausstattung 

7.5.2.1 Organisation 

 Die Wirtschaftliche Jugendhilfe ist als Serviceeinheit für den ASD innerhalb und außerhalb 

der Stadtverwaltung Gelsenkirchen gut vernetzt. 

Im Jugendamt der Stadt Gelsenkirchen bildet die Wirtschaftliche Jugendhilfe ein Team inner-

halb der Abteilung 51/5 „Finanzielle Hilfen“. Sie ist für die vollständige verwaltungsrechtliche 

und finanzielle Abwicklung der Hilfen zur Erziehung und weiterer Pflichtaufgaben nach dem 

SGB VIII zuständig. Die WiJu bearbeitet auch die Widersprüche. Für Klagen ist hingegen das 

Rechtsamt unter fachlicher Beteiligung der WiJu zuständig.     

Die WiJu ist ein Servicedienst, insbesondere für den ASD. Vor diesem Hintergrund sind die Mit-

arbeitenden zentral im Jugendamt in der Zeppelinallee untergebracht. Im selben Gebäude be-

findet sich der sozialräumlich organisierte ASD. Auch die Fallverteilung in der WiJu orientiert 

sich grundsätzlich an den fünf Stadtbezirken. 

Innerhalb des Ruhrgebietes ist die WiJu gut vernetzt. Sie steht insbesondere mit den Städten 

Dortmund, Herne, Essen und Bochum in einem regelmäßigen Austausch. 

Teamsitzungen finden in der WiJu regelmäßig alle sechs Wochen statt. Darüber hinaus infor-

miert die Teamleitung per E-Mail über beispielsweise rechtliche Änderungen, aktuelle Recht-

sprechung und Verfahrensänderungen. 

7.5.2.2 Personal 

 Feststellung 

Geplante und ungeplante Fluktuation belastet die WiJu im Jugendamt der Stadt Gelsenkir-

chen. Eine aussagekräftige Personalbedarfsplanung für die WiJu konnte die Stadt noch nicht 

etablieren. Positiv bewerten wir die Spezialisierung im Bereich der Zuständigkeitsprüfung 

und Kostenheranziehung.  

Eine Stadt sollte die notwendigen Personalressourcen in der WiJu vorhalten, damit diese ihre 

Aufgaben in der Hilfe zur Erziehung gut und rechtssicher bearbeiten und gesetzlich vorgege-

bene Fristen einhalten kann. Dies setzt eine sowohl quantitativ als auch qualitativ ausreichende 

Personalausstattung voraus. Hierfür sind eine Personalbemessung und eine Bedarfsplanung 

notwendig, die geplante und ungeplante Fluktuationen berücksichtigt. Außerdem sollte das Ju-

gendamt das Personal in der WiJu gut einarbeiten und regelmäßig qualifizieren. 

Wie im Kapitel 7.5.1.2 „Kennzahlen Personalausstattung“ bereits dargestellt, verzeichnet die 

WiJu in Gelsenkirchen eine vergleichsweise geringe Personalausstattung. Dies ist hier eben-

falls in der hohen Fluktuation im Zuge des allgemeinen Fachkräftemangels begründet. Zudem 

waren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter langzeiterkrankt.  



  Stadt Gelsenkirchen    Hilfe zur Erziehung    050-010-050_03379 

Seite 253 von 333 

Die Vertreterinnen und Vertreter des Jugendamtes weisen in diesem Zusammenhang darauf 

hin, dass die Stadt Gelsenkirchen im Stellenplan und Stellenübersicht hierfür lediglich KGST-

Durchschnittswerte berücksichtigt.  

Das Jugendamt spürt bei der Widerbesetzung der vakanten Stellen zunehmend den allgemei-

nen Fachkräftemangel. Zudem verläuft die Wiederbesetzung vakanter Stellen nach eigenen An-

gaben schleppend verlief.  

Eine Personalbedarfsplanung, die geplante und ungeplante Fluktuationen berücksichtigt, hat 

die Stadt Gelsenkirchen bislang im Jugendamt noch nicht etabliert.  

 Empfehlung 

Um frühzeitig auf geplante Fluktuationen reagieren zu können, sollte die Stadt Gelsenkir-

chen eine aussagekräftige Personalbedarfsplanung erarbeiten. 

Das Jugendamt hat einen Personalrichtwert festgelegt. Er beträgt 265 Fälle je Vollzeit-Stelle. 

Dieser Wert ist grundsätzlich sehr hoch. Allerdings hat die Stadt sich in der WiJu spezialisiert. 

Zwei Mitarbeitende kümmern sich ausschließlich um die Zuständigkeitsprüfung und die Kosten-

heranziehung. Hierdurch ist in diesen komplexen Aufgabengebieten eine effiziente Fallbearbei-

tung möglich. 

Die Stadt Gelsenkirchen bildet ihre Nachwuchskräfte auch in der WiJu aus. Hierdurch kann das 

Interesse an einer späteren Beschäftigung in WiJu grundsätzlich steigen.  

Für die Einarbeitung nutzt die WiJu ein Mentoringsystem. Zudem nehmen neue Mitarbeitende 

obligatorisch an der internen Schulung „Neu in der WiJu“ teil. Auch darüber hinaus unterstützt 

das Jugendamt die Teilnahme an weiteren Fortbildungsveranstaltungen. 

Die Stadt Gelsenkirchen gruppiert die Stellen in der WiJu wie folgt ein: 

 Sachbearbeitende = A10 LBesG bzw. EG 9c TVöD, 

 Experten = A 11 LBesG, 

 Leitung = A 12 LBesG. 

Infolge der Pandemie weitete die Stadt Gelsenkirchen die mobile Arbeit aus. Hierzu stellte die 

Stadt den Mitarbeitenden Laptops zur Verfügung. Dies kann grundsätzlich die Attraktivität der 

Stellen in der WiJu steigern.  

7.5.2.3 Digitalisierung 

 Feststellung 

Die Stadt Gelsenkirchen setzt in ASD und WiJu nicht miteinander kompatible Module der Ju-

gendamtssoftware ein. Der sich aus diesem Aspekt ergebende Arbeitsaufwand bindet perso-

nelle Ressourcen.  

Eine Stadt sollte die Fallbearbeitung in der WiJu mit angemessener IT-Ausstattung weitestge-

hend elektronisch durchführen. Dabei sollte eine automatisierte Schnittstelle zwischen den ein-

gesetzten Modulen der Jugendamtssoftware des Allgemeinen Sozialen Dienstes (ASD) und der 

WiJu vorhanden sein.  



  Stadt Gelsenkirchen    Hilfe zur Erziehung    050-010-050_03379 

Seite 254 von 333 

Zwar nutzt das Jugendamt der Stadt Gelsenkirchen eine Fachsoftware. Allerdings sind die 

Module für ASD und WiJu nicht miteinander kompatibel. Nach Angaben der WiJu werden zwar 

Stammdaten übernommen. Wichtige weitere Informationen muss der ASD in Papierform als 

sog. Statusmeldungen übermitteln. Die Mitarbeitenden der WiJu erfassen sie anschließend ma-

nuell in der Software. Dieses Verfahren ist sehr aufwendig und nicht zeitgemäß. Es bindet per-

sonelle Ressourcen durch die erneuten Eingaben in der Software und die Erstellung der Status-

meldungen. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte mit hoher Priorität die Beschaffung miteinander kompatibler 

Software-Module für ASD und WiJu prüfen. Hierdurch könnte sie dringend benötigte perso-

nelle Ressourcen in der WiJu schaffen.  

Aufgrund analoger Ablagestrukturen bestehen weitere Medienbrüche. Eine digitale Aktenfüh-

rung konnte die Stadt Gelsenkirchen im Jugendamt noch nicht etablieren. 

Eine Schnittstelle zur Finanzsoftware ist in Gelsenkirchen vorhanden. Hierauf gehen wir im wei-

teren Berichtsverlauf noch vertiefend ein. 

Kritisch bewerten die Vertreterinnen und Vertreter des Jugendamtes die heterogene IT-Ausstat-

tung. Zudem kritisieren sie die Bearbeitungszeiten beim IT-Support. Auch dieser Aspekt er-

schwert nach eigenen Angaben eine effiziente Fallbearbeitung. 

7.5.3 Controlling 

 Feststellung 

Im Gegensatz zu vielen anderen Jugendämtern konnte das Jugendamt Gelsenkirchen noch 

keine regelmäßigen Controllingtätigkeiten etablieren. Eine entsprechende Stelle konnte die 

Stadt erst im Herbst 2024 besetzen. 

Eine Stadt sollte die Aufgaben der WiJu in das Controlling des Jugendamtes einbeziehen. Das 

Controlling sollte regelmäßig die Fälle der WiJu, wie z.B. Ansprüche aus Kostenerstattungen, 

Fallabgaben und –übernahmen sowie weitere Erträge, Fallzahlen und Stellendaten auswerten 

und in einem Berichtswesen für die Steuerungsebene aufbereiten. Anhand von steuerungsrele-

vanten Kennzahlen sollte eine Stadt messen, ob die vereinbarten Ziele erreicht werden. Abwei-

chungen von den gesetzten Zielen kann sie durch einen Soll-Ist-Vergleich erkennen und bei Be-

darf zeitnah gegensteuern.   

Die Stadt Gelsenkirchen hat erst im Laufe dieser überörtlichen Prüfung damit begonnen, ein 

regelmäßiges Controlling zu etablieren. Andere Jugendämter sind hier deutlich weiter. Aufgrund 

des fehlenden Controllings im Jugendamt Gelsenkirchen gestaltete sich auch die Datenerhe-

bung im Rahmen dieser überörtlichen Prüfung sehr schwierig.52 

Das Jugendamt Gelsenkirchen möchte zunächst die Datenqualität verbessern. Nach eigenen 

Angaben sollen ab 2025 valide Daten für ein regelmäßiges Controlling zur Verfügung stehen.  

 

52 vgl. 7.4.1 „Falldichte HzE“ 
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Zudem möchte das Jugendamt Auswertungstools, inkl. Dashboards erarbeiten. Hierüber sollen 

auch trägerbezogene Auswertungen ermöglicht werden. Ferner soll zukünftig ein regelmäßiger 

referatsinterner Jugendamtsbericht erstellt werden. Die Wirtschaftliche Jugendhilfe soll im ers-

ten Schritt aber noch nicht betrachtet werden.  

Grundsätzlich begrüßt die gpaNRW das Vorhaben des Jugendamtes. Kritisch bewerten wir al-

lerdings die Nichtberücksichtigung der Aufgaben der Wirtschaftlichen Jugendhilfe. Vor dem Hin-

tergrund der stetig steigenden Aufwendungen gewinnt die Refinanzierung der Hilfen zur Erzie-

hung an Bedeutung. 

Andere Jugendämter vergleichen beispielsweise die verschiedenen Kostenerstattungsfälle und 

die daraus resultierenden Erträge. Die sich so ergebenden Informationen unterstützen zum ei-

nen die Haushaltsplanung. Zum anderen dienen sie auch der Prüfung der regelmäßigen Gel-

tendmachung der Ansprüche. Die Erkenntnisse können damit die Steuerung der Hilfen zur Er-

ziehung unterstützen. Wir sind hierauf auch bereits im Kapitel 7.5.1 „Kennzahlen Wirtschaftliche 

Jugendhilfe“ eingegangen. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte den eingeschlagenen Weg konsequent weiterverfolgen und 

zeitnah ein Controlling im Jugendamt etablieren. Mittelfristig sollte sie darin auch die Wirt-

schaftliche Jugendhilfe betrachten. Dies kann die Refinanzierung der Hilfen zur Erziehung 

unterstützen. 

7.5.4 Verfahrensstandards und Prozessabläufe 

 Feststellung 

Die Stadt Gelsenkirchen hat keine Verfahrensstandards für die Wirtschaftliche Jugendhilfe 

erarbeitet. Dieser Aspekt kann eine einheitliche Fallbearbeitung erschweren.   

Eine Stadt sollte für die Aufgaben der WiJu die Standards und Abläufe der Aufgabenerfüllung in 

Verfahrensstandards schriftlich beschreiben. Hierzu gehören Prozesse, Zuständigkeiten, Ver-

antwortlichkeiten, benötigte Unterlagen sowie Fristen. Diese Prozess- und Qualitätsstandards 

sollten allen Beschäftigten der WiJu möglichst auch digital zur Verfügung stehen. 

Die Stadt Gelsenkirchen hat bislang keine schriftlichen Verfahrensstandards und Prozessab-

läufe in der WiJu erarbeitet. Vorgaben ergeben sich lediglich aus Dienstanweisungen. Sie be-

ziehen sich insbesondere auf allgemeine Themen, wie die „Finanzbuchhaltung“ und „Zahlungs-

verkehr“.  

Verfahrens- und Prozessstandards können eine einheitliche Fallbearbeitung unterstützen. Im 

Rahmen unserer überörtlichen Prüfungen treffen wir daher regelmäßig auf schriftliche, grafische 

und tabellarische Prozessbeschreibungen.  

Schriftliche Prozessbeschreibungen sind sehr ausführlich. Sie beschreiben die vorzunehmen-

den Tätigkeiten und liefern oftmals viele Hintergrundinformationen. Sie unterstützen daher auch 

das Wissensmanagement und die Einarbeitung neuer Beschäftigter.  

Grafische Prozessdarstellungen in Form von Flussdiagrammen visualisieren den Prozessab-

lauf. Sie werden häufig durch tabellarische Prozessbeschreibungen ergänzt. Ein Beispiel für die 
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grafischen Prozessdarstellungen stellen wir im Kapitel 7.5.4.3 „Zusammenarbeit im dem Allge-

meinen Sozialen Dienst“ dar. Wir haben hier den Prozess der Zuständigkeitsprüfung modelliert. 

Grafische Prozessdarstellungen werden auch zur weiteren Digitalisierung benötigt. Sie enthal-

ten zu jedem Prozessschritt übersichtliche Informationen zu Zuständigkeiten, Verantwortlichkeit, 

benötigten Unterlagen und zu den einzuhaltenden Fristen. 

Im ASD setzt die Stadt Gelsenkirchen ein Handbuch mit ausführlichen Prozessbeschreibungen 

in schriftlicher, grafischer und tabellarischer Form ein. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte auch die Prozesse in der Wirtschaftlichen Jugendhilfe be-

schreiben und in einem Handbuch zusammenfassend darstellen. Das Handbuch sollte mög-

lichst in digitaler Form erarbeitet werden. So lassen sich Änderungen im Verfahrensablauf 

schnell und unkompliziert einarbeiten. 

7.5.4.1 Zuständigkeit und Kostenerstattungsansprüche 

 Feststellung 

Durch die Spezialisierung in den Themenbereichen Zuständigkeitsprüfung und Geltendma-

chung von Kostenerstattungsansprüchen kann die Stadt Gelsenkirchen eine effiziente Fall-

bearbeitung ermöglichen. Allerdings wird die Wirtschaftliche Jugendhilfe erst spät in das Hil-

feplanverfahren eingebunden. 

Eine Stadt sollte in der WiJu die sachliche und örtliche Zuständigkeit zeitnah und rechtssicher 

anhand der Rechtsvorschriften prüfen, um unzuständiges Handeln zu verhindern und Vermö-

gensschäden zu vermeiden. Der ASD sollte hierfür die WiJu frühzeitig in das Hilfeplanverfahren 

einbeziehen und der WiJu während des gesamten Hilfeplanprozesses zeitnah alle zuständig-

keitsrelevanten Informationen und Unterlagen zur Verfügung stellen. Vorhandene Kostenerstat-

tungsansprüche sollte die WiJu umfassend und fristgerecht geltend machen.  

Die Stadt Gelsenkirchen nutzt für die Zuständigkeitsprüfung das Prüfschema der Landesju-

gendämter.  

Bei einem Neufall prüft zunächst der ASD die sachliche und örtliche Zuständigkeit. Er hat die 

Zuständigkeitsprüfung als Teilprozess in seinem Handbuch beschrieben. Auch das o. g. Prüf-

schema ist im Handbuch verlinkt.  

Erst wenn die Zuständigkeit gegeben ist, nimmt die fallführende ASD-Fachkraft den Fall auf. 

Nach kollegialer Beratung und Hilfeplangespräch gibt der ASD den Fall an die WiJu weiter. Dies 

geschieht durch die Übergabe der Papierakten. Da die WiJu lediglich die Stammdaten aus dem 

Modul des ASD übernehmen kann, muss sie den Fall nochmals in der Software erfassen. An-

schließend prüft sie abschließend die Zuständigkeit. Die Bescheiderstellung erfolgt durch die 

WiJu. 

Bedingt durch die fehlende Schnittstelle zwischen ASD- und WiJu-Modul in der Jugend-

amtssoftware ist die Zuständigkeitsprüfung durch Medienbrüche gekennzeichnet. Auch die 

späte Einbindung der WiJu ist in diesem Aspekt begründet. 
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 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die WiJu generell frühzeitiger in die Zuständigkeitsprüfung 

einbinden. Hieraus können sich auch personelle Ressourcen ergeben. Voraussetzung ist je-

doch ein frühzeitiger Informationsaustausch zwischen ASD und WiJu. Im Optimalfall sollte er 

digital über die Jugendamtssoftware erfolgen. Hierzu sollte die Stadt Gelsenkirchen die Vo-

raussetzungen schaffen. 

Positiv bewerten wir die Spezialisierung in der WiJu in diesem Aufgabengebiet. Sie unterstützt 

eine effiziente und effektive Fallbearbeitung. 53 

Auch die obligatorische jährliche Zuständigkeitsprüfung bewerten wir positiv. Sie erfolgt im Rah-

men der Prüfung der Kostenbeitragspflicht. Hierdurch stellt die Stadt Gelsenkirchen sicher, dass 

keine Vermögensschäden durch eine fehlerhafte Zuständigkeitsprüfung entstehen. 

Die Geltendmachung von Kostenerstattungsansprüchen erfolgt in Gelsenkirchen halbjährlich. 

Auch für hierzu gibt es in Gelsenkirchen keine schriftlichen Verfahrensstandards. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Durchführung der Zuständigkeitsprüfung und die Geltend-

machung der Kostenerstattungsansprüche verbindlich in schriftlichen Verfahrensstandards 

beschreiben. Hierdurch kann sie die Refinanzierung der Hilfen zur Erziehung sicherstellen. 

7.5.4.2 Fallabgaben und Fallübernahmen 

 Feststellung 

Die Stadt Gelsenkirchen hat für die Wirtschaftliche Jugendhilfe keine verbindlichen Verfah-

rensstandards für Fallabgaben und Fallübernahmen erarbeitet. Die gpaNRW bewertet die-

sen Aspekt kritisch, da er eine standardisierte Fallbearbeitung erschweren kann.   

Die Prozesse der Fallabgaben und Fallübernahmen sollten schriftlich festgelegt sein. Bei Fall-

übernahmen sollte die WiJu die sachliche und örtliche Zuständigkeit standardisiert überprüfen.  

Federführend für Fallabgaben und Fallübernahmen ist in Gelsenkirchen die WiJu. Bei einem 

Zuständigkeitswechsel klärt sie mit dem anderen Jugendamt die Fallabgabe. Sofern ein Ju-

gendamt nicht reagiert, droht die Stadt Gelsenkirchen, nach einer Erinnerung, das Strafdrittel 

an. Zudem behält sie sich eine Klagedrohung vor.  

Bei Fallübernahmen prüft die WiJu zunächst die Zuständigkeit. Anschließend leitet sie die Fall-

unterlagen an den ASD weiter.  

Diese Tätigkeiten erfolgen nicht standardisiert. Vordrucke bzw. Checklisten nutzt die Stadt Gel-

senkirchen nicht. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte für die Wirtschaftliche Jugendhilfe ein einheitliches Verfahren 

für die Bearbeitungen von Fallabgaben und Fallübernahmen erarbeiten. Für die Standardi-

sierung sollte sie Checklisten und Vordrucke nutzen.   

 

53 vgl. 7.5.2.2 „Personal“ 
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7.5.4.3 Zusammenarbeit mit dem Allgemeinen Sozialen Dienst (ASD) 

 Die gpaNRW bewertet die späte Beteiligung der Wirtschaftlichen Jugendhilfe der Stadt Gel-

senkirchen im Hilfeplanverfahren kritisch. Hierdurch besteht die Gefahr unzuständigen Han-

delns.  

Eine Stadt sollte eine enge Zusammenarbeit zwischen ASD und WiJu in ihren Prozessen vorse-

hen. Hierbei sollte sie auf einen regelmäßigen Austausch, eine zeitnahe Einbindung der WiJu 

bei Neufällen sowie auf einen schnellen Informationsfluss bei Änderungen in laufenden Fällen 

hinwirken. Insbesondere sollte der ASD der WiJu die für die Zuständigkeitsprüfung erforderli-

chen Unterlagen kurzfristig vorlegen. Das Jugendamt sollte sicherstellen, dass die WiJu zu je-

dem Zeitpunkt des Hilfeplanverfahrens alle zuständigkeitsrelevanten Informationen rechtzeitig 

erhält.  

Nach Angaben der Vertreterinnen und Vertreter des Jugendamtes arbeiten ASD und WiJu in 

Gelsenkirchen eng zusammen. So sehen die Verfahrensstandards des ASD eine Zusammen-

arbeit im Rahmen der Zuständigkeitsprüfung vor.  

Nachfolgend stellen wir den Prozess in Gelsenkirchen in den wesentlichen Schritten grafisch 

dar: 
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Zuständigkeitsprüfung im Hilfeplanverfahren 

  

Aufgrund der fehlenden Schnittstellen zwischen den Modulen muss der ASD komplette Fallak-

ten an die WiJu übergeben. Auch aus diesem Grund prüft die WiJu die Zuständigkeit grundsätz-

lich erst vergleichsweise spät im Verfahren.  

In anderen Jugendämtern erhält die WiJu automatisch Hinweise in der Jugendamtssoftware in 

zu Neufällen. Anhand der vorliegenden Unterlagen prüft sie dann die Zuständigkeit noch vor der 

kollegialen Beratung. Ein solcher Verfahrensablauf reduziert die Gefahr unzuständigen Handels 

frühzeitig. Hieraus können sich auch personelle Ressourcen ergeben. Eine entsprechende 

Empfehlung haben wir bereits im Kapitel 7.5.4.1 ausgesprochen. 
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7.5.4.4 Zahlbarmachung und Abrechnung 

 Das Jugendamt der Stadt Gelsenkirchen nutzt eine Schnittstelle zwischen Jugendamtssoft-

ware und Finanzsoftware für die Zahlbarmachung und Abrechnung der Leistungen.  

Die Zahlbarmachung und Abrechnung der Leistungen sollte weitestgehend elektronisch erfol-

gen. Hierfür sollte eine Schnittstelle zwischen dem Jugendamtsverfahren und der Finanzsoft-

ware vorhanden sein. Rechnungen und Leistungsnachweise sollten standardmäßig sachlich, 

rechnerisch und inhaltlich geprüft werden.  

Die in Gelsenkirchen eingesetzte Jugendamtssoftware besitzt eine Schnittstelle zur Finanz-

software. 

Die Rechnung der freien Träger erhält das Jugendamt in der Regel noch auf dem Postweg. Die 

Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter geben die Rechnungen in die Jugendamtssoftware 

ein. Die Leistungsnachweise werden durch die Mitarbeitenden im ASD geprüft. Da noch keine 

E-Akte im Einsatz ist, legen die Sachbearbeitenden die Rechnungen im sog. Rechnungsordner 

ab. 

In der Regel rechnet die Stadt Gelsenkirchen die Leistungen monatlich ab. Die Zahlungsläufe 

finden wöchentlich statt. 

7.5.4.5 Prozesskontrollen 

 Feststellung 

Das Jugendamt der Stadt Gelsenkirchen hat erkannt, dass Defizite bei den Kontrollmecha-

nismen bestehen. Zudem sind in der Wirtschaftlichen Jugendhilfe unterschiedliche Wieder-

vorlagesysteme anzutreffen. Dies kann die Fallbearbeitung im Vertretungsfall erschweren. 

Für die Aufgabenerledigung in der WiJu sollten prozessintegrierte Kontrollmaßnahmen, techni-

sche Plausibilitätsprüfungen und prozessunabhängige Kontrollen vorhanden sein. Die Prozess-

kontrollen dienen den Verantwortlichen dazu, nachvollziehen zu können, ob die Mitarbeitenden 

die Vorgaben für den Workflow und die Verfahrensstandards einhalten sowie die Aufgaben 

rechtmäßig erledigen. 

Der WiJu in Gelsenkirchen steht eine Wiedervorlage in der Jugendamtssoftware zur Verfü-

gung. Ihre Nutzung kann grundsätzlich die Kontrollmaßnahmen unterstützen.  

Durch die beschriebene Inkompatibilität der Softwaremodule ist die Wiedervorlage sehr unkom-

fortabel. Alternativ nutzen die Mitarbeitenden der WiJu daher häufig die Aufgabenfunktion in der 

E-Mail-Software. Verbindliche Vorgaben zu ihrer Nutzung hat die Stadt nicht getroffen.  

Aus Sicht der gpaNRW kann die nicht geregelte Nutzung von Wiedervorlagen auch die Fallbe-

arbeitung in unvorhergesehenen Vertretungsfällen erschweren.    

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte verbindliche Vorgaben für Eingaben in der Jugendhilfesoft-

ware treffen. Dabei sollte sie auch die Nutzung von Wiedervorlagen regeln. Nur bei einheitli-

cher und obligatorischer Nutzung kann sie auch zu Kontrollzwecken dienen.  
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Warnlisten kann die Stadt Gelsenkirchen aus der Jugendamtssoftware nicht generieren. Auch 

darüber hinaus sind keine prozessintegrierten Kontrollmechanismen im Einsatz. Dies bewerten 

wir durchaus kritisch.  

Positiv bewerten wir hingegen, dass die Stadt Aktenprüfungen durchführt. Über ein Änderungs-

protokoll kann sie feststellen, wer Eingaben und Veränderungen in der Jugendamtssoftware 

vorgenommen hat. 

Das Jugendamt hat erkannt, dass sie bei den Kontrollmechanismen nicht gut aufgestellt ist. Es 

plant daher den Aufbau einer Fachstelle. Sie soll Kontrollmaßnahmen erarbeiten, koordinieren 

und dokumentieren.  

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Kontrollmechanismen wie geplant deutlich ausweiten. Sie 

sollte die durchgeführten Kontrollen dokumentieren. Die sich daraus ergebenden Erkennt-

nisse sollte sie zur Weiterentwicklung der Kontrollmechanismen nutzen.   

7.6 Ambulante Leistungs-, Qualitäts- und Entgeltverein-

barungen 

Verbindliche Verfahrensstandards helfen, ambulante Leistungs-, Qualitäts- und Entgeltverein-

barungen (LQE-Vereinbarungen) einheitlich und transparent durchzuführen. Konkrete Regelun-

gen zu Fachleistungsstunden dienen dazu, Entgelte vergleichbarer zu machen und ein Control-

ling zu ermöglichen. 

7.6.1 Verhandlungen von LQE-Vereinbarungen 

 Feststellung 

Die Stadt Gelsenkirchen führt die LQE-Verhandlungen nicht standardisiert durch. Aktuell 

prüft sie die Errichtung einer Entgelt- und Vertragskommission.  

Eine Stadt sollte die LQE-Verhandlungen standardisiert durchführen. Dafür sind Prozessbe-

schreibungen erforderlich, aus denen Zuständigkeiten, Zeitbedarfe und Ziele hervorgehen. 

Dazu sollte sie auch eine Checkliste mit erforderlichen Unterlagen entwickeln sowie insbeson-

dere Leistungsbeschreibungen, Kostenpositionen und Verhandlungsergebnisse trägerspezifisch 

in einer Verhandlungsdatenbank zusammenführen. Auch die Kostenentwicklungen insgesamt 

und bei den einzelnen Trägern sollten dort auswertbar sein.  

Die Stadt Gelsenkirchen hat im Jahr 2016 eine „Richtlinie für die Erbringung von sozialpäda-

gogischen Leistungen auf Fachstundenbasis“ erarbeitet. Sie dient der Harmonisierung der zu-

vor völlig unterschiedlichen Stundensätze und der jeweils zu Grunde liegenden Berechnungen. 

Die Stadt wollte so die Ermittlung von Fachleistungsstundensätzen transparenter, plausibler 

und leistungsgerechter gestalten.   

Laut der oben genannten Richtlinie setzt die Übernahme von Leistungsentgelten durch die 

Stadt Gelsenkirchen den Abschluss folgender Vereinbarungen voraus: 
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 Leistungsvereinbarung über Inhalt, Umfang und Qualität der Leistungsangebote, 

 Qualitätsentwicklungsvereinbarung über Grundsätze und Maßstäbe für die Bewertung 

der Qualität der Leistungsangebote sowie über geeignete Maßnahmen zu ihrer Gewähr-

leistung und 

 Entgeltvereinbarung über Fachleistungsentgelte für die Leistungsangebote. 

Zum Abschluss der LQE-Vereinbarung müssen die Träger aufgabenspezifische Leistungsbe-

schreibungen einreichen. Sie beschreiben Ziel und Art der Leistungen, Zielgruppenprofile und 

Qualitätsstandards. Zudem müssen sie eine transparente und plausible Kostenkalkulation vorle-

gen.  

Konkrete Zuständigkeiten legt die Stadt Gelsenkirchen für den Verhandlungsprozess nicht fest. 

Auch hierdurch wirkt das Verfahren in Gelsenkirchen eher unkoordiniert.  

Aktuell prüft die ASD-Leitung die Konzepte der freien Träger. Anschließend reicht sie die Unter-

lagen an die Teamleitung der WiJu zur weiteren Prüfung der Kalkulationen weiter. Nach eige-

nen Angaben berücksichtigen die Stellenbeschreibungen diese Aufgaben jeweils nicht.  

Nach eigenen Angaben prüft das Jugendamt der Stadt Gelsenkirchen aktuell die Gründung ei-

ner Vertragskommission. Insbesondere in Kombination mit Erkenntnissen aus dem im Aufbau 

befindlichen Controllingtätigkeiten erwartet das Jugendamt Synergien. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Einrichtung einer Entgelt- und Vertragskommission forcie-

ren. Sie sollte Verfahrensstandards für die Verhandlung von LQE-Vereinbarungen anpassen 

und die konkreten Zuständigkeiten festlegen. 

Die von der gpaNRW angetroffenen Jugendämter mit entsprechenden Kommissionen profitie-

ren insbesondere von der multiprofessionellen Besetzung. 

7.6.2 Entgeltvereinbarungen 

 Die Stadt Gelsenkirchen führt die Entgeltvereinbarungen einheitlich durch. Sie nutzt ver-

schiedene Werkzeuge für die Prüfung der eingereichten Kalkulationen. 

Eine Stadt sollte die ambulanten Entgeltvereinbarungen für alle Träger einheitlich durchführen. 

Sie sollte die vorgelegten Kalkulationen der einzelnen Kostenpositionen anhand von standardi-

sierten Kalkulationsschemata und zusätzlichen Unterlagen auf Plausibilität überprüfen. Die 

Stadt sollte eine Mustervereinbarung verwenden. 

Die Stadt Gelsenkirchen führt die ambulanten Entgeltvereinbarung mit allen Trägern einheit-

lich durch. Für die Vereinbarungen nutzt die Stadt Gelsenkirchen den Mustervordruck des LWL-

Landesjugendamtes. 

Eingereichte Kalkulationen gleicht das Jugendamt auch mit den Unterlagen aus vergangenen 

Verhandlungen ab. Zudem berücksichtigt es KGST-Durchschnittswerte zu Plausibilitätsprüfung. 

Angaben zu Personalaufwendungen prüft sie anhand eines Gehaltsrechners der Personalver-

waltung.  
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Positiv bewerten wir die Erfassung der verhandelten Entgeltsätze in einer Datenbank. Dies er-

möglicht eine trägerbezogene Auswertung zu den einzelnen Trägern. 

7.6.2.1 Fachleistungsstunden 

 Feststellung 

Die Stadt Gelsenkirchen definiert die Fachleistungsstunde einheitlich. Regelungen bestehen 

zu direkten und indirekten Tätigkeiten, Overhead, Fehlbesuchen und Fahrzeiten. Standards 

für die Inhalte von Leistungsnachweisen hat die Stadt Gelsenkirchen aber noch nicht erar-

beitet. 

Eine Stadt sollte die Fachleistungsstunden möglichst einheitlich definieren. Sie sollte Regelun-

gen zu direkten und indirekten Tätigkeiten, Overhead, Fehlbesuchen und Fahrzeiten treffen. 

Dies erleichtert die Abrechnung und ermöglicht die Durchführung eines Controllings. Ferner 

sollte sich das Jugendamt die geleisteten Stunden mit Tätigkeiten und Inhalten regelmäßig 

durch den Träger nachweisen lassen. Das Jugendamt sollte einheitliche Standards für die In-

halte der Leistungsnachweise entwickeln. 

Die Stadt Gelsenkirchen definiert die Fachleistungsstunde einheitlich. Sie beträgt 60 Minuten. 

Kalkulationsgrundlage bildet die Netto-Jahresarbeitszeit einer Fachkraft. Hierbei handelt es sich 

um die um berufs- und fallspezifischen Minderzeiten bereinigte Jahresarbeitszeit einer Fach-

kraft. 

Im Rahmen der Kalkulationen berücksichtigt die Stadt zehn Prozent der bereinigten Jahresar-

beitszeit für berufsspezifische Minderzeiten. Hierbei handelt es sich um fallübergreifende und 

allgemeine Aufgaben, wie Fallbesprechungen, Teamsitzungen und Supervision. Fallspezifische 

Minderzeiten, also Warte- und Überbrückungszeiten sowie Dokumentationstätigkeit, setzt die 

Stadt Gelsenkirchen mit fünf Prozent der bereinigten Jahresarbeitszeit an.  

Rüstzeiten berücksichtigt die Stadt mit 15 Prozent. In diesem Fall können die Träger ihre Fehl-

kontakte zusätzlich in Rechnung stellen. Alternativ können die Träger auch Rüstzeiten mit 20 

Prozent kalkulieren. Fehlkontakte können sie dann allerdings nicht mehr abrechnen. 

Fahrzeiten werden nicht gesondert berücksichtigt. Sie sind in der Jahresarbeitszeit inkludiert. 

Bei der Berechnung des Entgelts für eine Fachleistungsstunde berücksichtigt die Stadt Gelsen-

kirchen zum einen die Personalkosten. Sie werden nach den für den jeweiligen Träger gelten-

den arbeitsvertraglichen Regelungen und den aktuell gültigen Tarifverträgen für den Sozial- und 

Erziehungsdienst berücksichtigt. Zudem sind Sachkosten bis maximal 9.700 Euro anrechnungs-

fähig. 

Zur Ermittlung des Entgelts dividiert die Stadt die Gesamtkosten durch die ermittelte Netto-Jah-

resarbeitszeit.  

Vorgaben zu einheitlichen Leistungsnachweisen hat die Stadt Gelsenkirchen hingegen, im Ge-

gensatz zu anderen kreisfreien Städten, nicht getroffen. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte einheitliche Regelungen zu Inhalten von Leistungsnachwei-

sen treffen. 
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7.7 Hilfen nach §§ 27 ff. SGB VIII 

Vertiefend betrachtet die gpaNRW nachfolgend einige von dem Kinder- und Jugendstärkungs-

gesetz (KJSG) maßgeblich betroffene Hilfearten. Zusätzlich handelt es sich um die Hilfearten, 

die sich in größerem Umfang auf den Fehlbetrag HzE auswirken.  

Durch das KJSG, das im Juni 2021 in Kraft getreten ist, sind umfassende Änderungen des SGB 

VIII erfolgt. Im Rahmen dieser Prüfung wird die gpaNRW nur einige Änderungen und deren 

Auswirkungen auf Verfahrensstandards und Prozesse berücksichtigen. 

Die Stadt Gelsenkirchen konnte die sich aus der SGB VIII-Reform ergebenden Änderungen be-

reits in ihre Verfahrensstandards übernehmen. Sie passte das Handbuch für den ASD entspre-

chend an. Die Einhaltung der geänderten Verfahrensstandards betrachten die Führungskräfte 

im ASD im Rahmen des Fachcontrollings.  

7.7.1 Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII 

 Feststellung 

Aufgrund hoher Fallzahlen und der vermehrten Inanspruchnahme von professionellen Pfle-

gefamilien sind in Gelsenkirchen die Aufwendungen für die Vollzeitpflege vergleichsweise 

hoch.  

Vollzeitpflege umfasst die Unterbringung von Kindern/ Jugendlichen außerhalb des Elternhau-

ses in einer Pflegefamilie. Neben der normalen Pflegefamilie gibt es verschiedene Formen der 

Vollzeitpflege, z.B. Sonderpädagogische Pflegestellen für verhaltens- und entwicklungsauffäl-

lige Kinder/ Jugendliche. Eine Unterbringung kann zeitlich befristet oder auf Dauer angelegt 

sein. Bei einer auf Dauer angelegten Unterbringung in einer Pflegefamilie außerhalb des eige-

nen Zuständigkeitsbereiches wird nach Ablauf von zwei Jahren das Jugendamt der auswärtigen 

Pflegefamilie örtlich zuständig. Dieses hat gegenüber dem abgebenden Jugendamt einen Kos-

tenerstattungsanspruch nach § 89a i. V. m. § 86 Abs. 6 SGB VIII. 

Die Stadt Gelsenkirchen leistet 2022 Hilfen nach § 33 SGB VIII in folgendem Umfang: 

Umfang der Hilfen nach § 33 SGB VIII 2022 

Kennzahlen 
Gelsen-

kirchen 
Minimum 

1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert 

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Stationäre Aufwendun-

gen § 33 SGB VIII je 

EW von 0 bis unter 21 

Jahre in Euro 

159 47,04 92,28 114 154 242 23 

Stationäre Aufwendun-

gen § 33 SGB VIII je 

Hilfefall in Euro 

24.425 14.516 17.241 19.094 21.771 29.645 23 

Hilfefälle § 33 SGB VIII 

je 1.000 EW von 0 bis 

unter 21 Jahre (Fall-

dichte § 33 SGB VIII) 

6,50 3,06 4,70 5,68 7,19 10,58 23 
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Die Vollzeitpflege belastet den städtischen Haushalt in Gelsenkirchen vergleichsweise stark. 

Die Stadt gehört zu den 25 Prozent der Vergleichsstädte mit den höchsten Aufwendungen je 

Einwohner. Sie ergeben sich aus hohen hilfefallbezogenen Aufwendungen und einer über-

durchschnittlichen Falldichte. 

Im Vergleichsjahr 2023 ordnen sich die Kennzahlen ähnlich in den interkommunalen Vergleich 

ein:  

Umfang der Hilfen nach § 33 SGB VIII 2023 

Kennzahlen 
Gelsen-

kirchen 
Minimum 

1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert 

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Stationäre Aufwendun-

gen § 33 SGB VIII je 

EW von 0 bis unter 21 

Jahre in Euro 

183 47,68 98,01 119 168 233 22 

Stationäre Aufwendun-

gen § 33 SGB VIII je 

Hilfefall in Euro 

28.391 15.685 18.642 20.957 23.897 30.145 22 

Hilfefälle § 33 SGB VIII 

je 1.000 EW von 0 bis 

unter 21 Jahre (Fall-

dichte § 33 SGB VIII) 

6,46 2,98 4,54 5,76 6,89 10,95 22 

Zwar kann die Stadt Gelsenkirchen vergleichsweise viele Kinder und Jugendliche im Rahmen 

der Vollzeitpflege unterbringen. Allerdings muss sie hierzu vermehrt professionelle Pflegestellen 

in Anspruch nehmen. Hohe Aufwendungen je Hilfefall sind die Folge. 

Die Situation auf dem „Pflegefamilienmarkt“ in Gelsenkirchen lässt sich gut an den folgenden 

Kennzahlenvergleichen analysieren: 

Verhältnis Hilfefälle nach § 33 SGB VIII mit Kostenerstattungsanspruch und Kostenerstattungs-
pflicht 2022 

Kennzahlen 
Gelsenkir-

chen 
Minimum 

1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert 

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Anteil Hilfefälle mit 

Kostenerstattungs-

pflicht an den Hilfefäl-

len nach § 33 SGB 

VIII in Prozent 

69,13 8,71 24,14 39,44 51,81 76,60 14 

Im Vergleichsjahr 2022 beträgt der Anteil der Hilfefälle nach § 33 SGB VIII mit Kostenerstat-

tungsanspruch an den Hilfefällen 16 Prozent. Im Gegenzug ist die Stadt Gelsenkirchen in fast 

70 Prozent der Hilfefälle nach § 33 SGB VIII kostenerstattungspflichtig. 2023 steigt der Anteil 

auf über 73 Prozent. 
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Demnach bringt das Jugendamt Gelsenkirchen vergleichsweise viele Kinder und Jugendliche 

außerhalb seines Zuständigkeitsbereichs unter. Demnach scheinen aktuell tatsächlich wenig 

Pflegefamilien in Gelsenkirchen vorhanden zu sein.   

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die inzwischen bessere personelle Ausstattung des Pflegekin-

derdienstes zur vermehrten Akquise von Pflegefamilien nutzen. 

7.7.1.1 SGB VIII-Reform:  

Stärkung von Kindern und Jugendlichen (in Pflegefamilien) 

 Feststellung 

Die Stadt Gelsenkirchen erstellt derzeit noch ein Schutzkonzept für die Vollzeitpflege. 

Grundsätzlich kommt sie den Vorgaben des KJSG daher noch nicht nach. Allerdings 

schreibt sie die konkrete Umsetzung der Inhalte eines solchen Konzeptes bereits in den Ver-

fahrensstandards des PKD verbindlich vor.  

Eine Stadt sollte schriftliche, strukturelle Schutzkonzepte für die Vollzeitpflege in ihrem Zustän-

digkeitsbereich entwickelt haben. Diese Schutzkonzepte sollte sie für den jeweiligen Einzelfall 

im Hilfeplanverfahren konkretisieren und dazu die erforderlichen Inhalte in den Verfahrensstan-

dards regeln. Auch sollte die Stadt weitere Aspekte, die sich aus den Änderungen des SGB VIII 

ergeben, in den Verfahrensstandards ergänzen, z.B. Beratungen und Perspektivklärungen.  

Die Stadt Gelsenkirchen hat ein allgemeingültiges Schutzkonzept noch nicht abschließend er-

arbeitet. Die Stadt hat daher eine rechtliche Vorgabe des KJSG noch nicht umgesetzt. Dies be-

werten wir grundsätzlich kritisch. 

Den Prozess „Hilfeplanverfahren im PKD“ hat das Jugendamt allerdings um die Erstellung eines 

individuellen Schutzkonzeptes angepasst. Die Stadt Gelsenkirchen informiert die Kinder dem-

nach in Einzelgesprächen über ihre Rechte, die systematische Sicherstellung der Beteiligungs- 

und Beschwerdemöglichkeiten sowie über Ansprechpersonen im Rahmen des Hilfeplanverfah-

rens. Hierdurch stellt das Jugendamt die speziellen Beratungsleistungen für die Herkunftsfami-

lie, die Pflegefamilie sowie die Kinder und Jugendlichen individuell sicher. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte das Schutzkonzept zeitnah fertigstellen und so den Vorgaben 

des KJSG vollständig nachkommen. 

7.7.2 Heimerziehung, sonstige betreute Wohnform nach § 34 SGB VIII 

 In Gelsenkirchen ist die Falldichte im Rahmen der Hilfen nach § 34 SGB VIII vergleichsweise 

niedrig. Sie wirkt sich entlastend aus 

Bei der Heimerziehung nach § 34 SGB VIII werden Kinder und Jugendliche außerhalb der Her-

kunftsfamilie Tag und Nacht pädagogisch betreut. Heimerziehung kann zeitlich befristet oder 

auf Dauer angelegt sein. Sie kann auch in speziellen Formen von Wohngruppen/ Wohngemein-

schaften stattfinden.  

Die Stadt Gelsenkirchen leistet 2022 Hilfen nach § 34 SGB VIII in folgendem Umfang: 
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Heimerziehung, sonst. betreute Wohnform nach § 34 SGB VIII 2022 

Kennzahlen 
Gelsen-

kirchen 
Minimum 

1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert  

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Stationäre Aufwendungen 

§ 34 SGB VIII je EW von 0 

bis unter 21 Jahre in Euro 

399 303 377 438 493 621 23 

Stationäre Aufwendungen 

§ 34 SGB VIII je Hilfefall in 

Euro 

82.104 63.145 72.562 77.318 81.047 90.021 23 

Hilfefälle § 34 SGB VIII je 

1.000 EW von 0 bis unter 

21 Jahre (Falldichte § 34 

SGB VIII) 

4,86 3,79 5,17 5,79 6,77 7,94 23 

Im Vergleichsjahr 2022 verzeichnet die Stadt Gelsenkirchen unterdurchschnittliche einwohner-

bezogene Aufwendungen. Bei hilfefallbezogener Betrachtung gehört Gelsenkirchen zwar zu 

den 25 Prozent der Vergleichsstädte mit den höchsten Aufwendungen. Die Stadt profitiert ins-

gesamt von einer niedrigen Falldichte. Diese ist in mehr als 75 Prozent die Vergleichsstädte hö-

her. 

Im Jahr 2023 steigen zwar die hilfefallbezogenen Aufwendungen. Insgesamt ordnen sich die 

Kennzahlen ähnlich wie im Vorjahr in den interkommunalen Vergleich ein: 

Heimerziehung, sonst. betreute Wohnform nach § 34 SGB VIII 2023 

Kennzahlen 
Gelsen-

kirchen 
Minimum 

1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert  

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Stationäre Aufwendungen 

§ 34 SGB VIII je EW von 0 

bis unter 21 Jahre in Euro 

451 326 409 456 549 712 22 

Stationäre Aufwendungen 

§ 34 SGB VIII je Hilfefall in 

Euro 

93.920 66.836 80.467 82.998 90.465 97.900 22 

Hilfefälle § 34 SGB VIII je 

1.000 EW von 0 bis unter 

21 Jahre (Falldichte § 34 

SGB VIII) 

4,80 3,64 4,90 5,53 6,56 7,84 22 

7.7.2.1 SGB VIII-Reform:  

Kinder- und Jugendschutz in Einrichtungen im In- und Ausland 

 Die Stadt Gelsenkirchen bringt Kinder- und Jugendliche nur im Ausnahmefall im Ausland un-

ter. Rückführungsmöglichkeiten prüft sie bei stationären Maßnahmen obligatorisch.  

Eine Stadt sollte die Rückführung als Ziel der Hilfeplanung standardisiert berücksichtigen. Auch 

die Voraussetzungen einer Auslandsunterbringung und die dafür erforderlichen Prozesse und 

Abläufe sollte sie regeln. Änderungen in den Betriebserlaubnissen der Einrichtungen, wie zum 

Beispiel neue Gewaltschutzkonzepte, sollten der Stadt bekannt sein.  
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Die Stadt Gelsenkirchen hat Kooperationsvereinbarungen gem. § 8a SGB VIII mit den Trägern 

der stationären Einrichtungen vor Ort geschlossen. Diese regeln die Prüfung des Personals und 

dessen Information zu den Verfahrensabläufen bei Kindeswohlgefährdungen. Bei Belegungen 

außerhalb ihres Zuständigkeitsbereiches wendet die Stadt die gültigen LQE-Vereinbarungen 

an.  

Auslandsunterbringungen nimmt die Stadt Gelsenkirchen inzwischen nur noch im Ausnahmefall 

vor. Sofern es doch zu einer Auslandsunterbringung kommt, belegt das Jugendamt nur aner-

kannte Träger der freien Jugendhilfe.  

Nach Angaben der Stadt prüft sie Rückführungsmöglichkeiten obligatorisch in jedem Hilfeplan-

gespräch.  

7.7.3 Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII 

 Feststellung 

Die Stadt Gelsenkirchen konnte im Rahmen dieser überörtlichen Prüfung keine validen Da-

ten zu den Aufwendungen der Eingliederungshilfen liefern. Dieser Aspekt erschwert eine tie-

fergehende Analyse dieser zunehmend an Bedeutung gewinnenden Hilfeart.  

Kinder und Jugendliche haben einen Anspruch auf Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII, 

wenn ihre seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate von dem 

für ihr Lebensalter typischen Zustand abweicht und daher ihre Teilhabe am Leben in der Gesell-

schaft beeinträchtigt oder eine solche Beeinträchtigung zu erwarten ist. 

Die Stadt Gelsenkirchen konnte im Rahmen dieser überörtlichen Prüfung keine validen Daten 

zu den Aufwendungen der Eingliederungshilfen nach § 35a SGB VIII liefern. Nach eigenen An-

gaben konnte das Jugendamt inzwischen die Datenqualität verbessern.   

Die Zahl der Hilfeplanfälle konnte die Stadt hingegen zur Verfügung stellen. Hieraus ergeben 

sich folgende Falldichten: 

Eingliederungshilfe für seel. behinderte Kinder und Jugendliche nach § 35a SGB VIII 2022 

Kennzahlen 
Gelsen-

kirchen 

Mini-

mum 

1. Vier-

telwert 

2. Vier-

telwert  

(Median) 

3. Vier-

telwert 

Maxi-

mum 

Anzahl 

Werte 

Hilfefälle § 35a SGB VIII je 

1.000 EW von 0 bis unter 21 

Jahre (Falldichte § 35a SGB 

VIII) 

6,50 2,08 4,26 6,51 7,68 13,10 23 

Hilfefälle § 35a SGB VIII für In-

tegrationshelfer/ Schulbeglei-

tung je 1.000 EW von 0 bis un-

ter 21 Jahre (Falldichte § 35a 

SGB VIII Integrationshelfer/ 

Schulbegleitung) 

3,68 1,22 2,10 2,89 5,05 7,16 22 
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Die Stadt Gelsenkirchen verzeichnet 2022 eine im interkommunalen Vergleich durchschnittliche 

Falldichte für die Eingliederungshilfen nach § 35a SGB VIII. Die Falldichte für die Schulbeglei-

tung ordnet sich hingegen oberhalb des Medians ein. 

Eingliederungshilfe für seel. behinderte Kinder und Jugendliche nach § 35a SGB VIII 2023 

Kennzahlen 
Gelsen-

kirchen 

Mini-

mum 

1. Vier-

telwert 

2. Vier-

telwert  

(Median) 

3. Vier-

telwert 

Maxi-

mum 

Anzahl 

Werte 

Hilfefälle § 35a SGB VIII je 

1.000 EW von 0 bis unter 21 

Jahre (Falldichte § 35a SGB 

VIII) 

8,54 2,36 4,68 7,25 8,49 12,89 22 

Hilfefälle § 35a SGB VIII für In-

tegrationshelfer/ Schulbeglei-

tung je 1.000 EW von 0 bis un-

ter 21 Jahre (Falldichte § 35a 

SGB VIII Integrationshelfer/ 

Schulbegleitung) 

6,18 1,43 2,23 3,49 6,09 7,75 21 

2023 steigt die Falldichte um 31,4 Prozent. Gelsenkirchen gehört nunmehr zu den 25 Prozent 

der Vergleichsstädte mit der höchsten Falldichte. Die Falldichte bei der Schulbegleitung ver-

zeichnet sogar einen Anstieg um rund 67,9 Prozent. Auch sie ordnet sich 2023 oberhalb des 

dritten Viertelwertes in den interkommunalen Vergleich ein.  

Viele Jugendämter verzeichnen eine ähnliche Entwicklung. Die steigenden Fallzahlen belasten 

zunehmend die städtischen Haushalte. Die Vertreterinnen und Vertreter des Jugendamtes ver-

weisen in diesem Zusammenhang darauf, dass die Feststellung des Eingliederungsbedarfs 

durch die Therapeutinnen und Therapeuten der Erziehungsberatungsstelle erfolgt. Aufgrund der 

Vielzahl von Anträgen sind nach Angaben der Jugendamtsleitung rund 600 bis 700 Anträgen 

nicht bearbeitet. Zudem stehen Integrationshelfer nicht in ausreichender Anzahl nicht zur Verfü-

gung. Die Stadt Gelsenkirchen prüft vor diesem Hintergrund die Einrichtung von Poollösungen 

Erste Pilotprojekte zu den Poollösungen starteten nach Angaben des Jugendamtes inzwischen. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Fallzahlen und Aufwendungen der Eingliederungshilfen 

differenziert im Rahmen regelmäßiger Controllingtätigkeiten betrachten. Nur so kann sie bei 

Fehlentwicklungen frühzeitig gegensteuern. 

7.7.3.1 SGB VIII-Reform: Hilfen aus einer Hand für alle Kinder und Jugendli-

chen -inklusive Hilfe- 

 Die Stadt Gelsenkirchen bewilligte die Stelle eines Verfahrenslotsen erst im Oktober 2024. 

Die Stellenbesetzung erfolgte im Februar 2025. Das KJSG sah eine Stellenbesetzung be-

reits zum 01. Januar 2024 vor. Die Aufgaben wurden in Gelsenkirchen kommissarisch durch 

die Beratungsstellen wahrgenommen.  

Eine Stadt sollte die Änderungen der Stufe 2 des Kinder- und Jugendstärkungsgesetzes, die 

am 01. Januar 2024 in Kraft getreten sind, umgesetzt haben. Hierfür sollten die Aufgaben, Zu-
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ständigkeiten und Arbeitsprozesse des Verfahrenslotsen verbindlich festgelegt und verschrift-

licht worden sowie eine Stellenbesetzung erfolgt sein. Da für die Erledigung der vorgesehenen 

Aufgaben rechtliche und pädagogische Fachkenntnisse erforderlich sind, sollte die Stadt dies 

bei der Stellenbesetzung und Qualifizierung des Verfahrenslotsen berücksichtigt haben. 

Die Stadt Gelsenkirchen hat einen Spezialdienst für die Bearbeitung von Eingliederungshilfen 

eingerichtet. Er gehört organisatorisch zum Abteilung 51/6 „Beratungsstelle für Kinder, Jugendli-

che und Eltern. Er führt auch die sachliche Zuständigkeitsprüfung durch. Die Prüfung der örtli-

chen Zuständigkeit nimmt hingegen die WiJu vor. Bei Anträgen auf Schulbegleitung beteiligt 

das Jugendamt auch das Referat für Bildung. 

Die Stelle des Verfahrenslotsen bewilligte die Stadt Gelsenkirchen erst im Oktober 2024. Sie 

konnte im Februar 2025 mit einer pädagogischen Kraft besetzen. ES handelt sich um eine 

halbe Stelle. Eine weitere Einstellung soll noch erfolgen Das KJSG sieht Verfahrenslotsen be-

reits seit 01.01.2024 vor. Um einem Rechtsverstoß vorzubeugen übernahmen in Gelsenkirchen 

die Beratungsstellen des Jugendamtes diese Aufgaben kommissarisch.  

7.7.4 Hilfen für junge Volljährige nach § 41 SGB VIII 

 Feststellung 

Die Hilfen für junge Volljährige belasten den Haushalt der Stadt Gelsenkirchen aufgrund 

niedriger hilfefallbezogener Aufwendungen und einer niedrigen Falldichte nur gering. Für 

tiefergehendere Analysen konnte die Stadt keine validen Daten zur Verfügung stellen. 

Junge Menschen erhalten geeignete und notwendige Hilfe zur Erziehung, wenn und solange 

ihre Persönlichkeitsentwicklung eine selbstbestimmte, eigenverantwortliche und selbständige 

Lebensführung nicht gewährleistet. Diese Hilfen werden in der Regel nur bis zur Vollendung 

des 21. Lebensjahres gewährt, sollen aber in begründeten Einzelfällen auch darüber hinaus ge-

währt werden. Eine Beendigung der Hilfe schließt die erneute Gewährung oder Fortsetzung ei-

ner Hilfe nicht aus. 

Die Stadt Gelsenkirchen leistet Hilfen nach § 41 SGB VIII in folgendem Umfang: 

Hilfefälle für junge Volljährige nach § 41 SGB VIII Gelsenkirchen 2019 bis 2023 

Grundzahlen 2022 2023 

Ambulante Hilfefälle § 41 SGB VIII 37 31 

Stationäre Hilfefälle § 41 SGB VIII 53 53 

Hilfefälle § 41 SGB VIII gesamt 90 84 
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Die ambulanten Fallzahlen sinken in Gelsenkirchen im Jahr 2023 trotz des erweiterten Nachbe-
treuungsanspruchs. 

Hilfe für junge Volljährige nach § 41 SGB VIII 2022 

Kennzahlen 
Gelsen-

kirchen 
Minimum 

1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert  

(Median) 

3. Viertel-

wert 

Maxi-

mum 

Anzahl 

Werte 

Aufwendungen nach § 41 SGB 
VIII je EW von 18 bis unter 21 
Jahre in Euro 

354 354 706 825 1.094 1.280 23 

Aufwendungen § 41 SGB VIII 

je Hilfefall in Euro 
31.816 26.052 32.364 36.964 38.947 47.776 22 

Ambulante Aufwendungen  

§ 41 SGB VIII je Hilfefall in 

Euro 

3.728 3.728 8.558 11.332 13.264 17.768 23 

Stationäre Aufwendungen  

§ 41 SGB VIII je Hilfefall in 

Euro 

51.425 39.280 49.590 53.208 59.431 78.696 23 

Hilfefälle § 41 SGB VIII je 

1.000 EW von 18 bis unter 21 

Jahre (Falldichte § 41 SGB 

VIII) 

11,13 11,13 18,70 22,70 28,78 36,70 23 

Ambulante Hilfefälle § 41 SGB 

VIII je 1.000 EW von 18 bis un-

ter 21 Jahre (Ambulante Fall-

dichte § 41 SGB VIII) 

4,58 3,81 7,38 9,42 12,87 19,10 23 

Hilfefälle § 41 SGB VIII je 

1.000 EW von 18 bis unter 21 

Jahre (Falldichte § 41 SGB 

VIII) 

6,55 5,26 11,31 14,46 16,40 23,71 23 

Gelsenkirchen verzeichnet die im interkommunalen Vergleich niedrigsten Aufwendungen je Ein-

wohner von 18 bis 21 Jahren. Sie ergeben sich insbesondere aus der niedrigsten Falldichte al-

ler kreisfreien Städte.  

Zudem gehört Gelsenkirchen zu den 25 Prozent der kreisfreien Städte mit den niedrigsten Auf-

wendungen je Hilfefall. Hier sind insbesondere die ambulanten Aufwendungen ungewöhnlich 

günstig. Im Jahr 2023 steigen sie auf rund 9.000 Euro. Damit gehört Gelsenkirchen zu den 25 

Prozent der Vergleichsstädte mit den niedrigsten ambulanten Aufwendungen je Hilfefall.  

Gleichzeitig konnte die Stadt die stationären Aufwendungen je Hilfefall senken. 

Insgesamt ordnen sich die Kennzahlen der Stadt Gelsenkirchen wie folgt in den interkommuna-

len Vergleich 2023 ein: 
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Hilfe für junge Volljährige nach § 41 SGB VIII 2023 

Kennzahlen 
Gelsen-

kirchen 
Minimum 

1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert  

(Median) 

3. Viertel-

wert 

Maxi-

mum 

Anzahl 

Werte 

Aufwendungen nach § 41 SGB 
VIII je EW von 18 bis unter 21 
Jahre in Euro 

329 329 879 1.089 1.181 1.551 22 

Aufwendungen § 41 SGB VIII 

je Hilfefall in Euro 
31.969 25.798 34.459 40.501 43.077 48.430 21 

Ambulante Aufwendungen  

§ 41 SGB VIII je Hilfefall in 

Euro 

9.005 8.036 9.829 12.562 13.973 16.194 22 

Stationäre Aufwendungen  

§ 41 SGB VIII je Hilfefall in 

Euro 

45.400 34.375 50.356 56.134 60.936 68.461 22 

Hilfefälle § 41 SGB VIII je 

1.000 EW von 18 bis unter 21 

Jahre (Falldichte § 41 SGB 

VIII) 

10,29 10,29 20,08 25,43 31,75 46,96 22 

Ambulante Hilfefälle § 41 SGB 

VIII je 1.000 EW von 18 bis un-

ter 21 Jahre (Ambulante Fall-

dichte § 41 SGB VIII) 

3,80 3,77 7,34 9,51 13,30 23,32 22 

Hilfefälle § 41 SGB VIII je 

1.000 EW von 18 bis unter 21 

Jahre (Falldichte § 41 SGB 

VIII) 

6,49 6,49 12,51 15,18 18,43 30,87 22 

Für tiefergehende Analysen konnte die Stadt Gelsenkirchen keine validen Daten zu den statio-

nären Hilfearten zur Verfügung stellen. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Hilfen für junge Volljährige, auch dem Hintergrund der Än-

derungen durch die SGB VIII-Reform, im Rahmen ihrer Controllingtätigkeiten regelmäßig be-

trachten. Nur so kann sie bei Fehlentwicklungen frühzeitig gegensteuern. 

7.7.4.1 SGB VIII-Reform: Stärkung von jungen Volljährigen 

 Die Stadt Gelsenkirchen legt die Verselbständigungsarbeit individuell im Rahmen der Hilfe-

planung fest. Für den Nachbetreuungsanspruch hat das Jugendamt einen eigenen Prozess 

erarbeitet. Dies bewerten wir positiv. 

Eine Stadt sollte Verfahrensstandards und ein Konzept für eine intensive Verselbständigungsar-

beit entwickelt haben, um den jungen Volljährigen eine eigenständige und selbständige Lebens-

führung zu ermöglichen. Darin sollten die Möglichkeiten, Prozesse und Stufen der Verselbstän-

digung sowie die Inhalte der Nachbetreuung enthalten sein. 

Das Jugendamt der Stadt Gelsenkirchen gewährt Hilfen für junge Volljährige in der Regel bis 

zum 21 Lebensjahr.  
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Die Verselbständigungsarbeit erfolgt in Gelsenkirchen individuell im Rahmen der Hilfeplanung. 

Um die Verselbständigung zu forcieren, arbeitet die Stadt mit spezialisierten Trägern zusam-

men. Zudem nimmt die Jugendberufsagentur eine wichtige Funktion ein. 

Für die Nachbetreuung junger Volljähriger hat das Jugendamt einen eigenen Prozess erarbei-

tet. Er soll die Verselbständigung junger Volljähriger beim Verlassen der Jugendhilfe unterstüt-

zen. Die Vereinbarung der Nachbetreuung erfolgt im letzten Hilfeplangespräch.  

In einem Erstgespräch fragt die Fachkraft den konkreten Beratungsbedarf ab und erarbeitet mit 

dem jungen Volljährigen konkrete Beratungsziele. Für die eigentliche Beratung stehen drei Ge-

sprächstermine zur Verfügung. 

7.8 Inobhutnahmen nach § 42 SGB VIII 

 In Gelsenkirchen belasten die Inobhutnahmen den städtischen Haushalt sehr stark. Ursäch-

lich hierfür sind sehr lange Verweildauern. 

Bei einer Inobhutnahme nach § 42 SGB VIII handelt es sich um eine vorübergehende Maß-

nahme, um ein Kind oder einen Jugendlichen bei dringender Gefahr oder Selbstmeldung kurz-

fristig außerhalb der Familie unterzubringen.  

Die Stadt Gelsenkirchen leistet Hilfen nach § 42 SGB VIII in folgendem Umfang: 

Inobhutnahmen Kinder und Jugendliche § 42 SGB VIII 2022 

Kennzahlen 
Gelsen-

kirchen 
Minimum 

1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert  

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Aufwendungen Inobhut-

nahmen § 42 SGB VIII je 

EW von 0 bis unter 21 

Jahre in Euro 

106 11,40 31,78 48,41 64,81 106 23 

Aufwendungen Inobhut-

nahmen § 42 SGB VIII je 

Hilfefall in Euro 

18.244 2.952 6.668 9.654 12.345 18.244 23 

Inobhutnahmen § 42 SGB 

VIII je 1.000 EW von 0 bis 

unter 18 Jahre (Falldichte 

Inobhutnahmen) 

6,78 1,32 4,87 6,27 7,26 9,51 23 

Die Stadt Gelsenkirchen verzeichnet bei den Inobhutnahmen die höchsten einwohnerbezoge-

nen Aufwendungen aller kreisfreien Städte. Bei einer überdurchschnittlichen Falldichte sind 

auch die hilfefallbezogenen Aufwendungen maximal hoch. 

Die Vertreterinnen und Vertreter weisen in diesem Zusammenhang auf die sehr langen Laufzei-

ten der Inobhutnahmen hin. Der interkommunale Vergleich zu den Verweildauern bestätigen 

diese Aussage: 
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Inobhutnahmen Kinder und Jugendliche § 42 SGB VIII 2022 

Kennzahlen 
Gelsen-

kirchen 
Minimum 

1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert  

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Anteil der Inobhutnahmen 

mit einer Verweildauer bis 

24 Stunden an den Inob-

hutnahmen nach §§ 42, 

42a SGB VIII in Prozent 

5,81 1,24 5,81 11,76 15,70 46,15 21 

Anteil der Inobhutnahmen 

mit einer Verweildauer 

über 24 Stunden bis 1 Mo-

nat an den Inobhutnahmen 

§§ 42, 42a SGB VIII in 

Prozent 

34,25 14,06 34,25 41,61 52,27 61,11 21 

Anteil der Inobhutnahmen 

mit einer Verweildauer 

über 1 Monat an den Inob-

hutnahmen §§ 42, 42a 

SGB VIII in Prozent 

59,94 8,47 20,79 33,33 47,31 62,05 21 

Fast 60,0 Prozent der Inobhutnahmen haben eine Verweildauer von über einem Monat. In mehr 

als 75 Prozent der Vergleichsstädte ist dieser Wert geringer.
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7.9 Anlage: Ergänzende Tabellen  

Tabelle 1: Zusammenstellung der Feststellungen und Empfehlungen der gpaNRW zur überörtlichen Prüfung 2024/2025 - Hilfen zur Erziehung 

Feststellung Seite Empfehlung Seite 

Wirtschaftliche Jugendhilfe 

F1 
Die Stadt Gelsenkirchen musste die Kostenerstattungsfälle sehr aufwendig er-

mitteln. Eine Übersicht über alle Kostenerstattungsfälle besteht nicht. 
248 E1 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte dringend Auswertung zu den Kostener-

stattungen ermöglichen. Sie dienen insbesondere der effizienten Refi-

nanzierung der Hilfen zur Erziehung. Ferner unterstützen sie die Steue-

rung des Jugendamtes und die Haushaltsplanung. 

249 

F2 

Im Jugendamt der Stadt Gelsenkirchen sind insgesamt viele Stellen vakant. 

Aufgrund der hohen Fluktuation konnte die Stadt im Rahmen dieser überörtli-

chen Prüfung die Anzahl der besetzten Stellen im ASD nicht zur Verfügung 

stellen. Dies erschwert die Analyse. 

250 E2 

Vor dem Hintergrund der angespannten personellen Situation sollte 

das Jugendamt der Stadt Gelsenkirchen die Personalausstattung im 

ASD dringend regelmäßig betrachten. Sie sollte die Fallbelastung im 

Rahmen des regelmäßigen Controllings transparent darstellen. Anhand 

der so gewonnen Erkenntnisse sollte die Stadt Maßnahmen zur Ak-

quise von Mitarbeitenden erarbeiten und evaluieren. 

251 

F3 

Geplante und ungeplante Fluktuation belastet die WiJu im Jugendamt der 

Stadt Gelsenkirchen. Eine aussagekräftige Personalbedarfsplanung für die 

WiJu konnte die Stadt noch nicht etablieren. Positiv bewerten wir die Speziali-

sierung im Bereich der Zuständigkeitsprüfung und Kostenheranziehung. 

252 E3 

Um frühzeitig auf geplante Fluktuationen reagieren zu können, sollte 

die Stadt Gelsenkirchen eine aussagekräftige Personalbedarfsplanung 

erarbeiten. 

253 

F4 

Die Stadt Gelsenkirchen setzt in ASD und WiJu nicht miteinander kompatible 

Module der Jugendamtssoftware ein. Der sich aus diesem Aspekt ergebende 

Arbeitsaufwand bindet personelle Ressourcen. 

253 E4 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte mit hoher Priorität die Beschaffung mit-

einander kompatibler Software-Module für ASD und WiJu prüfen. Hier-

durch könnte sie dringend benötigte personelle Ressourcen in der WiJu 

schaffen. 

254 

F5 

Im Gegensatz zu vielen anderen Jugendämtern konnte das Jugendamt Gel-

senkirchen noch keine regelmäßigen Controllingtätigkeiten etablieren. Eine 

entsprechende Stelle konnte die Stadt erst im Herbst 2024 besetzen. 

254 E5.1 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte den eingeschlagenen Weg konsequent 

weiterverfolgen und zeitnah ein Controlling im Jugendamt etablieren. 

Mittelfristig sollte sie darin auch die Wirtschaftliche Jugendhilfe betrach-

ten. Dies kann die Refinanzierung der Hilfen zur Erziehung unterstüt-

zen. 

255 



  Stadt Gelsenkirchen    Hilfe zur Erziehung    050-010-050_03379 

Seite 276 von 333 

Feststellung Seite Empfehlung Seite 

   E5.2 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte auch die Prozesse in der Wirtschaftli-

chen Jugendhilfe beschreiben und in einem Handbuch zusammenfas-

send darstellen. Das Handbuch sollte möglichst in digitaler Form erar-

beitet werden. So lassen sich Änderungen im Verfahrensablauf schnell 

und unkompliziert einarbeiten. 

256 

F6 

Durch die Spezialisierung in den Themenbereichen Zuständigkeitsprüfung und 

Geltendmachung von Kostenerstattungsansprüchen kann die Stadt Gelsenkir-

chen eine effiziente Fallbearbeitung ermöglichen. Allerdings wird die Wirt-

schaftliche Jugendhilfe erst spät in das Hilfeplanverfahren eingebunden. 

256 E6.1 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die WiJu generell frühzeitiger in die Zu-

ständigkeitsprüfung einbinden. Hieraus können sich auch personelle 

Ressourcen ergeben. Voraussetzung ist jedoch ein frühzeitiger Infor-

mationsaustausch zwischen ASD und WiJu. Im Optimalfall sollte er di-

gital über die Jugendamtssoftware erfolgen. Hierzu sollte die Stadt Gel-

senkirchen die Voraussetzungen schaffen. 

257 

   E6.2 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Durchführung der Zuständigkeitsprü-

fung und die Geltendmachung der Kostenerstattungsansprüche ver-

bindlich in schriftlichen Verfahrensstandards beschreiben. Hierdurch 

kann sie die Refinanzierung der Hilfen zur Erziehung sicherstellen. 

257 

F7 

Die Stadt Gelsenkirchen hat für die Wirtschaftliche Jugendhilfe keine verbindli-

chen Verfahrensstandards für Fallabgaben und Fallübernahmen erarbeitet. 

Die gpaNRW bewertet diesen Aspekt kritisch, da er eine standardisierte Fall-

bearbeitung erschweren kann. 

257 E7 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte für die Wirtschaftliche Jugendhilfe ein 

einheitliches Verfahren für die Bearbeitungen von Fallabgaben und 

Fallübernahmen erarbeiten. Für die Standardisierung sollte sie Check-

listen und Vordrucke nutzen. 

257 

F8 

Das Jugendamt der Stadt Gelsenkirchen hat erkannt, dass Defizite bei den 

Kontrollmechanismen bestehen. Zudem sind in der Wirtschaftlichen Jugend-

hilfe unterschiedliche Wiedervorlagesysteme anzutreffen. Dies kann die Fall-

bearbeitung im Vertretungsfall erschweren. 

260 E8.1 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte verbindliche Vorgaben für Eingaben in 

der Jugendhilfesoftware treffen. Dabei sollte sie auch die Nutzung von 

Wiedervorlagen regeln. Nur bei einheitlicher und obligatorischer Nut-

zung kann sie auch zu Kontrollzwecken dienen. 

260 

   E8.2 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Kontrollmechanismen wie geplant 

deutlich ausweiten. Sie sollte die durchgeführten Kontrollen dokumen-

tieren. Die sich daraus ergebenden Erkenntnisse sollte sie zur Weiter-

entwicklung der Kontrollmechanismen nutzen. 

261 

Ambulante Leistungs-, Qualitäts- und Entgeltvereinbarungen 

F9 
Die Stadt Gelsenkirchen führt die LQE-Verhandlungen nicht standardisiert 

durch. Aktuell prüft sie die Errichtung einer Entgelt- und Vertragskommission. 
261 E9 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Einrichtung einer Entgelt- und Ver-

tragskommission forcieren. Sie sollte Verfahrensstandards für die Ver-

handlung von LQE-Vereinbarungen anpassen und die konkreten Zu-

ständigkeiten festlegen. 

262 
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Feststellung Seite Empfehlung Seite 

F10 

Die Stadt Gelsenkirchen definiert die Fachleistungsstunde einheitlich. Rege-

lungen bestehen zu direkten und indirekten Tätigkeiten, Overhead, Fehlbesu-

chen und Fahrzeiten. Standards für die Inhalte von Leistungsnachweisen hat 

die Stadt Gelsenkirchen aber noch nicht erarbeitet. 

263 E10 
Die Stadt Gelsenkirchen sollte einheitliche Regelungen zu Inhalten von 

Leistungsnachweisen treffen. 
263 

Hilfen nach §§ 27 ff. SGB VIII 

F11 

Aufgrund hoher Fallzahlen und der vermehrten Inanspruchnahme von profes-

sionellen Pflegefamilien sind in Gelsenkirchen die Aufwendungen für die Voll-

zeitpflege vergleichsweise hoch. 

264 E11.1 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die inzwischen bessere personelle Aus-

stattung des Pflegekinderdienstes zur vermehrten Akquise von Pflege-

familien nutzen. 

266 

   E11.2 
Die Stadt Gelsenkirchen sollte das Schutzkonzept zeitnah fertigstellen 

und so den Vorgaben des KJSG vollständig nachkommen. 
266 

F12 

Die Stadt Gelsenkirchen konnte im Rahmen dieser überörtlichen Prüfung 

keine validen Daten zu den Aufwendungen der Eingliederungshilfen liefern. 

Dieser Aspekt erschwert eine tiefergehende Analyse dieser zunehmend an 

Bedeutung gewinnenden Hilfeart. 

268 E12 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Fallzahlen und Aufwendungen der 

Eingliederungshilfen differenziert im Rahmen regelmäßiger Controlling-

tätigkeiten betrachten. Nur so kann sie bei Fehlentwicklungen frühzeitig 

gegensteuern. 

269 

F13 

Die Hilfen für junge Volljährige belasten den Haushalt der Stadt Gelsenkirchen 

aufgrund niedriger hilfefallbezogener Aufwendungen und einer niedrigen Fall-

dichte nur gering. Für tiefergehendere Analysen konnte die Stadt keine validen 

Daten zur Verfügung stellen. 

270 E13 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Hilfen für junge Volljährige, auch 

dem Hintergrund der Änderungen durch die SGB VIII-Reform, im Rah-

men ihrer Controllingtätigkeiten regelmäßig betrachten. Nur so kann sie 

bei Fehlentwicklungen frühzeitig gegensteuern. 

272 

Tabelle 2: Bevölkerungsentwicklung zum 31.12. nach IT.NRW 

Kennzahlen 2019 2020 2021 2022 2023 

Einwohnerinnen und Einwohner gesamt  260.654 259.645 259.105 260.126 263.000 

Einwohnerinnen und Einwohner von 0 bis unter 18 Jahre 260.654 259.645 259.105 260.126 263.000 

Einwohnerinnen und Einwohner von 0 bis unter 21 Jahre 260.654 259.645 259.105 260.126 263.000 
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Tabelle 3: Entwicklung der Fallzahlen nach Hilfearten 

 2022 2023 

Flex. amb. Hilfen nach § 27 Abs. 2 und 3 SGB VIII 51 51 

Soziale Gruppenarbeit nach § 29 SGB VIII 4 10 

Erziehungsbeistand § 30 SGB VIII 63 62 

Sozialpädagogische Familienhilfe 3 31 SGB VIII 291 332 

Tagesgruppe nach § 32 SGB VIII 25 19 

Intensive Sozialpädagogische Einzelbetreuung § 35 SGB VIII ambulant 0 0 

Eingliederungshilfe § 35a SGB VIII ambulant 348 495 

   davon Eingliederungshilfe § 35a SGB VIII ambulant für Integrationshelfer  207 358 

Hilfen für Junge Volljährige § 41 SGB VIII ambulant 37 31 

ambulante Hilfefälle gesamt 819 978 

Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII 366 374 

Heimerziehung nach § 34 SGB VIII 274 278 

Intensive Sozialpädagogische Einzelbetreuung § 35 SGB VIII stationär 5 10 

Eingliederungshilfen nach § 35a SGB VIII stationär 18 22 

Hilfen für junge Volljährige nach § 41 SGB VIII stationär 53 53 

stationäre Hilfefälle gesamt 716 737 
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Tabelle 4: Erträge und Fallzahlen Kostenerstattungen 

 2019 2020 2021 2022 2023 

Kostenerstattungen bei fehlendem gewöhnlichen Aufenthalt § 89 SGB VIII in Euro 859.931 982.287 1.102.786 1.167.004 1.400.404 

Hilfefälle mit Kostenerstattungsanspruch bei fehlendem gewöhnlichen Aufenthalt § 89 SGB VIII 16 15 15 22 24 

Kostenerstattungen für übernommene Fälle mit Kostenerstattungspflicht Dritter § 89a SGB VIII in Euro 1.052.313 1.404.991 1.333.965 1.459.563 1.825.427 

Hilfefälle in Einrichtungen (stationär) mit Kostenerstattungsanspruch (für übernommene Vollzeitpflege  

§ 89a SGB VIII) 
50 44 51 60 67 

Kostenerstattungen bei vorläufigen Maßnahmen zum Schutz von Kindern und Jugendlichen § 89b SGB VIII 

(Inobhutnahmen) in Euro 
75.531 92.459 83.992 72.118 75.173 

Hilfefälle mit Kostenerstattungsanspruch für Inobhutnahmen von Kindern und Jugendlichen § 89b SGB VIII  53 63 54 44 42 

Kostenerstattungen bei fortdauernder oder vorläufiger Leistungsverpflichtung § 89c SGB VIII in Euro 859.931 859.931 1.102.786 1.167.004 1.400.404 

Hilfefälle mit Kostenerstattungsanspruch bei fortdauernder oder vorläufiger Leistungsverpflichtung  

§ 89c SGB VIII 
16 16 15 22 24 

Kostenerstattungen für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge § 89d SGB VIII in Euro 805.905 805.905 1.832.320 424.002 439.520 

Hilfefälle mit Kostenerstattungsanspruch für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge § 89d SGB VIII 53 53 65 140 153 

Kostenerstattungen zum Schutz der Einrichtungsorte § 89e SGB VIII in Euro 0 0 0 0 0 

Hilfefälle mit Kostenerstattungsanspruch  zum Schutz der Einrichtungsorte § 89e SGB VIII 0 0 0 0 0 
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Tabelle 5: Erträge je Hilfefall aus Kostenerstattungen in Euro 

Kennzahlen 2019 2020 2021 2022 2023 

Kostenerstattungen nach § 89 SGB VIII je Hilfefall in Euro 0 0 0 0 0 

Kostenerstattung gemäß § 89a SGB VIII je Hilfefall in Euro 21.046 31.932 26.156 24.326 27.245 

Kostenerstattungen nach § 89b SGB VIII je Hilfefall in Euro 1.425 1.468 1.555 1.639 1.790 

Kostenerstattungen nach § 89c SGB VIII je Hilfefall in Euro 53.746 65.486 73.519 53.046 58.350 

Kostenerstattungen nach § 89d SGB VIII je Hilfefall in Euro 15.206 64.067 28.190 3.029 2.873 

Kostenerstattungen nach § 89e SGB VIII je Hilfefall in Euro 0 0 0 0 0 
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8. Öffentlicher Gesundheitsdienst 

8.1 Managementübersicht 

Die wesentlichen Ergebnisse der überörtlichen Prüfung der Stadt Gelsenkirchen im Prüfgebiet 

„Öffentlicher Gesundheitsdienst“ stellt die gpaNRW nachfolgend zusammenfassend dar.  

Die Feststellungen und Empfehlungen haben wir tabellarisch in der Anlage aufgeführt. Die Rei-

henfolge ist chronologisch und gibt keine Priorisierung vor. 

Öffentlicher Gesundheitsdienst (ÖGD) 

Die Bedeutung des Öffentlichen Gesundheitsdienstes hat sich in der öffentlichen Wahrnehmung 

der letzten Jahre deutlich verändert. Auch im Gesundheitsamt der Stadt Gelsenkirchen ist es zu 

organisatorischen und strategischen Neuausrichtungen gekommen. Das Gesundheitsamt 

hat strategische Festlegungen und erste Maßnahmen beschlossen. Im Fach- und Finanzcon-

trolling können Kennzahlen die Analyse und die Messung der Zielerreichung noch verbessern. 

Die in naher Zukunft erscheinende Gesundheitsberichterstattung kann ebenfalls zur Steuerung 

genutzt werden. 

Die Stadt konnte mit Fördermitteln aus dem Pakt ÖGD seit 2020 rund 15 neue Vollzeit-Stellen 

schaffen. Die Mitarbeitenden haben verschiedene Fachlichkeiten, wobei rund die Hälfte einen 

medizinischen Hintergrund hat. Die Beschäftigten werden an vielen Stellen mit definierten Pro-

zessen und Verfahrensstandards unterstützt. Aktuell fehlt es noch an einheitlichen Standards 

für diese Arbeitshilfen. Gute Arbeitsbedingungen werden auch durch die Arbeitsplatzausstat-

tung sowie einer Einbindung der Mitarbeitenden erreicht. Ein Optimierungspotenzial besteht in 

der Entwicklung eines Schulungskonzeptes. Belastend wirken sich hingegen die teilweise län-

geren Stellenvakanzen aufgrund später Stellenausschreibungen aus. 

Vor allem bei der Digitalisierung gab es im Gesundheitsamt große Fortschritte. Das Gesund-

heitsamt hat eine Prioritätenliste der Digitalisierungsmaßnahmen erstellt. Mittel aus dem Reife-

gradmodell konnte das Gesundheitsamt nur aus dem ersten Förderaufruf akquirieren. Es konn-

ten somit weniger externe Dienstleister für die Digitalisierung und Konzepterstellung beauftragt 

werden als in vielen anderen Gesundheitsämtern. 

Die Digitalisierung führt zu einem verbesserten Zugang zu Informationen für Bürgerinnen und 

Bürger. Immer mehr Dienstleistungen sind digital verfügbar. Dennoch könnte der Umfang 

der niedrigschwelligen digitalen Angebote, zum Beispiel durch Online-Terminvergaben, noch 

steigen.  

An die Grenzen kommt die digitale Aufgabenerledigung teilweise beim Kontakt zum niederge-

lassenen Bereich. Zu vielen Ärztinnen und Ärzten sowie Krankenhäusern gibt es noch keine 

passende Datenschnittstelle, die von allen genutzt wird. Anders ist es im Bereich Infektions-

schutz: Die Meldungen durch die Labore erfolgen in Gelsenkirchen mittlerweile ausschließlich 

digital. Dies vereinfacht die Arbeitsabläufe. Um noch mehr Sicherheit bei der Bearbeitung auch 
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großer Infektionszahlen zu schaffen, erstellt das Gesundheitsamt aktuell einen örtlichen Infekti-

onsschutzplan. 

 

8.2 Aufbau des Teilberichtes 

Die Kapitel dieses Teilberichtes beginnen mit einer wertenden Aussage zu unserem Prüfungs-

ergebnis. Wertungen, die eine Stellungnahme der Stadt nach § 105 Abs. 6 und 7 der Gemein-

deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) notwendig machen, bezeichnen wir 

als Feststellung. 

Anschließend folgt kursiv gedruckt die Sollvorstellung. Die Sollvorstellung stellt die Inhalte und 

das Prüfungsziel im Kapitel dar. Sie ist allgemein formuliert und grundsätzlich für alle Städte 

gültig, z. B. auf Basis der aktuell geltenden Gesetzeslage. 

Ausgehend von diesem Soll analysieren wir die individuelle Situation in der geprüften Stadt und 

weisen dabei erkannte Verbesserungspotenziale als Empfehlung aus. 

Weitere allgemeine Ausführungen zur Struktur der Teilberichte stehen im Vorbericht. 

8.3 Inhalte, Ziele und Methodik 

Die Aufgaben des Gesundheitsamtes ergeben sich aus dem Gesetz über den öffentlichen Ge-

sundheitsdienst des Landes Nordrhein-Westfalen (ÖGDG NRW). Insbesondere durch § 9 

ÖGDG NRW (Gesundheitsschutz, Verhütung und Bekämpfung übertragbarer Krankheiten, Imp-

fungen) ist in den letzten Jahren die Wichtigkeit der Aufgaben der Gesundheitsämter in den Fo-

kus gerückt. Die Pandemie hat die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Gesundheitsämter bis 

an die Leistungsgrenzen und bisweilen darüber hinaus gefordert. Eine wesentliche Ressource 

zur Bewältigung der rechtlichen und fachlichen Anforderungen des Gesundheitsschutzes ist das 

Personal. Die jeweilige Personalstruktur muss langfristig gesehen leistungsfähig bleiben. Die 

Anforderungen an das Personal sind hinsichtlich Kommunikation, Fachwissen, Sensibilität und 

Anpassungsfähigkeit um ein Vielfaches gestiegen. 

Ziel der gpaNRW ist es, den Städten eine Standortbestimmung im Kontext des Paktes für den 

öffentlichen Gesundheitsdienst54 sowie den Vergleich mit den anderen Gesundheitsämtern zu 

ermöglichen. Gleichzeitig werden Handlungsmöglichkeiten zu den Säulen Steuerung, Organisa-

tion und Personal sowie Digitalisierung ausgewiesen. Diese sollen den Weg der Gesundheits-

ämter bei der Neuausrichtung und Modernisierung auf zukunftsfähige Strukturen unterstützen.  

Dazu analysiert die gpaNRW die Personalausstattung mithilfe von interkommunalen Kennzah-

lenvergleichen. Die vergleichende Darstellung der Kennzahlen schafft Transparenz und ermög-

 

54 www.bundesgesundheitsministerium.de/themen/gesundheitswesen/pakt-fuer-den-oegd 
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licht eine Einordnung unter den Städten in NRW. Die gpaNRW hat die Daten, die für eine Be-

wertung erforderlich sind, über Interviews, Fragebögen und strukturierte Datenabfragen erho-

ben. 

8.4 Steuerung und Organisation 

Der ÖGD ist ein „zentraler Akteur der öffentliche Sorge um die Gesundheit aller" (Public 

Health55). Ziele von Public Health sind die Verhinderung von Krankheiten, die Verlängerung des 

Lebens und die Förderung der Gesundheit56. Um diese Ziele zu erreichen, sind eine transpa-

rente Aufbereitung von Informationen und Daten sowie Kontrollmechanismen erforderlich. Auch 

der Pakt für den öffentlichen Gesundheitsdienst stellt heraus, dass eine gute Gesundheitsbe-

richterstattung die Grundlage für die Planung von Maßnahmen sowohl in Bezug auf die Ge-

sundheitsförderung, Prävention, Beratung als auch das Krisenmanagement57 bildet.  

8.4.1 Strategie 

 Feststellung 

Das Gesundheitsamt Gelsenkirchen hat sich intensiv mit der strategischen Ausrichtung des 

ÖGD beschäftigt. Es wurden noch nicht für alle strategischen Beschlüsse operative Ziele de-

finiert, deren Zielerreichung mithilfe von Kennzahlen überprüft werden könnte. Als Grundlage 

könnte die Gesundheitsberichterstattung dienen, die aktuell erstellt wird. Aktuell ist hier noch 

Handlungsbedarf. 

Eine Stadt sollte die Ziele von Public Health als Grundlage für die strategische Ausrichtung ih-

res ÖGD nutzen und operative Ziele definieren. Ergänzt durch konkrete Zielvorgaben und dar-

aus abgeleitete Maßnahmen sollten die Ziele die Grundlage für die Steuerung des ÖGD bilden. 

Hierzu zählt auch die regelmäßige Überprüfung der Zielerreichung mithilfe von aussagekräfti-

gen Kennzahlen. Kennzahlen dienen als Indikator für die Zielerreichung und ermöglichen früh-

zeitige Steuerungsentscheidungen. Die hieraus gewonnenen Erkenntnisse sollten in einer re-

gelmäßigen Gesundheitsberichterstattung einfließen, die die gesundheitliche Lage der Stadt be-

schreibt. 

Überblick über die Erfüllung der Anforderungen an die Strategie des ÖGD  

Anforderung Gelsenkirchen 
kreisfreie Städte, die diese 

Anforderung erfüllen 

Die Stadt hat eine Gesamtstrategie, aus der 

sich auch strategische Ziele für den ÖGD erge-

ben und/oder eine Fachstrategie für den ÖGD. 

erfüllt 13 von 22 

 

55 Vgl. Leitbild für einen modernen Öffentlichen Gesundheitsdienst, Gesundheitsministerkonferenz (2018) 

56 Acheson D., Public health in England. The report of the committee of inquiry into the future development of the public health function. 
London, HMSO, 1988 / WHO, Strengthening Public Health Capacity and Services in Europe, 2011 

57 https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/O/OEGD/Pakt_fuer_den_OEGD.pdf 
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Anforderung Gelsenkirchen 
kreisfreie Städte, die diese 

Anforderung erfüllen 

Die strategischen Ziele münden in konkrete 

operative Ziele für den ÖGD. 
erfüllt 9 von 22 

Die Zielerreichung wird mithilfe von Kennzah-

len regelmäßig überprüft. 
teilweise erfüllt 3 von 22 

Es gibt eine aktuelle Gesundheitsberichtser-

stattung. 
teilweise erfüllt 5 von 22 

Das Thema des öffentlichen Gesundheitswesens hat im Bewusstsein von Bevölkerung und Po-

litik deutlich an Bedeutung gewonnen. Auch bei der Stadt Gelsenkirchen. Umso wichtiger ist 

es, Themen des Gesundheitswesens in der städtischen Strategie zu integrieren. Die Stadt Gel-

senkirchen hat die Strategie „vernetzte Stadt“ beschlossen. Im Zentrum der „vernetzten Stadt“ 

steht die Digitalisierung. Diese wird mit sozialen und demografischen Themen verwoben. Der 

ÖGD ist nicht direkt Teil dieser Strategie.   

Das Gesundheitsamt hat sich in einem internen Prozess strategische Ziele gesetzt. Diese sind 

im Haushaltsplan der Stadt Gelsenkirchen bei den Produktgruppen des Amtes aufgeschrieben. 

So ist ein mittelfristiges strategisches Ziel zum Produkt 410101 – Gesundheitsförderung: „Nach-

haltige Verbesserung der Gesundheit der Bevölkerung“. Kurzfristig plant die Stadt dazu eine 

„Verbesserung der Präventionsangebote“58.  

Diese Ziele sind geeignet, die strategische Ausrichtung des Gesundheitsamtes zu bestimmen. 

Aber nicht alle Ziele sind bestimmt genug, um operativ umgesetzt werden zu können. Eine 

wichtige Voraussetzung – die zeitliche Komponente – liegt vor. Teilweise bleiben die Ziele je-

doch auf einer strategischen Ebene. Auf der anderen Seite sind aber auch konkrete operative 

Ziele definiert. Dazu gehört die Errichtung eines Gesundheitskiosks oder auch die Erarbeitung 

eines Konzepts zur Minimierung von Defiziten bei Kindern vor der Einschulung.  

Zu den Zielen hat die Stadt auch Maßnahmen zur Zielerreichung festgelegt. Bisher wurden aber 

keine Mechanismen definiert, nach denen die Zielerreichung gemessen werden soll. So könn-

ten passend zu den operativen Zielen Kennzahlen bestimmt werden. Mithilfe der Kennzahlen 

kann dann nach Ablauf der geplanten Zeitschiene überprüft werden, ob das Ziel erreicht wurde. 

Genauso kann zwischendurch kontrolliert werden, ob es in die richtige Richtung geht. Alternativ 

können die Maßnahmen dann nachgesteuert werden. Aktuell hat das Gesundheitsamt auch 

schon Kennzahlen definiert und den Zielen zugeordnet. Jedoch sind die Kennzahlen nicht im-

mer geeignet, auch die Zielerreichung zu messen. Der „Prozentuale Anteil gesunder Zähne“ 

könnte einem Ziel zur verbesserten Zahnhygiene dienen – dieses ist jedoch nicht als ausdrück-

liches Ziel definiert. Die Stadt befindet sich in einem laufenden Prozess von Strategiegesprä-

chen, um nach und nach die Lücken der Steuerung zu füllen.  

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die definierten Ziele auf Messbarkeit untersuchen und gege-

benenfalls anpassen. Gleichzeitig sollten passende Kennzahlen definiert werden, um den 

Grad der Zielerreichung kontrollieren zu können. Sowohl bei Zielen als auch bei Kennzahlen 

sollten langfristige Aspekte mit in den Blick genommen werden.  

 

58 Haushaltsplan 2024 der Stadt Gelsenkirchen, S. 547 
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Um die Zielerreichung zu messen und die Ziele gegebenenfalls anpassen zu können, sind ge-

naue Kenntnisse über den Ist-Zustand erforderlich. Hierfür müssen Informationen gesammelt, 

ausgewertet und aufbereitet werden. Das betrifft nicht nur Daten innerhalb des Gesundheitsam-

tes. Auch Daten zum Gesundheitszustand der Bevölkerung sowie zu soziokulturellen Faktoren 

sind für ein umfangreiches Bild notwendig. Damit können Gesundheitstrends, aber auch Risiko-

faktoren in der Bevölkerung identifiziert werden. Die Informationen können eingesetzt werden, 

um zum Beispiel Strategien zur Reduzierung von Krankheitsraten oder den verbesserten Zu-

gang zu Gesundheitseinrichtungen zu entwickeln. Auf dieser Grundlage können konkrete Maß-

nahmen erarbeitet werden. Den Erfolg dieser Maßnahmen kann man wiederum überprüfen und 

die Maßnahmen gegebenenfalls anpassen.  

Die aufbereiteten Daten sind auch Teil der Gesundheitsberichterstattung (GBE). Der kommu-

nale Gesundheitsbericht ist eine gesetzlich verankerte Kernaufgabe des öffentlichen Gesund-

heitsdienstes in Nordrhein-Westfalen. In diesem sind neben eigenen Erkenntnissen und denen 

aus der Gesundheitskonferenz auch soziale und geschlechtsspezifische Gegebenheiten einzu-

beziehen. Die kommunale Gesundheitskonferenz setzt sich aus den Gesundheitsämtern sowie 

weiteren Akteuren im Gesundheitsbereich zusammen. Die Gesundheitskonferenz berät The-

men der Gesundheitsversorgung mit dem Ziel der Koordinierung. 

Das Landeszentrum Gesundheit Nordrhein-Westfalen unterstützt die Kommunen bei der Erstel-

lung der GBE durch Datenbanken, Beratungen und Tagungen. Die hierauf aufbauenden Ge-

sundheitsberichte helfen bei der Steuerung des ÖGD, um Ziele für die Verbesserung der öffent-

lichen Gesundheit zu definieren. Zudem bieten die Berichte transparent Informationen für Bür-

gerinnen und Bürger, an die sich die Gesundheitsmaßnahmen richten.  

Das letzte Thema, das in einem Gesundheitsbericht betrachtet wurde, war „Rauchen in Gelsen-

kirchen“. Der Bericht wurde 2019 erstellt. Während der Corona-Pandemie gab es zudem Zwi-

schenstände zum Infektionsverlauf. Weitere Berichte sind in den letzten Jahren nicht erfolgt. 

Das Gesundheitsamt ist jedoch dabei, das zu ändern. Für 2025 ist die Veröffentlichung eines 

allgemeinen Gesundheitsberichts geplant. Dank der Mittel aus dem Pakt ÖGD konnte das Ge-

sundheitsamt die zuständige Stabstelle Koordinierungsstelle/Gesundheitsplanung personell ver-

stärken. Da keine Berichterstattung vorlag, auf der man hätte aufbauen können, muss das 

Thema komplett neu entwickelt werden. Die Stabstelle hat hierfür dem Ausschuss für Gesund-

heit am 8. August 2024 ein Konzept zur GBE vorgestellt. In dem Konzept sind einige Grunds-

ätze festgehalten. Unter anderem folgende: 

 Es ist ein enger Austausch mit der Sozialplanung und Sozialberichterstattung vorgese-

hen. 

 Eine jährliche Erstellung eines Basisgesundheitsberichts ist nicht sinnvoll. 

 Der Basisgesundheitsbericht soll alle fünf Jahre fortgeschrieben werden. Für die erhobe-

nen Daten soll ein jährliches Monitoring eingeführt werden, um auf Änderungen gegebe-

nenfalls mit Steuerungsmaßnahmen reagieren zu können. 

 Spezialberichte sollen alle 2,5 Jahre erstellt werden. Ein Spezialbericht wird aufbauend 

oder vertiefend zum Basisbericht erstellt. 

Die Stadt plant, nach dem Basisgesundheitsbericht 2025 einen Spezialbericht zu erstellen. Das 

Thema wird in der Kommunalen Gesundheitskonferenz bestimmt.  
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 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte ihren Plan, kurzfristig einen Basisgesundheitsbericht zu veröf-

fentlichen, weiterverfolgen.  

8.4.2 Organisation 

 Feststellung 

Die Stadt Gelsenkirchen hat einen vollständigen Überblick über die Prozesse im Gesund-

heitsamt. Hierauf aufbauend sind Arbeitshilfen und Verfahrensstandards definiert, die jedoch 

keinen zentralen Vorgaben unterliegen. Da einige Bereiche noch nicht über eine optimale 

Fachsoftware verfügen, besteht auch hier noch Optimierungspotenzial. 

Der ÖGD einer Stadt sollte so organisiert sein, dass eine effektive, effiziente und rechtmäßige 

Aufgabenerledigung möglich ist. Hierzu gehört die Sicherstellung einer einheitlichen und nach-

vollziehbaren Sachbearbeitung durch verbindliche Prozess- und Qualitätsstandards. Der Ein-

satz von Fachsoftware sollte die Arbeitsabläufe sinnvoll unterstützen. Mögliche Synergien soll-

ten genutzt werden. Idealerweise folgt die organisatorische Struktur der Strategie, welche die 

fachlichen Schwerpunkte vorgibt. 

Überblick über die Erfüllung der Anforderungen an die Organisation des ÖGD  

Anforderung Gelsenkirchen 
kreisfreie Städte, die diese 

Anforderung erfüllen 

Es gibt eine Übersicht über alle Aufgaben/Pro-

zesse im ÖGD. 
erfüllt 17 von 22 

Verbindliche (schriftliche) Verfahrensstandards 

sind vorhanden. 
teilweise erfüllt 9 von 22 

Die Aufgaben werden sinnvoll durch eine Fach-

software unterstützt. 
erfüllt 17 von 22 

Das Gesundheitsamt der Stadt Gelsenkirchen (Referat 53) ist dem Vorstandsbereich 5 für So-

zial-, Jugend- und Gesundheitsverwaltung zugeordnet.  

Das Gesundheitsamt hat zwei Referatsleitungen: Eine ärztliche Leitung sowie eine Verwal-

tungsleitung. Dem ärztlichen Bereich zugeordnet sind die Abteilungen 

 53/1 – Medizinalabteilung, 

 53/2 – Infektionsschutz, Umweltmedizin und Hygiene sowie 

 53/4 Kinder- und Jugendmedizinischer Dienst. 

Der Verwaltungsleitung sind folgende Abteilungen zugeordnet: 

 53/3 – sozialpsychiatrischer Dienst, 

 53/5 – Verwaltung/Querschnittsaufgaben und Medizinalaufsicht sowie 

 die Stabstelle 53/KG – Koordinierungsstelle und Gesundheitsplanung. 
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Die Umstellung der Organisation auf zwei Referatsleitungen war 2021. Nach dem Ruhestands-

eintritt der damaligen Gesamt-Referatsleitung wurde die Zuständigkeit geteilt.  

Die Aufgaben in einem Gesundheitsamt sind vielfältig. Umso wichtiger ist es, dass eine Über-

sicht über alle Prozesse und Aufgaben des Gesundheitsamtes besteht. Gelsenkirchen hat die 

Prozesse schriftlich ausgearbeitet. Zudem sind einige der Prozesse auch schon visualisiert wor-

den. Das ist insbesondere für die fortschreitende Digitalisierung und die Anforderungen des 

OZG (Onlinezugangsgesetz) sinnvoll. Aber auch für Stellenbeschreibungen und die Einarbei-

tung neuer Mitarbeitender ist eine Übersicht über alle Prozesse und Aufgaben im Gesundheits-

amt hilfreich. Diese dienen als Verfahrensstandards und Arbeitshilfen. Neben den Prozessen 

stehen den Mitarbeitenden in Gelsenkirchen auch noch weitere Arbeitshilfen zur Verfügung. 

Diese werden von den verschiedenen Abteilungen ausgearbeitet und verwaltet. Ein zentrales 

Handbuch oder ein Wiki mit allen Verfahrensanweisungen besteht nicht. Das erschwert eine 

zentrale Kontrolle, ob die Anweisungen regelmäßig überprüft und aktualisiert werden. 

 Empfehlung 

Das Gesundheitsamt der Stadt Gelsenkirchen sollte die Verfahrensstandards zentral able-

gen. Für die Erstellung sollten Mindeststandards von zentraler Stelle vorgegeben werden. 

Hierzu gehört auch eine regelmäßige Überprüfung auf Aktualität.  

Das Gesundheitsamt stellt nach und nach die verwendeten Programme auf eine zentrale Fach-

software um. Die Sicherung alter Daten sowie die Anpassung an die Bedürfnisse des Gesund-

heitsamts sind ein sehr aufwändiger Vorgang, der viel Zeit in Anspruch nimmt. Dennoch ist mitt-

lerweile der gesamte Medizinalbereich umgestellt. Die Stadt Gelsenkirchen hat insbesondere im 

Bereich Trinkwasser abgewartet, ob eine verbindliche Software vom Land NRW vorgeschrieben 

wird. Die Beschaffung einer eigenen Software wäre dann unwirtschaftlich gewesen. Trotz An-

kündigungen in der Vergangenheit ist eine solche Entscheidung aber ausgeblieben. Mittlerweile 

konnte auch der Trinkwasserbereich in die Fachsoftware eingebunden werden.  

8.4.3 Finanz- und Fachcontrolling 

 Feststellung 

Die Stadt Gelsenkirchen hat einen genauen Überblick über die Haushaltsausführung im 

ÖGD. Der Einsatz von Kennzahlen könnte die Analyse des Finanzcontrollings weiter verbes-

sern. Vor allem durch die Einbindung der Fachdaten aus dem Fachcontrolling würde der Er-

kenntnisgewinn weiter steigen. 

Eine Stadt sollte über ein produktorientiertes Finanzcontrolling Transparenz in der Entwicklung 

von Finanz-, Fall- und Stellendaten herstellen. Alle Beteiligten sollten regelmäßig über Control-

ling-Berichte informiert werden. Aus den Informationen sollten Handlungsansätze abgeleitet 

werden. 

Zudem sollte eine Stadt über ein Fachcontrolling verfügen und die Einhaltung von Fach- und 

Qualitätsstandards überprüfen. Die Ergebnisse bilden die Grundlage für eine kontinuierliche 

Qualitätssicherung und -entwicklung. 
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Überblick über die Erfüllung der Anforderungen an ein Fach- und Finanzcontrolling des ÖGD  

Anforderung Gelsenkirchen 
kreisfreie Städte, die diese 

Anforderung erfüllen 

Die Stadt verfügt im ÖGD über ein Finanzcontrolling. teilweise erfüllt 7 von 22 

Die Stadt verfügt im ÖGD über ein Fachcontrolling. erfüllt 5 von 22 

Die Stadt Gelsenkirchen überwacht die Haushaltsausführung im HPC-Team innerhalb des 

Vorstandsbereichs 5. Die Haushaltsfachkraft im Gesundheitsamt arbeitet eng mit dem HPC-

Team zusammen. Das HPC-Team erstellt monatliche Auswertungen, die von der Haushalts-

fachkraft weiterbearbeitet werden. Das Team wertet einen Soll-/Ist-Vergleich der bisherigen 

Aufwendungen auf Produktebene aus. In Absprache mit dem Referat 53 erfolgt eine Prognose 

zum Jahresende. Abweichungen vom Haushaltsplan müssen vom Referat erläutert werden.  

Die Erläuterungen zu den Abweichungen erfolgen stichwortartig. Ist ein Haushaltsansatz schon 

früh im Jahr erreicht, gibt das Gesundheitsamt eine Einschätzung dazu ab, ob das Budget an-

gepasst werden muss. Für eine tiefergehende Analyse der Finanzdaten müssen diese im Kon-

text mit Fachdaten betrachtet werden. Die werden über ein Fachcontrolling gesammelt. Damit 

werden die fachlichen Leistungen und Prozesse überwacht und gesteuert. Eine Auswertung 

über Kennzahlen würde die Ursachensuche für Abweichungen erleichtern. 

 Empfehlung 

Das Gesundheitsamt Gelsenkirchen sollte standardmäßig Kennzahlen für die Finanzauswer-

tungen berechnen. Hierbei sollten auch Fachdaten mit einfließen. 

Das Fachcontrolling erfolgt in den Fachabteilungen des Gesundheitsamts. Hierzu werden mo-

natliche Auswertungen zu Leistungsdaten erstellt. Die vorgesetzten Stellen kontrollieren die 

Leistungsdaten anhand von Richtwerten. So kann zum Beispiel nachvollzogen werden, wie 

viele Schuleingangsuntersuchungen noch ausstehen oder wie viele amtsärztliche Gutachten 

bereits durchgeführt wurden. Die Fachdaten werden hierbei eng im Kontext mit den Finanzda-

ten gesehen. In regelmäßigen Besprechungen wird aber nicht nur die Quantität beurteilt, son-

dern auch die Qualität sowie Optimierungspotenziale. 

Ziele, die durch ein Fachcontrolling kontrolliert werden, können sich unter anderem aus der Ge-

sundheitsberichterstattung ergeben. Wird ein Problemfeld erkannt, können darauf aufbauend 

Ziele und Maßnahmen definiert werden. Die Wirksamkeit dieser Maßnahmen sowie die Zieler-

reichung kann als Teil des Fachcontrollings kontrolliert werden. Hierdurch stehen der Stadt 

auch unterjährig Informationen zur Verfügung, ob gegebenenfalls Steuerungsmaßnahmen er-

griffen werden müssen. 

Ein weiterer Aspekt eines Fach- und Finanzcontrollings ist ein Trägercontrolling. Dieses steuert 

und kontrolliert die Zuschüsse an freie Träger, die Aufgaben für die öffentliche Gesundheitsvor-

sorge wahrnehmen. Das HPC-Team im Vorstandsbereich überwacht auch diesen Aspekt für 

den gesamten Vorstandsbereich. Da die Träger oftmals auch im Sozialbereich agieren, ergeben 

sich Synergieeffekte.  
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8.4.4 Kommunikation in Krisenfällen 

 Das Gesundheitsamt Gelsenkirchen hat einen Krisenkommunikationsplan, der regelmäßig 

aktualisiert wird. Durch die Einbindung im städtischen Krisenstab ist eine schnelle Kommuni-

kation im Krisenfall gewährleistet. 

Eine Stadt sollte die Beteiligung des ÖGD in Krisenfällen eindeutig und verbindlich regeln. Die 

Schnittstellen sollten auf das notwendige Maß beschränkt sein, um die Reaktionszeit zu verkür-

zen. Medienbrüche bei den Meldewegen sollten nach Möglichkeit vermieden werden. 

Die Koordination des Krisenmanagements der Stadt Gelsenkirchen erfolgt durch die Feuer-

wehr im Vorstandsbereich 3. Das kommunale Krisenmanagement wird durch die gpaNRW als 

eigenes Prüfungsthema im Bericht „Kommunales Krisenmanagement“ behandelt. Jedoch gibt 

es nahezu keine Krise, die nicht auch Belange des öffentlichen Gesundheitsdienstes betrifft. 

Deshalb betrachten wir die Abläufe innerhalb und die Einbindung des Gesundheitsamts. 

Das Gesundheitsamt hat einen Krisenkommunikationsplan erstellt. Dieser wird jährlich ange-

passt. Das Gesundheitsamt hat sowohl die Abläufe im Alarmplan als auch die Rufbereitschaften 

geregelt. Hierfür liegt auch eine aktuelle Liste der Rufnummern vor. Übersteigt eine Aufgabe die 

Kapazitäten des Referats Gesundheit und könnte als Krise definiert werden, wird der Krisenstab 

der Stadt involviert. Vertreter des Referats Gesundheit sind ebenfalls Mitglied im Krisenstab.  

Vor allem die Auswirkungen der Corona-Pandemie haben aufgezeigt, wie wichtig ein funktionie-

rendes Krisenmanagement ist. Zur Bewältigung der Aufgaben waren dem Referat Gesundheit 

in Gelsenkirchen 2021 und 2022 über 70 zusätzliche Vollzeit-Stellen zugeordnet. Seit 2024 sind 

die zusätzlichen Stellen, die sich allein um Corona-Sachverhalte kümmern, vollständig abge-

baut worden.  Durch die bestehenden Handlungspläne und die kurzen Kommunikationswege 

zum zentralen Krisenstab ist sichergestellt, dass schnell und zielgerichtet gehandelt werden 

kann.  

8.5 Personal 

Die Corona-Pandemie hat die Aufmerksamkeit auf die angespannte Personalsituation im ÖGD 

gelenkt. Die Pandemie führte durch die hohen Infektionszahlen und häufigen Rechtsanpassun-

gen zu außerordentlichen Belastungen der Mitarbeitenden. Die normale Arbeit in den Gesund-

heitsämtern des Landes ist durch diese herausfordernde Situation an vielen Stellen nahezu 

zum Stillstand gekommen.  

Der Bund hat daher zusammen mit den Ländern beschlossen, den öffentlichen Gesundheits-

dienst durch den Pakt für den ÖGD zu stärken. Ein zentrales Ziel des Paktes ist, die Personalsi-

tuation zu verbessern. So soll nicht nur der Personalkörper aufgestockt werden. Auch die At-

traktivität des ÖGD soll steigen. Neues Personal soll gewonnen und das Bestehende gehalten 

und motiviert werden. 
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8.5.1 Personalressourcen 

 Feststellung 

Die Stadt Gelsenkirchen setzt für das Gesundheitsamt an vielen Stellen medizinisches Fach-

personal ein. Bei allen Berufsgruppen gelingt aber trotz bereits feststehenden Fluktuationen 

oft keine nahtlose Wiederbesetzung. 

Eine Stadt sollte die notwendigen Personalressourcen vorhalten, um die Aufgaben des ÖGD 

effektiv und mit der erforderlichen Qualität bearbeiten zu können. Hierfür ist eine Personalbe-

darfsplanung notwendig, die geplante Fluktuationen berücksichtigt. Neben Verwaltungskennt-

nissen ist für diverse Aufgabenbereiche auch medizinisches Fachwissen notwendig.  

Überblick über die Erfüllung der Anforderungen an den Personaleinsatz des ÖGD  

Anforderung Gelsenkirchen 
kreisfreie Städte, die diese 

Anforderung erfüllen 

Die Stadt hat im ÖGD eine Personalbedarfsplanung. teilweise erfüllt 15 von 22 

Aktuelle Stellenbeschreibungen liegen vor. erfüllt 11 von 22 

Maßnahmen zur Personalgewinnung werden genutzt. erfüllt 12 von 22 

Die Personalsituation im Gesundheitsamt der Stadt Gelsenkirchen hat sich seit Auslaufen der 

pandemischen Lage deutlich verbessert. Gegenüber 2020 hat die Stadt rund 15 zusätzliche 

Vollzeit-Äquivalente geschaffen. Die zusätzlichen Stellen sind zu einem großen Teil mit Mitteln 

aus dem Pakt ÖGD gefördert worden. 

Zeitreihe Vollzeit-Stellen Beamte und Beschäftigte im ÖGD 2020 bis 2023 

2020 2021 2022 2023 

66,61 66,92 71,56 81,46 

Bis auf kleinere Abweichungen nach unten, zum Beispiel durch Teilzeit-Stellen, entspricht die 

aktuelle Stellenbesetzung auch dem Stellenplan. Auch in den anderen kreisfreien Städten hat 

ein Stellenaufbau stattgefunden. Aufgrund der umfangreichen Neustrukturierungen vergleichen 

wir die Vollzeit-Stellen erst für das Jahr 2023. Die Personalressourcen stellen wir anhand der 

Kennzahl Vollzeit-Stellen ÖGD im interkommunalen Vergleich dar. 
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Vollzeit-Stellen ÖGD je 100.000 EW* 2023 

 

* Einwohnerin bzw. Einwohner 

In den interkommunalen Vergleich sind 18 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 

 

Die Stadt Gelsenkirchen setzt mehr Personal ein als viele andere kreisfreie Städte. Die Stadt 

hat keine Aufgabenbereiche des ÖGD an Dritte ausgelagert. In einigen Bereichen wird das Ge-

sundheitsamt durch freie Träger unterstützt, zum Beispiel in der Suchtberatung. Durch die na-

hezu vollständige Aufgabenwahrnehmung durch eigenes Personal steigt auch der Stellenbedarf 

an.  

Der Personalbedarf wird laufend intern ermittelt. Altersbedingte Fluktuationen werden hierbei 

nicht gesondert berücksichtigt. Zwar werden die Stellen bei fortbestehendem Bedarf wiederbe-

setzt. Jedoch erfolgt keine zeitweilige Doppelbesetzung, um die Übergänge fließend zu gestal-

ten. Auch gelingt es in der Regel nicht, dass die Stellen nahtlos wiederbesetzt werden. Meis-

tens besteht eine Vakanz von einigen Wochen bis Monaten, bis eine neue Arbeitskraft eingear-

beitet werden kann. Das führt zu höheren Belastungen des bestehenden Mitarbeiterstamms. 

Die Ausschreibung der Stelle erfolgt durch das Personalreferat der Stadt. 

 Empfehlung 

Das Gesundheitsamt Gelsenkirchen sollte weiter darauf hinwirken, dass bei planbaren Fluk-

tuationen rechtzeitig eine Ausschreibung erfolgt. Dadurch kann ein Wissensverlust sowie die 

zusätzliche Belastung des bestehenden Personals vermieden werden. 
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Die Stadt Gelsenkirchen aktualisiert Stellenbeschreibungen in der Regel bei Neubesetzungen 

oder Übertragung neuer Aufgaben. Zusätzlich ist eine Überprüfung auf Antrag des oder der Mit-

arbeitenden möglich. Das kann zum Beispiel bei Anträgen auf Höhergruppierungen der Fall 

sein. Dadurch ist sichergestellt, dass die Stellenbeschreibungen und die tatsächlich ausgeübten 

Tätigkeiten nicht oder zumindest nicht lange unbemerkt voneinander unterscheiden.  

Die Stellenbeschreibungen weisen auch aufgrund der unterschiedlichen Qualifikationen eine 

große Spannbreite auf. Die Städte setzen in unterschiedlichem Maß medizinisches Fachperso-

nal sowie Ärztinnen und Ärzte ein. Die gpaNRW hat daher auch hier einen interkommunalen 

Vergleich erhoben.  

Vollzeit-Stellen medizinisches Fachpersonal und Ärztinnen und Ärzte je 100.000 EW 2023 

Kennzahlen 
Gelsen-

kirchen 

Mini-

mum 

1. Vier-

telwert 

2. Vier-

telwert 

(Me-

dian) 

3. Vier-

telwert 

Maxi-

mum 

Anzahl 

Werte 

Vollzeit-Stellen medizinisches Fach-

personal ÖGD je 100.000 EW 
11,04 3,70 6,84 8,64 12,28 24,08 18 

Vollzeit-Stellen Ärztinnen und Ärzte 

ÖGD je 100.000 EW 
4,03 2,93 4,17 4,90 5,15 7,04 18 

Gelsenkirchen hat deutlich mehr medizinisches Fachpersonal beschäftigt als die meisten ande-

ren kreisfreien Städte. Hierzu gehören u.a. medizinische Fachangestellte (MFA), sozialmedizini-

sche Assistenzen (SMA), pharmazeutisch-technische Angestellte (PTA) und Laborassistenzen. 

Das medizinische Fachpersonal wird in nahezu allen Bereichen des Gesundheitsamts einge-

setzt. Lediglich in der Verwaltungsabteilung wird überwiegend mit klassischen Verwaltungskräf-

ten gearbeitet.  

In Gelsenkirchen sind weniger Ärztinnen und Ärzte beschäftigt als in 75 Prozent der Vergleichs-

städte. Das ist auch auf die Prozessoptimierungen zur Entlastung der Ärztinnen und Ärzte zu-

rückzuführen. Zudem waren 2023 nicht durchgängig alle Stellen besetzt. Die hohe Zahl an me-

dizinischen Fachkräften kann sich hingegen ohne Bezug auf die Einwohnerinnen und Einwoh-

ner relativieren. Wir betrachten daher auch, mit welchen Anteilen die verschiedenen Fachrich-

tungen im Gesundheitsamt beschäftigt sind.  
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Anteil der Vollzeit-Stellen verschiedener Fachrichtungen an den Vollzeit-Stellen ÖGD 2023 

Kennzahlen 
Gelsen-

kirchen 

Mini-

mum 

1. Vier-

telwert 

2. Vier-

telwert 

(Me-

dian) 

3. Vier-

telwert 

Maxi-

mum 

Anzahl 

Werte 

Anteil Vollzeit-Stellen sonstiges Personal 

an den Vollzeit-Stellen ÖGD in Prozent 
51,35 20,12 42,80 46,84 53,22 68,55 18 

Anteil Vollzeit-Stellen medizinisches Fach-

personal an den Vollzeit-Stellen ÖGD in 

Prozent  

35,65 17,27 25,95 33,28 36,50 62,75 18 

Anteil Vollzeit-Stellen Ärztinnen und Ärzte 

an den Vollzeit-Stellen ÖGD in Prozent  
13,00 10,82 14,02 17,18 23,10 28,21 18 

Das „sonstige Personal“ sind zu einem großen Anteil Personen mit einer Verwaltungsausbil-

dung. Aber auch weitere Fachlichkeiten wie Sozialpädagogik sind in dem Anteil enthalten. 

Gelsenkirchen hat nicht nur in Relation zur Einwohnerzahl viel medizinisches Fachpersonal ein-

gesetzt. Auch anteilig setzt die Stadt deutlich mehr auf medizinisches Fachpersonal als rund 75 

Prozent der anderen verglichenen kreisfreien Städte. Im deutlich geringeren Maß hat die Stadt 

allerdings auch in diesem Vergleich Ärztinnen und Ärzte eingesetzt.  

Die im Gesundheitsamt eingesetzten Ärztinnen und Ärzte haben die Möglichkeit, die Facharzt-

Weiterbildung Öffentliches Gesundheitswesen zu absolvieren. Bei der Stadt sind mehrere Ärz-

tinnen und Ärzte mit dieser Fachrichtung beschäftigt. Die Weiterbildung ist sehr zeitintensiv und 

erfordert auch mehrere Praktika außerhalb des Gesundheitsamtes. Dadurch stehen die Mitar-

beitenden während der Weiterbildung nicht immer mit ihrer Arbeitskraft zur Verfügung. Die 

Stadt Gelsenkirchen hat auch selbst Ärzte bzw. Ärztinnen beschäftigt, die eine Weiterbildungs-

befugnis für den Facharzt haben. 

Neben den Kenntnissen, die zusätzlich erworben werden, ist die Facharzt-Weiterbildung auch 

für die persönliche Weiterentwicklung der Ärztinnen und Ärzte interessant. Die Möglichkeit der 

persönlichen Weiterentwicklung ist ein wichtiger Faktor bei der Rekrutierung neuer Arbeits-

kräfte. Auch die Chance, eine Führungsposition zu erlangen, steigt durch diese Facharztweiter-

bildung. Zudem erhalten Ärztinnen und Ärzte mit Facharzt-Weiterbildung eine Facharzt-Zulage. 

Gerade bei niedrigeren Entgeltgruppen, aber auch bei Ärztinnen und Ärzten nehmen die Her-

ausforderungen, Stellen schnell zu besetzen, zu. Die Stadt Gelsenkirchen geht daher verschie-

dene Wege, um sich als attraktive Arbeitgeberin darzustellen und ins Bewusstsein zu rücken. 

Bei Ärztinnen und Ärzten setzt die Stadt auf eine frühe Ansprache, um auf die Karrieremöglich-

keiten im öffentlichen Gesundheitsdienst aufmerksam zu machen. Bereits jetzt sind Hospitatio-

nen für Studierende möglich. Zukünftig soll auch die Möglichkeit geschaffen werden, ein zwei- 

bis dreimonatiges Praktikum im praktischen Jahr des Studiums im Gesundheitsamt zu leisten. 

Die Anforderungen sind hierbei hoch, da ein Curriculum zugrunde liegen muss. Gelsenkirchen 

plant daher, zu diesem Zweck mit einer anderen kreisfreien Stadt zusammen zu arbeiten. Er-

fahreneres ärztliches Personal erreicht die Stadt Gelsenkirchen über Stellenanzeigen im Ärzte-

blatt. Diese Anzeigen sind zwar sehr kostenintensiv, erreichen aber die gewünschte Zielgruppe. 

Zur Verbreitung von Stellenausschreibungen nutzt die Stadt unter anderem ihre Social-Media-

Kanäle. Dadurch können bestimmte Zielgruppen angesteuert werden. Mit der Kampagne „Ein 
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bunter Haufen“ wirbt die Stadt für sich als Arbeitgeberin, aber auch um Respekt für ihre Mitar-

beitenden. Die Kampagne läuft über Plakate und Anzeigen, aber auch durch eine eigene Inter-

netseite. Hinzu kommen Besuche von Messen, auf denen ein direkter Austausch mit potenziel-

len Mitarbeitenden gesucht wird. 

Um das bestehende Personal zu entlasten ist es sinnvoll, eine laufende Aufgabenkritik zu be-

treiben. Dabei sollte nicht nur das „Ob“ ergründet werden, sondern auch das „Wie“. So können 

einzelne Bereiche möglicherweise ausgegliedert werden. Aber auch Prozessanpassungen kön-

nen das Personal entlasten. Aus diesem Grund hat die Stadt Gelsenkirchen den Prozess der 

Schuleingangsuntersuchungen umgestellt. Früher mussten alle Kinder durch Amtsärzte und  

–ärztinnen begutachtet werden. Mittlerweile ist ein zweistufiges Verfahren etabliert: Im ersten 

Schritt erfolgt eine Begutachtung durch Kinderpflegefachkräfte. Ist die Untersuchung unauffällig, 

ist die Untersuchung damit bereits abgeschlossen. Nur bei Auffälligkeiten oder Grenzfällen wird 

eine Ärztin oder ein Arzt hinzugezogen. Dadurch können ärztliche Stellen eingespart werden 

und das Verfahren wird verkürzt. Ein Problem ist, dass die Termine häufig unentschuldigt nicht 

wahrgenommen werden. Dafür wurde eine zusätzliche Stelle geschaffen, die Eltern telefonisch 

oder bei Bedarf auch persönlich an die Schuleingangsuntersuchung erinnert. Dadurch wurde 

die Teilnahmequote schon deutlich verbessert. Das Gesundheitsamt wird aber auch in Zukunft 

prüfen, ob und wie der Prozess noch weiter verbessert werden kann. 

Gelsenkirchen bemüht sich auf verschiedene Weisen, den Stellenbedarf zu decken oder ent-

sprechend dem Personalangebot umzugestalten. Wichtig sind hierfür auch die Arbeitsbedingun-

gen, um das bestehende Personal zu halten und zu motivieren. Diese betrachtet die gpaNRW 

daher im folgenden Kapitel genauer. 

8.5.2 Arbeitsbedingungen 

 Feststellung 

Die Stadt Gelsenkirchen hat viele Maßnahmen ergriffen, um gute Arbeitsbedingungen für 

ihre Mitarbeitenden zu schaffen. In der Ermittlung von Schulungsbedarfen gibt es noch wei-

tere Optimierungsmöglichkeiten. 

Um Personal im ÖGD zu gewinnen und zu halten, sollte eine Stadt attraktive Arbeits- und Rah-

menbedingungen schaffen. Zu den attraktiven Arbeits- und Rahmenbedingungen gehören bei-

spielsweise Aspekte wie Mitarbeiterpartizipation und –qualifizierung, ein Wissensmanagement, 

flexible Arbeitszeitmodelle (inkl. Homeoffice) und die technische Ausstattung der Arbeitsplätze.  

Überblick über die Erfüllung der Anforderungen an die Arbeitsbedingungen des ÖGD  

Anforderung Gelsenkirchen 
kreisfreie Städte, die diese 

Anforderung erfüllen 

Es gibt Maßnahmen zur Mitarbeiterpartizipation. erfüllt 18 von 22 

Es liegen Regelungen zu der Ausstattung der 

Mitarbeitenden mit digitalen Endgeräten vor. 
erfüllt 21 von 22 

Es gibt ein System nach dem Schulungsbedarfe 

ermittelt werden. 
teilweise erfüllt 13 von 22 
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Die Stadt Gelsenkirchen bemüht sich, um für die Mitarbeitenden gute Arbeitsbedingungen zu 

schaffen. Dadurch sollen nicht nur neue Arbeitskräfte gewonnen werden. Besonders wichtig ist 

es beim heutigen Fachkräftemangel, den bestehenden Mitarbeitendenstamm zu halten. Die 

Stadt und das Gesundheitsamt haben hierzu bereits einige Maßnahmen ergriffen. Die Frage-

stellungen aus dem Anforderungskatalog Arbeitsbedingungen sowie weitere Aspekte betrach-

ten wir in den folgenden Kapiteln. 

8.5.2.1 Attraktives Arbeitsumfeld  

Die Beteiligung der Beschäftigten, eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf, die Aus-

stattung der Mitarbeitenden mit modernen IT-Endgeräten und Software in modernen Arbeitswel-

ten tragen u.a. dazu bei, die Qualität der Dienstleistungen im ÖGD zu verbessern, die Motiva-

tion und das Engagement der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu fördern und letztendlich bes-

sere Ergebnisse für die Gesundheit der Gemeinschaft zu erzielen.  

Dem Referat Gesundheit der Stadt Gelsenkirchen ist eine offene Feedback-Kultur sehr wich-

tig. Auch bei der Neustrukturierung des Gesundheitsamtes war es den Verantwortlichen wichtig, 

die Mitarbeitenden mitzunehmen. Dies geschieht auf unterschiedliche Weisen. In den verschie-

denen Fachabteilungen finden regelmäßige Dienstbesprechungen statt. Auch das jährliche Mit-

arbeitendengespräch kann genutzt werden, um eigene Vorschläge oder auch Kritik anzubrin-

gen. Aufwändiger waren die Workshops in Kooperation mit einer Krankenkasse. Diese dienten 

speziell der Mitarbeitendenzufriedenheit. Für die Zukunft sollen derartige Maßnahmen verstetigt 

werden, auch wenn noch keine Entscheidung zu dem Wie getroffen wurde. 

Um als Arbeitgeberin attraktiv zu sein, bietet die Stadt flexible Arbeitszeitmodelle an. Den Mitar-

beitenden wird dadurch eine große Flexibilität geboten. Zudem können die Mitarbeitenden zum 

Teil von zu Hause aus arbeiten. Voraussetzung ist, dass die Stelle für Arbeiten außerhalb der 

städtischen Büroräume geeignet ist. Hierfür ist ein Antrag der Mitarbeitenden notwendig, wo-

raufhin die Stelle überprüft wird. Bei einem positiven Beschluss schließt die Stadt Einzelverein-

barungen mit den Mitarbeitenden. Alle Mitarbeitenden des Gesundheitsamtes sind mit einem 

Laptop ausgestattet.  

Eine Ausstattung mit weiteren digitalen Endgeräten wie Tablets und Smartphones erfolgt, falls 

diese dienstlich notwendig sind. Das ist in der Regel vor allem bei Außendiensttätigkeiten der 

Fall. Den Mitarbeitenden kann durch eine digitale Schnittstelle zur Fachsoftware und der E-Akte 

die Arbeit erleichtert werden. Dann könnten die Arbeitsergebnisse sofort in der digitalen Akte 

vermerkt werden. Die E-Akte befindet sich aktuell noch in der Einführungsphase. Weitere Aus-

führungen hierzu macht die gpaNRW im Kapitel 8.6 – Digitalisierung. 

Nicht nur weiche Faktoren wie Partizipation sind wichtig für die Zufriedenheit der Mitarbeiten-

den. Auch die Vergütung kann hierbei eine Rolle spielen. Die Entgelte sind zu einem großen 

Teil durch gesetzliche und tarifliche Regelungen bestimmt. Durch unterschiedliche Organisation 

der Arbeitsbereiche kann es aber zu Unterschieden zwischen den Gesundheitsämtern kom-

men. 

Nachstehend vergleicht die gpaNRW die Entgelt- und Besoldungsstruktur der Stadt Gelsenkir-

chen mit dem durchschnittlichen Niveau aller geprüften Städte. Zur vereinfachten Darstellung 
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haben wir die in der Wertigkeit vergleichbaren Entgelt- und Besoldungsgruppen jeweils zusam-

mengefasst. Auf der horizontalen Achse stehen die aggregierten Entgelt- und Besoldungsgrup-

pen, auf der vertikalen Achse die Prozentangaben. 

Aggregiertes Besoldungs- und Entgeltniveau in Prozent 2023 

 

Die Verteilung der Entgeltgruppen weicht in Gelsenkirchen nur an wenigen Stellen vom Median 

der kreisfreien Städte ab. So werden mehr Stellen mit EG5/A5 bewertet als in anderen Städten. 

Auch das Gesundheitsamt hat den Eindruck, dass in anderen Städten bei ähnlichen Tätigkeiten 

oft höhere Einstufungen erfolgen. Aktuell laufen daher auch zwei Anträge auf Neubeurteilungen 

von Stellen. Auf Dauer könnte sich eine niedrigere Einschätzung der Stelleneingruppierung ne-

gativ auf Stellenausschreibungen auswirken. Bereits jetzt hat das Gesundheitsamt teilweise 

Schwierigkeiten, Stellen im mittleren Dienst zeitnah zu besetzen.   

Teilweise können durch Weiterbildungsmaßnahmen zusätzliche Aufgaben wahrgenommen wer-

den, die zu einer höheren Eingruppierung führen. Neben Weiterbildungsmöglichkeiten sind 

auch laufende Fortbildungen und ein Wissensmanagement wichtig für eine hohe Expertise. 

Beide Themen betrachten wir im folgenden Abschnitt genauer. 

8.5.2.2 Wissensmanagement und Qualifizierung 

Fort- und Weiterbildungen sind wichtig, um Fachkräfte im ÖGD zu halten und zu motivieren. 

Schulungen, Fortbildungen und Workshops halten das Know-how der Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeiter auf einem aktuellen Stand. Angesichts des demografischen Wandels gewinnt auch der 

Wissenstransfer ausscheidender Fachkräfte eine immer größere Bedeutung. 

Der demografische Wandel stellt auch für das Gesundheitsamt der Stadt Gelsenkirchen eine 

große Herausforderung dar. Bereits in den vergangenen Jahren sind viele langjährige Dienst-
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kräfte in den Ruhestand eingetreten. In den nächsten fünf Jahren kommen planmäßig noch wei-

tere fünf Kräfte hinzu – auf Vollzeit-Stellen umgerechnet immerhin rund neun Prozent der Be-

schäftigten. Wie die Entwicklung in weiterer Zukunft aussieht, ist dem Gesundheitsamt nicht be-

kannt. Informationen hierzu werden von der Personalabteilung in der Regel nicht zur Verfügung 

gestellt. Das Referat hat keine eigene Verwaltung von Personalinformationen. 

Der Wegfall von langjährigen Mitarbeitenden ist immer auch mit wegfallendem Fachwissen und 

Erfahrungen verbunden. Gerade nur unregelmäßig vorkommende Fallkonstellationen lassen 

sich nur schwer übertragen. In Vorbereitung auf den Wegfall von personengebundenem Wissen 

ist der Aufbau eines Wissensmanagements sinnvoll. Das hat mehrere Facetten. Zum einen 

muss systematisch Wissen gesammelt und sortiert werden. Die bestehenden Dienstanweisun-

gen und bereits definierten Prozesse bilden hierfür eine gute Grundlage. Für einen Start sind 

aber auch Kenntnisse wichtig, welche Mitarbeitenden zeitnah in den Ruhestand eintreten. 

Dadurch kann gezielt eine Nachfolge aufgebaut oder auch das Wissen langfristig gesammelt 

werden. Im Gesundheitsamt gibt es bereits Überlegungen, wie ein solches Wissensmanage-

ment aufgebaut werden kann. Ein digitaler SharePoint ist bereits eingerichtet, muss aber noch 

mit Inhalten gefüllt werden. 2024 hat bereits eine Auftaktveranstaltung mit einem externen Ex-

perten stattgefunden. Die nun gegründete Arbeitsgruppe hat die Aufgabe, einheitliche Stan-

dards zu erarbeiten. Das Gesundheitsamt sieht insbesondere auch die Pflege des Wissens als 

langfristige Aufgabe. 

 Empfehlung 

Das Gesundheitsamt der Stadt Gelsenkirchen sollte den Plan weiterverfolgen, ein Wissens-

management aufzubauen. Zur besseren Planung sollten Daten zum Ruhestandseintritt der 

Mitarbeitenden vorliegen. 

Zum Thema Wissensmanagement gehören auch Fortbildungen für das bestehende Personal. 

Fortbildungsbedarfe werden im Gesundheitsamt Gelsenkirchen individuell bestimmt. Meistens 

geschieht dies durch die Mitarbeitenden selbst oder im jährlichen Mitarbeitendengespräch. 

Hinzu kommen Schulungen für alle Mitarbeitenden, zum Beispiel bei Einführung einer neuen 

Software. Eine flächendeckende Erhebung des Schulungsbedarfs ist bisher nicht eingerichtet. 

Auch hat das Gesundheitsamt keine Standards definiert, wie regelmäßig und in welchem Um-

fang sich die Mitarbeitenden mindestens schulen lassen sollten.  

 Empfehlung 

Das Gesundheitsamt Gelsenkirchen sollte Standards zum Schulungsbedarf der Mitarbeiten-

den definieren. Hierbei sollte sie auch festlegen, in welchem Umfang mindestens Schulun-

gen wahrgenommen werden sollten. Grundlage für ein Schulungssystem sollte eine regel-

mäßige Abfrage des Bedarfs sein. 

Vor allem die Digitalisierung hat in den vergangenen Jahren eine deutliche Veränderung des 

Fortbildungsbedarfs und der Arbeitsbedingungen bewirkt. Das Thema Digitalisierung betrachten 

wir daher im folgenden Kapitel ausführlich. 
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8.6 Digitalisierung 

In den vergangenen Jahren hat die Digitalisierung im ÖGD an Bedeutung gewonnen. Der Stand 

der Digitalisierung ist bei den Gesundheitsämtern unterschiedlich ausgeprägt. Viele Gesund-

heitsämter haben bereits Schritte unternommen, um ihre Prozesse zu digitalisieren und digitale 

Systeme zu implementieren. Einige der am häufigsten implementierten digitalen Systeme sind 

die elektronische Patientenakte, die digitale Dokumentenverwaltung und Online-Terminverein-

barungen. 

Darüber hinaus nutzen viele Gesundheitsämter auch Datenanalyse-Tools, um Trends und Mus-

ter in ihren Daten zu identifizieren und die Qualität der Dienstleistungen zu verbessern. Die Nut-

zung von Gesundheits-Apps zur Unterstützung und Information von Patienten ist ebenfalls auf 

dem Vormarsch. 

Die Digitalisierung im ÖGD ist allerdings noch nicht flächendeckend und in allen Bereichen um-

gesetzt. Es gibt immer noch Herausforderungen wie den Datenschutz und die Sicherheit von 

digitalen Systemen, die im Gesundheitswesen verwendet werden. Daher wird die Digitalisierung 

im ÖGD in den kommenden Jahren weiterhin ein wichtiges Thema bleiben und sich weiterent-

wickeln. 

Ein wichtiger erster Schritt bei der Digitalisierung von Prozessen im ÖGD ist die Einführung ei-

nes elektronischen Dokumentenmanagementsystems (DMS), das es den Mitarbeitenden er-

möglicht, Dokumente und Akten elektronisch zu verwalten und zu bearbeiten. Durch die Ver-

wendung eines DMS können die Mitarbeitenden Zeit sparen, indem sie Dokumente schnell fin-

den und bearbeiten können, anstatt sie manuell durchsuchen zu müssen. 

Durch die Verwendung von digitalen Kommunikationsmitteln wie E-Mails, Instant Messaging  

oder Video-Konferenzen können Mitarbeitende schnell und einfach miteinander kommunizieren 

und Informationen austauschen. Dies kann dazu beitragen, die Effizienz und Zusammenarbeit 

im Gesundheitsamt zu verbessern. 

Ein weiterer wichtiger Bereich, in dem die Digitalisierung eine große Rolle spielt, ist die Überwa-

chung von Gesundheitsdaten. Durch die Verwendung von digitalen Systemen können Gesund-

heitsdaten sicher gespeichert und einfach ausgewertet werden. Dies kann dazu beitragen, Aus-

brüche von Krankheiten frühzeitig zu erkennen und Maßnahmen zu ergreifen, um ihre Ausbrei-

tung zu verhindern. 

8.6.1 Digitalisierungsstrategie 

 Feststellung 

Das Gesundheitsamt Gelsenkirchen hat eine Prioritätenliste erarbeitet, um die Digitalisierung 

gesteuert umzusetzen. Es fehlt noch an einer Digitalisierungsstrategie für den ÖGD, die stra-

tegische Zielrichtungen über die Einzelmaßnahmen hinaus trifft.  

Eine Stadt sollte eine auf den ÖGD abgestimmte digitale Fachstrategie entwickeln, um die Effi-

zienz und Qualität der Leistungen des ÖGD durch technologische Weiterentwicklung zu verbes-

sern. Die digitale Fachstrategie sollte eingebettet sein in eine digitale städtische Gesamtstrate-
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gie. Sie sollte auf die spezifischen Bedürfnisse und Anforderungen der Bevölkerung und Mitar-

beitenden zugeschnitten sein. Die Einführung digitaler Technologien sollte stufenweise erfolgen 

und sorgfältig bezüglich der Zielerreichung überwacht werden. 

Überblick über die Erfüllung der Anforderungen an die Digitalisierungsstrategie des ÖGD 

Anforderung Gelsenkirchen 
kreisfreie Städte, die diese 

Anforderung erfüllen 

Eine Digitalisierungsstrategie für den ÖGD ist 

vorhanden. 
teilweise erfüllt 12 von 22 

Maßnahmen werden aus der Digitalisierungs-

strategie für den ÖGD abgeleitet. 
teilweise erfüllt 15 von 22 

Die Digitalisierung ist ein zentrales Thema beim Pakt ÖGD. Der Stadt Gelsenkirchen ist es 

kaum gelungen, über das Reifegradmodell „Digitales Gesundheitsamt 2025“ Fördermittel zu ge-

nerieren. Aufgrund der schwierigen Personalsituation in der Vergangenheit, konnten nur Förder-

mittel in der ersten Förderstufe generiert werden. Im Gegensatz zu anderen Gesundheitsämtern 

konnte Gelsenkirchen daher keine amtsspezifische Digitalisierungsstrategie finanzieren lassen. 

Gelsenkirchen plant, diese in Zusammenarbeit mit einem Dienstleister und dem IT-Dienstleister 

der Stadt zu erstellen. Ein Zeitplan konnte bisher nicht definiert werden. 

In Vorbereitung auf die Digitalisierungsstrategie hat das Gesundheitsamt bereits eine Priorisie-

rung von Digitalisierungsmaßnahmen beschlossen. Dadurch ist sichergestellt, dass die Maß-

nahmen planvoll aufeinander aufbauen. Zudem wird eine Zielrichtung der zukünftigen Strategie 

deutlich:  

 Digitalisierung der Arbeitsabläufe, auch durch Ausstattung der Mitarbeitenden mit mobiler 

Hardware. 

 Ausbreitung einer Fachsoftware für möglichst viele Bereiche des ÖGD. 

 Vermehrt rein digitale Abläufe auch bei Bürgerkontakt, um Medienbrüche zu vermeiden. 

Teil der Digitalisierung ist dabei immer eine Prozessoptimierung. Denn durch die Digitalisierung 

sollen nicht nur Medienbrüche vermieden, sondern auch Vorgänge effektiver gestaltet werden. 

 Empfehlung 

Das Gesundheitsamt Gelsenkirchen sollte seine Pläne, eine Digitalisierungsstrategie für den 

ÖGD zu entwickeln, weiterverfolgen. Die Maßnahmen sollten weiterhin nach der Strategie 

ausgerichtet werden.  
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8.6.2 Digitalisierung von Arbeitsabläufen 

 Das Gesundheitsamt Gelsenkirchen konnte durch die Digitalisierung der Arbeitsabläufe be-

reits verbesserte Prozessabläufe erreichen.  

Eine Stadt sollte die Vorteile der Digitalisierung von Prozessen im ÖGD für eine schnellere und 

effizientere Bearbeitung von Anträgen und Dokumenten nutzen. So kann eine bessere Überwa-

chung von Gesundheitsdaten und eine verbesserte Kommunikation zwischen den verschiede-

nen Organisationseinheiten und Mitarbeitenden des ÖGD sowie mit Dritten erfolgen. 

Überblick über die Erfüllung der Anforderungen an die Digitalisierung von Arbeitsabläufen des 
ÖGD  

Anforderung Gelsenkirchen 
kreisfreie Städte, die diese 

Anforderung erfüllen 

Es bestehen Projekte zur Zusammenarbeit der 

Gesundheitsämter. 
erfüllt 17 von 22 

Der Bürgerservice ist adressatengerecht aus-

gestaltet. 
teilweise erfüllt 8 von 22 

Der Prozess für die Meldungen nach dem In-

fektionsschutzgesetz ist definiert und dokumen-

tiert. 

erfüllt 21 von 22 

Die Digitalisierung der Arbeitsabläufe ist auf der Prioritätenliste des Gesundheitsamts der Stadt 

Gelsenkirchen das zentrale Thema. Ziel ist, durch Schnittstellenreduzierung auch die Pro-

zesse zu beschleunigen. Die Stadt stellt daher wichtige Anwendungen nach und nach auf eine 

einheitliche Fachsoftware um. Gleichzeitig muss die Prozessoptimierung auch mit einer digita-

len Aktenführung einhergehen, um die Dokumentation zu vereinfachen. Diese sollte auch mit 

der verwendeten Fachsoftware verknüpft sein. Die E-Akte befindet sich in Gelsenkirchen noch 

im Aufbau. Vor allem die digitale Archivierung der Altakten nimmt viel Zeit in Anspruch. Diese 

nimmt das Gesundheitsamt mit eigenen Kräften vor.  

Die E-Akte befindet sich im Gesundheitsamt aktuell noch in der Einführungsphase. In einigen 

Bereichen kann schon weitestgehend damit gearbeitet werden, zum Beispiel im Gutachterwe-

sen. Es können aber bereits Verbesserungen der Arbeitsabläufe festgestellt werden: Mitarbei-

tende im Außendienst können von unterwegs auf die Akten zugreifen und die Arbeitsergebnisse 

sofort notieren.  

Auf Dauer kann auch die Anbindung an das Serviceportal Vorteile bieten. Das Gesundheitsamt 

strebt wie bereits beschrieben an, auch den digitalen Austausch mit den Bürgerinnen und Bür-

gern zu verbessern. Inwieweit sich die Serviceangebote für die Bürgerinnen und Bürger verbes-

sert haben, führt die gpaNRW im Kapitel 8.6.2.2 - Bürgerservice und Öffentlichkeitsarbeit weiter 

aus. 

Im Austausch mit Dritten muss das Gesundheitsamt noch an vielen Stellen analoge Angebote 

vorhalten. Zum einen für die Bürgerinnen und Bürger, um auch die Menschen mit nur geringem 

digitalen Grundverständnis zu erreichen. Zum anderen aber auch im Austausch mit dem nieder-

gelassenen Bereich und anderen Behörden: Krankenhäuser, Ärztinnen und Ärzte sowie Amts-
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gerichte sind weiterhin sehr papiergebunden aufgestellt. Durch die Medienbrüche steigt der Auf-

wand für die Stadt Gelsenkirchen, um eine durchgängig digitale Bearbeitung zu gewährleisten. 

Gerade im Infektionsschutz hat aber auch die rein digitale Bearbeitung zugenommen. Ausfüh-

rungen hierzu macht die gpaNRW im Kapitel 8.6.2.3 – Meldungen nach dem Infektionsschutz-

gesetz. 

8.6.2.1 Kommunikation zwischen Gesundheitsämtern 

 Das Gesundheitsamt Gelsenkirchen tauscht sich in verschiedenen Konstellationen regelmä-

ßig mit anderen Gesundheitsämtern aus. Weitergehende Synergien ergeben sich aktuell 

nicht aus der Kooperation. 

Eine gute Kommunikation zwischen öffentlichen Gesundheitsdiensten ist entscheidend, um die 

Gesundheit der Bevölkerung zu gewährleisten. Eine Stadt sollte sich mit anderen Gesundheits-

ämtern vernetzen, um Synergien zu schaffen. Das kann beispielsweise über gemeinsame Da-

tenbanken erfolgen. 

Die Herausforderungen der Corona-Pandemie haben dazu geführt, dass das Gesundheitsamt 

der Stadt Gelsenkirchen sich deutlich stärker mit anderen Gesundheitsämtern austauscht. Un-

ter anderem geschieht dies in Arbeitskreisen. Diese gibt es für die verschiedenen medizini-

schen Bereiche, aber auch für die Verwaltungsleitungen der Gesundheitsämter. 

In der Vergangenheit hat Gelsenkirchen auch bei der Leichenschau mit einem anderen Ge-

sundheitsamt zusammengearbeitet. Hierdurch entstanden Synergien, da beide Gesundheitsäm-

ter weniger Ressourcen und Stellenanteile zur Verfügung stellen mussten. Aktuell besteht eine 

solche Zusammenarbeit nicht. Noch aktiv ist die Mitgliedschaft im „Gesunde Städte-Netzwerk“. 

In diesem Zusammenschluss von deutschen Städten ist das Ziel, Synergieeffekte zu erzielen 

und Wissen zu teilen. So gibt es Best-Practice-Berichte, aber auch regelmäßige Veranstaltun-

gen. Durch die Vernetzung werden Erfahrungen und Wissen ausgetauscht. 

Zur bilateralen Kommunikation nutzt die Stadt Gelsenkirchen unter anderem verschlüsselte E-

Mails und Videokonferenzen. Eine weitere Möglichkeit bietet die Plattform Agora59. Dieses Fo-

rum wurde im Zuge des Pakts ÖGD ins Leben gerufen und soll dem Austausch der Gesund-

heitsämter dienen. Die Stadt Gelsenkirchen nutzt diese Plattform im Rahmen der Tuberkulo-

sehilfe und des Infektionsschutzes.  

Außer im Infektionsschutz gibt es keine Datenbanken mit einheitlichen Schnittstellen, die die 

Gesundheitsämter zum Austausch oder zur Übermittlung von Daten nutzen können. Während 

dieser Prüfung haben die Gesundheitsämter in den Gesprächen mehrfach geäußert, dass zen-

trale Vorgaben vom Land für Kommunikation zwischen den Gesundheitsämtern und übergeord-

nete Regelungen fehlen. Gewünscht sind verbindliche Vorgaben zu den Pflichtaufgaben und 

eine verbesserte Abstimmung der Gesundheitsämter untereinander, insbesondere im Krisenfall. 

Aktuell wird eine Abstimmung insbesondere durch die unterschiedliche Ausgestaltung der Auf-

gabenwahrnehmung erschwert. 

 

59 Kollaborationsplattform für den Öffentlichen Gesundheitsdienst (ÖGD) des Bundesministeriums für Gesundheit 
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Das Land NRW plant zu diesem Zweck die Errichtung einer neuen Landesoberbehörde in NRW 

für Gesundheit und Arbeitsschutz, dem Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz Nord-

rhein-Westfalen (LfGA NRW). Mit dem Landesamt soll nach den Erfahrungen aus der Pande-

mie schneller und effizienter gehandelt werden können. Die Aufgaben beziehen sich unter an-

derem darauf, die vorhandenen Strukturen im ÖGD und Arbeitsschutz zu bündeln, Synergien 

zu heben, Abstimmungsaufwände zu reduzieren und Arbeitsabläufe zu beschleunigen und zu 

optimieren.  

Der Entwurf zum LfGA NRW sieht eine Aktualisierung des Gesetzes über den öffentlichen Ge-

sundheitsdienst (ÖGDG) vor. Einheitliche Handlungsweisen und Standards sollen die Arbeit der 

Gesundheitsämter erleichtern. Dafür sollen bisher pflichtige Aufgaben der unteren Gesundheits-

behörden zu Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung umgewandelt werden. 

8.6.2.2 Bürgerservice und Öffentlichkeitsarbeit 

 Feststellung 

Die Bürger der Stadt Gelsenkirchen haben Zugang zu wichtigen Gesundheitsinformationen. 

Die Barrieren auf der Internetseite bei fehlenden Deutschkenntnissen und Sehbehinderun-

gen sorgen für Problemen bei manchen Gruppen, sich zu informieren. Eine Rückmeldefunk-

tion auf der Internetseite könnte weitere Optimierungsmöglichkeiten aufzeigen. 

Gerade im Hinblick auf Prävention und Gesundheitsförderung spielt die Öffentlichkeitsarbeit 

eine entscheidende Rolle. Eine Stadt sollte deshalb über verschiedene Kommunikationswege 

regelmäßig über Tätigkeiten und Maßnahmen des ÖGD informieren. Zusätzlich sollte eine Stadt 

den Bürgerinnen und Bürgern verschiedene Dienstleistungen des ÖGD digital anbieten, um 

Kommunikationswege zu vereinfachen. 

Die Internetseite der Stadt Gelsenkirchen dient unter anderem der Information der Bürgerin-

nen und Bürger. Auch Gesundheitsthemen sollen möglichst niedrigschwellig vermittelt werden. 

Um auch Menschen mit Einschränkungen die Möglichkeit zu bieten, sich zu informieren, kön-

nen Internetseiten barrierearm gestaltet werden. Die Stadt Gelsenkirchen hat keine barriere-

arme Internetseite. So sind keine Einstellungen möglich, falls die Sehkraft eingeschränkt ist. 

Auch andere Sprachen sind nicht verfügbar. Die Informationen sind daher nicht für alle nied-

rigschwellig zugänglich. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte den Zugang zu Gesundheitsinformationen niedrigschwelliger 

gestalten. Dies kann mit Einstellungsmöglichkeiten bei Sehbehinderungen sowie in der Seite 

eingebetteten Übersetzungsmöglichkeiten geschehen. 

Neben der Informationsvermittlung dient die Internetseite auch als Serviceportal für Bürgerinnen 

und Bürger. Hier werden die verschiedenen Abteilungen des Gesundheitsamts vorgestellt. Wei-

terführende Informationen zu Dienstleistungen kann man aber nicht über die Informationsseite 

zum Referat 53 einsehen. Stattdessen muss man hier über „Bürgerservice“ die für sich relevan-

ten Dienstleistungen suchen. Diese sind alphabetisch, aber nicht thematisch aufgeführt. Man 

kann aber zumindest den Oberbegriff „Gesundheit und Versorgung“ auswählen, der unter ande-

rem auch die relevanten Themen für den ÖGD eingrenzt. Falls bekannt ist, was man genau 

sucht, kann man auch über Suchportale im Internet die Informationen und die passende Seite 
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finden. Die auf der Internetseite der Stadt eingebundene Suchmaske findet in der Stichprobe 

der gpaNRW oftmals nicht die passenden Informationen. 

Um niedrigschwelligen Service anzubieten, können einige Dienstleistungen online erledigt wer-

den. Vor allem die Belehrung nach dem Infektionsschutzgesetz findet mittlerweile überwiegend 

online statt. Weitere Online-Services oder Online-Terminvergaben sind bisher nicht eingerichtet. 

In anderen Gesundheitsämtern können zum Beispiel schon Tests auf sexuell übertragbare 

Krankheiten anonym online gebucht werden, um auch hier die Hemmschwelle Betroffener zu 

senken.  

Das Gesundheitsamt Gelsenkirchen hat ab 2025 eine Stelle für den Ausbau der Digitalisierung 

eingerichtet. Die neue Kraft soll ab 2025 nicht nur die Digitalisierungsstrategie mit erarbeiten, 

sondern auch einen Schwerpunkt auf den Ausbau digitaler Dienstleistungen legen.  

Ein weiter gewünschter Ausbau der Services auf der Internetseite könnte durch eine Rückmel-

defunktion für die Nutzerinnen und Nutzer abgefragt werden. Aktuell gibt es keine Stelle beim 

Gesundheitsamt, um positive oder negative Rückmeldungen zu sammeln und auszuwerten. Die 

Bewertung auf Suchportalen im Internet wird von der Stadt nicht gesteuert. Hier kann weder 

nachvollzogen werden, ob tatsächlich Serviceleistungen in Anspruch genommen wurden oder 

die bewertende Person lediglich einem allgemeinen Unmut Ausdruck verleihen möchte. 

 Empfehlung 

Das Gesundheitsamt Gelsenkirchen sollte prüfen, ob der online-Service sinnvoll weiter aus-

gebaut werden kann. Um die Wünsche der Bürgerinnen und Bürger mit einzubeziehen, 

sollte eine gesteuerte Feedback-Möglichkeit eingerichtet werden. 

Auch analog informiert das Gesundheitsamt die Bevölkerung zu gesundheitsrelevanten The-

men. Die Steuerung erfolgt hierbei über das Referat Öffentlichkeitsarbeit. Das Gesundheitsamt 

kann sich nicht direkt an die Öffentlichkeit wenden. Im Gebäude des Gesundheitsamts stehen 

aber Flyer in verschiedenen Sprachen zur Verfügung. Auch eine direkte Information vor Ort  

oder telefonisch erfolgt direkt durch Mitarbeitende des Gesundheitsamts. Im Rathaus Buer gibt 

es noch eine Außenstelle des Gesundheitsamts. Wechselnde Orte zur Information bietet das 

BuS-Mobil, ein umgebauter Bus zu Informationszwecken. Neben sozialen Themen stehen auch 

teilweise gesundheitsrelevante Informationen für die Bürgerinnen und Bürger zur Verfügung.   

8.6.2.3 Digitale Meldungen nach dem Infektionsschutzgesetz 

Die unteren Gesundheitsbehörden Nordrhein-Westfalens benötigen als Grundlage für die Vor-

bereitung und Durchführung erforderlicher seuchenhygienischer Maßnahmen einen örtlichen 

Infektionsschutzplan. Das Landeszentrum Gesundheit Nordrhein-Westfalen hat zur Unterstüt-

zung einen Infektionsschutzplan veröffentlicht. Diesen können die Städte nutzen, um einen örtli-

chen Infektionsschutzplan zu erstellen. 

Bei meldepflichtigen Infektionskrankheiten sind sowohl der behandelnde Arzt (§ 6 Gesetz zur 

Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen (IfSG)) als auch das ei-

nen Erreger nachweisende Labor (§ 7 IfSG) unabhängig voneinander zu einer namentlichen 

Meldung verpflichtet. Die Aufgabe, beide Informationen zu einem Fall zusammenzuführen und - 

wenn nötig - weitere Ermittlungen anzustellen, obliegt der kommunalen Gesundheitsbehörde. 
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 Feststellung 

Die Bearbeitung von Meldungen nach dem Infektionsschutzgesetz erfolgt digital nach Maß-

gabe eines definierten Prozesses und anhand von Checklisten. Der örtliche Infektions-

schutzplan befindet sich aktuell noch in der Erarbeitung. 

Eine Stadt sollte über einen aktuellen Infektionsschutzplan verfügen. Aus diesem sollten sich 

die erforderlichen Aufgaben, Handlungsanweisungen und Meldewege ergeben, die zur Erfül-

lung der rechtlichen Vorgaben umgesetzt werden. 

Meldungen nach dem Infektionsschutzgesetz sollte eine Stadt digital annehmen, bearbeiten 

und anschließend archivieren. 

Dazu sollte sie insbesondere folgende Punkte berücksichtigen:  

 Das Gesundheitsamt kann die Meldungen digital annehmen. Meldungen in Papierform 

werden zu Beginn des Prozesses eingescannt. 

 Die Bearbeitung bzw. die sich anschließenden Tätigkeiten bzw. deren Dokumentation er-

folgt anschließend ausschließlich in digitaler Form. 

 Das Gesundheitsamt verfügt über ein einheitliches Dokumentenmanagementsystem zur 

Archivierung der elektronischen Meldungen/ Vorgänge. 

Die Stadt Gelsenkirchen bearbeitet Meldungen nach dem Infektionsschutzgesetz in der Abtei-

lung 53/2 Infektionsschutz, Umweltmedizin und Hygiene. Die Bekämpfung von Infektionsge-

schehen erfolgt auf Grundlage von Checklisten. Zudem hat die Stadt den Prozess für Meldun-

gen nach dem Infektionsschutzgesetz definiert. Ein örtlicher Infektionsschutzplan befindet sich 

derzeit noch in der Erarbeitung. In einem solchen werden örtliche Besonderheiten und Zustän-

digkeiten festgelegt werden. Durch die eindeutigen Regelungen eines örtlichen Infektions-

schutzplans wären im Falle eines Infektionsgeschehens wesentliche Fragestellungen bereits 

klar geregelt.  

 Empfehlung 

Das Gesundheitsamt Gelsenkirchen sollte wie geplant einen örtlichen Infektionsschutzplan 

erarbeiten. 

Die Meldungen erfolgen überwiegend durch eine Labormeldung in dem vorgeschriebenen Mel-

deportal. Damit stehen die Meldungen digital zur Verfügung. Ein separates Scannen ist damit 

nicht mehr erforderlich. Lediglich in Einzelfällen erfolgt eine Meldung per Fax durch die nieder-

gelassene Ärzteschaft. Doppelerfassungen werden automatisch durch das System gemeldet. 

Verstöße gegen das Infektionsschutzgesetz werden zunächst vom zuständigen Mitarbeitenden 

in der Abteilung aufgearbeitet. Bestätigt sich der Verdacht, erfolgt eine Weitergabe an die Ord-

nungswidrigkeiten-Sachbearbeitung. Eine automatisierte Übernahme der Daten in das Fachver-

fahren für Ordnungswidrigkeiten erfolgt nicht. Nur im Bereich Trinkwasser gibt es bereits ein 

Fachverfahren. Die anderen Bereiche arbeiten zwar zu einem Großteil digital, aber ohne elek-

tronische Aktenführung. 
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Das Gesundheitsamt ist auch präventiv tätig und berät Einrichtungen zu Infektionsgeschehen 

und Hygiene. Den Einrichtungen wird Informationsmaterial zur Verfügung gestellt. Gibt es Än-

derungen hierbei, werden die Einrichtungen kontaktiert. Zudem besteht ein regelmäßiger Aus-

tausch auch im Rahmen von Begehungen. 
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8.7 Anlage: Ergänzende Tabelle  

Zusammenstellung der Feststellungen und Empfehlungen der gpaNRW zur überörtlichen Prüfung 2024/2025 – Öffentlicher Gesundheitsdienst 

Feststellung Seite Empfehlung Seite 

Steuerung und Organisation 

F1 

Das Gesundheitsamt Gelsenkirchen hat sich intensiv mit der strategischen 

Ausrichtung des ÖGD beschäftigt. Es wurden noch nicht für alle strategischen 

Beschlüsse operative Ziele definiert, deren Zielerreichung mithilfe von Kenn-

zahlen überprüft werden könnte. Als Grundlage könnte die Gesundheitsbe-

richterstattung dienen, die aktuell erstellt wird. Aktuell ist hier noch Handlungs-

bedarf. 

283 E1.1 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die definierten Ziele auf Messbarkeit unter-

suchen und gegebenenfalls anpassen. Gleichzeitig sollten passende 

Kennzahlen definiert werden, um den Grad der Zielerreichung kontrollie-

ren zu können. Sowohl bei Zielen als auch bei Kennzahlen sollten lang-

fristige Aspekte mit in den Blick genommen werden. 

284 

   E1.2 
Die Stadt Gelsenkirchen sollte ihren Plan, kurzfristig einen Basisgesund-

heitsbericht zu veröffentlichen, weiterverfolgen. 
286 

F2 

Die Stadt Gelsenkirchen hat einen vollständigen Überblick über die Prozesse 

im Gesundheitsamt. Hierauf aufbauend sind Arbeitshilfen und Verfahrensstan-

dards definiert, die jedoch keinen zentralen Vorgaben unterliegen. Da einige 

Bereiche noch nicht über eine optimale Fachsoftware verfügen, besteht auch 

hier noch Optimierungspotenzial. 

286 E2 

Das Gesundheitsamt der Stadt Gelsenkirchen sollte die Verfahrensstan-

dards zentral ablegen. Für die Erstellung sollten Mindeststandards von 

zentraler Stelle vorgegeben werden. Hierzu gehört auch eine regelmä-

ßige Überprüfung auf Aktualität. 

287 

F3 

Die Stadt Gelsenkirchen hat einen genauen Überblick über die Haushaltsaus-

führung im ÖGD. Der Einsatz von Kennzahlen könnte die Analyse des Finanz-

controllings weiter verbessern. Vor allem durch die Einbindung der Fachdaten 

aus dem Fachcontrolling würde der Erkenntnisgewinn weiter steigen. 

287 E3 

Das Gesundheitsamt Gelsenkirchen sollte standardmäßig Kennzahlen für 

die Finanzauswertungen berechnen. Hierbei sollten auch Fachdaten mit 

einfließen. 

288 

Personal 

F4 

Die Stadt Gelsenkirchen setzt für das Gesundheitsamt an vielen Stellen medi-

zinisches Fachpersonal ein. Bei allen Berufsgruppen gelingt aber trotz bereits 

feststehenden Fluktuationen oft keine nahtlose Wiederbesetzung. 

290 E4 

Das Gesundheitsamt Gelsenkirchen sollte weiter darauf hinwirken, dass 

bei planbaren Fluktuationen rechtzeitig eine Ausschreibung erfolgt. 

Dadurch kann ein Wissensverlust sowie die zusätzliche Belastung des 

bestehenden Personals vermieden werden. 

291 
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Feststellung Seite Empfehlung Seite 

F5 

Die Stadt Gelsenkirchen hat viele Maßnahmen ergriffen, um gute Arbeitsbedin-

gungen für ihre Mitarbeitenden zu schaffen. In der Ermittlung von Schulungs-

bedarfen gibt es noch weitere Optimierungsmöglichkeiten. 

294 E5.1 

Das Gesundheitsamt der Stadt Gelsenkirchen sollte den Plan weiterver-

folgen, ein Wissensmanagement aufzubauen. Zur besseren Planung soll-

ten Daten zum Ruhestandseintritt der Mitarbeitenden vorliegen. 

297 

   E5.2 

Das Gesundheitsamt Gelsenkirchen sollte Standards zum Schulungsbe-

darf der Mitarbeitenden definieren. Hierbei sollte sie auch festlegen, in 

welchem Umfang mindestens Schulungen wahrgenommen werden soll-

ten. Grundlage für ein Schulungssystem sollte eine regelmäßige Abfrage 

des Bedarfs sein. 

297 

Digitalisierung 

F6 

Das Gesundheitsamt Gelsenkirchen hat eine Prioritätenliste erarbeitet, um die 

Digitalisierung gesteuert umzusetzen. Es fehlt noch an einer Digitalisierungs-

strategie für den ÖGD, die strategische Zielrichtungen über die Einzelmaßnah-

men hinaus trifft. 

298 E6 

Das Gesundheitsamt Gelsenkirchen sollte seine Pläne, eine Digitalisie-

rungsstrategie für den ÖGD zu entwickeln, weiterverfolgen. Die Maßnah-

men sollten weiterhin nach der Strategie ausgerichtet werden. 

299 

F7 

Die Bürger der Stadt Gelsenkirchen haben Zugang zu wichtigen Gesund-

heitsinformationen. Die Barrieren auf der Internetseite bei fehlenden Deutsch-

kenntnissen und Sehbehinderungen sorgen für Problemen bei manchen Grup-

pen, sich zu informieren. Eine Rückmeldefunktion auf der Internetseite könnte 

weitere Optimierungsmöglichkeiten aufzeigen. 

302 E7.1 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte den Zugang zu Gesundheitsinformationen 

niedrigschwelliger gestalten. Dies kann mit Einstellungsmöglichkeiten bei 

Sehbehinderungen sowie in der Seite eingebetteten Übersetzungsmög-

lichkeiten geschehen. 

302 

   E7.2 

Das Gesundheitsamt Gelsenkirchen sollte prüfen, ob der online-Service 

sinnvoll weiter ausgebaut werden kann. Um die Wünsche der Bürgerin-

nen und Bürger mit einzubeziehen, sollte eine gesteuerte Feedback-Mög-

lichkeit eingerichtet werden. 

303 

F8 

Die Bearbeitung von Meldungen nach dem Infektionsschutzgesetz erfolgt digi-

tal nach Maßgabe eines definierten Prozesses und anhand von Checklisten. 

Der örtliche Infektionsschutzplan befindet sich aktuell noch in der Erarbeitung. 

304 E8 
Das Gesundheitsamt Gelsenkirchen sollte wie geplant einen örtlichen In-

fektionsschutzplan erarbeiten. 
304 
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9. Bauaufsicht 

9.1 Managementübersicht 

Die wesentlichen Ergebnisse der überörtlichen Prüfung der Stadt Gelsenkirchen im Prüfgebiet 

Bauaufsicht stellt die gpaNRW nachfolgend zusammenfassend dar.  

Die Feststellungen und Empfehlungen haben wir tabellarisch in der Anlage aufgeführt. Die Rei-

henfolge ist chronologisch und gibt keine Priorisierung vor. 

Bauaufsicht 

Die Stadt Gelsenkirchen wickelt den Prozess des vereinfachten Baugenehmigungsverfahrens 

strukturiert ab. Diese Vorgehensweise hilft, die Vollständigkeitsprüfung häufig fristgerecht vor-

zunehmen. Die vorgesehene Einführung der vollständigen digitalen Bearbeitung wird helfen, die 

teils langen Gesamtlaufzeiten zu verkürzen. Dazu ist jedoch auch eine beschleunigte Vorlage 

vollständiger Anträge notwendig. Zudem sollte die Bauaufsicht möglichst kurze Fristen setzen 

und die Rücknahmefiktion konsequent anwenden. Wenn die Beteiligungsverfahren digital abge-

wickelt werden, könnten diese unbeachtet der Anzahl vorliegender Papierausfertigungen gleich-

zeitig erfolgen. Die Archivierung der heute geführten Papierakten entfällt mit der Einführung der 

digitalen Bauakte.  

Eine höhere Personalfluktuation und der Fachkräftemangel machen auch vor Gelsenkirchen 

nicht halt. Schon heute sind häufig Stellen unbesetzt. Der Einarbeitungsbedarf steigt. So fällt es 

schwer, Arbeitsspitzen abzufangen. Teils hilft die abnehmende Fallzahlentwicklung, auch um 

den hohen Bestand noch unerledigter Fälle zu reduzieren. Insgesamt liegt das Fallaufkommen 

je Vollzeit-Stelle in Gelsenkirchen im interkommunalen Vergleich knapp unterhalb des Medians.  

In Gelsenkirchen ist die Anzahl der Ablehnungen vergleichsweise hoch. Das gilt auch für zu-

rückgenommene Genehmigungsanträge, sei es durch die Antragstellenden oder durch die ge-

setzliche Rücknahmefiktion. Nähere Betrachtungen könnten der Bauberatung Hinweise liefern, 

um unnötige Antragstellungen möglichst zu vermeiden. 

9.2 Aufbau des Teilberichtes 

Die Kapitel dieses Teilberichtes beginnen mit einer wertenden Aussage zu unserem Prüfungs-

ergebnis. Wertungen, die eine Stellungnahme der Stadt nach § 105 Abs. 6 und 7 der Gemein-

deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) notwendig machen, bezeichnen wir 

als Feststellung. 

Anschließend folgt kursiv gedruckt die Sollvorstellung. Die Sollvorstellung stellt die Inhalte und 

das Prüfungsziel im Kapitel dar. Sie ist allgemein formuliert und grundsätzlich für alle Städte 

gültig, z. B. auf Basis der aktuell geltenden Gesetzeslage. 
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Ausgehend von diesem Soll analysieren wir die individuelle Situation in der geprüften Stadt und 

weisen dabei erkannte Verbesserungspotenziale als Empfehlung aus. 

Weitere allgemeine Ausführungen zur Struktur der Teilberichte stehen im Vorbericht. 

9.3 Inhalte, Ziele und Methodik 

In dem Handlungsfeld Bauaufsicht befasst sich die gpaNRW hauptsächlich mit den Baugeneh-

migungen. Daneben beziehen wir die förmlichen Bauvoranfragen und Vorbescheide sowie die 

Freistellungsverfahren mit ein. Ziel der gpaNRW ist es, auf Steuerungs- und Optimierungspo-

tenziale hinzuweisen und Handlungsmöglichkeiten aufzuzeigen.  

Im Rahmen unserer Analyse stellen wir in Teilbereichen die Entwicklung im Vergleich zu unse-

rer letzten Prüfung dar. 

Für die Analyse arbeitet die gpaNRW unterstützend mit Kennzahlen. Der Kennzahlenvergleich 

schafft den notwendigen Überblick und ermöglicht eine Standortbestimmung innerhalb der 

kreisfreien Städte in NRW. Die Daten erheben wir für die Jahre 2022 und 2023, dabei ist 2023 

unser interkommunales Vergleichsjahr. 

Den Prozess des vereinfachten Baugenehmigungsverfahrens stellt die gpaNRW grafisch dar. 

Unsere Prozessaufnahme zielt darauf ab, Optimierungsmöglichkeiten aufzuzeigen. Wir überge-

ben der Stadt das Prozessmodell in digitaler Form, damit sie den Prozess selbst weiterentwi-

ckeln und fortschreiben kann.  

Darüber hinaus erörtert die gpaNRW mit den Ansprechpersonen der Städte im Handlungsfeld 

Bauaufsicht die Themen Rechtmäßigkeit, Geschäftsprozesse, Schnittstellen, Digitalisierung, 

Personaleinsatz sowie Bauberatung. Um Anhaltspunkte zu erhalten, inwieweit die Städte in die-

sen Bereichen die Vorgaben erfüllen, stellt die gpaNRW allen Beteiligten im Rahmen eines In-

terviews einheitliche Fragen.  

Für die Ermittlung der Kennzahlen zum Personaleinsatz hat die gpaNRW die tatsächliche unter-

jährige Ist-Situation der Stellenbesetzung in der Sachbearbeitung erfasst. Dabei erheben wir 

alle vollzeitverrechneten Stellenanteile, die für die definierten Aufgaben eingesetzt sind. 

9.4 Baugenehmigungen 

Mittelpunkt unserer Prüfung sind die gestellten Anträge und das Genehmigungsverfahren. Die 

Genehmigungsverfahren werden in Nordrhein-Westfalen von den jeweils zuständigen unteren 

Bauaufsichten durchgeführt.  

Aufgrund von Inflation, mangelndem Eigenkapital, steigenden Zinsen und Baukosten können 

viele Bauprojekte derzeit nicht realisiert werden. Geplante Bauvorhaben werden verschoben, 

bereits angefangene gestoppt. Diese Situation führt zu einem spürbaren Rückgang der Antrags-

zahlen. Davon sind auch die Städte in Nordrhein-Westfalen betroffen.  



  Stadt Gelsenkirchen    Bauaufsicht    050_010.050_03379 

Seite 310 von 333 

Im Folgenden zeigen wir auf, wie sich die Anzahl der Bauanträge und Genehmigungsverfahren 

in der Stadt Gelsenkirchen verändert hat. Im Anschluss analysieren wir die Auswirkungen der 

Veränderungen auf die Dauer der Genehmigungsverfahren, die Höhe der unerledigten Bauan-

träge sowie die Personalausstattung. 

9.4.1 Strukturen 

Die Anzahl der zu bearbeitenden Fälle sowie die Anteile der Anträge in den unterschiedlichen 

Verfahren stellt die gpaNRW in diesem Kapitel dar. Berücksichtigt werden hier die Anträge im 

normalen und vereinfachten Genehmigungsverfahren sowie die Vorlagen im Freistellungsver-

fahren. 

Strukturkennzahlen Bauaufsicht 2023 

Kennzahlen 
Gelsenkir-

chen 
Minimum 

1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert 

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Fälle je 100.000 EW 273 212 260 300 340 416 23 

Fälle je qkm 6,85 3,00 4,52 5,39 6,78 10,99 23 

Anteil der Anträge im 

vereinfachten Geneh-

migungsverfahren an 

den Fällen in Prozent 

82,89 70,82 75,86 82,75 86,39 95,82 22 

Anteil der Anträge im 

normalen Genehmi-

gungsverfahren an 

den Fällen in Prozent 

16,69 3,74 13,33 16,66 21,62 27,53 22 

Anteil der Freistel-

lungsverfahren an 

den Fällen in Prozent 

0,42 0,00 0,29 0,54 1,40 3,68 23 

Die Bauaufsicht der Stadt Gelsenkirchen positioniert sich bei den Strukturkennzahlen nahe des 

Medians. Nur beim Fallaufkommen bezogen auf die Stadtgebietsfläche gehört Gelsenkirchen 

zum Viertel der kreisfreien Städte mit dem höchsten Fallaufkommen. Dieser Wert geht einher 

mit der Kennzahl „Bevölkerungsdichte in Einwohner je qkm“, bei der Gelsenkirchen mit 2506 

Einwohnern knapp unterhalb des 3. Viertelwertes liegt.  

Das Bauantragsvolumen schwankt aus verschiedenen Gründen. Ursachen hierfür sind vielfältig. 

Dazu gehörten beispielsweise wirtschaftliche Faktoren, Marktbedingungen, Zinssituation, Pan-

demie, Baupreisentwicklungen etc. Die Entwicklung der Fallzahlen der Bauaufsicht der Stadt 

Gelsenkirchen stellt sich seit der letzten Prüfung 2017 bis 2023 wie folgt dar: 
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Entwicklung der Antragszahlen Gelsenkirchen 2017 - 2023 

 

Das Diagramm zeigt eine deutliche Abnahme des Fallaufkommens von 2017 bis 2023. Bearbei-

tete die Bauaufsicht 2017 noch 1.504 Fälle, waren es 2023 nur noch 716. Dieser Rückgang ent-

spricht einem Anteil von über 52 Prozent. Der rückläufige Trend ist bei vereinfachten Verfahren 

durchgängig bis heute feststellbar. Waren es 2017 noch 1.178 zu bearbeitende Fälle, ging das 

Volumen bis 2023 auf 596 zurück. Die normalen Genehmigungsverfahren reduzierten sich be-

sonders von 2017 bis 2018 (Rückgang von 326 Fällen auf noch 141). So ging das Fallaufkom-

men innerhalb eines Jahres um mehr als 56 Prozent zurück. Der rückläufige Trend hielt noch 

bis 2021 an. Seitdem ist eine leichte Zunahme des Antragsvolumens zu verzeichnen. So waren 

2023 insgesamt 120 Fälle von der Bauaufsicht zu bearbeiten. 

Auf Grundlage der von der Stadt Gelsenkirchen nachgelieferten Fallzahlen 2024 (einschließlich 

des dritten Quartals) hält der Trend der zunehmenden Fallzahlen bei den normalen Verfahren 

an. So waren bis zum 30. September 2024 schon 126 normale Baugenehmigungsanträge ein-

gereicht. Damit sechs mehr als im gesamten Vorjahr. Die sonstigen Fallzahlen entsprechen 

hochgerechnet in etwa dem Aufkommen aus 2023. 

9.4.2 Rechtmäßigkeit 

 Feststellung 

Häufig schafft es die Bauaufsicht, die gesetzlichen Fristen einzuhalten. Ausnahmen entste-

hen bei Arbeitsspitzen. Die Reduzierung von Beteiligungen auf das notwendige Maß hilft die 

Verfahren zu beschleunigen. Dazu könnte auch die vorgesehene Digitalisierung und die kon-

sequente Anwendung der Rücknahmefiktion beitragen. 

Eine rechtmäßige Aufgabenerfüllung zeichnet sich u. a. durch die Einhaltung der gesetzlichen 

Frist- und Prüfvorgaben zur Bearbeitung eines Bauantrages aus. Dazu gehört auch die Umset-

zung der gesetzlich verankerten Regelungen zur Rücknahmefiktion.  

Schnittstellen zu anderen Behörden und Dienststellen sollte eine Stadt auf das notwendige Maß 

beschränken. Beteiligungen sollten in möglichst kurzer Zeit abgeschlossen sein, da dies die Be-

arbeitungsdauer optimiert. 
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Die Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen60 schreibt den Bauaufsichtsbehörden vor, 

innerhalb von zehn Arbeitstagen nach Eingang des Bauantrag und die Bauvorlagen auf Voll-

ständigkeit zu prüfen.  

Der Stadt Gelsenkirchen gelingt es häufig, diese Bearbeitungsfrist einzuhalten. Die Prüfung 

auf Vollständigkeit nimmt die Sachbearbeitung der Bauaufsicht vor. Diese erstellt auch die Ein-

gangsbestätigung. Nur in Ausnahmefällen schafft es die Stelle nicht, die Frist einzuhalten, bei-

spielsweise, wenn Mitarbeitende erkrankt sind.  

Die Bauaufsicht fordert fehlende Antragsunterlagen von den Antragstellenden nach. Sie setzt 

dazu in der Regel eine Frist von vier Wochen. Sind umfangreiche Gutachten oder Konzepte 

notwendig, bestimmt sie entsprechend längere Einreichungsfristen. Vor Firstablauf haben die 

Antragstellenden die Möglichkeit, eine Verlängerung zu beantragen. Zur Überwachung der Fris-

ten nutzt die Bauaufsicht die integrierten Funktionen der eingesetzten Bearbeitungssoftware.  

Zum Zeitpunkt der überörtlichen Prüfung ist die Stadt Gelsenkirchen dabei, das Baugenehmi-

gungsverfahren auf eine digitale Bearbeitung umzustellen. Dieses erfolgt schrittweise, um ge-

sammelte Erfahrungen in den laufenden Prozess einfließen zu lassen. Nach Aussage der Bau-

aufsicht ergeben sich zum Teil bei der Umstellung Hindernisse, die gegensteuernde Maßnah-

men erfordern.  

Auf die nachfolgenden Ausführungen im Kapitel 9.4.4 zum Thema Digitalisierung wird hingewie-

sen.  

Ein Antrag gilt nach den Regelungen der BauO NRW als zurückgenommen (§ 71 Abs. 1 Satz 3 

BauO NRW), wenn der Antragstellende den Mangel des Bauantrages nicht innerhalb der ge-

setzten Frist behebt. Diese sogenannte Rücknahmefiktion tritt kraft Gesetzes ein und bedarf 

keiner besonderen Feststellung. 

Überblick Anwendung Rücknahmefiktion 

Merkmal Gelsenkirchen 

Wie viele kreisfreie 

Städte antworten mit 

ja? 

Anforderung von fehlenden Unterlagen mit Fristsetzung unter 

Verweis auf die Rücknahmefiktion 
ja 23 von 23 

Gewährung von Fristverlängerung nach Beantragung durch den 

Antragstellenden/Bauvorlagenberechtigten vor Fristablauf 
ja 22 von 23 

Erinnerung durch die Bauaufsicht vor Fristablauf nein 1 von 23 

Erinnerung durch Bauaufsicht mit erneuter Fristsetzung nach 

Fristablauf 
nein 2 von 23 

Konsequente Anwendung der Rücknahmefiktion (Umsetzung der 

gesetzlichen Regelung) 
nein 17 von 23 

Die Bauaufsicht der Stadt Gelsenkirchen wendet zumeist die gesetzliche Rücknahmefiktion an. 

In Ausnahmefällen halten die Mitarbeitenden die Fristen nicht nach oder schaffen es auf Grund 

 

60 Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung 2018 – BauO NRW 2018 
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ihrer Arbeitsbelastung nicht, zeitnah die eingetretene Rücknahmefiktion festzustellen. Auf 

Grund dieser Situation lassen sie im Einzelfall Nachbesserungen zu, auch wenn rechtlich gese-

hen die gesetzliche Rücknahmefiktion schon eingetreten ist. Anträge auf Fristverlängerung vor 

Eintritt der Rücknahmefiktion genehmigt die Stadt, wenn plausible Gründe für eine Fristverlän-

gerung sprechen. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen hat die gesetzliche Rücknahmefiktion konsequent anzuwenden. 

Nachfolgend betrachtet die gpaNRW die erforderlichen Beteiligungsverfahren. Die BauO 

schreibt den Bauaufsichtsbehörden vor, die berührten Stellen unverzüglich zu hören, sobald der 

Bauantrag und die Bauvorlagen vollständig sind (§ 71 Abs. 2 Ziffer 2 BauO NRW).  

Stellungnahmen Bauaufsicht 2023 

Kennzahlen 
Gelsenkir-

chen 
Minimum 

1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert 

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Eingeholte bauauf-

sichtliche Stellung-

nahmen je Bauantrag  

1,81 1,29 3,13 3,67 5,52 10,31 19 

Intern eingeholte 

bauaufsichtliche Stel-

lungnahmen je Bau-

antrag  

1,73 1,25 2,88 3,41 4,87 10,15 17 

Extern eingeholte 

bauaufsichtliche Stel-

lungnahmen je Bau-

antrag  

0,08 0,04 0,08 0,10 0,20 0,93 17 

Die Stadt Gelsenkirchen beteiligt intern wie auch extern weniger Stellen als dreiviertel der ande-

ren kreisfreien Städte. Die Werte geben Hinweise, dass die Bauaufsicht der Stadt Gelsenkir-

chen sich auf notwendige Beteiligungen beschränkt. Wenige Beteiligungen helfen dabei, be-

schleunigte Genehmigungsverfahren abzuwickeln.  

Die Stadt Gelsenkirchen nimmt die notwendigen Beteiligungsverfahren vor, sobald die vollstän-

digen Genehmigungsunterlagen vorliegen. Im Einzelfall informiert die Bauaufsicht die Beteilig-

ten bereits bevor fehlende Unterlagen nachgereicht sind, insbesondere, wenn fehlende Unterla-

gen für die Beteiligten von geringer Bedeutung sind. Diese Vorgehensweise trägt nach Aussage 

der Stadt zur Beschleunigung der Verfahren bei. Die erforderliche Anzahl der notwendigen An-

tragsausfertigungen sind zumeist in Vorgesprächen festgelegt worden. So muss die Bauauf-

sicht nur selten Antragsausfertigungen nachfordern.  

Den Beteiligten setzt die Bauaufsicht der Stadt Gelsenkirchen Fristen für die Abgabe der Stel-

lungnahmen. Diese erfasst sie in der Bearbeitungssoftware, so dass die Mitarbeitenden bei der 

Verwaltung der Wiedervorlage unterstützt werden.  

Die Stadt Gelsenkirchen erfasst nach eigenen Angaben die Dauer der Genehmigungsverfahren 

nach § 71 Abs. 6 BauO NRW. So sind unter bestimmten Voraussetzungen vereinfachte Geneh-
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migungsverfahren innerhalb von sechs Wochen und normale Verfahren innerhalb von drei Mo-

naten abschließend zu bearbeiten. Die Frist gilt jedoch nur für vollständige Genehmigungsan-

träge, für die alle notwendigen Stellungnahmen und Mitwirkungen für die Entscheidung vorlie-

gen. Bisher hat sie die erfassten Werte nicht ausgewertet.  

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte ihre Bearbeitungsfristen regelmäßig auswerten, um Fehlent-

wicklungen frühzeitig zu erkennen und ihnen mit gegensteuernden Maßnahmen zu begeg-

nen. 

Einbindung der Bezirksvertretungen in den Prozess des Baugenehmigungsverfahrens 

Merkmal Gelsenkirchen 

Wie viele kreisfreie 

Städte antworten 

mit ja? 

Die Bezirksvertretungen werden beteiligt. nein 2 von 23 

Die Bezirksvertretungen werden vor erfolgter Genehmigung/Ableh-

nung informiert. 
nein 8 von 23 

Die Bezirksvertretungen werden nach Erteilung der Baugenehmi-

gung informiert. 
nein 2 von 23 

Die Bezirksvertretungen stimmen vor Erteilung der Baugenehmi-

gung in jedem Fall zu. 
nein 0 von 23 

Die Bezirksvertretungen stimmen nur bei bestimmten Bauvorhaben 

vor Genehmigung zu. 
nein 4 von 23 

Die Bezirksvertretungen stimmen nur bei Abweichungen oder Aus-

nahmen oder Befreiungen vor Genehmigung zu. 
nein 1 von 23 

Durch die Vorgehensweise verzögert sich das Verfahren. nein 3 von 23 

9.4.3 Prozess des vereinfachten Baugenehmigungsverfahrens 

Die gpaNRW stellt den Prozess des vereinfachen Baugenehmigungsverfahrens für alle Städte 

nach einem einheitlichen Layout dar. Dadurch zeigen wir die verwaltungsinternen Abläufe trans-

parent auf und ermöglichen den Vergleich mit anderen unteren Bauaufsichten. Unterschiede 

sind bei der Betrachtung so leichter erkennbar. 

 Feststellung 

Der Prozess des vereinfachten Genehmigungsverfahren ist in Gelsenkirchen gut strukturiert, 

bietet aber Potenzial zur Beschleunigung. 

Im Baugenehmigungsverfahren sollte eine Stadt ein einheitliches und rechtssicheres Vorgehen 

sicherstellen. Sie sollte ihre Beschäftigten präventiv vor Korruptionsvorwürfen schützen. Zudem 

sollten mehrfache Vollständigkeitsprüfungen und lange Liegezeiten vermieden werden, um das 

Verfahren nicht unnötig zu verlängern.  

In der Stadt Gelsenkirchen beteiligten sich folgende Stellen innerhalb des Referates 63 „Bau-

ordnung und Bauverwaltung“ mit dem vereinfachten Genehmigungsverfahren: 

 Vorzimmer, 
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 Abteilungsleiter/Referatsleitung, 

 Teamleiterkonferenz, 

 Baukonferenz, 

 Sachbearbeitung und 

 Teamleitung. 

Nach Eingang des Genehmigungsantrages ordnet das Vorzimmer die Anträge entsprechend 

ihrer regionalen Lage den Fachteams zu. Die Bearbeitung erfolgt mittels der Papierakte. Optio-

nal beteiligt das Vorzimmer die Abteilungs- bzw. Referatsleitung. Diese frühe Beteiligung er-

schwert die Einhaltung der gesetzlichen Bearbeitungsfrist von nur zehn Kalendertagen und 

sollte, falls erforderlich, parallel erfolgen.  

Die Prüfung der Antragsunterlagen erfolgt im Wesentlichen bei der Sachbearbeitung. Die in der 

Fachsoftware hinterlegten Checklisten und Textbausteine unterstützen einheitliche und rechts-

sichere Verfahren. Ein auszufüllender Bearbeitungsbogen leitet die Sachbearbeitenden Schritt 

für Schritt durch das Verfahren und hilft, keinen wichtigen Verfahrensschritt zu vergessen. Er 

hilft zudem der Teamleitung, das Vieraugenprinzip wahrzunehmen.  

Alle Befreiungen, Abweichungen und Ausnahmen werden in einer Runde von vier Vorgesetzten 

erörtert und abgestimmt. Als Grundlage für die weitere Entscheidung dient auch hier ein Bear-

beitungsbogen. Den erforderlichen Aufwand verringert die Bauaufsicht zwischenzeitlich durch 

eine digitale Abwicklung dieses Verfahrens.  

Die vorgesehene vollständige Einführung der Digitalisierung erleichtert die Bearbeitung und 

spart interne und externe Postwege ein. Die Aufgabe der hybriden Aktenführung gewährleistet 

eine vollständige Speicherung aller Verfahrensunterlagen an zentraler Stelle. Beteiligungsver-

fahren können gleichzeitig und sternförmig unabhängig von der Anzahl vorliegende Antragsaus-

fertigungen vorgenommen werden. Aktuell fordert die Bauaufsicht Antragsunterlagen nach, 

wenn die vorliegenden Ausfertigungen nicht für eine gleichzeitige Beteiligung ausreichen. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Genehmigungsverfahren digital abwickeln. Sie sollte Ver-

fahren durch paralleles Bearbeiten beschleunigen und Schnittstellen auf ein Minimum redu-

zieren. 
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9.4.4 Digitalisierung 

 Feststellung 

Die Stadt Gelsenkirchen nutzt eine Fachsoftware, die die noch hybride Bearbeitung der Bau-

anträge unterstützt. Wesentliche Schritte des Verfahrens führt die Bauaufsicht noch analog 

durch. Aktuell bereitet die Stadt die vollständige digitale Bearbeitung vor, die auch die Archi-

vierung der Vorgänge erleichtern wird.  

Die Bauanträge sollte eine Stadt elektronisch annehmen, abschließend elektronisch bearbeiten 

und ebenso archivieren. Hierbei sollte sie die folgenden wesentlichen Aspekte für das Bauge-

nehmigungsverfahren bereits umgesetzt oder zumindest mit der Umsetzung begonnen haben:  

 Eine Stadt kann Bauanträge digital über eine Plattform annehmen. Die Angaben im An-

tragsvordruck werden dabei automatisch in die Fachsoftware übernommen. 

 Eine Stadt scannt Bauanträge in Papierform zu Beginn des Prozesses ein und bearbeitet 

sie in Folge ausschließlich in digitaler Form. 

 Eine Stadt kann sämtliche schriftlichen Kontakte mit dem Bauvorlagenberechtigten sowie 

dem Antragsteller beziehungsweise der Antragstellerin über die Plattform abwickeln. 

 Eine Stadt führt die Beteiligung interner und externer Dienststellen ausschließlich in elekt-

ronischer Form durch. 

 Eingehende Stellungnahmen übernimmt die Bearbeitungssoftware medienbruchfrei. 

 Eine Stadt verfügt über ein einheitliches Dokumentenmanagementsystem zur Ablage von 

elektronischen Bauakten. Sie scannt die Altakten ein und archiviert diese elektronisch. 

Die Bauaufsicht der Stadt Gelsenkirchen beschäftigt sich schon seit langem mit der Einfüh-

rung der digitalen Bearbeitung von Bauanträgen. Dabei erarbeitete sie mehrere Lösungsan-

sätze, die jedoch mehrfach verworfen wurden. Einen neuen Ansatz verfolgt die Stadt seit 2021. 

Dabei bezieht sie nach eigener Aussage intensiv ihre Mitarbeitenden mit ein. 

Die Bauaufsicht hat ein eigenes Projektteam „Digitalisierung“ eingerichtet. Es ist gewöhnlich mit 

drei Vollzeitstellen besetzt. Auf Grund von personellen Fluktuationen ist zwischenzeitlich nur 

noch eine Stelle besetzt. Aufgaben des Projektteams sind neben der Einführung der digitalen 

Bearbeitung von Bauanträgen alle übrigen Tätigkeiten rund um die Digitalisierung. 

Im Zuge der Einführung der digitalen Bearbeitung sind zahlreiche zusätzliche Möglichkeiten der 

Bearbeitungssoftware entdeckt und eingeführt worden. Sie sind dazu geeignet, die Mitarbeiten-

den bei ihrer täglichen Arbeit zu unterstützen. Die Bauaufsicht nutzt bereits das Bauportal des 

Landes NRW mit der Option 2. Das Bauportal nimmt dabei die Antragsdaten entgegen. Die An-

tragsübersicht und die Bauvorlagen werden der Bauaufsicht dann vom Antragstellenden noch 

postalisch zugeführt. Nach Auffassung der gpaNRW sollte eine vollständige digitale Abwicklung 

des Baugenehmigungsverfahrens stattfinden, wie es die angebotene Option 1 des Bauportals 

NRW ermöglicht.  
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 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte eine vollständige digitale Abwicklung des Baugenehmigungs-

verfahrens einführen. Sie sollte dazu zeitnah alle Voraussetzungen schaffen, um so eine di-

gitale Annahme und Bearbeitung von Bauanträgen zu ermöglichen. 

Da die Einführung der vollständigen digitalen Genehmigungsverfahren auf Grund von techni-

schen Schwierigkeiten im Zuge der Einführung noch nicht umsetzbar war, hat die Bauaufsicht 

die bisherige Abwicklung der Genehmigungsverfahren mit analogen Mitteln fortgeführt. 

Gelsenkirchen arbeitet mit einem kommunalen IT-Dienstleister zusammen, der die Stadt bei der 

Einführung des digitalen Genehmigungsverfahrens unterstützt. Die vorgesehene einheitliche 

Vorgehensweise mit weiteren dem IT-Dienstleister angeschlossenen Kommunen bringt viele 

Vorteile, erschwert nach Ansicht der Bauaufsicht aber auch teils die zügige Umsetzung. Indivi-

duelle Bedürfnisse können nicht immer ausreichend berücksichtigt werden. 

Die Bauaufsicht führt die Kommunikation mit den Antragstellenden noch in konventioneller 

Form. Mit der Einführung einer vollständigen digitalen Bearbeitung könnte sie hierauf verzich-

ten. Zudem könnten die Antragstellenden und ihre Entwurfsverfassenden direkt auf den Stand 

des Verfahrens digital zugreifen und fehlende Unterlagen digital nachreichen.  

Die notwendigen Beteiligungen führt die Stadt Gelsenkirchen noch mittels der Papierakte durch, 

was eine beschleunigte Bearbeitung erschwert. Fehlen beispielsweise Antragsausfertigungen, 

finden die Beteiligungsverfahren nacheinander statt. Über städtebaulich relevante Bauvorhaben 

berät die Bauaufsicht in der sogenannten Baukonferenz. An dieser nehmen die Stadtplanung, 

die Abteilung Verkehr, das Vermessungs- und Katasteramt sowie das Referat Umwelt teil. Die 

Protokolle der Sitzungen speichert die Stadt auf ein zentrales Laufwerk, so dass alle Beteiligten 

darauf Zugriff haben. Sind Einvernehmen oder Zustimmungen erforderlich, werden diese von 

den Beteiligten digital abgegeben und zentral abgespeichert. Die Baukonferenz tagt einmal wö-

chentlich. Die Teamleiter der Bauaufsicht entscheiden, welche Anträge in der Baukonferenz zu 

behandeln sind. 

Auf ein frühzeitiges Einscannen der Antragsunterlagen hat die Bauaufsicht auf Grund fehlender 

technischer und personeller Ressourcen bisher verzichtet. Nach Ansicht der gpaNRW sollten 

schon zu Beginn der Genehmigungsprüfung alle in Papierform eingehenden Unterlagen einge-

scannt werden, um eine digitale Bearbeitung zu ermöglichen. So sind beispielsweise auch Be-

teiligungsverfahren, unabhängig von der Anzahl der vorliegenden Antragsunterlagen, gleichzei-

tig möglich.  

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die notwendigen Beteiligungen digital durchführen. Antrags-

unterlagen sollten dafür digital vorliegen. Dazu sollten die Unterlagen in Papierform zu einem 

frühen Zeitpunkt des Genehmigungsverfahrens eingescannt werden. 

Die in Gelsenkirchen eingesetzte Fachsoftware unterstützt die Bediensteten dabei, die Gebüh-

renfestsetzung zu bearbeiten. Die entsprechenden Gebührenpositionen sind in der Fachsoft-

ware hinterlegt. 

Aktuell bereiten Mitarbeitende der Bauaufsicht jeweils Chargen von rund 800 – 1.000 Bauakten 

vor, die dann von einem Dienstleister digitalisiert werden. Nutzt die Bauaufsicht Altakten für die 

Bearbeitung laufender Fälle, werden diese direkt für die Digitalisierung vorbereitet. 
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Die Stadt Gelsenkirchen beabsichtigt, ein zentrales Dokumentenmanagement-System einzu-

richten. Dieses ist seit Juni 2024 eingeführt. Es wird sukzessiv in der Verwaltung weiter ausge-

rollt.  

Überblick über die Erfüllung der Anforderungen Digitalisierung zum Stichtag 01.06.2024 

Merkmal Gelsenkirchen 
Wie viele kreisfreie Städte 

antworten mit ja? 

Bauanträge können digital über eine Plattform angenom-

men werden. 
nein 7 von 23  

Bauvorlagenberechtigte können über die Plattform Vor-

drucke ausfüllen und Unterlagen hochladen. 
nein 7 von 23 

Es erfolgt eine automatische Übernahme aus dem An-

tragsvordruck in die Fachsoftware. 
ja 6 von 23 

Anträge in Papierform werden zu Beginn des Prozesses 

eingescannt. 
nein 10 von 23 

Im Anschluss erfolgt eine elektronische Bearbeitung in 

der Fachsoftware (Verzicht auf Papierakte). 
nein 4 von 23 

Schriftverkehr sowie die Anforderung fehlender Unterla-

gen erfolgt in elektronischer Form. 
nein 8 von 23 

Musterschreiben sind in der Fachsoftware hinterlegt. ja 23 von 23 

Die Beteiligung von internen und externen Stellen erfolgt 

elektronisch über die Plattform. 
nein 9 von 23 

Die Beteiligung von internen und externen Stellen erfolgt 

elektronisch (Schnittstelle, Email etc.). 
ja 14 von 23 

Bauantragstellende können den Verfahrensstand selb-

ständig digital nachvollziehen. Die Beteiligung von inter-

nen und externen Stellen erfolgt elektronisch (Schnitt-

stelle, Email etc.). 

nein 14 von 23 

Die Überwachung von Fristen erfolgt mithilfe der Fach-

software. 
nein 20 von 23 

Es sind verbindliche Prozessschritte in der Fachsoftware 

hinterlegt. 
ja 18 von 23 

Die Festlegung der Gebührenhöhe wird durch die Fach-

software unterstützt. 
ja 22 von 23 

Aktuelle Bauakten werden elektronisch archiviert. nein 14 von 23 

Es gibt ein einheitliches Dokumentenmanagementsystem 

(alternativ: Aktenplan) anhand dessen Vorgänge abge-

legt und z. B. auch von Vertretungskräften einfach aufge-

funden werden können. 

ja 18 von 23 

Altakten werden eingescannt und elektronisch archiviert. ja 12 von 23 

9.4.5 Personaleinsatz 

Ein Bauantrag ist kein Standardgeschäft und stark von Individualitäten sowie den jeweiligen ört-

lichen Rahmenbedingungen in Form von Bebauungsplänen etc. abhängig.  
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Die gpaNRW vergleicht den Personaleinsatz interkommunal unter Berücksichtigung des jeweili-

gen Fallaufkommens. 

Hierbei berücksichtigt die gpaNRW das gesamte Personal, das für die Bearbeitung von Bauge-

nehmigungen im weiteren Sinne eingesetzt ist – auch wenn die Stadt es organisatorisch selbst 

nicht direkt der Baugenehmigungsbearbeitung zugeordnet hat. Dies beinhaltet auch das Perso-

nal, das die förmlichen Bauvoranfragen bearbeitet oder Bauberatungen durchführt. 

Alle Tätigkeiten, die im Rahmen der Bauanträge zu erledigen sind (inkl. Gebührenbescheid er-

stellen, Antrag archivieren, etc.), berücksichtigt die gpaNRW bei den Stellenanteilen. Dabei wur-

den alle Stellen erfasst, die in Bezug zu den erhobenen Grundzahlen „Mengen Baugenehmi-

gung“ stehen, somit also auch für Anzeigen und Vorlagen im Rahmen des Freistellungsverfah-

rens. Stellenanteile für darüber hinaus anfallende zusätzliche Aufgaben fließen nicht mit ein. 

Durch diese aufgabenorientierte Personalerfassung sind die erhobenen Daten vergleichbar. 

Die Anzahl der „Fälle“ setzt sich in diesem Kapitel aus den Anträgen und Vorlagen zusammen, 

die die Sachbearbeitung zu bearbeiten hat. Berücksichtigt werden hier somit die Anträge im 

normalen und im vereinfachen Genehmigungsverfahren, die Freistellungsverfahren sowie die 

förmlichen Bauvoranfragen. Da es sowohl komplizierte und langwierige Fälle im vereinfachten 

Verfahren, als auch schnell abzuwickelnde Fälle im normalen Verfahren gibt, wird auf Gewich-

tungen verzichtet. 

 Feststellung 

Bei der Betrachtung des eingesetzten Personals zur Bearbeitung der neuen Falleingänge 

positioniert sich Gelsenkirchen mit der ermittelten Kennzahl knapp unterhalb des Medians. 

Auch Gelsenkirchen ist von einer hohen Personalfluktuation betroffen. Offene Stellen sind 

häufig nicht oder nur verspätet neu zu besetzen. Diese Umstände belasten die Bauantrags-

bearbeitung. 

Grundsätzlich sollte eine Stadt auf veränderte Rahmenbedingungen in Bezug auf den Personal-

einsatz reagieren, beispielsweise bei der Zu- oder Abnahme der Fallzahlen. Dazu sollte sie die 

Personalbelastung nachhalten. Bei sinkenden Antragszahlen sollte sie dem Personal ggf. an-

dere Aufgaben zuweisen. Wenn die Antragszahlen ansteigen, sollte sie weiteres Personal un-

terstützend einsetzen oder ablauforganisatorisch reagieren. 

Dabei ist mit dem Zuweisen anderer Aufgaben nicht gemeint, dass das Personal in anderen 

Verwaltungsbereichen eingesetzt werden soll. Vielmehr ist es Ziel, dass bei sinkender Belas-

tung in der Sachbearbeitung der Baugenehmigungsverfahren die Beschäftigten mit anderen Tä-

tigkeiten zu beauftragen. Nach Ansicht der Bauaufsicht Gelsenkirchen sind dafür die Bereiche 

der Bauüberwachung, der Abnahmen und spezifische Bau- und Kundenberatungen denkbar.  

Für den von der gpaNRW definierten Bereich der Baugenehmigungen und der Bearbeitung der 

förmlichen Voranfragen/ Vorbescheide waren bei der Stadt Gelsenkirchen in 2023 insgesamt 

rund 16,4 Vollzeit-Stellen eingesetzt.  

Darin enthalten ist ein Anteil von 2,6 Vollzeit-Stellen für den Overhead. Dieser liegt mit rund 

14,9 Prozent geringfügig oberhalb des Medians der kreisfreien Städte (14,59 Prozent).  
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Fälle je Vollzeit-Stelle Sachbearbeitung Bauaufsicht inkl. Bauberatung 2023 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 23 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 

 

Die für Gelsenkirchen ermittelte Kennzahl zur Abbildung des Personaleinsatzes für die Bearbei-

tung der neuen Falleingänge liegt im interkommunalen Vergleich knapp unterhalb des Medians. 

Damit steht der Sachbearbeitung je Fall geringfügig mehr Zeit zur Verfügung als bei der Hälfte 

der anderen Vergleichsstädte.  

Die gpaNRW betrachtet bei dieser Kennzahl nur die eingegangenen Fälle. Sie berücksichtigt 

nicht, ob die neuen Bauanträge auch abschließend bearbeitet wurden. Hierfür nutzt sie die im 

nachfolgenden Teil des Prüfungsberichtes ermittelten Kennzahlen über die je Vollzeit-Stelle er-

arbeiteten Bescheide sowie den Anteil unerledigter Fälle.  

Weitere Kennzahlen 2023 

Kennzahlen 
Gelsen-

kirchen 
Minimum 

1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert 

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Fälle je Vollzeit-Stelle 

Sachbearbeitung 

Baugenehmigung 

(ohne Bauberatung) 

55 32 51 61 74 170 19 
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Kennzahlen 
Gelsen-

kirchen 
Minimum 

1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert 

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Bescheide je Vollzeit-

Stelle Sachbearbei-

tung Bauaufsicht 

(inkl. Bauberatung) 

41 22 39 43 55 125 23 

Verhältnis unerledig-

ter Bauanträge zum 

01.01. zu den neuen 

Bauanträgen in Pro-

zent 

124 5,72 36,36 56,88 68,96 148 18 

Mit der ermittelten Kennzahl „Fälle je Vollzeit-Stelle Sachbearbeitung Baugenehmigung (ohne 

Bauberatung)“ gehört Gelsenkirchen zu der Hälfte der kreisfreien Städte mit dem geringeren 

Fallaufkommen. Die Mehrzahl der Vergleichsstädte hat je Vollzeit-Stelle ein höheres Fallauf-

kommen als die Stadt Gelsenkirchen.  

Bei der Kennzahl „Bescheide je Vollzeit-Stelle Sachbearbeitung Bauaufsicht“ ordnet sich die 

Bauaufsicht der Stadt Gelsenkirchen knapp unterhalb des Medians ein. So zeigt sich, dass Gel-

senkirchen nur geringfügig weniger Anträge je Vollzeit-Stelle bescheidet als die meisten ande-

ren kreisfreien Städte.  

Ein Grund für die Differenz können zurückgenommene Anträge sein. Im Vergleichsjahr erledig-

ten sich 20,81 Prozent der Anträge durch zurückgezogene Anträge. Das bedeutet auch, dass 

mehr als jeder fünfte Antrag von der Bauaufsicht nicht beschieden werden musste. Näheres 

wird im nächsten Kapitel erläutert.  

Gelsenkirchen gehört zum Viertel der kreisfreien Städte mit dem höchsten Stand unerledigter 

Fälle. Zum 01. Januar 2023 warten noch 887 Fälle darauf, abschließend bearbeitet zu werden. 

Das entspricht mehr als dem 1,2-fachen des Fallaufkommens in 2023. Die Anzahl der unerle-

digten Fälle hat vom 01. Januar 2022 zum 01. Januar 2023 um 65 Fälle zugenommen. Erfreuli-

cherweise konnten in 2023 rechnerisch mehr Anträge abgearbeitet werden als eingingen. So 

verringerte sich die Zahl der unerledigten Anträge zum 01. Januar 2024 um 18 Fälle.  

Nach Aussage der Stadt Gelsenkirchen sind besonders 2020 und 2021 zahlreiche unerledigte 

Fälle hinzugekommen. Gründe für diesen Anstieg sieht die Stadt bei den unbesetzten Stellen 

und der intensiven und zeitaufwendigen Beratung von Antragstellenden.  

Die Erfassung der Antragsdaten erfolgt seit Anfang 2023 dezentral durch die Sachbearbeiten-

den. Bei der Auswertung der Daten, beispielsweise bei der Ermittlung der unerledigten Fälle, 

hat sich eine uneinheitliche Vorgehensweise gezeigt. Teils erfasste die Bauaufsicht zurückge-

nommene Anträge nicht. Automatisierte Auswertungen führten so zu falschen Ergebnissen. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte mit Vorgaben zur Datenpflege einheitliche Vorgehensweisen 

sicherstellen. 

Wie bei vielen anderen Bauaufsichtsbehörden hat auch die Stadt Gelsenkirchen mit einer ho-

hen Personalfluktuation zu kämpfen. So verließen in den letzten vier Jahren elf Ingenieurinnen 
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und Ingenieure die Bauaufsicht. Absehbar verlassen in den nächsten vier Jahren weitere zwei 

Mitarbeitende die Bauaufsicht, die in den Ruhestand gehen. 

Die Bauaufsicht hat ausscheidenden Mitarbeitenden empfohlen, sogenannte Wissenskarten vor 

dem Ausscheiden zu erstellen, um angeeignetes Fachwissen zu sichern. Nach Aussage der 

Bauaufsicht sei es wünschenswert, größere überlappende Zeitfenster für eine ausreichende 

Übergabe und Einarbeitung einzurichten. Leider mache jedoch die häufig erst spätere Wieder-

besetzung dieses unmöglich.  

Nach Ansicht der gpaNRW könnten durch eine zentrale Wissensdatenbank die getroffenen Ent-

scheidungen über schwierige Fälle gespeichert werden. So hätten neue Mitarbeitende die Mög-

lichkeit, die bisherige Vorgehensweise der Bauaufsicht Gelsenkirchen nachzulesen.  

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte durch die Schaffung einer zentralen Datenbank einen ausrei-

chenden Wissenstransfer sicherstellen. 

Der Prüfungsbericht der gpaNRW enthält einige Empfehlungen, die den Prozess- und Ge-

schäftsablauf des Baugenehmigungsverfahrens optimieren können. Die Nutzung dieses Poten-

ziales kann helfen, die Anzahl unerledigter Fälle zu verringern. 

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Potenziale für die Beschleunigung der Verfahrensabläufe 

nutzen. Der Trend rückläufiger Fallzahlen kann dazu beitragen, die Anzahl unerledigter Fälle 

zu reduzieren. 

9.4.6 Bauberatung 

 Feststellung 

Die Stadt Gelsenkirchen berät Bauinteressenten im Baubürgerbüro oder über digitale Ange-

bote. Trotz dieses Angebotes ist die Zahl der zurückgenommenen Anträge und Ablehnungen 

vergleichsweise hoch. 

Eine Stadt sollte durch gute Vorabinformationen - beispielsweise im Internet oder im Wege der 

Bauberatung - versuchen, die Anteile der zurückgenommenen sowie der unvollständig einge-

henden Bauanträge gering zu halten. So kann sie die Verfahrensdauer optimieren und bürger-

freundlich agieren. 

Die Bauberatung gibt Bauinteressenten im Wesentlichen Informationen zu verfahrens- und bau-

rechtlichen Fragen. Eine Bauberatung muss dabei nicht immer mit einem persönlichen Kontakt 

verbunden sein. Um möglichst viele Bauwillige zu erreichen, bietet es sich an, die Informationen 

auf diversen Kommunikationswegen (digital, in Papierform, persönliche Termine) verfügbar zu 

machen. So kann sich aus Sicht der gpaNRW die Zahl der entscheidungsfähigen Anträge erhö-

hen. Die Antragsbearbeitung wird erleichtert und möglicherweise können so spätere Nachforde-

rungen oder auch eine Rücknahme des Antrages verhindert werden. 

So hat die Bauberatung der Stadt Gelsenkirchen beispielsweise bereits Handreichungen für 

Bauanträge erstellt, für die kein Bauvorlageberechtigter rechtlich vorgeschrieben ist. Diese soll 

auch in Kürze auf der Homepage der Stadt verfügbar sein. So können auch Bauwillige ohne 
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umfassende Vorkenntnisse erfahren, welche Unterlagen für ein Genehmigungsverfahren not-

wendig sind. Ferner bietet das Baubürgerbüro den Bauwilligen Beratungen zu ihren persönli-

chen Bauabsichten an. Gleichermaßen können Entwurfsverfassende, Investorinnen und Inves-

toren und Projektentwickelnde von diesem Angebot Gebrauch machen. Gibt man als Suchbe-

griff „Bauberatung Gelsenkirchen“ im Internet ein, gelangt man auf die Seite https://www.gel-

senkirchen.de/de/_meta/buergerservice/620-bauberatung. Dort sind die Kontaktdaten der An-

sprechpersonen und die möglichst mitzubringenden Unterlagen aufgelistet. Die erforderliche 

Terminvergabe erfolgt online.  

Die Stadt bietet jeweils dienstags und donnerstags Termine in der Zeit von 09.00 Uhr bis  

15.00 Uhr an. Diese können persönlich wie auch online vereinbart werden. Auch telefonische 

Anfragen beantwortet die Bauaufsicht nach Möglichkeit täglich. Nach Aussage der Bauaufsicht 

finden nach der Corona-Pandemie die Beratungsgespräche überwiegend online statt. Fragen, 

bei denen es um Ermessensentscheidungen geht, beantwortet die Bauaufsicht nach interner 

Abstimmung nach der wöchentlich stattfindenden Teamleiterbesprechung. Ist eine tiefere Prü-

fung erforderlich, empfiehlt die Bauberatung eine formelle Bauvoranfrage. 

Zurückgenommene, abgelehnte und unvollständige Bauanträge 2023 

Kennzahlen 
Gelsen-

kirchen 
Minimum 

1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert 

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Anteil zurückgenom-

mener Bauanträge 

an den Bauanträgen 

in Prozent  

20,81 5,00 9,13 11,48 14,99 29,43 23 

davon durch den An-

tragstellenden in Pro-

zent 

47,65 9,91 33,49 46,31 51,78 89,23 20 

davon durch Gesetz 

(Rücknahmefiktion) 

in Prozent 

52,35 10,77 48,22 54,97 66,52 90,09 20 

Anteil Ablehnungen 

an den Bescheiden  

in Prozent 

2,48 0,16 1,04 2,02 3,64 9,46 23 

Anteil unvollständig 

eingegangener Bau-

anträge an den Bau-

anträgen in Prozent 

52,23 39,01 62,91 75,00 89,97 95,78 21 

Zurückgenommene Anträge wie auch Ablehnungen erfordern einen teils hohen Verwaltungsauf-

wand, insbesondere, wenn lange Begründungen für Ablehnungsbescheide erarbeitet werden 

müssen. Sie verschlingen unnötige Personalressourcen. Gute Vorabinformationen halten den 

Anteil zurückgenommener Anträge gering. Mit guten Informationen steigt die Qualität der einge-

reichten Unterlagen. Der Anteil unvollständiger oder mangelhafter Anträge reduziert sich. So 

können schon im frühen Stadium, bestenfalls bereits vor der Antragstellung, die Anteile der zu-

rückgenommenen oder abzulehnenden Anträge verringert werden. 

Wir betrachten parallel die drei Aspekte der Anteile zurückgenommener, abgelehnter oder un-

vollständiger Bauanträge im Vergleichsjahr. Der im Vergleich im oberen Viertel liegende Anteil 

https://www.gelsenkirchen.de/de/_meta/buergerservice/620-bauberatung
https://www.gelsenkirchen.de/de/_meta/buergerservice/620-bauberatung
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an zurückgenommenen Bauanträgen der Stadt Gelsenkirchen gibt Hinweise, dass Antragstel-

lende die Genehmigungsfähigkeit häufig falsch einschätzen. Die Rücknahmen sind etwa zur 

Hälfte durch den Eintritt der Rücknahmefiktion bzw. durch Rücknahme durch Antragstellende 

bedingt. Die Positionierung Gelsenkirchens bei der Kennzahl zu den gesetzlichen Rücknahmen 

entsteht auch durch die nicht konsequente Anwendung der rechtlichen Vorgaben.  

Gelsenkirchen lehnt im Vergleich prozentual zwar mehr Bauanträge ab, als die meisten ande-

ren kreisfreien Städte. In absoluten Zahlen bewegen sich die ermittelten Kennzahlen bis zum 3. 

Viertelwert auf niedrigen Niveau. Nach eigener Aussage weist die Bauaufsicht bei aussichtslo-

sen Anträgen auch auf eine unnötige Antragstellung hin. 

Mehr als jeder zweite Antrag ist in Gelsenkirchen unvollständig. Auch wenn Gelsenkirchen mit 

dem ermittelten Wert mehr vollständige Anträge erhält als die meisten anderen kreisfreien 

Städte, bewegt sich der Anteil der unvollständigen Anträge insgesamt auf einem hohen Niveau. 

Das Nachfordern der fehlenden Unterlagen erzeugt zusätzlichen Aufwand für die Bauaufsicht 

und den Antragstellenden, der entbehrlich ist.  

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Gründe für die zurückgenommenen Genehmigungsan-

träge und Ablehnungen erfassen und auswerten. Sie sollte die Anteile der zurückgenomme-

nen Anträge möglichst reduzieren. 

Für die Prüfung fragte die gpaNRW auch Daten zu Vollzeit-Stellenanteile für die Bauberatung 

ab. Die Stadt Gelsenkirchen setzte 2022 und 2023 nach eigenen Angaben 1,4 Vollzeit-Stellen-

anteil für die Bauberatung ein. Im nachfolgenden Streudiagramm stellen wir das Fallaufkommen 

je Vollzeit-Stelle der Bauaufsicht dar. 

Fälle je Vollzeit-Stelle Sachbearbeitung Bauberatung 2023 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 19 Werte eingeflossen.  

Je Vollzeit-Stelle der Bauberatung der Stadt Gelsenkirchen gehen mehr Anträge ein als in der 

Hälfte der anderen Vergleichsstädte. Gelsenkirchen positioniert sich mit 511 Fällen deutlich 

oberhalb des Medians.  

9.4.7 Dauer der Genehmigungsverfahren 

Häufig sind die Bauanträge beim Antragseingang nicht vollständig, und es müssen Unterlagen 

nachgefordert werden. Das verzögert den Gesamtprozess. Die Genehmigungsbehörden stehen 

oft wegen langer Laufzeiten von Baugenehmigungen in der Kritik.  
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Daher bildet die gpaNRW die durchschnittliche Gesamtlaufzeit der einzelnen Verfahren ab. Da-

bei orientiert sie sich an der maximalen Dauer der vereinfachten Genehmigungsverfahren, die § 

71 Abs. 6 BauO NRW 2018 vorsieht. Als Durchschnittswert sollte diese Zielgröße aus Sicht der 

gpaNRW erreichbar sein. Nach den bisherigen Erfahrungen der gpaNRW wird der Durch-

schnittswert weniger von der Art der Verfahren beeinflusst, sondern hängt vielmehr von den 

vorgegebenen Regeln, z. B. zur Beteiligung politischer Gremien, des Umgangs mit zu beteili-

genden Behörden, ab.  

Die Gesamtlaufzeit wird zusätzlich maßgeblich von der Fristsetzung bei der Nachforderung von 

Unterlagen beeinflusst. Wir zählen bei der Erfassung einheitlich für alle Städte die Kalendertage 

(nicht Arbeitstage) und bereinigen weder Stopp- noch Ruhezeiten oder ähnliche Bearbeitungs-

unterbrechungen.  

 Feststellung 

Die Gesamtlaufzeiten besonders bei den vereinfachten Genehmigungsverfahren überschrei-

ten die Orientierungsgröße der gpaNRW. Es vergehen durchschnittlich mehr als zwei Mo-

nate, bevor Antragstellende die Antragsunterlagen vervollständigen.  

Die Orientierungsgröße für eine durchschnittliche Gesamtlaufzeit von zwölf Wochen (= 84 Ka-

lendertage) sollte eine Stadt ab dem 01. Januar 2019 bei den Bauanträgen nach Antragsein-

gang nicht überschreiten. 

Die gpaNRW hat die durchschnittliche Dauer für das vereinfachte und das normale Genehmi-

gungsverfahren in jeweils zwei Varianten erhoben: 

 Als „Gesamtlaufzeit“ ab dem Antragseingang bis zur Erteilung des Genehmigungs- oder 

Ablehnungsbescheides und 

 als „Laufzeit“ ab dem Zeitpunkt, zu dem der Bauantrag seitens des Antragstellers bzw. 

der Antragstellerin mängelfrei und vollständig der Bauaufsicht vorliegt bis zur Erteilung 

des Genehmigungs- oder Ablehnungsbescheides. 

Da wir die Dauer der Genehmigungsverfahren bis zur Genehmigung oder Ablehnung betrach-

ten, fließen zurückgenommene Anträge bei der Ermittlung der Durchschnittszeiten nicht mit ein. 

Eine differenzierte Erfassung von Gesamt- und Laufzeiten sind wichtige Indikatoren für die 

Steuerung. Fehlentwicklungen lassen sich so frühzeitig erkennen. Gegensteuernde Maßnah-

men können so rechtszeitig eingeleitet werden. Gleichzeitig dienen die ermittelten Werte als Er-

folgsindikatoren, beispielsweise ob sich eingeführte Veränderung bewähren oder die Verfah-

rensdauern zusätzlich verlängern.  

Bei allen kreisfreien Städten ist das vereinfachte Baugenehmigungsverfahren die häufigste zu 

bearbeitende Verfahrensart. Das ist auch bei der Stadt Gelsenkirchen so. Mehr als acht von 

zehn Anträgen können mit dieser Verfahrensart abgewickelt werden. Daher betrachtet die 

gpaNRW zunächst die Gesamtlaufzeit dieses Genehmigungsverfahrens. 



  Stadt Gelsenkirchen    Bauaufsicht    050_010.050_03379 

Seite 328 von 333 

Gesamtlaufzeit in Kalendertagen von Bauanträgen (vereinfachtes Genehmigungsverfahren) 2023 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 21 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 

 

Die Stadt Gelsenkirchen überschreitet den Orientierungswert der gpaNRW um etwas mehr als 

das Doppelte. Im interkommunalen Vergleich bildet Gelsenkirchen den Mittelwert (Median) ab. 

Gegenüber dem Vorjahr verlängerte sich die Gesamtlaufzeit um 32 Kalendertage. Ein Grund für 

die verlängerten Gesamtlaufzeiten ist die Abarbeitung bisher unerledigter Fälle. Wie bereits im 

Kapitel 9.4.5 dargestellt, konnte der Bestand geringfügig reduziert werden. Es fließen dann je-

doch Fälle mit längeren Gesamtlaufzeiten in die Berechnung der Kennzahl mit ein. Dieser Effekt 

wird im Falle des weiteren erforderlichen Abbaus der noch offenen Fälle anhalten.  
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Gesamtlaufzeit in Kalendertagen von Bauanträgen (normales Genehmigungsverfahren) 2023 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 21 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 

 
Bei den normalen Genehmigungsverfahren schneidet die Stadt Gelsenkirchen besser ab. Hier 

gehört sie zum Viertel der kreisfreien Städte mit den kürzesten Bearbeitungszeiten. Nur fünf an-

dere kreisfreie Städte wickeln diese Verfahren noch schneller ab. Trotz dieser guten Positionie-

rung überschreitet die Stadt Gelsenkirchen auch bei den normalen Verfahren den Orientie-

rungswert der gpaNRW.  

Neben der Gesamtlaufzeit hat die gpaNRW auch die Laufzeit der Bauanträge erhoben, die in 

der nachfolgenden Tabelle abgebildet werden. Die Differenz zwischen Gesamtlaufzeit und Lauf-

zeit verdeutlicht im Regelfall den Zeitraum, der für die Vervollständigung des Antrages benötigt 

wurde. Jede Nachlieferung von Unterlagen bedeutet für den Mitarbeitenden, sich wieder in den 

Fall einzuarbeiten. Diese Notwendigkeit verbraucht unnötige Personalressourcen und verlän-

gert die Bearbeitungszeit.  
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Laufzeit in Kalendertagen von Bauanträgen 2023 

Kennzahlen 
Gelsen-

kirchen 
Minimum 

1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert 

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

vereinfachtes Geneh-

migungsverfahren 
107 17 45 85 103 147 15 

normales Genehmi-

gungsverfahren 
97 27 45 88 121 430 14 

Die Betrachtung der Gesamt- und Laufzeiten bei den vereinfachten Verfahren zeigt eine große 

Differenz. Sie beträgt 65 Kalendertage. Im Ergebnis dauert es durchschnittlich mehr als zwei 

Monate, bevor ein vereinfachter Baugenehmigungsantrag bei der Bauaufsicht Gelsenkirchen 

vollständig vorliegt, was zwangsläufig zu langen Gesamtlaufzeiten führen muss. Als Ursache 

dieser langen Zeiträume kommen zu lange Fristen für die Nachbesserung der Unterlagen aber 

auch die nicht konsequente Anwendung der Rücknahmefiktion in Betracht. Auf die Empfehlung 

im Kapitel 9.4.2 wird verwiesen.  

 Empfehlung 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte zur Beschleunigung der Genehmigungsverfahren die Fristen 

für die Nachbesserung der Antragsunterlagen möglichst kurzhalten. 
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9.5 Anlage: Ergänzende Tabelle  

Zusammenstellung der Feststellungen und Empfehlungen der gpaNRW zur überörtlichen Prüfung 2024/2025 – Bauaufsicht 

Feststellung Seite Empfehlung Seite 

Baugenehmigungen 

F1 

Häufig schafft es die Bauaufsicht, die gesetzlichen Fristen einzuhalten. Aus-

nahmen entstehen bei Arbeitsspitzen. Die Reduzierung von Beteiligungen auf 

das notwendige Maß hilft die Verfahren zu beschleunigen. Dazu könnte auch 

die vorgesehene Digitalisierung und die konsequente Anwendung der Rück-

nahmefiktion beitragen. 

311 E1.1 
Die Stadt Gelsenkirchen hat die gesetzliche Rücknahmefiktion konse-

quent anzuwenden. 
313 

   E1.2 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte ihre Bearbeitungsfristen regelmäßig aus-

werten, um Fehlentwicklungen frühzeitig zu erkennen und ihnen mit ge-

gensteuernden Maßnahmen zu begegnen. 

314 

F2 
Der Prozess des vereinfachten Genehmigungsverfahren ist in Gelsenkirchen 

gut strukturiert, bietet aber Potenzial zur Beschleunigung. 
314 E2 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Genehmigungsverfahren digital abwi-

ckeln. Sie sollte Verfahren durch paralleles Bearbeiten beschleunigen 

und Schnittstellen auf ein Minimum reduzieren. 

315 

F3 

Die Stadt Gelsenkirchen nutzt eine Fachsoftware, die die noch hybride Bear-

beitung der Bauanträge unterstützt. Wesentliche Schritte des Verfahrens führt 

die Bauaufsicht noch analog durch. Aktuell bereitet die Stadt die vollständige 

digitale Bearbeitung vor, die auch die Archivierung der Vorgänge erleichtern 

wird. 

318 E3.1 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte eine vollständige digitale Abwicklung des 

Baugenehmigungsverfahrens einführen. Sie sollte dazu zeitnah alle Vo-

raussetzungen schaffen, um so eine digitale Annahme und Bearbeitung 

von Bauanträgen zu ermöglichen. 

319 

   E3.2 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die notwendigen Beteiligungen digital 

durchführen. Antragsunterlagen sollten dafür digital vorliegen. Dazu soll-

ten die Unterlagen in Papierform zu einem frühen Zeitpunkt des Geneh-

migungsverfahrens eingescannt werden. 

319 

F4 

Bei der Betrachtung des eingesetzten Personals zur Bearbeitung der neuen 

Falleingänge positioniert sich Gelsenkirchen mit der ermittelten Kennzahl 

knapp unterhalb des Medians. Auch Gelsenkirchen ist von einer hohen Perso-

nalfluktuation betroffen. Offene Stellen sind häufig nicht oder nur verspätet neu 

zu besetzen. Diese Umstände belasten die Bauantragsbearbeitung. 

321 E4.1 
Die Stadt Gelsenkirchen sollte mit Vorgaben zur Datenpflege einheitliche 

Vorgehensweisen sicherstellen. 
323 
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   E4.2 
Die Stadt Gelsenkirchen sollte durch die Schaffung einer zentralen Da-

tenbank einen ausreichenden Wissenstransfer sicherstellen. 
324 

   E4.3 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Potenziale für die Beschleunigung der 

Verfahrensabläufe nutzen. Der Trend rückläufiger Fallzahlen kann dazu 

beitragen, die Anzahl unerledigter Fälle zu reduzieren. 

324 

F5 

Die Stadt Gelsenkirchen berät Bauinteressenten im Baubürgerbüro oder über 

digitale Angebote. Trotz dieses Angebotes ist die Zahl der zurückgenomme-

nen Anträge und Ablehnungen vergleichsweise hoch. 

324 E5 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte die Gründe für die zurückgenommenen 

Genehmigungsanträge und Ablehnungen erfassen und auswerten. Sie 

sollte die Anteile der zurückgenommenen Anträge möglichst reduzieren. 

326 

F6 

Die Gesamtlaufzeiten besonders bei den vereinfachten Genehmigungsverfah-

ren überschreiten die Orientierungsgröße der gpaNRW. Es vergehen durch-

schnittlich mehr als zwei Monate, bevor Antragstellende die Antragsunterlagen 

vervollständigen. 

327 E6 

Die Stadt Gelsenkirchen sollte zur Beschleunigung der Genehmigungs-

verfahren die Fristen für die Nachbesserung der Antragsunterlagen mög-

lichst kurzhalten. 

330 
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 Kontakt 

Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen 

Shamrockring 1, Haus 4, 44623 Herne 

Postfach 10 18 79, 44608 Herne 

t  0 23 23/14 80-0 

f  0 23 23/14 80-333 

e  info@gpa.nrw.de 

DE-e Poststelle@gpanrw.de-mail.de 

i  www.gpa.nrw.de 

 






